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Was  die  Geschichte  getrennt,  vereinigt  die  Wissenschaft  wieder. 
Recht  ist  Gemeingut  der  Welt,  Kündung  das  Vorrecht  des  Staats. 
Straßburg,  25.  Juni  1912.  Paul  Laband. 


GEDENKWORT 


1862  « 1912. 


»Als  Deutschland  noch  im  Reich  der  Träume  lag, 
»Der  Eintracht  Segen  selbst  im  Recht  entbehrte, 
»Zum  ersten  Male  der  Juristentag 
»Der  künft’gen  Hauptstadt  Gastfreundschaft  be« 

gehrte  . . .«  — 

Mit  diesen  Worten  hat  Albert  Traeger, 
der  Dichter  unter  den  Juristen,  den  Deutschen 
Juristentag  in  der  Deutschen  Juristen«Zeitung 
begrüßt,  als  er  im  Jahre  1902  zum  ersten  Male 
seit  seinem  Bestehen  an  die  Stätte  seiner  Geburt, 
nach  Berlin,  zurückkehrte.  Ein  Dezennium  ist 
seitdem  vergangen,  und  zum  zweiten  Male  inner« 
halb  50  Jahre  versammelt  sich  nun  in  der  Haupt« 
Stadt  Oesterreichs  die  deutsch«öfterreichische 
Juristenwelt.  In  unserer  Zeit,  da  maßlose,  viel« 
fach  von  mangelndem  Verständnis  zeugende 
Kritik  nicht  einmal  vor  den  Pforten  der  Justiz 
halt  macht  und  an  den  Grundpfeilern  der  Ge« 
rechtigkeit  rüttelt,  beansprucht  der  Deutsche 
Juristentag  als  Sammelpunkt  aller  Juristen  ohne 
Unterschied  des  Sonderstandes  erhöhte  Bedeu« 
tung.  Darum  soll  die  Gelegenheit  nicht  vor« 
übergehen,  ohne  aufs  neue  seinen  Wert  für 
unser  ganzes  nationales  Leben  in  Erinnerung  zu 
rufen.  Unwillkürlich  wenden  sich  dabei  unsere 
Blicke  zurück  in  die  Zeit  seiner  Gründung, 
des  ersten,  im  Jahre  1860  in  Berlin,  des  dritten,  im 
Jahre  1862  in  Wien  abgehaltenen  Juristentages. 

»Nach  langer,  dunkler  Juristennacht  ein 
Deutscher  Juristentag.«  Diese  Worte  des  öster« 
reichischen  Advokaten  Berger  auf  dem  ersten 
Juristentage  in  Berlin  1860  geben  eine  treffende 
und  prägnante  Charakteristik  der  damaligen 
begeisterten  Stimmung,  mit  der  der  Zusammen« 
Schluß  der  Juristen  begrüßt  wurde,  zeigen  zugleich, 
wie  sehr  die  österreichischen  Gäste  von  dem 
Gelingen  des  ersten  Kongresses  freudig  überrascht 
waren,  trotzdem  damals  noch  Berlin  als  »eine 
Stadt,  die  nicht  einmal  im  Mittelpunkte  Deutsch« 
lands  und  ganz  außerhalb  der  Richtung  liege« 
gekennzeichnet  wurde.  Aber  die  Begeisterung 
wuchs,  da  der  Landesfürst  und  die  höchsten 
Behörden  dem  Juristentag  besondere  Ehrungen 
erwiesen.  Der  spätere  preußische  Justizminister 
Dr.  von  Friedberg  hat  in  einem,  an  »unser 


Aller  Lehrer  und  Meister«  Karl  Georg 
v.  Waechter,  den  Präsidenten  des  Berliner 
und  Wiener  Juristentages  zugleich,  gerichteten 
Schreiben  v.  6.  Sept.  1860,  dessen  Original  der 
Zufall  mir  in  die  Hände  spielte,  eine  Darstellung 
gegeben,  wie  der  damalige  Justizminister  Simons 
dem  Juristentage  sein  Interesse  von  Anfang 
an  bekundete.  Der  Minister  betonte  bei  seinem 
Vortrage  vor  dem  Prinzregenten,  dem  spä« 
teren  Kaiser  Wilhelm  I.,  am  5.  Sept.  1860, 
»daß  die  gesteigerten  Hoffnungen  noch  bei 
weitem  übertroffen  worden  wären.  Diese  Er« 
gebnisse  könnten  — der  Natur  der  Sache  nach  — 
weniger  technisch  «juristischer,  als  politischer 
Natur  sein,  und  in  letzterer  Beziehung  sei  eben 
das  politisch  wichtige  Resultat:  einer  persön« 
liehen  Berührung  der  Juristen  deutscher  Lande, 
der  freundliche  Ideenaustausch,  und  die  dadurch 
hervorgerufene  Ueberzeugung  erzielt  worden: 
wie  Preußen  auch  auf  dem  spezifischen  Rechts« 
gebiete  mit  den  anderen  Staaten  möglichst  Hand 
in  Hand  zu  gehen  wünsche.«  »Der  Prinzregent 
habe,«  fährt  Friedberg  fort,  »mit  besonderer  Be« 
friedigung  hiervon  Kenntnis  genommen  und  aus 
eigener  Bewegung  hinzugefügt,  der  Minister 
möchte  der  ständigen  Deputation  ausdrücklich 
eröffnen,  daß,  wenn  er,  der  Prinzregent,  um  die 
Zeit  des  Juristentages  in  Berlin  anwesend  ge« 
wesen  wäre,  er  es  sich  nicht  versagt  haben  würde, 
seine  Teilnahme  an  seinen  Bestrebungen  per« 
sönlich  darzulegen.« 

Und  in  der  Tat  hat  denn  auch  der  da« 
malige  Prinz  Friedrich  Wilhelm  von 
Preußen,  der  spätere  Kaiser  Friedrich,  die 
Vorstellung  von  520  Mitgliedern  des  Juristen« 
tages  im  Neuen  Palais  entgegengenommen,  der« 
selbe  hochherzige  Prinz,  der  zwei  Jahre  später  als 
Kronprinz  von  Preußen  »seinen  herzlichen  Gruß 
aus  alter  gewohnter  Teilnahme  den  Versammelten 
des  Juristentages«  in  Wien  telegraphisch  über« 
mittelte. 

Gehoben  von  solchen  Ehrungen,  im  Verein 
mit  glanzvollen  Festlichkeiten,  die  Stadt  und  Be« 
wohner  Berlins  den  Teilnehmern  des  Kongresses 
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gaben,  haben  denn  auch  gerade  österreichische 
Juristen  sich  über  dessen  Verlauf  dahin  ausge« 
sprochen,  daß  »bei  allen  die  Erinnerung  an  den 
überaus  freundlichen  Empfang  und  an  die  gast* 
liehe  Aufnahme,  welche  die  Mitglieder  des 
Juristentages  in  Berlin  gefunden  haben,  kräftig 
sich  erhalten  werde.  Vielleicht  habe  Berlin  nie 
die  Achtung  vor  Wissenschaft  und  Kunst,  die 
es  immer  bewährt  habe,  in  ein  helleres  Licht 
gestellt.  Namentlich  die  Oesterreicher  hätten 
allen  Grund,  für  die  ihnen  zuteil  gewordene, 
wahrhaft  brüderliche,  ganz  besonders  herzliche 
Aufnahme  ihren  Dank  auszusprechen;  sie  könnten 
nur  hoffen,  daß  ihnen  bald  Gelegenheit  gegeben 
sei,  in  ihrer  Heimat  an  der  Weiterförderung  des  so 
schön  begonnenen  großen  Werkes  mitzuarbeiten.« 

Diese  Hoffnung  ist  schnell,  bereits  im  Jahre 
1862  erfüllt  worden. 

Neidlos  haben  Berliner  Juristen  anerkannt, 
daß  Berlin  von  Wien  weit  übertroffen  worden  sei. 

»Nach  einstimmigem  Urteil  aller«  — heißt 
es  — »und  es  waren  Personen  zugegen,  die  die 
Feste  des  Wiener  Kongresses  von  1815  gesehen, 
war  es  das  schönste  und  gelungenste  Fest,  das  je 
in  Wien  stattgefunden  habe.«  — 

»So  wie  die  deutschen  Schützen  in  der 
deutschen  Kaiserstadt  am  Main  sich  verbrüderten, 
ihr  gemeinsames  Vaterland  gegen  jeden  Eingriff 
in  dessen  Integrität  mit  ihren  Waffen  zu  ver« 
teidigen,  ebenso  vereinigen  sich  die  Männer  der 
Wissenschaft  in  der  Kaiserstadt  an  der  Donau, 
um  gleiches  Recht  für  jeden  Deutschen  in  dem 
gesamten  Vaterlande  zur  Geltung  zu  bringen.« 
Mit  diesen  Worten  feierte  der  Bürgermeister 
Dr.  Zelinka  den  Juristentag,  und  die  Kom« 
mune  Wien  gab  ein  Fest  »im  Sperl«,  das  Zeugnis 
ablegte  von  der  großen  Verehrung  der  deut« 
sehen  Kollegen,  der  deutschen  Männer.  In  trans« 
parentem  Lichte  wurden  die  deutschen  Bundes« 
Staaten,  »ein  illuminiertes  Deutschland  in  der 
bekannten  mannigfaltigen  Einigkeit,  wie  es 
sich  weit  besser  als  in  der  Geschichte  der 
Gegenwart  ausnimmt«,  gezeigt.  Zwölf  deutsche 
Universitätsbilder  in  transparenter  Beleuchtung 
sollten  den  aus  Deutschland  hergekommenen 
Juristen  eine  freudige  Erinnerung  an  ihre  Stu« 
dentenzeit  gewähren,  und  sinnig  war  der  Spruch, 
der  an  der  großen  Eingangstreppe  angebracht  war: 

»Was  ihr  Treues  uns  erwiesen, 

Sei  von  uns  mit  Dank  gepriesen, 

Was  ihr  ferner  werdet  bauen, 

Sei  erwartet  mit  Vertrauen.« 

»Wo  soll,«  sprach  Waechter,  von  solch 
überwältigender  Liebenswürdigkeit  gerührt,  »ich 
zu  danken  anfangen?  Wir  haben  von  der 
höchsten  Spitze  des  Staates  bis  hinunter  zum 
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geringsten  Einwohner  Wiens  zu  danken.  Von 
der  höchsten  Spitze  an,  denn  die  so  hochherzigen 
Worte  des  Herrschers,  in  dessen  Hauptstadt  wir 
uns  versammeln,  haben  uns  zu  ehrfurchtsvollem 
Danke  für  die  gnädigste  Förderung  unserer 
Zwecke  verpflichtet.  Und  dann:  wir  alle  waren 
auf  das  tiefste  durchdrungen  und  gefesselt  von 
der  hohen  Huld,  mit  welcher  ein  geistreicher 
Prinz  des  kaiserlichen  Hauses,  der  an  der  Spitze 
des  Ministeriums  steht  — Erzherzog  Rainer—, 
den  Juristentag  empfing  und  in  der  ermutigend« 
sten  Weise  für  die  Zwecke  unseres  Juristentages 
sich  aussprach.« 

Diese  mit  Begeisterung  vorgetragenen,  be« 
geistert  aufgenommenen  Worte  waren  der  Aus« 
druck  des  Dankes,  den  damals  deutsche  Juristen 
der  österreichischen  Juristenwelt  und  ihrem 
Herrscherhause  zollten. 

>’fi  ;;< 
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Ein  Halbjahrhundert  ist  seitdem  just  in 
diesen  Tagen  vergangen.  Wie  auch  immer  die 
Entwickelung  in  die  Geschichte  der  Völker  und 
in  die  der  Wissenschaften  eingegriffen  hat:  In 
den  Grundanschauungen  und  in  der  Bewertung 
ihrer  idealen  Güter  sind  Deutsche  und  Oester# 
reicher  heute  vereint,  treue  Waffenbrüderschaft, 
untrennbare  Freundschaft  beseelt  beide.  Un« 
versiegbar  für  alle  Zeiten  ist  erst  recht  der  Quell 
der  Wissenschaft,  aus  dem  vor  allem  auch  die 
Rechtswissenschaft  beider  Staaten  gemeinsam 
dauernd  schöpft.  Und  wiederum  erklingt  weihe« 
voll  der  Willkommensgruß,  den  das  österreichi« 
sehe  Staatsoberhaupt  dem  diesjährigen  Juristen« 
tage  entbietet.  Meiner  ehrfurchtsvollen  Bitte 
entsprechend,  hat  des  Kaisers  und  Königs 
Majestät,  Franz  Josef  L,  in  huldvollster 
Weise  geruht,  Sein  Bild  mit  Allerhöchst  eigen« 
händiger  Widmung  an  die  Teilnehmer  des  Wiener 
Juristentags  dieser  Festschrift  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Und  kein  prophetischer  Blick  gehört 
dazu,  heute  schon  vorauszusagen,  daß  Staat,  Stadt 
und  Volk  dem  Deutschen  Juristentag  in  Wien 
im  Jahre  1912  eine  Aufnahme  bereiten  werden, 
die  der  denkwürdigen  Huldigung  vor  50  Jahren 
entspricht.  — 

i’fi  $ 
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»Die  Deutsche  Juristen«Zeitung  ist  ein  stän« 
diger  Deutscher  Juristentag.«  Dieses  von  Her« 
mann  Staub  zum  Berliner  Juristentag  1902  ge# 
prägte  Wort  darf  mit  Fug  die  Deutsche  Juristen« 
Zeitung  auch  heute,  und  erst  recht  heute  noch 
auf  sich  anwenden.  Die  bedeutendste,  älteste 
und  vornehmste  der  juristischen  Organisationen, 
der  Deutsche  Juristentag,  ist  von  ihr  immer  in 
besonderem  Maße  gepflegt  worden.  Aber  in 
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unseren  Tagen  der  politischen  Stürme  schien  es 
mir  nicht  ausreichend  und  würdig  genug,  dies 
Interesse  nur  ideell  zu  bekunden:  die  innige 
Freundschaft  der  Häuser  Habsburg  und  Hohen* 
zollern,  dietreue  politische  Gemeinsamkeit,  die  zahl* 
reichen,  kostbaren  wirtschaftlichen  Werte  beider 
Völker  haben  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Rechts 
eine  tiefe  wissenschaftliche  und  praktische  Ideen* 
gemeinschaft  ausgelöst.  Diesem  Gefühle  entsprang 
die  aus  freier  Initiative  hervorgegangene  Absicht,  in 
einer  schlichten  und  bescheidenen  Gabe  dieses  poli* 
tisch  wie  rechtsgeschichtlich  bedeutsame  Ereignis 
der  Verbrüderung  deutscher  und  österreichischer 
Juristen  festzuhalten,  dem  gegenwärtigen  wie  den 
künftigen  Juristengeschlechtern  zu  verkünden,  wie 
freudig  bewegt  dieses  historischen  Tages  in  reichs* 
deutschen  Juristenkreisen  gedacht  wird,  und  da* 
mit  zugleich  dem  Deutschen  Juristentage  wie  der 
österreichischen  Rechtswelt  eine  Huldigung  deut* 
sehen  juristischen  Schrifttums  darzubringen.  In 
einer  Reihe  geschlossener,  aber  innerlich  zu* 
sammenhängender  Abhandlungen  maßgebender 
und  namhafter  Kenner  sollten  die  gemeinsamen 
Berührungspunkte  der  Rechtsgeschichte,  der 
Rechtspolitik  und  Gesetzgebung  beider  Länder 
auf  den  wichtigsten  Gebieten  untersucht  und  dar* 
gelegt  werden.  Unmöglich  war  es  nach  Zeit  und 
Raum,  das  goldreiche  Erz  vollständig  aus  der 
Tiefe  an  das  Tageslicht  zu  fördern.  Nur  Skizzen 
und  Anklänge  konnten  geboten  werden,  um  zu 
zeigen,  wie  sehr  auch  hier  die  beiden  großen 
Nationen  gemeinsam  zur  fortschreitenden  Kultur* 
entwicklung  auf  juristischem  Gebiete  segensreich 
gewirkt  haben.  In  einem  zweiten  Teile  der  Fest* 
schrift  ist  zu  allen  Fragen,  mit  denen  sich  der 
Juristentag  beschäftigen  wird,  von  maßgebender 
Seite  Stellung  genommen,  wie  auch  alle  übrigen 
Beiträge  möglichst  österreichischen  Charakter 
tragen. 

Es  ist  mir  dabei  Bedürfnis,  nicht  nur  jedem 
einzelnen  der  Herren  Mitarbeiter  für  die  selbst* 
lose  Unterstützung  herzlichst  zu  danken,  sondern 
vor  allem  auch  denjenigen  Herren,  die  mir  ihre 
Förderung  haben  gütigst  zuteil  werden  lassen: 
den  ehemaligen  und  jetzigen  Herren  Justiz* 


ministem,  den  Exzellenzen  Dr.  Franz  Klein 
und  Dr.  Ritter  von  Hochenburger  sowie  dem 
Herrn  Sektionschef  im  österreichischen  Justiz* 
ministerium  Dr.  Schauer. 

* $ 

* 

Tage  und  Feste  verrauschen  schnell  im  Fluge 
der  Zeit.  Gedanken  und  Erinnerungen  bleiben. 
Stets  wird  der  deutsch*österreichische  Juristentag 
in  Wien  als  ein  Markstein  in  der  Geschichte 
beider  Nationen  und  der  Juristen  angesehen 
werden,  aufs  neue  Zeugnis  ablegen  von  der  un* 
verbrüchlichen  Treue  beider  Reiche  zu  einander, 
der  innigen  Verbindung  zur  Pflege  des  höchsten 
Gutes  jedes  Volkes:  der  Wissenschaft. 

Und  wenn  im  Jahre  1860  als  das  Ergebnis 
des  ersten  Juristentages  in  Berlin  gesagt  worden 
ist,  „der  Deutsche  Juristentag  ist  nicht  ein  Tag  für 
heute  und  morgen,  er  ist  ein  Tag  für  immerdar, 
er  ist  die  Wiege  der  Rechtseinheit  für  das  große 
deutsche  Vaterland;  er  ist  die  erste  große  Tat  für 
die  innere  Einheit  Deutschlands.  Ein  jeder  wahr* 
haft  deutsche  Mann  schmücke  den  Grundstein 
mit  Blumen,  den  so  einsichtsvoll  Berlin  legt:  der 
Arbeiter  sind  viele  und  willige,  den  Bau  zum 
Segen  der  Nation  zu  vollenden“,  — so  darf  heute 
von  reichsdeutscher  Seite  aus  der  Hoffnung  Aus* 
druck  gegeben  werden,  daß  auch  der  diesmalige 
Wiener  Juristentag  noch  lange  in  den  Herzen 
der  deutschen  Juristenwelt  fortleben  und  fort* 
wirken,  daß  von  dieser  Gemeinschaft  die  Rechts* 
entwicklung  beider  Staaten  neuerdings  befruchtet 
werden,  und  daß  insbesondere  in  der  huldvollen 
und  gnädigen  Widmung  Seiner  Majestät  des  all* 
verehrten  Kaisers  Franz  Josef  ein  jeder  bei  seinem 
Scheiden  aus  der  alten  Kaiserstadt  an  der  Donau 
die  freudigste  und  bleibende  Erinnerung  an  den 
Wiener  Juristentag  zurückbehalten  möge.  Und 
so  soll  denn  auch  diese  Festschrift  in  bescheidenem 
Maße  dazu  beitragen,  eine  noch  engere  Ideen* 
gemeinschaft  österreichischer  und  deutscher 
Juristen  zu  erzielen,  und  unter  dem  Zeichen  des 
Wahrspruches  des  unserem  deutschen  Herrscher* 
hause  so  treu  verbundenen  Hauses  Habsburg 
stehen: 

Viribus  unitisl 


Berlin,  Juli  1912. 
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Dr.  Otto  Liebmann. 
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Zum  Wiederzusammentritt  des  Deutschen  Juristentages 

in  Wien. 


Vom  Wirkl.  Geh.  Rat  Dr.  Joseph  Unger, 
Präsidenten  des  Reichsgerichts,  Wien. 


Im  September  des  Jahres  1862  trat  der 
Deutsche  Juristentag  zum  ersten  Male  in  Wien 
zusammen.  Nach  fünfzig  Jahren  versammelt  er 
sich  abermals  in  der  alten  deutschen  Kaiserstadt. 

Welch  ungeheure  weltgeschichtliche  Ver* 
änderungen  haben  sich  in  diesem  halben  Jahr* 
hundert  zugetragen! 

Damals  gehörte  Oesterreich  zum  Deutschen 
Bunde  und  übte  die  Präsidialmacht  am  Bundes* 
tag  in  Frankfurt  aus.  In  Wien  herrschte  freu* 
dige  Stimmung  in  der  frohen  Hoffnung,  daß  es 
gelingen  werde,  alle  Teile  des  weiten  Reichs 
auf  Grund  der  kurz  vorher  verliehenen  Ver* 
fassung  zu  gemeinsamer  parlamentarischer 
Tätigkeit  zu  verbinden. 

Seither  ist  in  einem  tragischen  Bruder* 
kampf  Oesterreich  aus  Deutschland  hinaus* 
gedrängt  worden.  Und  der  Traum  eines 
konstitutionellen  österreichischen  Einheits* 
Staates  ist  verflogen. 

Obgleich  wir  Deutsche  durch  die  Los* 
reißung  vom  deutschen  Mutterboden  aufs 
schwerste  getroffen  wurden,  da  wir  hiermit 
unseren  politischen  Schwerpunkt  verloren,  sind 
wir  doch  längst  zur  Einsicht  gelangt,  daß  der 
Wettkampf  zwischen  Preußen  und  Oesterreich 
um  die  Vorherrschaft  in  Deutschland  aus 
inneren  Gründen,  früher  oder  später,  friedlich 
oder  feindlich,  mit  einer  Art  politischer  Natur* 
notwendigkeit  zu  dem  nunmehr  erfolgten 
Ausgang  führen  mußte,  und  daß  es  gegen 
das  auf  den  böhmischen  Schlachtfeldern  er* 


gangene  Gottesurteil  eine  Wiederherstellung 
des  vorigen  Zustandes  nicht  gibt. 

»Ob  auf  das  zerriss’ne  Band  Heut  noch 
manches  Auge  weine«  — wir  freuen  uns 
doch  von  ganzem  Herzen,  daß  endlich  der 
Welttag  für  Deutschland  gekommen  ist,  daß 
das  deutsche  Volk  endlich  die  heißersehnte 
langerstrebte  nationale  und  politische  Einheit 
errungen  hat  und  daß  es  in  kurzer  Zeit 
zu  einer  Machtfülle  und  Ranghöhe  empor* 
gediehen  ist,  die  die  Mißgunst  und  die  Eifer* 
sucht  mächtiger  Staaten  erregen. 

Haben  wir  nun  gleich  aufgehört,  ein  Teil 
des  zu  staatlicher  Einheit  gelangten  deutschen 
Volks,  ein  Glied  der  deutschen  Staatsnation 
zu  sein,  so  sind  wir  doch  nach  wie  vor  ein 
Glied  der  großen  deutschen  Kulturnation  und 
fühlen  uns  als  solches.  Unser  bei  aller  dy* 
nastischen  Anhänglichkeit  und  unerschütter* 
lichem  Treue  und  Liebe  zu  Oesterreich  tief* 
gehendes  deutsches  Nationalgefühl  ist  geistiger, 
nicht  politischer  Natur.  Wir  atmen  deutsche 
Geistesluft.  Die  Götter  der  deutschen  Dich* 
tung  sind  auch  unsere  Götter.  Die  Heroen  der 
deutschen  Wissenschaft  sind  auch  unsere  He* 
roen.  Die  Meister  der  deutschen  Jurisprudenz 
sind  auch  unsere  Meister.  Und  wir  sind 
nicht  bloß  Empfangende,  wir  sind  auch  Ge* 
bende.  Es  fliegen  die  geistigen  Fäden  herüber 
und  hinüber.  Das  gedankenschwere  deutsche 
Bürgerliche  Gesetzbuch  übt  eine  starke  (nicht 
immer  unbedenkliche)  Suggestivkraft  auf  die 
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Theorie  und  selbst  auf  die  Praxis  in  Oester* 
reich  aus.  Die  mit  Meisterhand  konzipierte 
österreichische  Zivilprozeßordnung  wird  in 
Deutschland  vielfach  als  Muster  und  Vorbild 
hingestellt.  Auf  dem  Gebiet  der  Strafrechts* 
gesetzgebung  herrscht  ein  heilsamer  Wetteifer 
zwischen  den  beiden  Reichen.  In  der  Sozial* 
Politik  ist  Deutschland  unter  dem  Banner 
der  Humanität  in  ruhmvoller  Weise  allen 
Nationen  vorangegangen,  und  auch  wir  folgen, 
wenngleich  langsamen  Schritts. 

Ein  mächtiges  Organ  dieser  geistigen  Zu* 
sammengehörigkeit  ist  der  Deutsche  Ju* 
ristentag. 

Er  bringt  das  Rechtsbewußtsein  des  ge* 
samten  deutschen  Juristenstandes  zum  Aus* 
druck  und  schafft  reichen  Stoff  zur  Bildung 
gemeinsamen  Rechts. 

Auf  dem  Deutschen  Juristentag  fühlen 
wir  uns  aber  nicht  bloß  als  Juristen  mit  Ju* 
risten,  sondern  als  Deutsche  mit  Deutschen. 


Das  Empfinden  und  Sichbewußtwerden  dieses 
geistig*nationalen  Zusammenhangs  ist  ins* 
besondere  für  uns  Deutsche  in  Oesterreich  von 
nicht  minderer  Wichtigkeit  als  die  fachmänni* 
sehe  Arbeit  des  Juristentags.  Es  kräftigt  unser 
deutsches  Gefühl.  Es  erhöht  unseren  Mut  zur 
Abwehr  der  Angriffe  auf  die  historische 
Stellung  des  deutschen  Volksstamms  in  Oester* 
reich.  Es  stärkt  unsere  Kraft  zur  Zurückweisung 
der  offenen  und  versteckten  Bestrebungen,  das 
deutsche  Element  in  Oesterreich  zurückzu* 
drängen,  das  der  Gründer  und  der  festeste 
Kitt  dieses  eigenartigen  vielgegliederten  viel* 
sprachigen  Staatsgebildes  ist. 

Und  so  freuen  wir  uns  denn,  daß  unsere 
deutschen  Stamm*  und  Zunftgenossen  in  hellen 
Scharen  in  das  kerndeutsche  Wien  einziehen, 
und  rufen  ihnen  zu: 

Seid  willkommen  auf  österreichi* 
schem  Boden!  Auch  hier  herrscht 
deutsches  Leben  und  deutscher  Geist! 


Der  Deutsche  Juristentag  und  die  anderen  juristischen  Vereinigungen. 

Von  Dr.  Franz  Klein,  k.  k.  Justizminister  a.  D.,  Wien. 


Die  alten  geschichtlichen  Berufsgliede* 
rungen  der  Juristen  erstrecken  sich  nicht  auf 
die  rechtswissenschaftliche  Tätigkeit.  Sie  wurde 
auch  von  den  Rechtslehrern  nie  als  Zunft* 
Privileg  angesehen.  Indem  alle  Juristen  ohne 
Unterschied  daran  teilnahmen,  entstand  über 
dem  Trennenden  ihrer  Berufe  eine  geistige 
Gemeinschaft,  deren  Leistungen  und  Ziele 
sich  nach  dem  Charakter  der  Zeit  bestimmten 
und  änderten.  Eine  solche  Wendung  trat 
mit  der  Abkehr  vom  Manchestertum  ein.  Es 
greift  dasselbe  Mißtrauen  in  das  freie  Spiel 
der  geistigen  wie  in  das  der  wirtschaftlichen 
Kräfte  Platz,  und  die  Wissenschaft  entlehnt 
dem  wirtschaftlichen  und  sozialen  Leben  das 
Organisationsprinzip.  Was  die  Anschauungen, 
das  Bedürfnis,  der  Geschmack  der  Gegenwart 
wollen,  soll  nun  auch  in  der  Rechtswissen* 
schaft  durch  rationelle  Pflege  im  Wege  der 
Organisation  geschaffen  werden.  Infolgedessen 
setzen  sich  zum  Teil  die  alten  Berufsverbände 
neue  Aufgaben,  zum  Teil  bilden  sich  neue 
Verbände,  die  sich  ihr  Programm  aus  dem 
Gesamtkomplex  des  Rechts  herausschneiden: 
das  Strafrecht  oder  das  gewerbliche  Eigentum, 
das  wirtschaftliche,  sozialpolitische  oder  so* 
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ziologische  Moment,  das  Verhältnis  zwischen 
Recht  und  Rechtsanwendung,  die  Beziehungen 
des  Rechts  zur  Philosophie  oder  Psychologie, 
die  Rechtsvergleichung,  das  Recht  des  inter* 
nationalen  Verkehrs  usw.  Wir  befinden  uns 
inmitten  dieser  Bewegung.  Licht  und  Schatten 
begleiten  sie.  Jede  derartige  Spezialisierung 
bedeutet  Durcharbeitung  wichtiger  Rechts* 
Probleme  unter  einem  bis  dahin  vielleicht 
mehr  vernachlässigten  Gesichtspunkte,  Wissen 
und  Einsicht  können  sich  dadurch  vertiefen, 
indem  aber  die  verschiedenen  Arbeitsrichtungen 
sich  abschließen  und  aus  den  Augen  verlieren, 
verlernen  sie  es,  sich  zu  verstehen  und  zu 
unterstützen,  es  wächst  die  Gefahr  einseitigen 
Betrachtens  und  bloß  relativ  wahrer  Ergebnisse. 

Warum  beschäftigt  man  sich  mit  Rechts* 
Wissenschaft?  Nur  in  geringem  Maße  um 
des  Erkennens  willen,  um  Welt  und  Sein  zu 
begreifen.  Das  ist  wohl  auch  die  Ansicht 
der  Akademien  der  Wissenschaften,  die  Ju= 
risten  nur  als  Historiker  in  ihrer  Mitte  dulden! 
Die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Rechts 
will  hauptsächlich  lehrend  und  forschend  dem 
Rechtsleben  und  durch  dieses  dem  Staate  und 
der  Gesellschaft  dienen,  sei  es,  daß  sie  Zweifel 
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und  Kontroversen  schlichtet  oder  den  Inhalt 
der  Rechtsordnung  bis  in  seine  letzten  Tiefen 
zu  ergründen  und  für  die  Praxis  nutzbar  zu 
machen  strebt,  sei  es,  daß  sie  zur  Fortbildung 
des  Rechts  drängt  und  sie  vorbereitet.  Neue* 
stens  wird  allerdings  versucht,  der  Natur* 
forschung  ähnlich  in  Wesen  und  Funktion 
des  Rechts  einzudringen,  doch  auch  dabei 
leiten  letzten  Endes  meistens  nähere  oder  ent* 
ferntere  praktische  Absichten.  Die  allgemeine 
Signatur  der  Rechtswissenschaft  ist  Entfaltung 
und  Fortbildung  des  jeweils  gegebenen  Rechts. 
Für  die  Entfaltung  kann  jede  Organisation, 
mag  sie  sich  ihre  Aufgabe  noch  so  eng  stellen, 
selbständig  und  für  sich  allein  etwas  leisten, 
sobald  ihre  wissenschaftliche  Tätigkeit  zu  Re* 
sultaten  gelangt,  welche  die  Rechtsanwendung 
erleichtern  oder  verbessern.  Die  Vielheit  der 
Organisationen  wird  eine  Mannigfaltigkeit  der 
Maßstäbe,  Methoden  und  Ergebnisse  veran* 
lassen  und  schließt  die  Möglichkeit  von  Wider* 
Sprüchen  in  sich;  doch  diese  »Fülle  der  Ge* 
sichte«  liegt  in  der  Zeit,  sie  gelangt  nur  in 
den  Arbeiten  sich  spezialisierender  Organisa* 
tionen  schärfer  zum  Ausdruck.  Die  Wirk5 
samkeit  der  letzteren  ist  in  dieser  Hinsicht 
nicht  anders  zu  beurteilen  wie  die  rechts* 
wissenschaftliche  Literatur,  in  die  sie  auch 
überwiegend  in  einer  oder  der  anderen  Gestalt 
mündet.  Wie  ihre  Resultate  angewendet 
werden,  dafür  sind  beide  nicht  verantwortlich, 
die  Bedingungen  günstiger  oder  ungünstiger 
Folgen  liegen  zum  größten  Teile  jenseits  ihrer 
Sphäre. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Fortbildung 
des  Rechts.  Diese  ist  im  konstitutionellen 
Staate  eine  Art  dramatischen  Handelns,  für 
das  ähnlich  den  bekannten  aristotelischen 
Einheiten  gleichfalls  drei  Einheiten  gelten: 
die  Einheit  der  Aufgabe,  der  Lösung  und  des 
Willens.  Die  Aufgabe  ist,  einem  Uebelstande 
oder  Mangel  abzuhelfen,  der  sich  in  der  Ge* 
Seilschaft  bemerkbar  gemacht  hat,  die  Lösung 
sind  bestimmte  dazu  taugliche  Normen  oder 
Institute,  die  für  alle  oder  für  größere  Gruppen 
wenigstens  gleich  sind,  und  hinsichtlich  ihrer 
müssen  — die  dritte  Einheit  — wenigstens  die 
verfassungsmäßig  berufenen  Stellen  überein* 
stimmen,  je  mehr  aber  die  ganze  Gesellschaft 
sie  will,  desto  besser  ist  es.  Wenn  eine  Auf* 
gäbe  der  Rechtsbildung  der  Gesellschaft  ins 
Bewußtsein  kommt,  werden  regelmäßig  alle 
denkbaren  Alternativen  erwogen  und  die  ver* 
schiedensten  Lösungen  gewollt  und  beantragt 
werden,  schließlich  muß  aber  doch,  damit 


neues  Recht  entstehen  kann,  alles  nach  dem* 
selben  Punkte  konvergieren  und  in  dasselbe 
Bett  sich  ergießen.  In  Sachen  der  Entfaltung 
des  Rechts  ist  dezentralisiertes  Schaffen  der 
juristischen  Organisationen  möglich,  die  Ein* 
heit  wird,  wo  sie  fehlt,  durch  das  Behörden* 
und  Instanzensystem  hergestellt,  dagegen  ver* 
langt  die  Fortbildung  des  Rechts  Zentralisie* 
rung.  Man  nehme  ein  Straf*,  ein  Enteignungs* 
oder  ein  Wohnungsgesetz,  die  Ausbildung 
der  Juristen  oder  die  der  Richter  u.  a.  Jede 
der  verschiedenen  Organisationen,  deren  Pro* 
gramm  eine  solche  Frage  berührt,  will  etwas 
anderes  oder  dasselbe  in  anderer  Art  oder 
anderer  Menge  in  das  Gesetz  bringen,  ihre 
Forderungen  müssen  also  irgendwo  und  irgend* 
wie  zusammengefaßt  werden,  anders  können 
sie  nicht  insgesamt  Recht  werden.  Die  Arbeit, 
welche  diese  Organisationen  im  Dienste  der 
Rechtsfortbildung  leisten,  ist  zweifellos  wissen* 
schaftliche  Arbeit,  sie  ist  aber  im  Unterschiede 
zur  Entfaltung  des  Rechts  nicht  endgültige, 
sondern  Vorarbeit.  Ebenso  sind  die  Ergeb* 
nisse  ihrer  Arbeiten  nicht  Finalprodukte,  son* 
dern  — produktionstechnisch  gesprochen  — 
Halbzeug  für  das  werdende  positive  Recht, 
und  die  Organisationen  würden  ihre  Aufgabe 
nicht  oder  nur  unzureichend  erfüllt  haben, 
wenn  sie  sich  um  den  entscheidenden  Amal* 
gamierungs*  und  Verarbeitungsprozeß,  um  die 
Zusammensetzung  der  Gußmasse  und  den  Guß 
nicht  kümmern.  Soweit  darf  das  Exklusive 
nicht  gehen.  Wenn  man  für  seine  rechts* 
wissenschaftlichen  Ansichten  in  Anspruch 
nimmt,  daß  sie  für  die  Gesetzgebung  von 
Belang  sein  sollen,  so  müssen  sie  derart  sein, 
daß  sie  auch  tatsächlich  von  Belang  sein 
können.  Die  verschiedensten,  kreuz  und  quer 
laufenden  juristischen  Ideen  über  eine  legis* 
lative  Frage  vor  der  Gesetzgebung  ausbreiten 
und  alles  weitere  ihr  überlassen,  heißt  ihr  zu* 
viel  zumuten.  Die  Juristen  werden  sich  viel* 
mehr  zuerst  untereinander  zu  einigen  suchen 
müssen,  bevor  sie  der  Gesetzgebung  Rat* 
Schläge  erteilen.  Zum  mindesten  dann,  wenn 
sie  Erfolge  haben  wollen.  Hier  liegen  die 
Nachteile  spezialistischer  Organisation.  In 
Sachen  der  Rechtsfortbildung  muß  zwischen 
den  verschiedenen  Verbänden  ein  Kontakt  be* 
stehen,  der  einheitliches  Wollen  gestattet.  Das 
Losungswort  muß  sein:  Für  sich  arbeiten  und 
gemeinsam  fordern,  getrennt  marschieren  und 
vereint  schlagen!  Kritik  und  Vorschläge,  die 
sich  auf  ein  einmütiges  Votum  der  Rechts* 
Wissenschaft  berufen  können,  in  dem  die  ver* 
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schiedensten  Betrachtungsweisen  sich  gefunden 
und  verglichen  haben,  werden  von  ganz 
anderem  Gewichte  sein  als  die  Wünsche  dieser 
oder  jener  Organisation.  Die  einzelnen  Stäbe 
werden  leicht  geknickt,  zusammengebunden 
kann  der  Stärkste  sie  nicht  brechen. 

Das  haben  die  Gründer  des  Deutschen 
Juristentages  erkannt,  als  sie,  um  »den 
Forderungen  nach  einheitlicher  Rechtsentwick* 
lung  immer  größere  Anerkennung  zu  ver* 
schaffen«  und  sich  über  geeignete  Vorschläge 
zu  verständigen,  »eine  Vereinigung  für  den 
lebendigen  Meinungsaustausch«  zuwege  brach* 
ten.  Sie  sahen  ein,  daß  sich  in  der  Literatur 
die  Meinungen  zu  sehr  verteilen  und  auf* 
heben  und  in  zu  verschiedenenembryologischen 
Stadien  auftreten,  als  daß  ihnen  die  Kraft  ent* 
strömen  könnte,  die  der  Rechtsentwicklung 
ihre  Bahnen  vorzeichnet.  Der  Aufbau  der 
neuen  Vereinigung  über  den  Berufsgruppen 
war  ein  Beweis,  wie  notwendig  es  ihnen  für 
ihr  großes  Ziel  schien,  aus  den  nach  Theorien, 
Berufsinteressen,  politischen  Dogmen  usw. 
mehr  oder  weniger  abweichenden  juristischen 
Gedanken  und  Wünschen  zu  einheitlichen, 
in  der  Gesetzgebung  unmittelbar  realisierbaren 
Vorschlägen  zu  gelangen.  Was  im  weiten 
Umfange  der  Rechtswissenschaft  danach  be* 
gehrt,  in  die  Rechtsordnung  überzugehen, 
mußte  ihres  Erachtens  mittels  einer  und  der* 
selben  Institution  Gelegenheit  erhalten,  sich 
in  diesen  Vorschlägen  Berücksichtigung  zu  er* 
ringen.  Wie  sehr  sich  dies  bewährte,  zeigt 
der  Anteil  des  Deutschen  Juristentages  an  der 
Rechtsentwicklung  in  Deutschland  und  Oester* 
reich:  er  ist  wirklich,  wie  es  in  einer  geschieht* 
lieh  interessanten  Publikation  des  Schriftführer* 
amtes  der  ständigen  Deputation  aus  dem  Jahre 
1866  heißt,  ein  von  Regierungen,  Landes* 
Vertretungen  und  Fürsten  anerkanntes  »Vor* 
pariament  ad  hoc«  geworden,  dessen  Legiti* 
mation  nirgends  in  einer  sein  Ansehen  wirk* 
sam  beeinträchtigenden  Weise  angezweifelt 
wurde.  Die  absolute  wissenschaftliche  Tole* 
ranz,  die  Mitwirkung  aller  Schulen  und  wissen* 
schaftlichen  Parteien,  das  gleichzeitige  Ver* 
arbeiten  aller  Eindrücke  und  Begehren,  in  die 
sich  jede  materielle  und  geistige  Tatsache  in 
der  Gesellschaft  zerlegt,  waren  es  gerade,  die 
der  Diskussion  und  den  Beschlüssen  das  Ein* 
leuchtende,  Ueberzeugende  und  Universelle 
gaben,  dem  sie  den  Beifall  der  Gesetz* 
gebungen  so  oft  zu  danken  hatten.  Fehlten 
auch  in  der  Zeit  der  großen  Erfolge  des 
J uristentages  die  rechtswissenschaftlichen  Orga* 
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nisationen  neuesten  Datums  und  Stiles,  so 
waren  doch  schon  in  nuce  viele  ihrer  Haupt* 
gedanken  in  der  Welt,  und  die  Verfassung  des 
Juristentages,  die  ihnen  einen  Sammelpunkt 
bot,  wie  der  Einfluß,  den  er  auf  dieser  Grund* 
läge  ausübte,  sind  daher  eine  Bestätigung 
dessen,  was  früher  mehr  theoretisch  über  die 
Notwendigkeit  gemeinsamen  Vorgehens  in 
Gesetzgebungssachen  gesagt  wurde. 

Das  Verhältnis  des  Juristentages  zu  den 
jüngeren  juristischen  Vereinigungen  kann  kein 
anderes  sein.  Alle  Vereine,  Verbände,  Gesell* 
schäften  usw.,  die  nach  ihrem  Programme  mit 
der  Fortbildung  des  Rechts  sich  beschäftigen 
wollen,  gehören  zusammen.  Nicht  als  ob  sie 
etwa  ihre  Selbstherrlichkeit  aufgeben  sollten. 
In  ihrer  forschenden  Tätigkeit,  im  Werben 
für  die  Gedanken  ihres  Programms  können 
sie  isoliert  bleiben,  so  sehr  sie  wollen;  wo  es 
aber  um  eine  Aeußerung  in  legislativen  An* 
gelegenheiten  geht,  die  nicht  bloß  akademisch 
gemeint  ist,  sondern  die  Gesetzgebung  moti* 
vieren  soll,  müssen  sie  sich  aneinanderschließen 
und  ihre  Stimme  unisono  erheben.  Eine  be* 
sondere  Form  dafür  zu  ersinnen,  wäre  nur 
notwendig,  wenn  alle  juristischen  Organisa* 
tionen  den  nämlichen  Zug  zur  Abschließung 
hätten.  Das  ist  glücklicherweise  nicht  der 
Fall.  Neben  den  nach  Mitgliedschaft,  Gegen* 
stand  oder  wissenschaftlicher  Richtung  ge* 
schlossenen  Organisationen  besitzen  wir,  wie 
gesagt,  im  Juristentage  eine  nach  allen  Seiten 
unlimitierte  Vereinigung,  die,  wie  sie  ist,  die 
Funktionen  eines  zentralen  rechtswissenschaft* 
liehen  Organes  in  Dingen  der  Rechts* 
fortbildung  um  so  eher  übernehmen  kann,  als 
sie  es  schon  durch  ein  halbes  Jahrhundert  ge* 
wesen  ist.  Es  wäre  nicht  einzusehen,  warum 
sie  den  juridischen,  politischen,  Wirtschaft* 
liehen,  sozialen,  philosophischen  usw.  Mei* 
nungen  und  Tendenzen,  denen  sie  für  die 
Rechtsentwicklung  seit  jeher  offen  stand,  dann 
nichts  mehr  bieten  können  sollte,  wenn  diese 
durch  Arbeitsteilung  zur  besonderen  Aufgabe 
einzelner  Gruppen  geworden  sind.  Erstens 
gehen  sie  auch  dann  selten  vollständig  in  der 
speziellen  Organisation  auf,  werden  auch  außer* 
halb  dieser  von  vielen  geteilt  und  verfolgt, 
und  zweitens  muß,  so  sollte  man  meinen,  die 
intensive  Sonderpflege  um  so  stärker  einen 
intensiven  Effekt  wollen,  der  ihr  mittels  eines 
einheitlichen  Organes,  mittels  eines  Zentral* 
Parlamentes  jedenfalls  eher  gesichert  wird  als 
mittels  kleiner  Gruppenparlamente.  Ein  neues 
wissenschaftliches  Zentralparlament  zu  dem 
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nämlichen  Zwecke  ins  Leben  zu  rufen,  dem  seit 
langem  der  Juristentag  dient,  wäre  bei  dem  An* 
sehen,  das  er  sich  erworben  hat,  nicht  bloß  un« 
politisch,  sondern  geradezu  eine  Sünde.  Keine 
von  den  übrigen  Organisationen  braucht,  wenn 
sie  sichfür  diesesForum  entschließt, ihre Ueber« 
Zeugungen  aufzugeben,  gewinnt  aber  dadurch 
an  Resonanz  und  kommt  der  Verwirklichung 
ihrer  Ziele  näher.  Denn  daß  Vereinigung 
Macht  gibt,  ist  im  Zeitalter  der  Konzentrat 
tionen  wohl  nicht  erst  nachzuweisen ; jeden 
Tag  kann  man  es  wahrnehmen,  wie  wahr  das 
auch  für  Geistiges  ist.  Arbeitsteilung  ist  nur 
eine  Form  der  Arbeitsvereinigung;  sowie  auf 
die  Ergänzung  durch  letztere  verzichtet  wird, 
ist  Arbeitszerlegung  gleichbedeutend  mit  Ver« 
nichten.  Wert  und  Berechtigung  einer  arbeits« 
teiligen  Organisation  bemessen  sich  deswegen 
danach,  wie  für  die  Vollendung  des  Prot 
duktionsprozesses  vorgesorgt  ist;  ebensowenig 
wie  der  industrielle  kann  der  Wissenschaft« 
lieh  arbeitende  Geist  auf  halbem  Wege  stehen 
bleiben.  Dem  gleicherweise  in  Zweck,  Ar« 
beitsteilung  und  Organisation  begründeten 
Antrieb  zu  einheitlichen  Kundgebungen  nach« 
zugeben,  würde  sonach  in  jeder  Hinsicht  vor« 
teilhaft  sein,  auf  eines  ist  aber  namentlich 
Bedacht  zu  nehmen.  Ob  dem  Urteile  der 
Juristen  in  der  Gesetzgebung  heute  noch  die« 
selbe  Wichtigkeit  beigelegt  wird  wie  vor 
einigen  Jahrzehnten,  soll  dahingestellt  bleiben, 
jedenfalls  hat  es  im  Urteile  des  politischen 
und  des  Erwerbslebens  nicht  zu  unter« 
schätzende  Rivalen  erhalten.  Glaubt  man, 
das  wissenschaftliche  Urteil  der  Juristen  könne 
zur  Gesetzgebung  beisteuern,  was  diese  und 
andere  Rivalen  niemals  gewähren,  und  sei  in« 
sofern  unentbehrlich  — und  so  dürften  die 
meisten  Juristen  denken  — , dann  ist  selbst« 
verständlich  jede  höhere  Stufe  der  Organi« 
sation  die  bessere  und  die  Stelle  die  beste, 
wo  sich  möglichst  viele  individuelle  und 
Gruppenurteile  über  dasselbe  Problem  be« 
gegnen  können  und  wo  ein  möglichst  großes 
Quantum  vielseitiger  Auffassungen  in  der 
Zentrifuge  kritisch«dialektischer  Prozesse  ge« 
klärt  wird.  Wenn  sich  das  rechtswissen« 
schaftliche  Urteil  zersplittert,  kann  es  der 
Gesetzgebung  kaum  verargt  werden,  wenn  sie 
dem  Ansturm  unwissenschaftlicher  Mahner 
und  Dränger  weicht  und  mit  einer  ironischen 
Geste  die  Musterkarte  nicht  übereinstimmen« 
der  Beschlüsse  eines  Dutzend  von  Juristen« 
Versammlungen  beiseite  schiebt.  Nach  dem 
Zerfall  des  Deutschen  Bundes  gab  es  eine 


Zeit,  wo  man  glaubte,  der  Einfluß  des  Juristen« 
tages  werde  durch  das  immer  näher  kom« 
mende  allgemeine  Deutsche  Parlament  ab« 
sorbiert  werden.  Nur  weil  er  sich  in  seinen 
Verhandlungen  und  Beschlüssen  unentwegt 
als  Repräsentant  der  aufgeklärten  rechtswissen« 
schaftlichen  communis  opinio  geben  konnte, 
hat  sich  sein  Einfluß  allen  neuen  staatsrecht« 
liehen  Bildungen  zum  Trotze  nicht  bloß  er« 
halten,  sondern  ist  sogar  gestiegen. 

Der  Anregung,  daß  sich  die  juristischen 
Organisationen  im  Juristentage  zu  gemein« 
samer  Beratung  über  Fragen  der  Rechtsfort« 
bildung  vereinigen  sollten,  wird  wahrschein« 
lieh  um  so  williger  entsprochen  werden,  je 
leichter  man  es  den  anderen  Organisationen 
macht,  diese  Verbindung  einzugehen.  Darum 
keine  Hierarchie,  kein  Altersvorzug,  sondern 
völlige  Gleichheit  aller  Organisationen,  reine 
Verhandlungsgemeinschaft.  Der  Juristentag 
hätte  sich  auch  weiterhin  auf  das  Veranstalten 
periodischer  Wanderversammlungen  zu  be« 
schränken  und  das  Arbeiten  in  permanenter 
Tätigkeit,  in  ständigen  Kommissionen  usw. 
konkurrenzlos  den  Spezialorganisationen  zu 
überlassen.  Diese  müßten  in  die  Lage  ver« 
setzt  werden,  die  Auswahl  der  zu  verhan« 
delnden  Themen  mitzubestimmen  und  bei 
Festsetzung  der  Tagesordnung  mitzureden, 
und  es  würde  ihnen  zu  diesem  Behufe  eine 
angemessene  ständige  Vertretung  in  dem  leiten« 
den  Ausschüsse  des  Juristentages  einzuräumen 
sein.  Damit  wäre  zugleich  die  Handhabe  ge« 
geben,  um  kleinere  Aenderungen  am  Statut 
des  Juristentages,  die  etwa  wünschenswert 
sein  sollten,  anzubahnen.  Vor  allem  wird, 
da  einzelne  Organisationen  auch  Nichtjuristen 
als  Mitglieder  zulassen,  eine  Form  gesucht 
werden  müssen,  wie  diesen  Mitgliedern  die 
Beteiligung  am  Juristentage  ermöglicht  werden 
könnte,  wo  sie  seinen  Arbeiten  zustatten 
kommen  würde. 

Die  alten  Mitglieder  des  Juristentages, 
vielfach  selbst  einer  oder  mehreren  anderen 
juristischen  Organisationen  angehörig,  werden 
es  mit  Freude  sehen,  wenn  letztere  einen  Teil 
ihrer  Tätigkeit  in  den  Juristentag  verlegen. 
Es  handelt  sich  dabei  nicht  um  Vereinsge« 
schichten,  sondern  um  Verbindungen  und 
Sonderungen,  welche  die  Rechtsentwicklung 
unvermeidlich  affizieren.  Deshalb  ist  der  Frage, 
auch  abgesehen  vom  Juristentage,  Aufmerk« 
samkeit  zu  schenken.  Sie  wurde  hier  ohne 
jede  propagandistische  Nebenabsicht  erörtert, 
lediglich  aus  der  Perspektive  einer  allgemeinen 
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gesellschaftlichen  Bewegung,  die,  auf  die  Fort« 
bildung  des  Rechts  sich  ausdehnend,  Schaden 
stiften  kann,  wenn  nicht  für  die  nötigen  Kor* 
rekturen  gesorgt  wird.  Die  Organisationen 
wirken  geistig  sozusagen  wie  Zollinien.  Das 
handelspolitische  Ideal  ist  heute:  zollgeschützte 
Produktion  und  freier  Markt.  Im  Wirtschafts# 
verkehre  steht  es  damit  bekanntlich  nicht  be# 
sonders  gut,  für  die  Wissenschaften  kann  es 
als  Verkehrsregime  angenommen  werden.  Im 
Bereich  der  Rechtswissenschaft  ist  die  Regel 
durch  die  ansteckende  Organisationssucht 
einigermaßen  bedroht,  und  daher  muß  den 
juristischen  Vereinigungen  besonders  ans  Herz 
gelegt  werden,  sich  nicht  zu  sehr  auf 
sich  zurückzuziehen,  sondern  die  Früchte 
ihres  Fleißes  auf  den  freien  Markt  des 
Juristentages  zu  bringen,  damit  daraus  für 
die  Gesetzgebung  das  Passendste  ausgewählt 
und  ihr  als  wissenschaftliche  Ueberzeugung 
des  Juristenstandes  empfohlen  werden  könne. 
Das  Beispiel  der  wirtschaftlichen  Organisa# 
tionen,  die  gern  über  ihren  nächsten  Zweck 
das  Ganze  vergessen,  dürfen  die  rechtswissen# 
schaftlichen  Organisationen  nicht  nachahmen. 
Ihr  sozialer  Wert  als  Pfadfinder  der  Rechts# 
fortbildung  wird  hauptsächlich  auf  dem  be# 
ruhen,  was  sie  in  Gestalt  neuer  gesellschafts# 
fördernder,  expansionsfähiger  Rechtsgedanken 
dem  Ganzen  geben.  Für  sie  gelten  die  Verse 
Goethes:  Immer  strebe  zum  Ganzen,  und 
kannst  du  selber  kein  Ganzes  werden,  als 
dienendes  Glied  schließ  an  ein  Ganzes  dich 
an!  Der  Juristentag  ist  nicht  die  Gesetzgebung, 
nicht  die  Gesellschaft,  nicht  das  Ganze,  aber 
unter  den  Mitteln,  um  zu  erfahren,  ob  und 
in  welcher  Prägung  neue  Rechtsgedanken  die 
Eignung  zur  Allgemeingültigkeit  haben,  ist  er 
eines  der  erprobtesten. 


Ein  Blick  in  deutsche  und  österreichische 
Rechtsvergangenheit. 

Vom  Wirkl.  Geh.  Rat,  Professor  Dr.  Stölzel,  Berlin. 

Im  vorigen  Jahre  fand  die  Jahrhundert- 
feier des  »Allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz# 
buchs  für  die  gesamten  deutschen  Erbländer 
der  österreichischen  Monarchie«  statt,  und  im 
Jahre  zuvor  die  Halbjahrhundertfeier  des 
Deutschen  Juristentags,  zu  dem  sich  öster# 
reichische  Juristen  gemeinsam  mit  ihren  deut# 
sehen  Kollegen  erstmals  in  Berlin  vereint  ge# 
habt  hatten.  Siebzehn  Jahre  vor  dem  öster# 
reichischen  Gesetzbuche  war  »das  Allgemeine 


Landrecht  für  die  Preußischen  Staaten«  in  das 
Leben  getreten,  und  jetzt  steht  die  nach  Wien 
zusammengerufene  deutsche  Juristenwelt  da* 
vor,  sich  der  Tage  des  Jahres  1862  zu  er# 
innern,  in  denen  sie  dort  zuerst  tagte. 

Lange  vor  Inangriffnahme  der  großen 
preußischen  wie  österreichischen  Kodifikation 
entsprang  in  einem  jugendlich  feurigen  Kopfe, 
der  bald  den  ersten  Platz  in  der  deutschen 
Gelehrten#  und  Philosophenwelt  seiner  Zeit 
einnehmen  sollte,  im  22  jährigen  Sachsen 
Leibniz,  der  Plan,  dafür  tätig  zu  werden, 
daß  das  gesamte  damalige  Deutsche  Reich, 
die  österreichischen  Erblande  selbstverständlich 
miteingerechnet,  ein  einheitliches  allgemeines 
bürgerliches  Gesetzbuch  erhielte.  Leibniz 
versuchte  als  juristischer  Beirat  des  deutschen 
Erzkanzlers,  des  Mainzer  Kurfürsten,  diesen 
(1668),  nachdem  die  Wunden  des  30jährigen 
Krieges  zu  verharrschen  angefangen,  zu  be# 
stimmen,  er  möge  bei  Leopold  I.  beantragen, 
daß  der  Codex  Justinianeus  durch  einen  »kurz# 
gefaßten«,  deutlichen,  umfassenden  Codex  Leo# 
poldinus  ersetzt  werde,  ja,  es  veröffentlichte 
Leibniz  alsbald  sogar  ein  Programm  für  Ent- 
werfung  eines  solchen  Gesetzbuchs.  Das  war 
gewiß  für  jeden  Freund  einer  möglichsten 
innerlichen  Vereinheitlichung  des  Deutschen 
Reichs  kein  allzu  fern  liegender  Gedanke. 
Aber  er  fiel  auf  unfruchtbaren  Boden.  Er 
durchkreuzte  die  Vorgeschichte  der  Rechts# 
einheit,  die  man  am  Kaiserhofe,  ohne  an  eine 
Stärkung  der  deutschen  Reichseinheit  durch 
eine  etwaige  Rechtseinheit  nur  zu  denken, 
schon  bis  in  die  Zeit  Maximilians  I.  (1493 
bis  1519)  zurückverfolgen  konnte,  die  aber 
nur  die  Rechtseinheit  für  Oesterreich  erstrebte 
und  seitdem  dort  Fortschritte  machte,  bis  sie 
unter  Maria  Theresia  in  den  1750  er  Jahren 
greifbare  Gestalt  annahm.  Das  war  aber  die# 
selbe  Zeit,  in  welcher  das  zum  Großstaat  und 
Nebenbuhler  Oesterreichs  im  Deutschen  Reiche 
erwachsene  Preußen  an  der  Arbeit  war,  für 
sich  ein  Preußisches  Gesetzbuch  zu  schaffen. 
Wie  von  Sonnenfels  bis  zu  Horten,  Zeiller 
und  Martini  jahrzehntelang  das  österreichische 
Gesetzbuch  vorbereitet  wurde,  so  von  Cocceji 
bis  Carmer  und  Svarez  das  Preußische 
Landrecht.  Die  treibende  Kraft  nahm  dort 
ihren  Ausgang  von  Maria  Theresia,  hier  von 
Friedrich  Wilhelm  I.,  der  unmittelbar  nach 
seinem  Regierungsantritt  in  seinem  Eifer  re# 
skribierte:  »ein  Monat  ist  schon  verflossen, 
nun  seindt  noch  elf  Monat,  so  muß  das  Land# 
recht  fertig  sein  vors  ganze  Land.«  Aber  dies 
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Fertigsein  erlebte  er  ebensowenig  wie  sein 
großer  Sohn,  obwohl  dieser  verkündete, 
Mauern  und  Fundamente  des  vom  Vater  auf* 
gerichteten  Gebäudes  sollten  dieselben  bleiben, 
nur  die  Dekoration  werde  eine  andere  werden. 
Aehnlich  erging  es  der  österreichischen  Kaiserin 
und  ihrem  Sohne. 

Als  Maria  Theresia  im  Jahre  1753  mit 
ihrem  Kodifikationsplane,  der  1766  im  Ent* 
wurf  des  Codex  Theresianus  zum  Ausdruck 
kam,  hervortrat,  lag  der  Codex  Fridericianus 
Marchicus  (1749)  und  das  Corpus  juris  Fride* 
ricianum  (1750)  bereits  vor.  Letztere  Werke 
standen  in  gewissem  Maße  unter  französischem 
Einfluß  von  Ludwigs  XIV.  und  seines  Colbert 
Bestrebungen  her,  einem  Einfluß,  der  durch 
Voltaire  und  durch  sein  Siede  de  Louis  XIV. 
vermittelt  wurde.  Aber  die  Bewegung  in 
Frankreich  führte  zu  keinem  Ziele,  das  mit 
dem  Gange  der  Dinge  in  Preußen  und 
in  Oesterreich  parallel  gestanden  hätte.  Vor 
Ausbruch  der  französischen  Revolution  war 
nichts  Greifbares  zustande  gebracht,  und  mit 
diesem  Ausbruche  verlangten  die  zur  Herr* 
Schaft  gelangten  Grundprinzipien  eine  völlige 
Neuschaffung  nnd  Neugestaltung  des  Rechtes, 
wie  sie  schließlich  im  Code  civil  zutage  trat. 
Damit  ging  Frankreich  seinen  eigenen  Weg.1) 

Anders  verhielten  sich  Preußen  und  Oester* 
reich  zueinander,  ungeachtet  des  zwiespältigen 
Vorgehens  in  ihrer  Kodifikationsbewegung 
und  ungeachtet  der  gewichtigen  Gegensätze 
zwischen  ihnen,  wie  sie  die  schlesischen  Kriege 
auf  lange  Zeit  hin  mit  sich  führen  mußten. 
Der  Geistes*  und  Stammesverwandtschaft  der 
preußischen  und  der  österreichischen  Deut* 
sehen  gelang  es,  diese  Gegensätze  zu  über* 
brücken.  In  der  von  Maria  Theresia  berufenen 
Kommission  wies  der  eine  kaiserliche  Rat  auf 
das  von  ihm  besessene  sechsbändige  Mylius* 
sehe  corpus  constitutionum  der  Mark  Branden* 
bürg  und  die  beiden  ebenfalls  von  ihm  be* 
sessenen  Codices  Fridericiani  hin,  worin  sich 
verschiedene  gute  Konstitutionen  fänden;  frei* 
lieh  enthalte  vielleicht  der  Codex  Austriacus 
noch  bessere  Anordnungen.  Und  wenn  auch 
ein  zweiter  Rat  meinte,  die  preußischen  Pa* 
tente  und  Ordnungen  habe  man  nicht  nötig, 
die  österreichischen  Ordnungen  überträfen 
»wahrhaftig«  die  anderer  Länder,  sie  müßten 
nur  zusammengefaßt  werden,  so  schlug  doch 
der  Hofkanzler  vor,  die  Kaiserin  möge  die 
Prüfung  der  preußisch*schlesischen  Patente 
auf  ihre  Anwendbarkeit  befehlen.  Die  Kaiserin 

x)  Zachariä,  Handb.  des  Franzos.  Zivilrechts,  4.  Aufl.  §§  8,  9. 


selbst  nahm  keinen  Anstand,  daraufhin  die 
Hofkanzlei  anzuweisen:  »Da  in  den  Preu* 
ßisch*Schlesischen  Patenten  und  Anordnungen 
vielleicht  dort  und  da  etwas  Gutes  anzutreffen 
sein  dürfte,  so  sich  auf  alle  oder  doch  einige 
deutsche  Erblande  schicken  könnte,  so  wird 
. . . auch  darauf  zu  reflectiren  sein«  (1768). 
Zugleich  erklärte  sie  »eine  Zurückdrängung 
der  Länderinteressen  und  Steigerung  der  Zen* 
tralisation  im  Interesse  des  Staates  für  drin* 
gend  geboten«  und  verteidigte  in  zwei  Denk* 
Schriften  mit  »ergreifenden  Worten«  dies  neue 
»System«  durch  den  vorurteilsfreien  Hinweis, 
daß  »Preußens  Erfolge  auf  die  Ueberlegen* 
heit  seiner  Verwaltungsorganisation  zurück* 
zuführen  sei«  — ein  Zeichen,  wie  sehr  »die 
Kaiserin  bereit  war,  etwaige  Vorzüge  fremder 
Gesetzgebungen  für  Oesterreich  zu  verwerten«, 
und  nicht  eine  bloße  Gesetzsammlung,  son* 
dern  eine  Kodifikation  zu  erstreben.1) 

Besonderer  Hochschätzung  erfreute  sich 
am  Hofe  der  Kaiserin  wie  ihrer  Nachfolger 
der  schließlich  zum  Vizepräsidenten  der  Wiener 
politischen  Hofkommission  ernannte  Josef 
von  Sonnenfels  (J-  1817),  einer  der  geistig 
regsamsten  Männer  seiner  Zeit.  Als  Enkel 
eines  von  1715  bis  1725  in  Berlin  tätig  ge* 
wesenen  Rabbiners  aus  norddeutscher  Familie 
stammend,  und  als  Sohn  eines  nach  Ungarn 
und  dann  nach  Mähren  ausgewanderten,  in 
der  Gelehrtenwelt  angesehenen  Lehrers  des 
Hebräischen,  hatte  er  anfänglich  zu  seinem 
Arbeitsgebiet  das  Studium  der  orientalischen 
Sprachen  gewählt.  Dann  Katholik  geworden, 
erlangte  er  die  Stellung  eines  Magisters  jener 
Sprachen  an  der  Wiener  Universität,  mußte 
aber  mißlicher  Vermögensverhältnisse  halber 
seine  Tätigkeit  unterbrechen.  Er  ging  (1749) 
zu  den  Soldaten,  brachte  es  zum  Korporal, 
entschloß  sich  aber  (1754),  die  Rechte  zu  stu* 
dieren,  und  erreichte,  daß  er  1762  mit  der 
neugegründeten  Wiener  Professur  für  Polizei* 
und  Kameralwissenschaften  betraut  wurde. 
Sein  dreibändiges,  1765  bis  1776  erschienenes 
Handbuch  dieser  Wissenschaften  begründete 
dauernd  seinen  Ruf.  Nebenher  entfaltete  er 
eine  weitgreifende  Tätigkeit  auf  den  Gebieten 
der  deutschen  Literatur  und  schrieb  dabei 
ebensowohl  über  die  »Laternenbeleuchtung 
Wiens«,  wie  er  Theaterstücke  und  »Predigten 
über  das  Vater  Unser«  verfaßte,  wurde  Se* 
kretär  der  Kupferstecherakademie,  aber  auch 

*)  S.  Adler,  Die  politische  Gesetzgebung  in  ihren  geschieht» 
liehen  Beziehungen  zum  allg.  bürg.  Gesetzbuche  (Festschrift  zur  Jahr» 
hundertfeier  dieses  Gesetzbuchs,  1911  S.  87  ff.)- 
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(1794  bis  1796)  Rektor  der  Universität  und 
galt  als  Haupt  der  Wiener  Illuminaten. 

Auf  demselben  Boden,  wie  die  Lehre 
dieses  wundersamen  Mannes,  die  mehr  als 
zweiMenschenalter  hindurch  die  österreichische 
Nationalökonomie  beherrschte,  steht  nicht  etwa 
bloß  das  österreichische  Gesetzbuch  und  ebenso 
das  preußische  Landrecht,  was  beider  Legis# 
lationen  volkswirtschaftliche  Voraussetzungen 
angeht1),  sondern  es  scheint  sogar  der  Haupt# 
gedanke,  der  zur  Annäherung  Friedrichs  des 
Großen  und  Carmers  den  Anlaß  bot,  in 
Sonnenfels’  »Grundsätzen  der  Polizei,  Hand# 
lung  und  Finanz«  seinen  Ursprung  zu  finden. 
Der  erste,  1765  erschienene  Band  dieses 
Werkes  schlug  als  empfehlenswerte  gesetz# 
geberische  Maßregel  behufs  »Abkürzung  der 
Prozesse«  vor,  »die  Advokaten  von  Staats 
wegen  zu  besolden,  womit  also  das  natür# 
lichste  und  sachkundigste  Organ  der  Oppo# 
sition  in  den  Regierungsdienst  gepreßt  würde.« 
Es  begegnete  sich  diese  Idee  mit  der  Fried# 
richs  des  Großen,  der  Richter  müsse  die  Pro# 
zesse  nach  ihrem  wahren  Zusammenhänge  in 
facto  untersuchen  und  ohne  prozessualische 
Weitläufigkeiten  instruieren  und  entscheiden 
(1751).  Dem  folgte  C arm  er  als  schlesischer 
Justizminister  mit  dem  Befehl  an  den  Schweid# 
nitzer  Magistrat  (1768),  in  Prozessen  einen 
jedesmaligen  Sühneversuch  vorzunehmen,  je# 
doch  »soviel  nur  immer  möglich,  ohne  Ad# 
hibierung  der  Advokaten«,  und  verfolgte  dann 
in  seinen  von  1770  an  dem  König  vorge# 
legten  Prozeßentwürfen  als  wesentlichen  Grund# 
satz,  »namentlich  den  Advokaten  den  Willen 
zu  chikaniren  durch  alsbaldiges  Eingreifen  des 
Richters  in  den  Prozeßgang  zu  benehmen«, 
bis  er  unter  Beihilfe  von  Svarez  (1775)  — 
freilich  ohne  nachhaltigen  Erfolg  — den  Ad# 
vokaten  »eine  ganz  neue  Bestimmung«,  näm# 
lieh  die  Bestimmung  zuwies,  »die  Wahrheit 
zu  suchen«,  und  sie  deshalb,  wie  Sonnenfels 
es  vorgeschlagen,  zu  »richterlichen  Assistenz# 
räten«  zu  ernennen.  Der  Anfechtung  gegen# 
über,  die  sich  geltend  machte,  berief  sich 
Svarez  auf  die  österreichische  Prozeßordnung, 
die  er  1782  in  einem  anonymen  Aufsatz  mit 
der  preußischen  verglich. 

Mehr  Gelegenheit  bot  sich  den  Oester# 
reichern,  für  ihr  allgemeines  Gesetzbuch  aus 
dem  preußischen  Vorgehen  und  der  preußi# 
sehen  Literatur  Nutzen  zu  ziehen  als  den 
Preußen  aus  den  österreichischen  Entwürfen, 

Vgl.  Roscher,  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschs 
land  (1874)  S.  533  ff.,  558. 


weil  letztere  unveröffentlicht  blieben,  während 
man  in  Preußen  anders  verfahren  hatte.  Ein 
sachliches  Auseinandergehen  entstand  dadurch, 
daß  man  in  das  preußische  Gesetzbuch  das 
öffentliche  Recht  hineinzog,  in  Oesterreich  es 
davon  getrennt  hielt.  Das  galt  dort  für  einen 
besonderen  Vorzug  des  österreichischen  Ge# 
setzbuchs1),  war  auch  einer  der  Punkte,  in 
denen  Joh.  Gg.  Schlosser,  badischer  Ober# 
amtmann,  der  Schwager  Goethes,  den  preußi# 
sehen  Plänen  entgegentrat.  Ihn,  den  frühesten 
Kritiker,  der  gegen  Svarez  einen  Streit  ent# 
fachte,  wie  er  einige  vierzig  Jahre  später 
zwischen  Thibaut  und  Savigny  ausbrach, 
versuchte  man  1770  nach  Berlin  als  Mitarbeiter 
zu  ziehen;  das  mißlang,  gab  aber  wohl  den 
Anlaß  seiner  Berufung  nach  Wien,  damit  er 
dort  zeitweilig  am  Gesetzbuch  helfe;  dieser 
Berufung  leistete  er  (1783)  Folge;  mit  welchem 
Resultate,  darüber  fehlen  die  Nachrichten. 

Mit  Recht  hebt  Landsberg2)  als  ge# 
meinsames  Bestreben  der  beiderseitigen  Be# 
arbeiter  der  damaligen  preußischen  wie  öster# 
reichischen  Legislation  hervor,  für  ein  wohl# 
gepflegtes  reines  Deutsch  zu  sorgen  und  sach# 
lieh  die  dem  gemeinen  Recht  entnommenen 
römischen  wie  deutschen  Elemente  unter  dem 
herrschenden  Einfluß  des  Naturrechts  umzu# 
gestalten.  Dessen  erster  Lehrer  in  Wien, 
K.  A.  von  Martini,  wurde  seit  1773  zum 
österreichischen  Svarez.  Den  sechs  Folianten 
starken  Entwurf  seiner  Vorgänger  hatte  Maria 
Theresia  mit  den  lakonischen  Worten  abge# 
lehnt:  »Viel  zu  dick!«  Sie  verlangte  ein  Ge# 
setz#,  nicht  ein  Lehrbuch,  das  ohne  Bindung 
an  die  römischen  Gesetze  und  ohne  alle  Zwei# 
deutigkeit  auf  Grundlage  der  natürlichen 
Billigkeit  gefaßt  sei.3)  Der  zur  Kürzung  des 
Entwurfs  in  die  Kommission  berufene  Re# 
gierungsrat  Horten  strich  mehr  als  die  Hälfte, 
und  diese  Hälfte  minderte  dann  Martini  noch# 
mals  um  die  Hälfte.  Die  dadurch  herbei# 
geführte  »Ueberlegenheit  über  das  preußische 
Landrecht«  wurde  nach  Landsberg  »allseitig 
empfunden«,  wenngleich  »Svarez’  Ueberlegen# 
heit  an  positivem  Wissen,  an  Sorgsamkeit 
und  Ebenmaß  der  Arbeitskraft  in  die  Augen 
springt.« 

Anders  war  der  Verlauf  in  Preußen. 
Carmers  Entwurf  zum  Allgemeinen  Gesetz# 
buch  kam  in  einem  viel  späteren  Stadium  der 

»)  Adler  a.  a.  O.  S.  139,  140. 

2)  Gesch.  der  D.  Rechtsw.  III  1 S.  522,  523. 

s)  Kr.,  Technik  der  Gesetzgebung  (Beilage  der  Münchener  Allg. 
Ztg.  v.  11.  Juli  1902  Sp.  75J.  Stobbe,  Gesch.  d.  D.  Rechtsquellen 
II,  477. 
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Vollendung  bei  Friedrich  dem  Großen  zur 
Vorlage  als  der  Wiener  Entwurf  bei  Maria 
Theresia.  Das  schützte  ihn  aber  nicht  vor 
dem  gleichen  herben  Urteil,  wie  es  13  Jahre 
früher  Maria  Theresia  in  Wien  gefällt  hatte. 
Jedenfalls  völlig  unabhängig  von  diesem  Ur* 
teile  wiederholte  Friedrich  d.  Gr.,  was  Maria 
Theresia  über  den  österreichischen  Entwurf 
gesagt  hatte.  Die  Vorlage  Carmers  kam  mit 
der  Randbemerkung  zurück:  »Es  ist  aber  Sehr 
Dicke  und  gesetze  müssen  kurtz  und  nicht 
Weitläufig  seindt.«  So  naheliegend  es  wohl 
an  sich  sein  mag,  daß  Nichtjuristen,  denen 
ein  lang  geplantes  Gesetzbuch  in  mehreren 
Bänden  vor  die  Augen  tritt,  über  den  Um* 
fang  erstaunen  und  ihn  tadeln,  so  frappant 
ist  doch  die  fast  wörtlich  übereinstimmende 
Aeußerung  der  beiden  großen  Monarchen. 
Sie  hat  ihren  tiefen  Flintergrund.  Für  mehr 
als  einen  der  besten  Denker  war  damals  und 
ist  jetzt  die  kasuistische  Ausführlichkeit  eines 
Gesetzeswerks  und  namentlich  einer  Gesetzes* 
kodifikation  der  größte  Fehler,  ja,  wir  sahen, 
daß  Leibniz  schon  hundert  Jahre  vor  Maria 
Theresia  und  Friedrich  nach  einem  »kurz* 
gefaßten«  Kodex  verlangte.  Dem  gaben  denn 
auch  die  beiden  Herrscher  Ausdruck.  Und 
daß  dies  berechtigt  war,  hat  sich  am  preußi* 
sehen  Landrecht  erwiesen.  Vielen  Tadel  mußte 
es  über  sich  ergehen  lassen;  das  Mahnwort 
Friedrichs  d.  Gr.  war  zu  spät  gekommen. 
Vielleicht  darf  hier  auf  ein  kleines  Erlebnis 
neueren  Datums  hingewiesen  werden.  In 
meiner  Svarezbiographie  setzte  ich  über  den 
Abschnitt,  der  das  Allgemeine  Gesetzbuch 
behandelt,  S.  220  Z.  3 das  Motto:  »Es  ist 
aber  Sehr  Dicke.  Fr.«  Wenige  Tage  nach 
dem  Erscheinen  des  Buches  schrieb  mir  Bähr, 
der  in  der  Kodifikationsfrage  auf  seiten 
Schlossers  und  Savignys  stand,  scherzend:  »So* 
weit  ich  bis  jetzt  in  Ihrem  Svarez  gelesen, 
hat  mir  am  besten  gefallen  die  Z.  3 auf  S.  220.« 
Das  war  eine  sehr  vielsagende  Bestätigung 
der  Kritik  Friedrichs  des  Großen.  Und  diese 
bis  in  die  Neuzeit  unbekannt  gebliebene, 
aber  ihrer  inneren  Bedeutung  nach  später  von 
vielen  am  preußischen  Landrecht  wiederholte 
Kritik  des  Königs  ist  sicher  nicht  einflußlos 
geblieben,  als  man  hundert  Jahre  später  unser 
heutiges  deutsches  bürgerliches  Gesetzbuch 
verfaßte,  das  an  Stelle  der  vielenTausenden  von 
Paragraphen  des  preußischen  Landrechts  noch 
nicht  dreitausend  andere  Paragraphen  setzte. 

Ein  solch  neues  Gesetzbuch  mußte  die 
naheliegende  Folge  der  Gründung  des  jungen 


Deutschen  Reiches  sein.  Aehnlicher  Anlaß, 
etwa  an  eine  Revision  seines  allgemeinen  Ge* 
setzbuchs  zu  gehen,  fehlte  für  Oesterreich. 
Ganz  ohne  Wirkung  dürfte  aber  dorthin  das, 
was  an  wissenschaftlichem  Gehalt  das  deutsche 
bürgerliche  Gesetzbuch  bietet,  nicht  sein  oder 
bleiben.  Haben  wir  doch  erlebt,  daß  die 
Zivilprozeßordnung  des  Deutschen  Reichs 
von  1877  achtzehn  Jahre  später  die  Grundlage 
einer  neuen  österreichischen  Zivilprozeß* 
Ordnung  wurde.  Sie  vermied  vermöge  des 
Geschicks  und  der  Tatkraft  ihres  Schöpfers 
Klein,  des  heutigen  österreichischen  Svarez, 
der  aber  im  konstitutionellen  Oesterreich  ganz 
andere  Schwierigkeiten  zu  überwinden  hatte 
als  sein  Vorgänger  im  absoluten  Staate  Fried5 
richs  des  Großen,  die  mehr  und  mehr  an  der 
deutschen  Zivilprozeßordnung  fühlbar  ge* 
wordenen  Mängel  und  schuf  damit  ein  Werk, 
das  täglich  in  Oesterreich  sich  so  viel  Freunde 
erwirbt,  als  die  deutsche  Zivilprozeßordnung 
in  Deutschland  ungefähr  Gegner.  Wenn, 
dies  erkennend,  die  deutschen  verbündeten 
Regierungen  versuchen,  dem  Abhilfe  zu  ver* 
schaffen,  indem  sie  dem  Reichstag  eine  der 
wesentlichsten  Verbesserungen  Kleins  zur  Kor* 
rektur  der  im  Deutschen  Reich  hervorgetre* 
tenen  Schäden  vorschlagen,  dann  scheitert  der 
Versuch  am  Widerstand  einer  kleinen  Mehr* 
heit  in  der  parlamentarischen  Kommission.1) 
Das  Erfreuliche,  was  auch  aus  solchen  Vor* 
gängen  aber  hervortritt,  ist  die  wechselweise 
Beziehung,  in  der  deutsche  und  österreichische 
Jurisprudenz  zueinander  stehen.  Daß  die 
Grenzpfähle  keinerlei  Scheidewand  bilden, 
lehren  uns  schon  lange  Namen  wie  Unger, 
Glaser,  Arndts,  Jhering,  Brunner, 
v.  Czyhlarz,  Klein,  Mitteis  u.  a.  Möge 
eine  Pflege  der  Erinnerung  hieran  auch  aus 
dem  diesjährigen  Wiener  Juristentag  erwachsen. 
Der  Blick,  den  wir  in  die  gemeinsame  Rechts* 
Vergangenheit  der  beiden  Stammesbrüder* 
schäften  getan,  weitet  sich  dann  vielleicht  aus 
zu  einem  Blick  in  ihre  Rechtszukunft. 


Die  Gemeinsamkeit  der  Rechtsbestre* 
bungen  in  Oesterreich  und  Deutsch* 
land  während  der  letzten  fünfzig  Jahre. 

Vom  Wirkt.  Geh.  Rat  Dr.  Freiherrn  von  Call, 
Präsidenten  des  Oberlandesgerichts,  Innsbruck. 

Als  mich  im  Mai  1899,  gelegentlich  der 
Verhandlungen  über  den  Urheberrechtsvertrag 

')  Stölzel,  Entwicklung  der  gelehrten  Rechtsprechung,  II,  793. 
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v.  30.  Dez.  1899,  der  damalige  Staatssekretär 
Fürst  Bülow  nach  dem  Gegenstände  unserer 
Beratungen  fragte,  erwiderte  ich,  wir  seien 
am  Werke,  eines  der  letzten  der  aus  der  Zeit 
des  Deutschen  Bundes  noch  erhalten  ge* 
bliebenen  Bande  zu  lösen.  Die  auf  dem  Gebiete 
des  »geistigen  Eigentums«  durch  die  deutsche 
Bundesversammlung  angebahnte  Rechtsge* 
meinschaft  war  allerdings  schon  lange  vorher 
durchbrochen  worden.  Und  gleiche  Schicksale 
hatten  auch  die  beiden  anderen  Gesetzgebungs* 
werke,  die  dem  Streben  nach  Vereinheitlichung 
des  Rechtes  entsprungen  waren,  die  Wechsels 
Ordnung  und  das  Flandelsgesetzbuch. 

So  nachteilig  sich  auch  der  Deutsche 
Bund  für  die  nationale  und  politische  Ent* 
wicklung  erwiesen  hatte,  seine  Schöpfungen 
auf  dem  Gebiete  der  Rechtseinheit  waren 
wertvolle  Errungenschaften.  Eine  äußerliche 
Betrachtung  könnte  daher  zu  der  Annahme 
verleiten,  daß  die  Ausscheidung  Oesterreichs 
aus  dem  Bundesverhältnisse  und  die  Rechts* 
entwicklung  während  der  letzten  50  Jahre  die 
Kluft  zwischen  beiden  Rechtssystemen  nur 
erweitert  habe.  Aber,  wie  es  schon  in  dem 
alten  Burschenschaftsliede  heißt:  »Das  Haus 
mag  zerfallen,  was  hat’s  denn  für  Not,  der 
Geist  lebt  in  uns  allen  . . .«  So  auch  hier. 
An  die  Stelle  der  Bemühungen,  die  Rechts* 
einheit  durch  formal  übereinstimmende  Ge* 
setze  zu  sichern,  trat  seither  eine  stets  zu* 
nehmende  wechselseitige  Beeinflussung  der 
Gesetzgebungen  beider  Länder  aus  inneren 
Gründen,  mit  dem  diesen  ihrer  Natur  nach 
zukommenden  Schwergewichte. 

Diese  Kräfte  geweckt  und  Raum  für  ihre 
Betätigung  geschaffen  zu  haben,  ist  das  un* 
vergängliche  Verdienst  Savignys  und  der 
von  ihm  begründeten  rechtshistorischen  Schule. 
Oesterreich  aber  wird  immer  mit  Ehrfurcht 
und  Dankbarkeit  des  größten  Juristen,  den  es 
besessen  und  auch  heute  noch  zu  besitzen 
das  Glück  hat,  Josef  Ungers,  als  des  Mannes 
gedenken,  der  vor  mehr  als  einem  halben  Jahr* 
hundert  die  heimische  Rechtswissenschaft  auf 
ganz  neue  Grundlagen  gestellt  und  damit  eine 
unzerstörbare  Brücke  zu  der  des  Deutschen 
Reiches  geschlagen  hat.  Unger  war  es  be* 
schieden,  den  Bann  zu  brechen,  der  vor  ihm  auf 
der  österreichischen  Jurisprudenz  gelastet  hatte, 
und  selbst  eine  Schule  zu  gründen,  die  das 
österreichische  Recht  nicht  mehr  als  eine  Insel 
der  Seligen  betrachtet,  sondern  vor  allem  in 
engster  Anlehnung  an  das  gemeine  und  nun 
an  das  deutsche  Reichsrecht  und  in  ernster 


Beschäftigung  mit  diesen  Rechtssystemen  das 
Ziel  auch  der  österreichischen  Rechtswissen* 
Schaft  erblickt. 

In  drastischer  Weise  hat  Unger1)  selbst 
die  Verhältnisse  geschildert,  die  in  Oesterreich 
herrschten,  bis  Ungers  Stern  aufzuleuchten  be* 
gann:  Die  Rechtswissenschaft  in  vollster  Stagna* 
tion;  vergessen  der  Zusammenhang  des  gelten* 
den  Rechtes  mit  dem  älteren  Rechte,  das  es 
doch  geboren  hatte;  die  anderwärts  erreichten 
Fortschritte  der  Wissenschaft  grundsätzlich  ab* 
gelehnt.  Eine  Kritik  des  Gesetzes  galt  als 
illoyal.  Mit  Selbstgefälligkeit  und  falschem 
Schein  von  Patriotismus  sprach  man  von  einer 
nationalen  Eigentümlichkeit  des  österr.  Rechtes. 
Aus  politischen  Gründen  war  das  deutsche 
Recht  aus  der  Reihe  der  Lehrfächer  gestrichen 
worden.  Man  bedachte  nicht,  daß  damit  auch 
die  wissenschaftliche  Pflege  des  inneren  geistigen 
Zusammenhanges  Oesterreichs  mit  Deutsch* 
land  aufgegeben  wurde.  Das  war,  wie  Unger 
sagt, 

»die  Zeit  geographischer  und  historischer  Abgeschlossen* 
heit,  die  Zeit,  in  der  man  über  der  Gegenwart  die  Ver* 
gangenheit  und  die  Zukunft  vergaß«. 

Angesichts  solcher  Zustände  war  es  eine 
revolutionäre,  aber  auch  eine  erlösende  Tat, 
als  Unger  i.  J.  1856  in  seinem  System  des 
österr.  Privatrechtes  das  Programm  aufstellte: 

»Nach  allen  Seiten  hin  müssen  die  Schranken 
aufgehoben  werden,  welche  bisher  die  so  überaus 
schädliche  Abtrennung  unserer  Rechtswissenschaft  von 
der  gemeinschaftlichen  Bearbeitung  des  Rechtes  zur 
Folge  hatten;  die  Schleusen  müssen  geöffnet  werden, 
um  den  reichen  Strom  deutscher  Wissenschaft  auf  die 
brachliegenden  Fluren  der  österreichischen  Jurisprudenz 
zu  leiten  und  um  auf  allen  Punkten  zugleich  ein 
neues,  reiches,  geistiges  Leben  hervorzurufen.« 

Es  bekundet  einen  geradezu  prophetischen 
Blick,  wenn  Unger  daran  die  Erwartung 
knüpfte,  die  Rechtswissenschaft  in  Oester* 
reich  werde  durch  die  innige  Verbindung  mit 
der  deutschen  Jurisprudenz  einer  segensreichen 
Zukunft  entgegengehen.  Und  wie  treu  er  dem 
Programme  seiner  Jugend  geblieben  ist,  zeigt 
seine  ganze  literarische  Tätigkeit  bis  auf  den 
heutigen  Tag. 

Die  auf  den  engen  Zusammenschluß  der 
österreichischen  und  deutschen  Rechtswissen* 
Schaft  gerichtete  Bewegung  erfuhr  eine  mächtige 
Förderung,  als  Graf  Leo  Thun  im  Jahre  1855 
das  Rechtsstudium  an  den  österreichischen 
Universitäten  reorganisierte.  Von  nun  an 
fanden  die  rechtshistorischen  Disziplinen  ge* 
Führende  Beachtung.  Verhältnismäßig  zahl* 
reiche  Berufungen  von  Professoren  aus  den 
anderen  Bundesländern,  die  wieder  eine  Rück* 


>)  »Ueber  den  Entwicklungsgang  der  österreichischen  Ziviljuris* 
prudenz  seit  Einführung  des  allgemeinen  BGB.«  (1855). 
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ZUM  31.  DEUTSCHEN  JURISTENTAGE  IN  WIEN. 


Strömung  von  Oesterreichern  dahin  zur  Folge 
hatten,  förderten  die  gegenseitige  wissenschaft- 
liche Beeinflussung.  Erst  seit  dieser  Zeit  kann 
man  von  einer  gemeinsamen  Rechtswissenschaft 
sprechen,  eine  Errungenschaft,  die  heute  be* 
reits  einen  unverlierbaren  Besitz  Oesterreichs 
und  Deutschlands  bildet  und  der  auch  eine 
namhafte  politische  Bedeutung  zukommt. 

Indem  die  rechtshistorische  Schule  den 
Blick  auf  die  Vergangenheit  lenkte,  die  Jahr* 
hunderte  hindurch  für  Oesterreich  und  die 
Gebiete  des  heutigen  Deutschen  Reiches  eine 
einheitliche  war,  schuf  sie  durch  die  Berück* 
sichtigung  gemeinsamer  Rechtsquellen  die 
Grundlage  für  eine  Annäherung  der  beiden 
Rechtssysteme.  Und  als  immer  mehr  sittliche, 
sozialpolitische,  wirtschaftliche  Gesichtspunkte 
Einfluß  auf  die  Rechtsbildung  erlangten,  da 
war  es  wieder  die  alte  Stammesgenossenschaft 
und  die  durch  politische  Grenzen  nicht 
beirrbare  Kulturgemeinschaft,  die  den  neuen 
Rechtsgedanken  da  und  dort  oft  in  ganz 
gleicher  Weise  Geltung  verschaffte. 

Hedemann1)  hat  in  geistvoller  Weise 
»das  Wandern  der  flügge  gewordenen  Ideen 
von  einer  Kodifikation  zur  anderen«  verfolgt 
und  dabei  auch  zahlreiche  Berührungen 
zwischen  dem  deutschen  Reichsrechte  und 
dem  Oesterreichs  nachgewiesen.  Eine  auch 
nur  halbwegs  erschöpfende  Durchforschung 
beider  Rechtssysteme  nach  diesem  Gesichts* 
punkte  würde  selbstverständlich  zu  weit  führen. 
Aber  schon  eine  kurze  allgemeine  Betrachtung 
der  österreichischen  Rechtsentwicklung  in  den 
letzten  50  Jahren  zeigt,  wie  stark  die  Impulse 
sind,  die  von  der  gemeinsamen  Rechtswissen* 
schaft  immer  wieder  ausgehen,  und  daß  die 
Richtung,  in  der  die  Fortbildung  des  Rechtes 
hüben  und  drüben  durch  Legislative  und  Judi* 
katur  erfolgt,  eine  zunehmend  koinzidierende  ist. 

Nach  wie  vor  tritt  die  Annäherung  der 
beiden  Rechtssysteme  im  Handelsrechte  am 
deutlichsten  zutage,  und  zwar  selbst  auf  Gebieten, 
auf  denen  die  Rechtsgemeinsamkeit  am  kürzesten 
und  selbst  da  nie  vollkommen  bestanden  hatte. 
So  im  Aktienrecht.  Das  in  Oesterreich  noch 
geltende  Konzessionssystem  erfuhr  eine  Ab* 
Schwächung  durch  das  Aktienregulativ  von  1899, 
das  die  staatliche  Genehmigung  für  die  Bildung 
von  Aktiengesellschaften  in  Aussicht  stellte,  falls 
deren  Statuten  den  Vorschriften  des  Regulativs 
entsprechen.  Darin  liegt  praktisch  die  Annahme 
des  Systems  der  Normativbestimmungen  und,  da 
viele  Grundsätze  des  Aktienregulativs  aus  dem 
deutschen  Aktienrechte  stammen,  zugleich  eine 
starke  Annäherung  an  dieses.  Ebenso  wurde  die 


der  genialen  Konstruktion  eines  deutschen  Juri* 
sten  entsprungene  neue  Assoziationsform,  die 
1892  für  das  Deutsche  Reich  geschaffene  Gesell* 
schaft  mit  beschränkter  Haftung,  1906  in  den 
Hauptpunkten  gleichartig  in  Oesterreich  einge* 
führt.  Auch  das  deutsche  HGB.  vom  Jahre  1897 
hat  die  österreichische  Gesetzgebung  mehrfach 
angeregt.  So  nahm  das  österreichische  Hand* 
lungsgehilfengesetz  von  1910  seinen  Ausgangs* 
punkt  von  den  privatrechtlichen  und  sozialpoli* 
tischen  Bestimmungen,  die  im  deutschen  HGB. 
der  Regelung  des  Dienstverhältnisses  der  Hand* 
lungsgehilfen  gewidmet  sind.  Allerdings  hat  das 
österreichische  Gesetz  sein  Vorbild  weit  überholt. 
Die  Schutzbestimmungen  sind  vielfach  erweitert, 
vermehrt  und  mit  zwingendem  Charakter  aus* 
gestattet.  Dabei  ist  der  Kreis  der  unter  das  Ge* 
setz  fallenden  Personen  hier  ungleich  größer,  so 
daß  das  österreichische  Gesetz,  zu  dem  in  Kürze 
noch  ein  Güterbeamtengesetz  hinzukommen  soll, 
nahezu  als  eine  Kodifikation  des  Privatbeamten* 
rechtes  sich  darstellt.  Auch  der  Aufbau  des 
Entwurfes  eines  Handelsagentengesetzes  weist 
deutlichen  Zusammenhang  mit  den  Vorschriften 
des  deutschen  HGB.  auf.  Ebenso  haben  die 
Bestrebungen,  ein  Gesetz  zur  Bekämpfung  des 
unlauteren  Wettbewerbs  zu  schaffen,  ihren  Aus* 
gangspunkt  von  den  Bestimmungen  des  deut* 
sehen  Gesetzes  von  1896  genommen.  Auch  die 
Regelung  der  Abzahlungs*(Raten*)Geschäfte,  die 
von  der  österreichischen  Regierung  zuerst  in 
Angriff  genommen,  im  Deutschen  Reiche  aber 
rascher  zum  Abschluß  gebracht  wurde,  ist  da 
und  dort  wesentlich  gleichartig,  durch  das 
deutsche  Gesetz  von  1894  und  das  österreichische 
von  1896,  dann  die  deutsche  Novelle  zur  Ge* 
werbeordnung  von  1896  und  die  österreichische 
von  1902  erfolgt.  Schließlich  sind  hier  die  gesetz* 
liehen  Maßnahmen  gegen  die  Ausschreitungen 
des  Terminhandels  in  Getreide  und  Mehl  zu  er* 
wähnen,  nämlich  das  deutsche  Börsengesetz  von 
1896,  dessen  Härten  inzwischen  durch  die  Novelle 
von  1908  gemildert  worden  sind,  und  die  Re* 
form  der  landwirtschaftlichen  Börsen  durch  das 
österreichische  Gesetz  von  1903. 

Die  Rechtsgemeinschaft  hinsichtlich  des 
Eisenbahnverkehrsrechtes,  das  seit  1890  seine 
Grundlage  in  dem  internationalen  Ueberein* 
kommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  besitzt, 
ist  zwischen  beiden  Reichen  stets  gewahrt  und 
durch  Erlassung  gleichlautender  Vorschriften  ver* 
wirklicht  worden.  Zuletzt  hat  diese  Rechts* 
gemeinschaft  1909  in  der  Vereinbarung  einer 
gleichartigen  Reform  der  deutschen  Verkehrs* 
Ordnung  und  des  österreichischen  Betriebs* 
reglements  ihren  Ausdruck  gefunden.  Auch  auf 
dem  Gebiete  der  Haftpflicht  für  Tötung  und 
Körperbeschädigungen  bestehen  gleiche  Grund* 
sätze,  weil  sowohl  das  österreichische  Gesetz  von 
1869  mit  der  Novelle  von  1902  wie  das  deutsche 
von  1872  in  der  Hauptsache  auf  dem  § 25  des 
preußischen  Gesetzes  von  1838  beruhen. 

Bei  Erlassung  des  Scheckgesetzes  hatte  Oester* 
reich  mit  dem  Gesetze  von  1906  den  Vortritt,  das 
Deutsche  Reich  folgte  mit  dem  von  1908,  das 
in  seinen  meisten  Bestimmungen  eine  erfreuliche, 
oft  wörtliche  Uebereinstimmung  mit  dem  öster* 
reichischen  Rechte  aufweist. 


*)  Die  Fortschritte  des  Zivilrechtes  im  19.  Jahrhundert. 
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FESTGABE  DER  DEUTSCHEN  JURISTEN*ZEITUNG 


In  der  öffentlichrechtlichen  Versicherung 
ist  das  Deutsche  Reich  durch  das  Kranken* 
Versicherungsgesetz  von  1883  und  das  Unfall* 
Versicherungsgesetz  von  1884  zuerst  bahnbrechend 
vorgegangen,  um  durch  das  Invalidenversiche* 
rungsgesetz  von  1899  diese  groß  angelegte  sozial* 
politische  Aktion  zu  krönen.  Diesem  Beispiele 
ist  Oesterreich  alsbald  durch  das  Unfallversiche* 
rungsgesetz  von  1887  (allerdings  unter  Ersatz 
des  Umlage*  durch  das  Deckungsverfahren)  und 
das  Krankenversicherungsgesetz  von  1888  gefolgt. 
Die  Einführung  der  obligatorischen  Invaliden* 
und  Altersversicherung  steht  in  Oesterreich  seit 
1904  auf  dem  Programm.  In  der  Verwirk* 
lichung  der  damals  zum  erstenmal  in  Aussicht 
genommenen  Vereinigung  aller  für  die  Sozial* 
Versicherung  in  Betracht  kommenden  Versiehe* 
rungszweige  ist  uns  das  Deutsche  Reich  mit 
der  neuen  Reichsversicherungsordnung  von  1911 
zuvorgekommen.  Dagegen  hat  Oesterreich  den 
Gedanken  einer  obligatorischen  Versicherung  für 
Privatbeamte  1906  zuerst  in  die  Tat  umgesetzt, 
während  die  deutsche  Gesetzgebung  erst  191 1 die 
Versicherung  der  im  Privatdienste  Angestellten  in 
Angriff  genommen  hat. 

Für  das  private  Versicherungsrecht,  das  im 
Deutschen  Reiche  durch  die  Gesetze  von  1901 
über  die  privaten  Versicherungsunternehmungen 
und  von  1908  über  den  Versicherungsvertrag  ge* 
regelt  ist,  liegen  in  Oesterreich  z.  Zt.  erst  Entwürfe 
vor.  Aber,  wie  das  deutsche  Gesetz  von  1901  viel* 
fach  Zusammenhänge  mit  dem  österreichischen 
Versicherungsregulativ  von  1896  aufweist,  lehnt 
sich  auch  der  österr.  Entwurf  des  Gesetzes  über 
private  Versicherungsunternehmungen  enge  an  das 
deutsche  Recht  an.  Noch  näher  steht  der  öster* 
reichische  Entw.  über  den  Versicherungsvertrag 
dem  deutschen  Gesetze.  Hier  wird  geradezu  von 
einer  Rechtsgleichheit  gesprochen  werden  können. 

In  voller  Parallelität  hat  sich  von  jeher  die 
Gesetzgebung  über  die  Erwerbs*  und  Wirt* 
Schaftsgenossenschaften  bewegt.  Das  österr. 
Gesetz  von  1873  hat  die  Bestimmungen  des 
deutschen  Genossenschaftsgesetzes  von  1868  viel* 
fach  wörtlich  übernommen.  Auch  der  wesent* 
liehe  Unterschied  zwischen  beiden  Gesetzen,  die 
Zulassung  von  Genossenschaften  m.  b.  H.  in 
Oesterreich,  bedeutete  eine  teilweise  Anlehnung 
an  das  frühere  bayerische  Gesetz  von  1869.  Bei 
den  späteren  Reformbestrebungen  in  Oesterreich 
wurde  stets  darauf  Gewicht  gelegt,  den  Neue* 
rungen  des  deutschen  Gesetzes  zu  folgen.  Das 
Gesetz  von  1903  über  die  Revision  hat  tatsäch* 
lieh  den  Kern  seiner  Bestimmungen  dem  deutschen 
Gesetze  entlehnt.  Auch  unser  neuester  Entwurf 
eines  Genossenschaftsgesetzes  stützt  sich,  bei  aller 
Selbständigkeit  im  einzelnen,  in  der  Hauptsache 
auf  das  deutsche  Gesetz. 

Das  bürgerliche  Recht,  seiner  inneren 
Natur  nach  zähflüssiger  als  andere  Rechtsgebiete, 
hat  sich  noch  am  meisten  seine  Eigenart  in  der 
Gestalt,  die  es  bei  uns  vor  mehr  als  100  Jahren 
erhalten  hat,  bewahrt.  Aber  mehr  als  anderwärts 
haben  gerade  hier  Literatur  und  Judikatur  aus* 
gleichend  im  Sinne  einer  Annäherung  an  das 
deutsche  BGB.  gewirkt.  Uebrigens  ist  auch  da 
die  Gesetzgebung  am  Werke.  Abgesehen  davon, 
daß  das  deutsche  BGB.  einigen  Instituten  des 


österreichischen  Rechtes,  wie  der  Parentelen* 
erbfolgeordnung  und  dem  holographischen 
Testamente,  allgemeine  Geltung  verschafft  hat, 
bildete  dieses  wieder  den  Ausgangspunkt  für  das 
österr.  Gesetz  v.  26.  April  1912,  betr.  das  Bau* 
recht.  Auch  die  Bestrebungen,  das  österreichische 
BGB.  zu  revidieren,  zielen  vielfach  auf  eine  Re* 
zeption  von  Bestimmungen  des  deutschen  BGB. 
ab.  Schon  die  1907  eingebrachte  Vorlage  war  von 
diesem  Gedanken  beherrscht.  Noch  mehr  gilt 
das  von  den  Beschlüssen  eines  im  Herrenhause 
eingesetzten  Komitees,  dessen  Entwurf  im  Juni 
1912  erschienen  ist. 

Bei  der  Urheberrechts  * Gesetzgebung 
gingen  das  Deutsche  Reich  und  Oesterreich  viel* 
fach  ihre  eigenen  Wege.  Zwar  paßt  sich  das 
österr.  Gesetz  von  1895  tunlichst  an  die  deutschen 
Gesetze  von  1870  und  1876  an.  Aber  unter 
Verwertung  der  Fortschritte,  die  die  Theorie  in 
der  Erkenntnis  des  eigentlichen  Wesens  der 
Urheberrechte  gemacht  hatte,  gelangte  das  österr. 
Gesetz  doch  dazu,  u.  a.  die  Einheitlichkeit  des 
Urheberrechtes  sowie  seine  persönlichen  Elemente 
scharf  zu  betonen.  Die  Neugestaltung  des  deut* 
sehen  Urheberrechtes  (von  1901  und  1907,  mit 
Novelle  von  1910)  vollzog  sich  hauptsächlich 
unter  dem  Einflüsse  der  internationalen  Rechts* 
entwicklung,  doch  fand  dabei  auch  unser  Gesetz 
Berücksichtigung,  so  in  der  Behandlung  der  ein* 
zelnen  Befugnisse  des  Urhebers  als  Bestandteil 
eines  einheitlichen  Rechtes,  der  Erweiterung  des 
Urheberrechtes  seinem  Inhalte  nach  und  einem 
stärkeren  Schutze  des  persönlichen  Interesses  des 
Verfassers  an  seinem  Erzeugnisse,  namentlich 
gegenüber  unbefugten  Veröffentlichungen. 

In  der  Regelung  des  Zivilprozesses  tobt 
noch  der  Kampf  der  Geister,  vielfach  wohl  auch 
durch  materielle  Interessen  beeinflußt.  Aber  bei 
aller  Bescheidenheit  kann  Oesterreich  mit  seinem 
anerkannt  vorbildlichen  Gesetze  von  1895  auf  dem 
Gebiete  des  Zivilprozesses  heute  für  sich  die 
führende  Rolle  beanspruchen.  Schon  im  Bagatell* 
verfahren  von  1873  besaß  es  ein  modernes  münd* 
liches  Verfahren  für  kleinere  Rechtssachen,  das 
damals  besonders  durch  die  Aufnahme  der  bis* 
her  nur  in  Ländern  des  englischen  Rechtes  be* 
kannten  Parteienvernehmung  als  Beweismittel, 
die  dem  deutschen  Prozesse  noch  heute  fehlt, 
bahnbrechend  gewirkt  hat.  Franz  Klein  hat  es 
dann  verstanden,  auf  denselben  Grundsätzen  ein 
allgemeines  Verfahren  aufzubauen,  das  mit  ganz 
neuen  Garantien  zur  Erreichung  des  vornehm* 
liebsten  Zweckes  jedes  Prozesses,  der  möglichst 
raschen,  zuverlässigen  und  billigen  Feststellung 
des  materiellen  Rechtes,  umgeben  ist.  Bald,  nach* 
dem  der  österreichische  Prozeß  die  Feuertaufe 
seiner  praktischen  Anwendung  bestanden  hatte, 
tauchten  auch  in  Deutschland  Reformbestre* 
bringen  unter  Berufung  auf  das  österreichische 
Vorbild  auf.  Den  ersten  Erfolg  hatten  die  Ver* 
fechter  des  österreichischen  Gedankens  in  der 
Novelle  zur  deutschen  ZPO.  von  1909,  die  dem 
Wesen  nach  einer  Umgestaltung  des  amtsgericht* 
liehen  Verfahrens  nach  österreichischem  Muster 
gewidmet  war.  Dagegen  harrt  das  ganze  land* 
gerichtliche  Verfahren  noch  einer  Reform,  die  vor* 
läufig  durch  die  intensive  Gesetzesarbeit  auf  straf* 
rechtlichem  Gebiete  zurückgehalten  wird.  Zahl* 
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reich  sind  die  Stimmen,  die  auch  für  das  land# 
gerichtliche  Verfahren  eine  Anlehnung  an  den 
österreichischen  Prozeß,  ja  geradezu  dessen  Ueber# 
nähme  verlangen.  Es  ist  nicht  Autorenstolz, 
sondern  eine  reiche,  in  mehr  als  lOjähriger 
praktischer  Tätigkeit  gesammelte  Erfahrung,  die 
uns  Oesterreichern  diese  Lösung  als  die  auch 
dem  Interesse  der  deutschen  Justiz  weitaus  ent* 
sprechendste  erscheinen  läßt. 

Im  Rechtsmittelverfahren  ist  der  seit  alter 
Zeit  bestehende  Gegensatz  zwischen  voller  Be# 
rufung  im  Deutschen  Reiche  und  beschränkter 
Berufung  in  Oesterreich  noch  unausgeglichen. 
Dagegen  zeigt  die  Gestaltung  des  Rechtsmittels 
der  Revision  eine  wechselseitige  Beeinflussung 
beider  Gesetzgebungen.  Hier  wie  dort  drohen 
die  Obersten  Gerichtshöfe  unter  der  Flut  der 
Rechtsmittel  zu  ersticken.  Sieht  sich  nun  Oester# 
reich  gezwungen,  das  deutsche  Beispiel  der 
mechanischen  Abschneidung  des  Revisionszuges 
durch  den  Versuch  der  Aufstellung  einer  Re# 
visionssumme  — wenngleich  unter  Verwertung 
des  für  Oesterreich  traditionellen  Difformitäts# 
prinzipes  — nachzuahmen,  so  hat  Deutschland 
andererseits  in  der  Prozeßnovelle  von  1905  sich 
in  manchen  Punkten  bei  der  inneren  Einrichtung 
des  Rechtsmittels  die  österreichische  ZPO.  zum 
Vorbilde  genommen. 

In  der  Befriedigung  der  heute  besonders  in 
den  Vordergrund  gerückten  Forderung  tun# 
lichster  Vereinfachung  aller  Prozeßhandlungen  hat 
Deutschland  den  Vorsprung,  indem  die  Novelle 
von  1909  einige  ganz  moderne  Errungenschaften 
aufweist.  Vorteile  gleicher  Art,  zum  Teil  noch 
weiter  gehende,  sucht  sich  Oesterreich  durch  den 
Entwurf  eines  Gerichtsentlastungsgesetzes  zu 
sichern. 

Größere  Berührungspunkte  zeigt  schon  jetzt 
das  Exekutionsverfahren,  wobei  wichtige  Unter# 
schiede  sich  daraus  ergeben,  daß  es  in  Oester# 
reich  wesentlich  vom  Amtsbetriebe  beherrscht  ist. 
Aber  namentlich  die  Bestimmungen  über  die  Exe# 
kution  auf  bewegliche  Sachen  und  Forderungen 
sind  ziemlich  genau  dem  deutschen  Rechte  nach# 
gebildet.  Dagegen  hat  die  Zwangsverwaltung  und 
Zwangsversteigerung  von  Liegenschaften  in  der 
österr.  Exekutionsordnung  eine  fast  selbständige, 
fein  durchdachte  und  insbesondere  in  den  wirt# 
schaftstechnischen  Exekutionsbeschränkungen  den 
modernsten  Anforderungen  entsprechende  Rege# 
lung  gefunden. 

Die  österr.  Konkursordnung  von  1868  ist 
augenscheinlich  unter  dem  Einflüsse  der  preußi# 
sehen  KO.  von  1855  entstanden.  Sie  kommt  ihr 
in  manchen  Einzelheiten  so  nahe,  daß  diese  von 
der  Rechtsprechung  und  Literatur  häufig  zur 
Auslegung  jener  herangezogen  wurde.  Sicher 
wird  die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches 
(KO.  von  1877)  in  mancher  Richtung  auch  für 
die  in  Oesterreich  notwendige  Reform  vorbildlich 
sein.  Nach  Inhalt  und  Form  war  sie  es  schon 
vielfach  für  das  österr.  Anfechtungsgesetz  von  1884. 

Die  Strafgesetzgebung  ist  z.  Zt.  in  beiden 
Rechtsgebieten  im  Flusse.  Umfang  und  Ziele  der 
R e f o r m bestrebungen  sind  nichtGegenstand  dieses 
vorwiegend  rückwärtsschauendenAufsatzes.1)  Von 

*)  Vgl.  den  Aufsatz  von  Ministerialrat  Dr.  Meyer  S.  22  unten. 
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dem  heute  geltenden  Recht  haben  die  materi# 
eilen  Strafgesetze  nichts  miteinander  gemein. 
Anders  die  strafrechtlichen  Nebengesetze.  So  war 
das  österreichisch#galizischeWuchergesetz  von  1877 
richtunggebend  für  das  deutsche  von  1880,  wo# 
gegen  Oesterreich  im  Sprengstoff#  und  Lebens# 
mittelgesetz  und  dem  Gesetz  über  den  Getreide# 
terminhandel  der  deutschen  Gesetzgebung  gefolgt 
ist.  Die  beiderseitigen  Gesetze  zum  Schutze  der 
Unterseekabel  beruhen  auf  dem  internationalen 
Uebereinkommen  von  1884. 

Auf  im  wesentlichen  durchaus  gleichen  Grund# 
lagen  beruhen  auch  die  österr.  Strafprozeß# 
Ordnung  v.  1873  und  die  ReichsStrPO.  von  1877, 
wenngleich  die  Grundsätze  vielfach  eine  ver# 
schiedene  Ausgestaltung  erfahren  haben.  Es  sind 
dies  der  Anklagegrundsatz,  der  aber  in  der  österr. 
StrPO.  konsequenter  durchgeführt  ist,  das  Prinzip 
der  Staatsanklage,  der  Legalitätsgrundsatz,  die 
Anerkennung  des  Beschuldigten  als  Prozeßsubjekt, 
nicht  als  bloßes  Objekt  der  Untersuchung,  die 
Regelung  der  Voruntersuchung  i.  S.  der  Resolu# 
tionen  des  3.  deutschen  Juristentages  in  Wien 
(1862),  die  Verlegung  des  Schwerpunktes  des 
Verfahrens  in  die  mündliche,  unmittelbare  und 
öffentliche  Hauptverhandlung,  der  Grundsatz 
der  freien  Beweiswürdigung,  die  Unanfechtbar# 
keit  der  tatsächlichen  Feststellung  in  den  Ur# 
teilen  der  Gerichte  mittlerer  und  höchster 
Ordnung,  die  Beschränkung  des  Rechtsmittels 
gegen  diese  Urteile  auf  eine  Beschwerde  wegen 
Verletzung  des  formellen  oder  materiellen  Rechtes. 

Dieser  Rückblick  auf  die  Rechtsentwick# 
lung  Oesterreichs  während  der  letzten  50  Jahre 
— zugleich  vielfach  ein  Ausblick  auf  die 
weitere  Ausgestaltung  unseres  Rechtssystems  — 
zeigt  eine  so  starke  gegenseitige  Beeinflussung 
des  deutschen  und  des  österreichischen  Rechtes, 
daß  darin  wohl  ein  voller  Ersatz  für  die  frühere, 
doch  nur  sehr  beschränkte  Rechtsgemeinschaft 
liegt.  Wenn  hierbei  weitaus  überwiegend  das 
deutsche  Recht  den  Vortritt  hatte,  seine  Gesetz# 
gebung  und  Rechtswissenschaft  in  ungleich 
höherem  Maße  für  Oesterreich  vorbildlich  und 
richtunggebend  waren  als  umgekehrt,  so  kann 
das  nicht  überraschen  und  in  keiner  Weise  als 
beschämend  für  uns  Oesterreicher  gelten. 

Zunächst  haben  ja  Oesterreichs  Juristen 
auch  bei  der  Begutachtung  der  deutschen 
Gesetzgebung  wertvolle  Mitarbeit  geleistet. 
Vor  allem  Josef  Unger,  dem  der  Entwurf 
des  deutschen  BGB.  Anlaß  zu  einer  Reihe 
der  reifsten  Früchte  seines  Geistes  gab,  dann 
Anton  Menger,  dem  mit  Recht  nachgerühmt 
wird,  daß  er  darauf  einen  veredelnden  Einfluß 
geübt  habe.  Er  und  Emil  Steinbach,  der 
mit  scharfem  Verstände  und  reichem  Wissen, 
gepaart  mit  tiefem  sittlichen  Ernst,  überall 
nach  den  Organisationsformen  der  mensch# 
liehen  Gesellschaft  forschte  und,  allen 
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Egoismus  bekämpfend,  ihr  Recht,  als  das 
höhere,  dem  des  Individuums  entgegen* 
stellte,  haben  zum  ersten  Male  soziale  Ideen 
auf  die  Jurisprudenz  angewendet  und  da* 
mit  die  soziale  Rechtswissenschaft  erst  be* 
gründet.  Auch  Emil  Strohal  und  Ludwig 
Mitteis  erstatteten  noch  als  österreichische 
Rechtslehrer,  von  der  alten  Heimat  aus,  ihre 
Gutachten  zum  Entwürfe  des  deutschen  BGB. 
Franz  Kleins  überragende  Bedeutung  ist 
auch  im  Deutschen  Reiche  viel  zu  sehr  an* 
erkannt,  als  daß  es  überhaupt  nötig  wäre, 
seinen  Namen  auch  nur  zu  nennen.  Nicht 
zu  vergessen  der  Tätigkeit  des  Deutschen 
Juristentages,  der  immer  nur  ein  deutscher, 
nicht  im  staatlichen,  sondern  im  nationalen 
Sinne,  war  und  die  österreichischen  Juristen 
stets  in  treuer  Mitarbeit  an  der  Seite  der 
Berufsgenossen  des  Deutschen  Reiches  sah. 
Uebrigens  sprechen  da  in  gewissem  Sinne 
auch  die  Zahlen  ihre  Sprache,  wenn  man 
den  mehr  als  60  Millionen  Einwohnern 
des  Deutschen  Reiches  die  rund  28  V2 
Millionen  Oesterreichs  — darunter  übrigens 
nur  rund  10  Millionen  Deutsche  — gegen* 
überstellt. 

Was  aber  die  Gesetzgebung  anbelangt, 
so  war  es  für  das  Deutsche  Reich  von  ent* 
scheidender  Bedeutung,  daß  mit  der  Auf* 
lösung  des  Deutschen  Bundes  sein  heroisches 
Zeitalter  gekommen  war.  Das  Schillersche 
Wahrwort:  »Aber  der  Krieg  läßt  die  Kraft 
erscheinen,  alles  erhebt  er  zum  Ungemeinen« 
traf  auch  da  zu.  Mit  einem  mächtigen,  bis 
dahin  ungeahnten  Aufschwünge,  der  nur  in 
der  gesetzgeberischen  Tätigkeit  Napoleons  I. 
sein  Gegenstück  findet,  schuf  sich  das  Deutsche 
Reich  innerhalb  weniger  Jahre  nach  seiner 
Errichtung  auf  durchaus  moderner  Grundlage 
ein  neues,  einheitliches,  von  der  deutschen 
Wissenschaft  reichlich  befruchtetes  Rechts* 
System,  dessen  vorbildliche  Kraft  schon  da* 
durch  gegeben  war. 

Für  Oesterreich  dagegen  wurde  der  gleiche 
Anlaß  zum  Ausgangspunkte  einer  Periode 
gesteigerter  nationaler  Kämpfe,  die  die  öster* 
reichische  Staatskunst  vor  schwere  Probleme 
ganz  eigener  Art  stellten  und  zugleich  be* 
wiesen,  daß  in  solchen  Zeiten  — nicht  für 
die  Gesetzesanwendung,  wohl  aber  bezüglich 
der  Schaffung  von  grundlegenden  Gesetzen  — 
in  der  Hauptsache  der  Ausspruch  Ciceros 
Geltung  beanspruchen  könne:  »inter  arma 
leges  silent.« 


Der  Anteil  der  österreichischen  J uristen 
an  dem  Fortschritte  des  deutschen 
Rechtes. 

Von  Professor  Dr.  Ernst  Frhrn.  von  S chwind,  Wien. 

Wenn  der  Wiener  Deutsche  Juristentag 
von  1862  ungewollt,  und  ohne  daß  es  vor* 
ausgesehen  werden  konnte,  in  eine  glänzende 
und  gewaltige  Kundgebung  im  Sinne  der 
großdeutschen  Idee  ausgeklungen  ist,  so  hat 
uns  die  eherne  Gewalt  der  Weltgeschichte 
bald  darauf  gezeigt,  daß  nicht  Hoffnungen 
und  glühende  Begeisterung,  sondern  viel  tiefer 
liegende  Kräfte  ihre  Wege  bestimmen.  Wenige 
Jahre  später  — und  unter  dem  Sturme  der  sich 
vorwärtsdrängenden  Ereignisse  war  die  groß* 
deutsche  Idee  wohl  für  immer  begraben,  und 
die  jüngeren,  seitdem  heranwachsenden  Ge* 
schlechter  haben  es  als  etwas  Selbstverständ* 
liches  in  sich  aufgenommen,  daß  bei  aller 
Freundschaft,  die  die  Völker  und  ihre 
Herrscher  verknüpfen,  bei  allen  tausend* 
faltigen  geistigen  und  wirtschaftlichen  Be* 
Ziehungen,  welche  die  Grenzen  überspannen, 
Deutschland  und  Oesterreich  gesonderte 
Staaten  sind  und  bleiben,  daß  innerhalb  der 
deutschen  Kulturgemeinschaft  die  schwarz* 
gelben  Grenzpfähle  eine  tiefere  Scheidung, 
einen  stärkeren  Einschnitt  bedeuten  als  etwa 
die  Landesgrenzen  im  geeinten  Deutschen 
Reich.  Und  doch  sind  diese  Reichsgrenzen 
in  der  Landkarte  Europens  nicht  so  tief  ein* 
gegraben  wie  andere  Reichsgrenzen,  wie  die 
Grenzen  gegenüber  »fremden«  Staaten.  Bald, 
nachdem  die  staatliche  Scheidung  vollzogen 
war,  erstand  der  schöne  und  dauerhafte, 
völkerrechtliche  Bund,  der  nicht  nur  den 
Wünschen  und  Gefühlen  aller  Deutschen 
diesseits  und  jenseits  dieser  Grenzen  Rech* 
nung  trägt,  sondern  vor  allem  die  bedeutsame 
Aufgabe  der  europäischen  Friedensbewahrung 
durch  mehr  als  ein  Menschenalter  erfüllt.  Und 
über  diesem  einigenden  Bande  Völkerrecht* 
licher  Verträge  steht  das  nicht  einmal  theo* 
retisch  lösbare  Band,  das  die  deutschen  Deut* 
sehen  mit  den  österreichischen  Deutschen  in 
mehr  als  tausendjähriger  Kulturgemeinschaft 
verknüpft,  die  Einheit  der  Stammeszugehörig* 
keit,  die  Einheit  der  Kulturentwicklung,  die 
Einheit  deutscher  Kunst  und  deutscher  Wissen* 
schaft. 

Für  die  wissenschaftliche  Entwicklung  im 
allgemeinen  haben  diese  Reichs*  und  Landes* 
grenzen  so  gut  wie  keine  Bedeutung.  Der 
internationale  Charakter,  zu  dem  alle  Wissen* 
14  - 


ZUM  51.  DEUTSCHEN  JURISTENTAGE  IN  WIEN. 


schaft  hinneigt,  läßt  gegenüber  der  Forscher? 
arbeit  und  der  Geistesmacht  die  Landes?  und 
Reichsgrenzen  überhaupt  verblassen;  scheiden 
wir  aber  vielleicht  nach  Vorliebe,  Charakter, 
Neigungen  und  Methoden  die  verschiedenen 
Nationen  im  Tempel  Athenens,  sprechen  wir 
z.  B.  von  deutscher,  englischer  und  französi? 
scher  Wissenschaft,  so  trägt  in  dieser  Anwen? 
düng  das  Wort  deutsch  doch  noch  ein  Stück 
von  seinem  alten,  großdeutschen  oder  natio? 
nalen  Sinne;  man  denkt  dabei  im  allgemeinen 
gewiß  nicht  daran,  ob  die  Heimat  und 
Forschertätigkeit  des  einzelnen  dem  Deut? 
sehen  Reiche  oder  den  deutschen  Teilen  der 
Nachbarstaaten  zugehört. 

Sieht  man  näher  zu,  so  wird  man  freilich 
die  in  der  Natur  der  Dinge  begründete  Er? 
scheinung  beobachten  können,  daß  das  Schwer? 
gewicht  der  deutschen  Wissenschaft  im  Deut? 
sehen  Reiche  liegt  — natürlich,  denn  dort 
wohnt  ja  die  überwiegende  Zahl  aller  Deut? 
sehen.  Und  ergänzend  läßt  sich  hierzu  wohl 
noch  behaupten,  daß  die  außerhalb  des  Deut? 
sehen  Reiches  wohnenden  Deutschen,  also  be? 
sonders  die  Deutsch?Oesterreicher,  sich  zur 
reichsdeutschen  Wissenschaft  noch  stärker 
hingezogen  fühlen  als  umgekehrt. 

Gilt  ein  ähnliches  Verhältnis  auch  für  die 
Jurisprudenz?  Ist  auch  nach  der  Trennung 
der  beiden  Reiche  noch  eine  Einheit  des 
Rechtes  und  der  Rechtswissenschaft  geblieben? 
Ein  deutscher  Juristentag  in  der  alten  öster? 
reichischen  Kaiserstadt  an  der  Donau  regt 
diese  Frage  mächtig  an.  Nur  wenn  sie  be? 
jaht  wird,  hat  eine  Wiener  Tagung  eines 
deutschen  Juristentages  heute  noch  ihre  Be? 
rechtigung.  Unser  Herz  will  die  Frage  be? 
jähen;  inwieweit  darf  es  auch  unser  nüchterner, 
ruhiger  Sinn? 

Soweit  die  Kenntnis  unseres  Rechtes 
zurückreicht,  war  es  nicht  einheitlich,  sondern 
zersplittert:  »Partikularismus«  ist  der  wenig 
deutsche  Ausdruck  für  diesen  so  sehr  deut? 
sehen  Zustand.  Das  alte  Deutsche  Reich  hat 
ihn  nicht  zu  überwinden  gewußt.  Die  schönen 
Ansätze  zur  Rechtseinheit,  wie  die  deutsche 
Wechselordnung  von  1848  und  das  allg.  deut? 
sehe  Handelsgesetzbuch  1860/61,  die  in  der 
Zeit  des  Deutschen  Bundes  ausgearbeitet  wur? 
den,  haben  eine  weitere  Fortsetzung  nicht  ge? 
funden,  und  mit  der  Sprengung  des  letzteren, 
der  Entstehung  des  Norddeutschen  Bundes 
und  der  Reichsgründung  war  der  Gedanke 
an  eine  Weiterbildung  formell  einheitlichen 
Rechtes  dauernd  überwunden. 


Die  nächsten  Zeiten  nach  dem  Kriege 
haben  naturgemäß  innige  Wechselbeziehungen 
nicht  neu  erzeugt;  aber  an  den  alten,  auf  den 
geschichtlichen  Grundlagen  fußenden  hat  auch 
diese  Zeit  nicht  gerüttelt.  Da  blieb  die  Rechts? 
geschichte  vor  allem  das  einigende  Band 
zwischen  den  beiden  nur  politisch  getrennten 
Staaten;  sie  blieb  es  einerseits  durch  die  Macht 
der  Tatsache,  die  eine  auf  Jahrhunderte  zurück? 
reichende  gemeinsame  oder  doch  Stammes? 
verwandte  Entwicklung  diesseits  wie  jenseits 
der  Grenzen  — aere  perennius  — geschaffen 
hatte;  sie  knüpfte  auch  neue  Bande  an  in  und 
durch  die  Pflege,  die  ihr  widerfuhr.  Dabei 
waren  es  ganz  besonders  die  Universitäten, 
die  Rechtsfakultäten  und  Rechtsgelehrten,  die 
als  Pfleger  des  juristischen  Gedankenaustau? 
sches  und  der  rechtswissenschaftlichen  Inter? 
essengemeinschaft  hervorragen. 

Hatte  im  Jahre  1855  der  österr.  Unter? 
richtsminister  Graf  Leo  Thun  das  Rechts? 
Studium  in  Oesterreich  zu  wissenschaftlicher 
Höhe  emporgehoben  und  durch  starke  Be? 
tonung  der  geschichtlichen  Seite  befruchtet, 
so  war  es  ihm  auch  gelungen,  eine  Reihe  ganz 
hervorragender  Gelehrter  über  die  Grenze 
herein  nach  Oesterreich  zu  gewinnen.  Lehrer 
und  Forscher  von  dem  Range  eines  Julius 
Ficker,  Friedrich  Maaßen  und  Heinrich 
Siegel  sind  seinem  Rufe  gefolgt.  Um  diese 
Zeit  ist  auch  der  Germanist  und  Kanonist 
Georg  Philips  aus  München  nach  Wien 
gezogen.  Unter  dem  Einflüsse  der  Thunschen 
Reformen  hat  zunächst  die  Rechtsgeschichte 
in  Oesterreich  sich  bald  einen  Rang  erkämpft, 
der  sie  der  reichsdeutschen  ebenbürtig  zur 
Seite  stellte.  Für  die  Rechtsgeschichte  haben 
die  Reichsgrenzen  jede  Bedeutung  eingebüßt. 
Die  Werke  von  Autoren,  wie  den  oben  ge? 
nannten,  erlangen  im  Sturme  einen  europäischen 
Ruf,  dazu  vor  allem  noch  die  zahlreichen 
und  bedeutsamen  Schriften  des  in  Oesterreich 
(Wels)  geborenen  und  der  Wiener  Schule 
(Siegel,  Sickel)  entsprossenen  Klassikers  der 
Rechtsgeschichte  Heinrich  Brunner. 

Ebenso  wie  für  die  deutsche  Rechts? 
geschichte  verschwinden  die  Grenzen  für  die 
romanistische  Jurisprudenz.  Römische  Rechts? 
geschichte  und  Pandektenrecht  wurden  mit 
großer  Vorliebe  in  Deutschland  wie  in  Oester? 
reich  gepflegt;  im  sog.  »heutigen«  römischen 
Rechte  wie  im  deutschen  Privatrecht  spielt 
die  österreichische  Rechtsgestaltung  die  Rolle 
eines  der  hervorragendsten  deutschen  Partikular? 
rechte.  Als  äußeres  Zeichen  dieser  wissen? 
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schaftlichen  Einheit,  die  über  alle  Territorial* 
grenzen  hinüberreicht,  kann  auf  die  Tatsache 
hingewiesen  werden,  daß  unter  den  hervor* 
ragendsten  Romanisten  so  manche  ihre  Wirk* 
samkeit  teils  diesseits,  teils  jenseits  unserer 
Grenzen  entfaltet  haben.  So  von  den  älteren 
vor  allen  Rudolf  v.  Jhering,  der  zwar  nur 
kurze  Zeit  in  Wien  lehrte,  aber  durch  die 
Kraft  seiner  Persönlichkeit  und  den  geistvollen 
Gehalt  seiner  Rede  auf  die  Juristen  Oester* 
reichs  den  größten  Einfluß  geübt  hat;  dann 
Ludwig  Arndts,  Alois  Brinz,  Adolf 
Exner  (Zürich  und  Wien),  unter  den  Lebenden 
Ludwig  Mitteis,  Moritz  Wlassak,  Paul 
Jörs,  Leopold  Wenger  und  Ernst  Rabel. 
Unter  den  letzteren  sind  auch  die  Namen 
der  hervorragendsten  Romanisten,  die  als 
Papyrologen  dem  Zuge  unserer  Zeit  nach  Er* 
Weiterung  ihres  Wissens  aufs  griechisch* 
ägyptische  Recht  mit  so  schönen  und  zum  Teil 
so  überraschenden  Ergebnissen  gefolgt  sind. 

Läßt  sich  diese  Einheit  der  Wissenschaft* 
liehen  Forschung  auf  rechtsgeschichtlichem 
Gebiet  als  Folge  der  Gleichheit  des  Stoffes 
und  der  Methoden  als  ganz  natürlich  erklären, 
so  liegt  es  naturgemäß  anders  für  die  Pflege 
und  Entwicklung  des  positiven  Rechtes  der 
Gegenwart. 

Da  wäre  vor  allem  auf  die  machtvolle 
Persönlichkeit  v.  Schmerlings  hinzuweisen, 
der  als  Justizminister  dem  Reichsverweser  Erz* 
herzog  Johann  in  Frankfurt  zur  Seite  stand 
und  damit  — wenn  auch  nur  vorübergehend 
— die  Justizangelegenheiten  der  Zentralgewalt 
des  Reiches  leitete  und  der  dann  später  einer 
großen  und  entscheidenden  Legislaturperiode 
Oesterreichs  den  Stempel  seines  Geistes  auf* 
gedrückt  hat. 

Im  Staatsrecht  bildet  die  allgemeine  Staats* 
lehre  das  einigende  Band,  das  trotz  der 
größten  Verschiedenheiten  der  positiven  Rechts* 
Ordnung  eine  Einheitlichkeit  in  der  Behänd* 
lung  derselben  und  der  Lehre  und  damit  auch 
einen  Austausch  der  Lehrenden  über  die 
Landesgrenzen  hinaus  ermöglicht.  Georg 
Jellinek,  Edmund  Bernatzik  und  Felix 
Störk  sind  da  die  hervorragendsten  Lehrer 
dieses  Wissensgebietes,  die  innerhalb  wie 
außerhalb  Oesterreichs  ihre  Lehrtätigkeit  ent* 
faltet  haben. 

Für  die  übrigen  Gebiete  des  Rechtes 
möchte  ich  auf  die  oben  aufgeworfenen  Pro* 
bleme  vor  allem  unter  dem  Gesichtspunkte 
unseres  österreichischen  Rechtes  eingehen.  Für 
unser  bürgerliches  Recht  hat  etwa  ein  Jahr* 
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zehnt  vor  1866  die  romanistische  Behandlung 
des  österreichischen  Rechtes  ihren  Anfang  ge* 
nommen,  angeregt  vor  allem  durch  die  kraft* 
volle  Persönlichkeit  Josef  Ungers  und  das 
leider  unvollendet  gebliebene  »System  des 
österreichischen  Privatrechtes«  aus  seiner  Hand. 
Folgt  Unger  dabei  dem  durch  Savigny  an* 
geregten  Bestreben  der  historischen  Schule, 
unter  Ausschluß  der  von  Glossatoren  und  Post* 
glossatoren  im  Sinne  der  Anpassung  geleisteten 
Arbeit  wieder  auf  das  alte  »reine«  römische 
Recht  zurückzugehen,  und  damit  einem  all* 
gemeinen  Zug  seiner  Zeit,  so  ist’s  vom  Stand* 
punkte  der  Wechselbeziehungen  der  deutschen 
und  österreichischen  Rechtsgelehrsamkeit  ge* 
wiß  nicht  bedeutungslos,  daß  für  dieses  grund* 
legende,  für  die  romanistische  Behandlung 
unseres  bürgerlichen  Rechtes  so  lange  herr* 
sehende  Monumentalwerk  Josef  Ungers  C.  G. 
v.  Waechters  Württembergisches  Privatrecht 
das  unmittelbare,  viel  benutzte  Vorbild  gewesen 
ist.1)  Die  stark  romanistische  Behandlung  des 
österreichischen  Zivilrechtes  ist  in  späteren  De* 
zennien  wieder  etwas  zurückgedrängt  worden, 
und  so  manches,  was  als  mißverstandenes  und 
falsch  behandeltes  römisches  Recht  im  ABGB. 
bekrittelt  und  belächelt  wurde,  hat  sich  bei 
genauer  Betrachtung  als  gutes  altes  Erbstück 
deutscher  Rechtsgedanken  — bald  unmittelbar 
übernommen,  bald  in  der  Gewandung  des 
Naturrechts  eingeführt  — erwiesen.  Die  Auf* 
deckung  solcher  geschichtlicher  Zusammen* 
hänge,  für  die  in  Deutschland  die  Germanisten, 
vor  allem  Beseler  und  Gierke  gewirkt,  ist 
auch  an  der  österreichischen  Zivilistik  nicht 
vorübergegangen.  Altmeister  Unger  hat  sich 
selbst  in  späteren  Schriften  vom  übertriebenen 
Romanismus  losgelöst,  und  die  jüngere  Gene* 
ration  bewegt  sich  da  in  viel  freieren  Bahnen. 
Der  romanistischen  Zivilistik  unseres  Rechtes 
entsprossen,  aber  durch  seine  Kenntnis  der 
lebendigen  Verkehrsbedürfnisse  und  seine 
Freiheit  von  engherziger  Formaljurisprudenz 
zu  den  schönsten  Aufgaben  hingezogen,  war 
aber  Emil  Strohal,  der  aus  seiner  Stellung 
als  Lehrer  des  österreichischen  Zivilrechtes 
gar  bald  der  Nachfolger  Jherings  in  Göt* 
tingen  und  dann  einer  der  hervorragendsten 
Lehrer  des  neuen  deutschen  bürgerlichen 
Rechtes  geworden  ist. 

Damit  berühren  wir  schon  jenes  Gebiet 
der  Rechtsentwicklung,  das  für  die  Wechsel* 
beziehungen  der  deutschen  und  österreichischen 
Juristen  wohl  das  bedeutsamste  gewesen  ist 
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und  heute  noch  ist,  das  Gebiet  der  Rechts* 
reformen  hüben  und  drüben.  Es  ist  eine 
geschichtlich  unleugbare  Tatsache,  daß  Rechts* 
reformen,  die  Ausarbeitung  neuer  sowie  die 
Umgestaltung  der  bestehenden  Gesetze  im 
geeinten  Deutschen  Reiche  glatter  und  leichter 
und  damit  auch  rascher  von  statten  gingen 
als  in  den  österreichischen  gesetzgebenden 
Körperschaften,  die  anfänglich  ihre  hehre 
Mission  wohl  erfaßten  und  erfüllten,  sie  aber 
später  gegenüber  der  bei  Kulturvölkern  ende* 
misch  werdenden  Geißel  der  Menschheit,  die 
man  »Politik«  nennt,  zurückgedrängt  und  fast 
vergessen  haben.  Nach  1871  empfand  man 
es  im  neuen  geeinten  Deutschen  Reich  als  ein 
wirtschaftliches,  rechtliches  und  — fast  möchte 
ich  sagen  — auch  als  ein  ästhetisches  Bedürf* 
nis,  dem  geeinten  Vaterland  ein  einheitliches, 
den  neuen  Zeitbedürfnissen  entsprechendes 
neues  Recht  zu  geben.  Da  kam  in  die  Gesetz* 
gebung  ein  guter  frischer  Zug,  und  in  rascher 
Folge  sind  Landes*  und  Reichsgesetze  über 
die  wichtigsten  Rechtsgebiete  ausgearbeitet, 
überprüft  und  beschlossen  worden.  In  Oester* 
reich  fehlte  es  an  einem  ähnlichen  äußeren 
Anlasse,  und  die  Gesetzgebungsmaschine 
arbeitet  oft  recht  mühselig  im  Kampf  gegen 
feindselige  Gewalten.  So  ergab  es  sich  von 
selbst,  daß  im  allgemeinen  Deutschlands  neue 
Gesetzeswerke  den  österreichischen  Gesetzen 
und  oft  sogar  den  österreichischen  Reform* 
bestrebungen  voraneilten  und  damit  auch  für 
diese  tonangebend  wurden.  Und  doch  fehlt 
es  auch  umgekehrt,  wenigstens  in  einzelnen 
Beziehungen,  nicht  an  einer  Beeinflussung 
deutscher  Gesetze  und  Reformbestrebungen 
durch  österreichische  Gelehrte  und  öster* 
reichische  Gesetze.  Es  sei  mir  gestattet,  auf 
die  hervorragendsten  unter  den  Oesterreichern 
kurz  hinzuweisen,  denen  es  beschieden  war, 
einen  bestimmenden  Einfluß  auf  die  Gesetz* 
gebung  über  unsere  Grenzen  hinaus  auszuüben. 

Bleiben  wir  zunächst  bei  dem  Gebiete  des 
bürgerlichen  Rechtes,  so  wäre  aus  älterer  Zeit 
hervorzuheben,  wie  groß  der  Einfluß  Josef 
Ungers  auf  die  Ausgestaltung  des  sächsischen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  gewesen  ist.  Und 
wie  mächtig  war  nicht  der  Einfluß,  den  die 
Besprechungen  des  ersten  Entwurfes  durch 
Emil  Strohal  gefunden,  wie  umstürzend  und 
fördersam  die  Gedankenreihen,  die  Anton 
Menger  in  seiner  gewaltigen  Schrift:  »Das 
bürgerliche  Recht  und  die  besitzlosen  Volks* 
klassen«  dem  ersten  Entwürfe  entgegenstellte. 
Auch  die  geistvollen  Ausführungen  Ungers 


über  das  Handeln  auf  eigene  Gefahr  und 
über  die  Bürgschaft  sind  nicht  ohne  Einfluß 
auf  das  deutsche  bürgerliche  Gesetz  geblieben. 

Das  große  Gebiet  des  zivilgerichtlichen 
Verfahrens  war  bei  uns  fast  bis  zum  Aus* 
gange  des  vorigen  Jahrhunderts  durch  das 
Josephinsche  Gesetz  geregelt,  das  als  eine 
Kodifikation  des  alten  gemeinen  deutschen 
Zivilprozesses  gelten  kann.  In  den  letzten 
Dezennien  seiner  Wirksamkeit  war  das  Ver* 
langen  nach  der  Reform,  nach  dem  münd* 
liehen  unmittelbaren  Verfahren  mit  freier  Be* 
weiswürdigung  immer  lebhafter  geworden  und 
die  literarische  Bewegung,  die  diese  Reform 
einleitete,  schöpfte  viel  Anregung  aus  den 
Rechten  der  Nachbarstaaten,  insb.  des  Deut* 
sehen  Reiches,  wo  diese  Ziele  bereits  ver* 
wirklicht  waren.  Die  Reform,  die  uns  dann 
durch  die  Tatkraft  des  nachmaligen  Justiz* 
ministers  Franz  Klein  allen  Hindernissen 
zum  Trotz  beschieden  wurde,  baut  aber  auf 
den  Vorbildern  der  Nachbarstaaten  selbst* 
ständig  auf  und  ist  insb.  auf  dem  Gebiete 
der  Prozeßleitung  zu  einer  ganz  neuartigen 
Gestaltung  vorgedrungen.  So  wurde  ein 
Recht  geschaffen,  das  sich  bei  uns  aus* 
gezeichnet  bewährt,  und  dessen  wichtiger 
Grundsatz  einer  strammen  Prozeßleitung  durch 
den  Richter  in  den  deutschen  Amtsgerichts* 
prozeß  übernommen  wurde. 

Für  die  strafrechtlichen  Reformbestre* 
bungen  und  die  Strafrechtstheorien  sind  aber 
die  Reichsgrenzen  zwischen  den  deutschen 
Landen  erst  recht  bedeutungslos  geblieben. 
Zeuge  dessen,  daß  einer  der  hervorragendsten 
Berliner  Kriminalisten,  Franz  von  Liszt,  von 
Oesterreich  und  Wien  seinen  Ausgang  nahm, 
daß  Adolf  Merkel  durch  eine  Reihe  von 
Jahren  in  Prag  und  Wien  gelehrt  hat,  daß 
Karl  Stooß,  der  Autor  des  schönen,  lapidar 
geschriebenen  Schweizer  Entwurfes,  seine  Ko* 
difikations*  und  Lehrtätigkeit  in  Bern  mit 
Wien  vertauschte,  daß  August  Geyer  von 
Innsbruck,  Emanuel  von  Ullmann  von 
Wien  nach  München  zogen. 

Die  drei  Entwürfe  Deutschlands,  Oester* 
reichs  und  der  Schweiz  stehen  nun  so  sehr 
im  Mittelpunkte  der  juristischen  Literatur, 
daß  es  mir  wohl  erlassen  werden  kann,  darüber 
neuerlich  zu  berichten.  In  diesem  Zusammen* 
hange  möchte  ich  nur  erwähnen,  daß  die 
K.  Stooß  eigenen  Grundauffassungen  und 
seine  Gestaltungskraft  auf  dem  Wege  seines 
Schweizer  Entwurfes  vielfach  vorbildlich  ge* 
worden  sind  für  die  beiden  anderen,  während 
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es  nun  allen  Anschein  hat,  daß  auch  die  Per* 
sönlichkeit  unseres  Heinrich  Lammasch, 
der  im  Verein  mit  dem  Grafen  Gleispach 
und  Adolf  Lenz  dem  österreichischen  Vor* 
entwurf  seine  charakteristische  Form  gegeben 
hat,  sich  nun  vielfach  bei  den  Verhandlungen 
über  den  deutschen  Vorentwurf  durchzusetzen 
vermag. 

Auf  dem  Gebiete  des  Strafprozeßrechtes 
spinnen  sich  die  Fäden  persönlichen  Einflusses 
in  der  Weise,  daß  der  viel  zu  früh  verstor* 
bene  Josef  v.  Würth  — der  die  österr.  StrPO. 
von  1850,  das  Vorbild  des  Glaserschen  Ge* 
setzes,  verfaßte  — wie  er  selbst  erzählt  — , 
der  StrPO.  für  die  thüringischen  Staaten 
einiges  entnommen,  und  daß  dann  so  manches 
von  seinen  und  Glasers  Gedanken  durch 
unsere  StrPO.  v.  1873  Einfluß  auf  die  deutsche 
Gesetzgebung  gewonnen  hat. 

Daß  auf  dem  Gebiete  des  Handels*  und 
Wechselrechts  bei  fast  völliger  Gesetzesgleich* 
heit  eine  Einheitlichkeit  der  Rechtswissen* 
schaft  geblieben  ist,  bedarf  kaum  einer  be* 
sonderen  Erwähnung.  Haben  wir  handeis* 
rechtlich  vieles  insbes.  den  Forschungen 
Goldschmidts  zu  danken,  so  ist  das  Wechsel* 
recht  C.  S.  Grünhuts  zum  tonangebenden 
Werke  dieses  Fachs  hüben  und  drüben  ge* 
worden. 

Diese  Uebersicht  zeigt  wohl  schon  zur 
Genüge,  daß  die  eingangs  gestellte  Frage,  ob 
auch  nach  der  Trennung  der  Reiche  eine  Ein* 
heit  des  Rechtes  und  der  Rechtswissenschaft 
geblieben,  in  weitem  LImfange  wohl  bejaht 
werden  kann.  Das  Urteil  wird  noch  ver* 
stärkt,  wenn  wir  noch  einen  Blick  werfen  auf 
die  gesamte  juristische  wissenschaftliche  Lite* 
ratur  diesseits  und  jenseits  unserer  Grenzen. 
Den  Grenzlinien  kommt  dabei  keine  allzu  große 
Bedeutung  zu.  Die  rechtswissenschaftliche 
Literatur  darf  in  weitem  Umfange  als  eine  ein* 
heitliche  gelten,  und  unbekümmert  um  die 
Reichsgrenzen  fußt  jedes  neue  wahrhaft  wissen* 
schaftliche  Werk  auf  den  vorhergehenden  und 
gibt  eine  Stütze  und  ein  Fundament  für  die 
nachfolgenden,  diesseits  wie  jenseits  der  Gren* 
zen.  Unseren  Gerichten  gebührt  die  Aner* 
kennung,  daß  sie  auch  an  der  deutschen 
Rechtsprechung  und  den  deutschen  Rechts* 
normen  nicht  vorübergehen  und  per  analogiam 
nicht  so  selten  auf  die  reicheren  und  fort* 
schrittlicheren  Bestimmungen  des  deutschen 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  hinweisen,  wie  vor 
allem  die  Sammlung  der  Entscheidungen 
unseres  obersten  Gerichtshofes  zeigt. 


Aber  eine  Bemerkung  kann  ich  doch 
nicht  unterdrücken.  Für  uns  in  Oesterreich 
gilt  es  als  ganz  selbstverständliches  Postulat 
für  jedes  juristische  Werk,  das  Wissenschaft* 
liehen  Charakter  für  sich  in  Anspruch  nehmen 
will,  daß  darin  die  ganze  Literatur  auch  außer* 
halb  unserer  Grenzen  Berücksichtigung  und 
Beachtung  findet.  Es  ist  für  uns  kein  erfreu* 
liches  Empfinden,  wenn  wir  sehen,  daß  die 
deutsche  Rechtsliteratur  manchmal  achtlos  an 
Erscheinungen  österreichischer  LIerkunft  vor* 
übergeht.  Das  will  mir  nicht  dazu  stimmen, 
daß  ja  manches  von  unseren  juristischen 
Werken  im  Deutschen  Reiche  des  höchsten 
Lobes  würdig  befunden  und  teilhaftig  wird, 
auch  dazu  nicht,  daß  im  engen  Kreise  der 
allerersten  Rechtsgelehrten  an  den  deutschen 
Universitäten  die  österreichischen  Ursprungs 
nicht  schlecht  vertreten  sind.  So  möchte  ich 
mit  dem  bescheidenen  Wunsche  schließen, 
der  uns  manchmal  beschleicht,  und  der  viel* 
leicht  gerade  unter  den  persönlichen  Ein* 
drücken  des  Wiener  Juristentages  besondere 
Aussicht  auf  Beachtung  finden  könnte:  »wir 
wollen  weniger  erhoben,  doch  fleißiger  ge* 
lesen  sein.« 


Bewegungen  und  Bestrebungen  auf 
dem  Gebiete  des  Zivilprozeßrechts  in 
Deutschland  und  Oesterreich. 

Von  Dr.  F.  Vier  haus,  Präsidenten  des  Oberlandes* 
gerichts  in  Breslau. 

Der  Deutsche  Juristentag  hat  satzungs* 
gemäß  die  Aufgabe,  eine  Vereinigung  für  den 
lebendigen  Meinungsaustausch  unter  den 
deutschen  wie  den  österreichischen  Juristen 
zu  bilden.  Er  kann  daher  nicht  an  einer  Frage 
Vorbeigehen,  die  im  Deutschen  Reiche  die 
Gemüter  vor  anderen  bewegt,  der  Frage  nach 
der  Zivilprozeßreform  — dies  um  so  weniger, 
als  er  in  Oesterreich  tagt,  dessen  ZPO.  den 
Reichsdeutschen  als  vorbildlich  gepriesen  wird, 
und  wo  sich  den  Teilnehmern  ein  Einblick  in 
dasVerfahren  durch  eigene  Anschauung  eröffnet. 

Als  1879  die  deutsche  ZPO.  in  Kraft 
trat,  waren  es  außer  den  durch  das  Gesetz 
des  Beharrens  an  das  Alte  gefesselten  Praktikern 
nur  wenige,  die  nicht  über  den  Sieg  der 
großen  Prozeßprinzipien  gejubelt  hätten.  Nur 
der  geniale  Otto  Bähr  erhob  seine  Kassandra* 
stimme.  Und  heute?  Angriffe  von  allen 
Seiten,  wirres  Durcheinander  von  Reformvor* 
Schlägen.  Hat  aber  diese  Erscheinung  ihren 
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Grund  ausschließlich  in  Mängeln  des  Gesetzes? 
Es  scheint,  als  wenn  in  dem  Wesen  des  Zivil* 
Prozesses  ein  gewisses  Bedürfnis  nach  Wandel 
liege,  als  wenn  er  mehr  als  andere  Rechtsteile 
der  Anpassung  an  die  wechselnde  Entwicklung 
des  Volks*  und  Wirtschaftslebens  bedürfe. 
Hat  doch  die  deutsche  ZPO.  seit  dem  In® 
krafttreten  fünf  Novellen1)  erlebt  und  sind 
doch  in  Oesterreich  gleichfalls  jetzt  die  beiden 
ersten  Abänderungsgesetze  zur  Oest.  ZPO.2) 
dem  Reichsrate  vorgelegt. 

Das  Bedürfnis  einer  Reform  ist  im  Deut* 
sehen  Reiche  nahezu  allgemein  anerkannt. 
Nicht  minder  ist  man  einverstanden  darüber, 
daß  die  tastende  Novellengesetzgebung  in 
ihrer  Mosaikarbeit  als  Reform  nicht  zu  be* 
trachten  ist.  Hat  doch  noch  jüngst  der  Staats* 
Sekretär  des  Reichsjustizamts  es  unumwunden 
ausgesprochen,  daß  die  allgemeine  Revision 
der  ZPO.  »kommen  muß  und  kommen  wird«, 
freilich  mit  dem  Zusatze,  es  werde  dazu  erst 
kommen,  nachdem  die  Strafrechtsreform  er* 
ledigt  sei.3) 

Wenn  der  Deutsche  Juristentag  unter 
diesen  Umständen  an  der  für  unser  ganzes 
Rechtsleben  so  einschneidenden  Frage  nicht 
Vorbeigehen  kann  und  darf,  so  kann  er  sie 
nicht  in  ihrem  ganzen  Umfang  aufrollen,  ohne 
ins  Uferlose  und  darum  Wirkungslose  zu  ge* 
raten.  Er  hat  vielmehr  wohlgetan,  zur  Be* 
ratung  nur  zwei  grundlegende,  aber  doch  be* 
grenzte  und  eng  zusammenhängende  Punkte 
zu  stellen:  Mündlichkeit  der  Verhandlung  und 
Unmittelbarkeit  der  Beweisaufnahme.  Um* 
gekehrt  würde  in  den  eng  bemessenen  Spalten 
dieser  Festschrift  eine  notwendig  in  technische 
Einzelheiten  eingehende,  gründliche  Erörterung 
jener  beiden  Fragen  nicht  möglich  sein.  Die 
Aufgabe  dieser  Betrachtung  ist  daher  ander* 
weit  zu  umgrenzen. 

Eine  ganz  auffallende  Erscheinung  bei 
dem  Streite  um  die  Zivilprozeßreform  ist,  wie 
in  der  Literatur  überhaupt,  so  auch  in  den 
beiden  dem  DJT.  erstatteten  Gutachten4) 
die  Gegensätzlichkeit  der  Anschauungen,  von 
denen  aus  die  Reformfragen  beurteilt  werden; 
sie  gehen  über  bloße  Meinungsverschieden* 
heiten  weit  hinaus.  Ich  glaube,  diese  Erschei* 
nung  und  mit  ihr  die  geringe  Aussicht  auf 

*)  Einschi,  des  Gesetzes  v.  30.  April  1886  (RGBl.  S.  130). 

2)  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  Aenderung  des  Verfahrens  in 
bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten  (Gerichtsentlastungsgesetz),  Nr.  537 
der  Beil.  z.  d.  stenogr.  Protokollen  des  Abg.^Hauses,  XXI.  Sess.  1911,  u. 
d.  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  Aenderung  von  Bestimmungen  über  die 
Revision  und  den  Rekurs,  Nr.  535  ebendaselbst. 

3)  Sitzung  des  Reichstags  v.  18.  April  1912  Stenogr.  Ber.  1224. 

4)  JR-  Salinger,  Vhdl.  d.  31.  D.  JT.  Bd.  1 S.  29 ff.  und 
OLGR.  Walter  Degen,  ebenda  S.  259 ff. 


eine  Verständigung  über  die  Zivilprozeßreform 
erklärt  sich  daraus,  daß  ein  jeder  von  einem 
anderen,  durch  seine  Stellung  zum  Zivilprozeß 
überhaupt  bedingten  StandpunktausVorschläge 
macht,  und  daß  man  diese  Vorschläge  prüft 
und  beurteilt,  ohne  zuerst  zu  fragen,  welche 
Zwecke  die  Reform  verfolgt.  Erst,  nachdem 
man  Klarheit  über  den  Zweck  geschaffen  hat, 
ist  die  Tauglichkeit  der  Mittel  zu  unter* 
suchen. 

Es  scheint  daher  zur  Förderung  der  Ar* 
beiten  des  DJT.  geeignet,  auf  die  sich  kreuzen* 
den,  zum  Teil  widerstreitenden  Interessen  hin* 
zuweisen,  denen  die  Reform  Genüge  tun  soll, 
und  so  die  Erörterung  der  Sonderfragen  vor* 
zubereiten.  Die  Luft  des  österreichischen 
Rechtslebens,  die  Berührung  mit  den  öster* 
reichischen  Kollegen  kann  einer  Nachprüfung 
dieser  allgemeinen  Betrachtungen  nur  dienlich 
sein.  Ausgehen  kann  man  von  der  allge* 
meinen  Wahrnehmung,  daß,  entgegen  der  An* 
nähme  der  Verfasser  der  deutschen  ZPO.,  sich 
ein  selbsttätiger  Ausgleich  jenerlnteressen  nicht 
hergestellt  hat,  und  daß  es  daher  jetzt  die  Auf* 
gäbe  des  Gesetzes  ist,  einen  solchen  Ausgleich 
herbeizuführen.  Was  hier  über  diese  Aufgabe 
gesagt  werden  kann,  erhebt  nicht  den  An* 
Spruch,  neu  und  erschöpfend  zu  sein.  Es 
soll  nur  angeregt  werden  zum  richtigen  Ver* 
ständnis  der  Bestrebungen  und  Bewegungen. 
Wird  hierbei  auch  eine  Kritik  nicht  vermieden 
werden  können,  so  soll  sie  nicht  ein  Tadel 
sein.  Die  Umstände  beeinflussen  selbst  den 
redlichsten  Willen.  Am  allerwenigsten  darf 
man  auf  einer  Seite  allein  die  Schuld  suchen, 
insbesondere  bei  den  Rechtsanwälten  oder  bei 
den  Richtern.  Das  Horazische:  „Iliacos  intra 
muros  peccatur  et  extra“  gilt  auch  hier. 

Was  erwarten  und  verlangen  die  Recht* 
suchenden  vom  Zivilprozeß?  Die  landläufige 
Antwort  lautet:  ihr  Recht.  Man  ist  gewöhnt, 
die  Rechtsetzung  als  mit  Streitentscheidung 
gleichbedeutend  zu  behandeln  und  in  einsei* 
tiger  Weise  die  Durchsetzung  streitigen  Rechts 
als  denZweck  desZivilprozesses  zu  bezeichnen. 
Man  übersieht,  daß  die  Gerichte  bestimmt 
sind,  auch  dem  bloß  unbefriedigten  Rechte 
ohne  Entscheidung  über  widersprechende  An* 
träge  zur  Durchsetzung  zu  verhelfen.  Das 
ist  nicht  notwendig  eine  prozessuale  Tätigkeit. 
Wenn  die  Partei  sich  in  einer  vollstreckbaren 
Urkunde  der  Zwangsvollstreckung  unterwerfen 
kann  (§  794  Nr.  5 der  Deutsch.  ZPO.,  § 1 
Nr.  17  Oesterr.  ExekO.  verb.  m.  § 3 des  Ges. 
v.  25.  Juli  1871),  so  steht  ein  Versäumnis* 
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oder  Anerkenntnisurteil  jener  Unterwerfung 
dem  Wesen  nach  viel  näher  als  dem  streit« 
entscheidenden  Urteile.  Daß  man  den  ganzen 
Ballast  der  lediglich  auf  Schaffung  eines  voll« 
streckbaren  Titels  abzielenden  Klagen  mit  dem 
eigentlichen  Zivilprozesse  mitschleppt,  wirkt 
auf  diesen  nur  verlangsamend,  verwickelnd. 
Zwar  ist  es  richtig,  daß  eine  Streitverhandlung 
von  böswilligen  Schuldnern  durch  unbegrün« 
detes  Vorbringen  auch  in  Fällen  herbeigeführt 
werden  kann,  in  denen  es  sich  in  Wahrheit 
nur  um  Durchsetzung  unbefriedigten  Rechtes 
handelt,  und  daß  man  keiner  Klage  ansehen 
kann,  ob  sie  nicht  diesem  Schicksale  verfallen 
wird.  Allein  dies  führt  nur  dazu,  daß  man 
durch  geeignete  technische  Mittel  eine  mög« 
liehst  frühe  Scheidung  der  streitigen  und  der 
ohne  Streitverhandlung  zu  erledigenden  Sache 
herbeiführt.  Ein  solches  Mittel  ist  das  Mahn« 
verfahren,  dessen  Gestaltung  in  der  Deutschen 
ZPO.  seit  der  Novelle  v.  1.  Juni  1909  wesent« 
lieh,  wenn  auch  noch  nicht  völlig  verbessert 
ist  und  dessen  Erweiterung  man  in  Oesterreich 
erstrebt.1)  Besonders  geeignet  aber  ist  der  sog. 
Vortermin,  die  erste  Tagsatzung  des  öster« 
reichischen  Rechts,  die  die  Versäumnissache 
von  dem  Einzelrichter  mit  kürzester  Einlassungs« 
frist  erledigen  läßt  (§§  231,  239  ff.  österr. 
ZPO.).  Gegen  diese  Einrichtung  sträubt  man 
sich  in  Deutschland  in  unbegreiflicher  Weise, 
namentlich  auf  seiten  der  Rechtsanwaltschaft, 
weil  man  dem  Grundgedanken  der  Abson« 
derung  unstreitiger  Sachen  nicht  gerecht  wird. 2) 

Wenn  es  sich  um  eine  wirkliche  Streit« 
entscheidung  handelt,  so  ist  es  natürlich  das 
erste  und  oberste  Interesse  der  Parteien  selbst, 
daß  eine  gerechte  Entscheidung  ergeht.  Alle 
Mittel,  eine  solche  zu  erzielen,  müssen  in 
einem  guten  Prozesse  zur  Anwendung  ge« 
langen.  Nur  ist  zu  beachten,  daß  in  den 
Augen  jeder  Partei  die  Eigenschaft  gerecht 
gleichbedeutend  ist  mit  ihr  günstig.  Die  Par« 
tei  wird  daher  von  dem  Mechanismus  des 
Prozesses  die  Darbietung  aller  Mittel  ver« 
langen,  die  geeignet  sind,  ihr  zum  Siege  zu 
verhelfen,  wie  Fehlen  jedes  Ausschlusses  von 
Anführungen,  unbeschränkte  Berufung,  aus« 
gedehnte  Revision  usw.  Dabei  wird  aber  von 
ihr  übersehen,  daß  ihr  ein  Gegner  mit  gleichem 
Ansprüche  gegenübersteht,  der  gleichfalls  die 
Mittel  begehrt,  die  ihm  zum  Siege  verhelfen. 
Wenn  der  verurteilte  Beklagte  verlangt,  in 
der  Berufungsinstanz  seine  Niederlage  wieder 
gutzumachen,  so  will  der  siegreiche  Kläger 
Einschränkung  der  Berufung  oder  doch  als« 
baldige  Vollstreckbarkeit,  um  bald  die  Frucht 
seines  Sieges  zu  genießen.  Dem  Gesetzgeber 

1)  Vgl.  Gcsetzentw.  Nr.  537  Art.  IV. 

2)  In  dem  sonst  so  trefflichen  Gutachten  Salingers,  Verh.  d. 

31.  DJT.  Bd.  1 S 56  wird  der  Vortermin  lediglich  unter  dem  Gesichts* 
punkt  eines  »Mittels  zur  Konzentration  des  Verfahrens«  gewürdigt,  die 
Ausscheidung  der  unstreitigen  Sachen  kaum  erwähnt. 
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bleibt  daher  nur  übrig,  zwischen  den  wider« 
streitenden  Interessen  der  objektiven  Wahr« 
heit  Raum  zu  schaffen.  Wie  dies  zu  geschehen 
hat,  ist  Frage  der  juristischen  Technik.  Das 
Prinzip  ist  klar  und  bestimmt  in  dem  viel 
angeführten  § 178  Österr.  ZPO.  enthalten, 
der  als  Vorbild  zu  dienen  geeignet  ist.1)  Die 
Dispositionsmaxime  auf  dem  Gebiete  des  Tat« 
sächlichen  ist  schlechthin  auszuschließen: 
Wahres  darf  nicht  als  falsch  bestritten,  Falsches 
nicht  durch  Nichtbestreiten  wahr  werden. 
Unerträglich  ist  in  dieser  Hinsicht  die  formale 
Beweiskraft  des  Parteieides  (§§  463,  464  ZPO.), 
dessen  Ersatz  durch  die  — nur  ausnahms« 
weise  eidliche  — „Einvernehmung  der  Parteien“ 
(§§  371  ff.  österr.  ZPO.)  für  uns  eine  der 
wesentlichsten  Reformforderungen  bilden  muß. 

Neben  dem  sachlichen  Interesse  der  Partei 
an  richtiger  Entscheidung  steht  gleichbcrech« 
tigt  das  an  schneller  Durchführung  des  Pro« 
zesses.  Der  Rechtsstreit  ist  nicht  Selbstzweck, 
er  dient  der  Durchsetzung  menschlicher  Inter« 
essen.  In  einer  schnellebigen  Zeit  will  man 
auch  schnell  Recht  oder  Unrecht  festgestellt 
sehen.  Was  nützt  es,  wenn  man  in  einer  Un« 
zahl  von  Terminen,  nach  Vernehmung  einer 
großen  Anzahl  von  Zeugen  und  Sachverstän« 
digen,  nach  Zwischenurteilen,  bedingten  End« 
urteilen,  Läuterungsurteilen  schließlich  zu  einer 
Entscheidung  gelangt,  an  der  man  mit  der 
schärfsten  juristischen  Lupe  kein  Fleckchen 
entdecken  kann,  wenn  aber  diese  Entscheidung 
vom  Wechsel  der  wirtschaftlichen  Interessen 
der  Partei  längst  überholt  ist?  Schleunigkeit 
ist  das  wesentlichste  Erfordernis  eines  guten 
Zivilprozesses.  In  wie  hohem  Maße  infolge 
seiner  vorzüglichen  Technik  der  österreichische 
Zivilprozeß  diesem  Erfordernis  entspricht,  ist 
so  bekannt,  daß  hier  der  statistische  Nach« 
weis  unterbleiben  kann.  Sicherstellung  für 
die  Erreichung  dieses  Zieles  bietet  aber  einzig 
und  allein  die  Stärkung  der  richterlichen 
Prozeßleitungsmacht,  weil  nur  der  Richter  die 
widersprechenden  Interessen  der  Parteien  ob* 
jektiv  ausgleichen  kann.  Wenn  man  im  Deut« 
sehen  Reiche  als  Justizverwaltungsbeamter  tag« 
aus,  tagein  Justizverzögerungsbeschwerden  da« 
hin  bescheiden  muß,  daß  das  Gericht,  die 
Hände  im  Schoße,  dem  langsamen  Fortgang 
(ich  vermeide  absichtlich  das  einen  subjek« 
tiven  Vorwurf  enthaltendeWort  Verschleppung) 
des  Prozesses  zuzusehen  habe,  so  begegnet 
man  ungläubiger  Entrüstung  darüber,  daß  der 
Staat  nicht  mehr  die  Macht  hat,  eine  prompte 
Justiz  zu  gewährleisten.  Kennzeichnend  ist 

*)  Jede  Partei  hat  in  ihren  Vorträgen  alle  im  einzelnen  Falle  zur 
Begründung  ihrer  Anträge  erforderlichen  tatsächlichen  Umstände  der 
Wahrheit  gemäß  vollständig  und  bestimmt  anzugeben,  die  zur  Fest* 
Stellung  ihrer  Angaben  nötigen  Beweise  anzubieten,  sich  über  die  von 
ihrem  Gegner  vorgebrachten  tatsächlichen  Angaben  mit  Bestimmtheit 
zu  erklären,  die  Ergebnisse  der  geführten  Beweise  darzulegen  und  sich 
über  die  bezüglichen  Ausführungen  ihres  Gegners  mit  Bestimmtheit  aus* 
zusprechen. 
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für  die  tiefeingewurzelte  Neigung  laxer  Prozeß« 
leitung  durch  das  Gericht,  daß  der  Österreichs 
sehe  Justizminister  leider  hat  feststellen  müssen, 
daß  »die  formelle  Prozeßleitung  an  Festigkeit 
mitunter  viel  zu  wünschen  übrig  lasse.«1) 

Anders  als  die  Partei  steht  der  Anwalt 
den  Aufgaben  des  Zivilprozesses  gegenüber. 
Das  Interesse  an  einer  Erleichterung  der  Aus« 
Übung  seines  Berufs  verbindet  sich  mit  dem 
Bestreben,  vermöge  genauerer  Kenntnis  der 
Prozeßtechnik  seinem  Mandanten  zum  Siege 
zu  verhelfen.  Damit  steht  die  Reform  vor 
der  Fundamentalfrage:  Hat  der  Anwalt  der 
Partei  oder  der  Wahrheit  zum  Siege  zu  ver« 
helfen?  Gerade  die  Zweifelhaftigkeit  dieser 
Frage  verschuldet  die  Unklarheit  der  Prozeß« 
reformbewegung.  Denn  was  an  Kampf«  und 
Abwehrmitteln  in  der  ZPO.  geboten  wird, 
kann,  wenn  im  Gesetz  auch  die  Partei  ge« 
nannt  wird,  richtig  nur  vom  Anwälte  gehand« 
habt  werden.  In  der  neuesten,  von  einer  ge« 
wissen  Großzügigkeit  getragenen  Schrift  eines 
österreichischen  Advokaten  über  die  Advoka« 
tur2)  wagt  der  Verfasser  nicht  klar  zu  sagen, 
wie  er  sich  zu  jener  Frage  stellt.  Er  spricht 
gerade  für  Zivilsachen  von  einer  »immerhin 
im  Verhältnis  zur  vollen  Wahrhaftigkeit 
schwanken  Stellung«,  warnt  aber  gleichwohl 
den  Advokaten,  »sich  mit  dem  Klienten  zu 
identifizieren.«  Zweck  der  Rechtsordnung  kann 
aber  nur  sein  die  Ermittelung  der  Wahrheit, 
weil  nur  auf  sie  ein  objektiv  gerechter  Spruch 
gestützt  werden  kann.  Organisiert  der  Staat 
die  Rechtspflege  in  einer  Gestalt,  die  die  Mit« 
Wirkung  von  berufsmäßigen  Vertretern  fordert 
oder  zuläßt,  die  unter  seiner  Autorität  bestellt 
werden,  so  kann  dies  nur  zu  jenem  Zwecke 
geschehen.  Eine  »Prozeßtaktik«  in  dem  Sinne 
von  einer  Verwendung  prozessualer  Hilfsmittel 
zu  einem  Zwecke,  für  den  sie  nicht  gegeben 
sind,  ist  nicht  statthaft.  Die  ZPO.  hat  das 
ihrige  dazu  zu  tun,  um  solche  Praktiken  un« 
möglich  zu  machen.3) 

Aus  der  Neigung  zu  einer  größeren  Be« 
wegungsfreiheit  und  aus  der  — unzutreffenden 
— Annahme,  daß  diese  Freiheit  auch  den 
Parteien  zugute  komme,  entspringen  die 
Wünsche  der  Anwaltschaft  nach  schranken« 
loser  Beibehaltung  der  Verhandlungsmaxime. 
Diese  Maxime  beruht  eigentlich  nur  auf  dem 
Trugschlüsse,  daß  die  Verfügungsbefugnis  über 
das  im  Streit  befangene  Recht  auch  die  Ver« 
fügung  über  den  Gang  dieses  Streites  in  sich 
schließe.  Nicht  oft  genug  kann  auf  Neu« 
kamps4)  schlagendes  Argument  verwiesen 
werden,  daß  hier  eine  Verfügung  über  Staat« 

*)  Erlaß  v.  20.  August  1911  über  Mißbräuche  im  Prozeßverfahren 
(Verord.sBl.  d.  Oesterr.  Just.*Min.  S.  254). 

2)  E.  Benedikt,  Die  Advokatur  unserer  Zeit  4.  Aufl.  Berlin 
1912.  S.  75. 

3)  Uebereinstimmend  ein  Rechtsanwalt  selbst:  Wildhagen,  Der 
bürgerliche  Rechtsstreit  S.  73,  88. 

4)  Verhandlungen  des  26.  DJT.  Bd.  1 S.  138  ff. 


liehe  Organe  in  Frage  ist,  die  sich  aus  der 
Verfügung  über  das  Recht  keineswegs  her« 
leiten  läßt.  Hierhin  gehören  die  unbegrenzte 
Vertagungsmöglichkeit,  das  straflose  beliebige 
Ruhenlassen  des  Prozesses,  die  Regellosigkeit 
und  verspätete  Einreichung  der  sehr  oft  nicht 
ihrem  gesetzlichen  Zwecke  entsprechend  aus« 
gearbeiteten  Schriftsätze.  Die  Berufung  auf  den 
säumigen  Klienten  entschuldigt  nicht;  es  ist 
Sache  des  Anwalts,  ihn  zu  rechtzeitiger  und 
sachgemäßer  Information  anzuhalten.  Dabei 
wird  er  desto  größeren  Erfolg  haben,  je  mehr 
er  sich  auf  den  hinter  ihm  stehenden  Amts« 
zwang  des  Richters  berufen  kann.  Unter« 
Stellung  der  Vertagungen  unter  die  Bewilli« 
gung  des  Gerichts  ist  daher  unerläßlich.1) 

Endlich  die  Wünsche  der  Gerichte!  Ge« 
wiß,  die  Ausdehnung  der  Prozeßleitungs« 
macht  findet  meist  Zustimmung.  Aber  die 
jahrhundertelange  Gewöhnung  an  eine  formal« 
technische  Behandlung  des  Zivilprozesses  läßt 
das  Prozeßleitungsrecht  und  die  ihr  kor« 
respondierende  Prozeßleitungspflicht  als 
schwere  Bürde  erscheinen.  Dies  tritt  hervor 
bei  der  Sammlung  des  Prozeßstoffs  und  bei 
der  Beweisaufnahme.  Die  lebendige,  wirklich 
mündliche  Verhandlung  mit  der  Partei  droht 
immer  wieder  verdrängt  zu  werden  von  dem 
Schriftsatzwesen  und  dem  Aktenstudium.  Die 
Unmittelbarkeit  der  Beweisaufnahme  kann 
sich  schwer  durchsetzen.  Selbst  in  Oester« 
reich  hat  es  auch  hier  eindringlicher  Mahnung 
des  Justizministers  bedurft.2)  Hier  muß  als 
oberste  Regel  gelten,  daß  nicht  Geschäftslast 
und  Erleichterung  der  Arbeit,  sondern  nur 
das  Interesse  der  Sache  für  die  Gestaltung 
des  Gesetzes  maßgebend  sein  kann.  Das  gegen« 
wärtige  Verfahren:  im  Verhandlungstermin 

überreicht  A einen  Schriftsatz,  B bittet  um 
Vertagung,  im  nächsten  übergibt  B einen 
weiteren  Schriftsatz,  A beantragt  neuen  Termin 
— ist  eine  bedeutende  Verschlechterung  der 
alten  Schriftlichkeit  mit  fest  bemessenen  Fristen. 
Vermeiden  läßt  sich  dies  nicht  durch  Prä« 
klusionen  irgendwelcher  Art,  sondern  nur 
durch  obligatorische  Zuziehung  der  Partei 
selbst.  Nur  dann  erhält  der  Richter  ein  Bild, 
das  nicht  durch  die  Brille  eines  oder  mehrerer 
Anwälte  betrachtet  wird.3)  Statt  der  Be« 
günstigung  der  Schriftsätze  durch  die  Richter  sei 
der  Vorschlag  in  dem  Entwurf  zur  österreichi« 
sehen  Novelle  empfohlen4),  der  Rückgabe  der 
Schriftsätze  gebietet,  die  nur  Rechtsausfüh« 
rungen  und  Darlegungen  über  die  Wahrschein« 

*)  Die  starke  Neigung  der  Praxis  zur  Nachgiebigkeit  in  diesem 
wichtigsten  Punkte  erhellt  auch  aus  dem  Erlaß  des  österr.  JM.  v. 
20.  Aug.  1911  Nr.  1 (Verordbl.  d.  Oest.  JM.  S.  254). 

2)  S.  den  angef.  Erlaß  Nr.  2,  3. 

s)  Die  vielangefochtene  Bestimmung,  die  Rechtsanwälte  von  der 
Vertretung  vor  den  Kaufmanns*  und  Gewerbegerichten  ausschließt,  ist 
wegen  ihrer  Folge,  des  Erscheinens  der  Partei,  das  eigentliche  Lebens* 
element  des  Verfahrens  bei  diesen  Sondergerichten. 

4)  S.  den  in  Anm.  2,  S.  19  linke  Spalte  zit.  Entw.  Nr.  537  Art.  V 1. 
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lichkeit  oder  Glaubwürdigkeit  einzelner  tatsäch* 
licher  Behauptungen  oder  über  die  vermutliche 
Beweiskraft  angebotener  Beweise  enthalten. 

Neben  Parteien,  Anwälten,  Richtern  ist 
vor  allem  aber  die  Allgemeinheit,  das  Staats* 
ganze,  an  einer  richtigen,  gesunden  Prozeß* 
Ordnung  interessiert.  Hier  gilt  aber  noch  heute 
der  nüchterne  und  doch  wahre  Satz  der  Preußi* 
sehen  Allgemeinen  Gerichtsordnung  vom  6.  Juli 
1793  (§  9):  »Das  allgemeine  Beste  erfordert 
es,  daß  die  Prozesse,  soweit  es  ohne  Nach* 
teil  der  Rechte  der  Parteien  geschehen  kann, 
abgekürzt  und  die  Kosten  dabei  möglichst 
gespart  werden.«  Daher  sind  feste  Formen 
und  Ausschlußfolgen  als  technisch*juristische 
Mittel  von  großem  Werte  und  nicht  zu  ent* 
behren.  Aber  immer  muß  dabei  die  Ein* 
Schränkung  Geltung  behalten,  »soweit  es  ohne 
Nachteil  der  Rechte  der  Parteien  geschehen 
kann.«  Darum  ist  die  Wiedereinführung  der 
Eventualmaximen  ein  mit  dem  Zwecke  des 
Zivilprozesses  unvereinbarer  Gedanke;  er  dient 
nicht  der  Abkürzung,  sondern  wegen  der 
Möglichkeit  einer  anders  begründeten  Klage 
der  Verlängerung  zwar  nicht  des  Einzelprozesses, 
wohl  aber  des  Streits. 

i'.i 

In  flüchtigem  Umriß  habe  ich  versucht, 
auf  die  Ideenkreise  hinzuweisen,  denen  die 
durch  besondere  Interessen  bestimmten  Re* 
formvorschläge  zur  ZPO.  entstammen.  Auf 
harten  Zusammenstoß  dieser  verschiedenen 
Bestrebungen  und  Bewegungen  auch  auf  dem 
DJT.  darf  man  gefaßt  sein.  Aber  aus  den 
einander  befehdenden  Richtungen  ergibt  sich 
schließlich  die  richtige  Mittellinie,  der  Aus* 
gleich  der  Interessen.  Ist  doch  der  Zivil* 
prozeß  ein  Kampf;  von  ihm  gilt  vor  allem 
Jherings  Leitwort:  »Im  Kampfe  sollst  du  dein 
Recht  finden.«  Die  Regeln  dieses  Kampfes 
so  zu  setzen,  daß  die  Waffen  gleich  sind, 
daß  tatkräftigem  Vordringen  wie  fester  Ab* 
wehr  in  gleichem  Maße  Raum  gegönnt  wird: 
das  ist  die  Aufgabe  der  Zivilprozeßreform. 
Möge  der  DJT.  das  Seine  zu  ihrer  Lösung 
beitragen! 


Strafprozeß?  und  Strafgesetzgebung  in 
Oesterreich  und  Deutschland. 

Von  Ministerialrat  Dr.  K.  Meyer,  Mitglied  der  Straf* 
rechtskommission,  München. 

Die  Rechtslage  auf  dem  Gebiete  des  Straf* 
prozesses  und  der  Strafgesetzgebung  ist  in 
Oesterreich  und  Deutschland  in  gewissem 
Sinne  die  gleiche.  Hier  wie  dort  eine  Reform 
des  formellen  und  materiellen  Strafrechts.  Die 


österreichische  Rechtsentwicklung  ist  jedoch 
schon  um  einen  Schritt  weiter.  Der  Vor* 
entwurf  zu  einem  österreichischen  StrGB.1) 
und  seine  Vollzugsentwürfe  sind  auf  Anord* 
nung  des  Justizministers  Dr.  von  Höchen* 
burger  von  der  engeren  Kommission  einer 
nochmaligen  Durchsicht  unterzogen,  mehrfach 
geändert  und  nunmehr  als  Regierungsvorlagen 
im  Herrenhause  eingebracht  worden.2)  Im 
Prozeßrecht  kennt  die  österreichische  Reform 
durch  die  gleichzeitig  mit  dem  Entwurf  eines 
StrGB.  fertig  gestellten  Entwürfe,  welche  das 
Strafprozeßrechtabändern,  ein  Ineinanderfügen 
der  formellen  und  materiellen  Vorschriften. 

Ueberblickt  man  die  österreichische  Straf* 
rechtsentwicklung,  so  gedenkt  man  unwill* 
kürlich  Glasers,  derjustizminister  im  Kabinett 
Auersperg  war  und  der  ersten  ständigen  De* 
putation  des  Juristentages  angehört  hat.3)  Sein 
Wirken  ist  mit  der  österreichischen  Rechts* 
entwicklung  eng  verbunden.  Er  hat  an  den 
Vorarbeiten  für  den  österreichischen  Straf* 
prozeß,  die  zu  dem  geltenden  Gesetz  v.  23.  Mai 
1873  geführt  haben,  in  hervorragendem  Maße 
mitgewirkt.  Im  Jahre  1872  brachte  er  als 
Justizminister  den  sog.  X.  Entwurf  als  Re* 
gierungsvorlage  vor  das  Parlament,  der  die 
Grundlage  der  neuen  österreichischen  StrPO. 
geworden  ist.4 *)  Sein  gesetzgeberisches  Wirken 
erstreckte  sich  auch  auf  das  materielle  Straf* 
recht.  Das  österreichische  Strafgesetz  v.  27.  Mai 
1852,  im  wesentlichen  nur  eine  neue  Ausgabe 
des  gleichen  Gesetzes  von  1803,  ist  ebenso  ver* 
altet  wie  unserStrGB.,  das  auf  dem  preußischen 
StrGB.  v.  14.  April  1851  beruht.  Das  Streben 
nach  einer  Reform  des  materiellen  Strafrechts 
hat  in  Oesterreich  früher  als  in  Deutschland 
eingesetzt.  In  den  Vorarbeiten  hat  der  Entwurf 
Glasers  v.  7.  Nov.  1874  das  deutsche  StrGB. 
zugrunde  gelegt.  Die  Entwürfe  der  Justiz* 
minister  von  Prazäk  v.  14.  Nov.  1881  und 
des  Grafen  Schönborn  v.  11.  April  1889 
haben  sich  an  den  Entwurf  Glasers  ange* 
schlossen.6)  Allein  die  Rechtsentwicklung  ist 
nach  der  Strafgesetzgebung  in  den  Nieder* 
landen  und  Norwegen  und  nach  den  Schweizer 
Entwürfen  längst  über  die  Regelungen  des 
deutschen  Strafgesetzes  hinausgegangen.6)  Sie 

1)  Graf  Gleispach,  »Der  österreichische  Vorentwurf«,  Wien 
1910,  und  Vorträge  über  den  Vorentwurf,  Wien  1911. 

2)  Nr.  90 — 95  der  Beilagen  z.  d.  sten.  Protokollen  des  Herren? 
hauses,  XXI.  Sess.  1912  nebst  Zusammenstellung  der  Aenderungen  gegen? 
über  den  Vorentwürfen,  Juli  1912. 

3)  Hierzu  Festnummer  der  Deutschen  Juristen  ? Zeitung  zum 
26.  Deutschen  Juristentag  in  Berlin  1902  S.  399  ff. 

4)  Hierzu  Vargha,  »Das  Strafprozeßrecht«  2.  Aufl.  S.  18  ff. 

6)  Hierzu  Stooß,  »Lehrbuch  des  österr.  Strafrechts«  1910  S.  48  ff. 

6)  Lammasch  bemerkt  in  seinem  Grundriß  des  Strafrechts,  4.  Aufl. 
1911  S.  6 ff. : Der  Entwurf  Glaser  stand  20  Jahre  lang  in  parlamentari? 
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hat  dem  Strafrecht  neue  Aufgaben  zugewiesen. 
Und  diese  wissenschaftlich  «legislative  Ent« 
wicklung  hat  ihren  prägnanten  Ausdruck  ge« 
funden  in  den  drei  Vorentwürfen,  dem  öster« 
reichischen  v.  Sept.  1909,  dem  deutschen  v. 
Okt.  1909  und  dem  schweizer,  v.  8.  April  1908. 
Sie  sind  unabhängig  voneinander  entstanden 
und  haben  die  Ziele  der  Strafrechtsreform  in 
einer  Reihe  von  Grundfragen  in  überraschen« 
der  Uebereinstimmung  verwirklicht. 

In  Deutschland  ist  das  Reformverlangen 
früher  und  stärker  auf  strafprozessualem  Ge« 
biete  hervorgetreten.  Es  hat  zu  dem  Entwurf 
einer  StrPO.  geführt,  der  vielfache  Fort« 
schritte  gebracht  hat,  jedoch  nicht  Gesetz 
geworden  ist.  Dieser  Entwurf  ist  nach  der 
Entwicklung  der  Verhältnisse  unabhängig  von 
den  materiellrechtlichen  Regelungen  des  Vor« 
entwurfs  entstanden.  Die  sich  hieraus  er« 
gebenden  Divergenzen  treten  mehrfach  auf 
einzelnen  Gebieten  besonders  hervor,  z.  B. 
auf  dem  des  Jugendstrafrechts.  Persönlich, 
auch  nach  meinen  Erfahrungen  in  der  Vor« 
kommission,  habe  ich  immer  die  Ansicht  ver« 
treten,  daß  ein  neues  StrGB.  und  eine  neue 
StrPO.  miteinander,  nicht  aber  nacheinander 
in  Kraft  treten  sollen.1) 

Reformvorschläge  sind  noch  nicht  Ge« 
setze.  Und  in  der  Zwischenzeit  müssen  die 
dringendsten  Bedürfnisse  für  die  Rechts« 
anwendung  befriedigt  werden.  Oesterreich 
und  Deutschland  haben  ihre  strafrechtlichen 
Nebengesetze,  ihre  prozeßrechtlichen  Ergän« 
Zungsvorschriften.2)  In  beiden  Rechtsgebieten 
hat  die  augenblickliche  Befriedigung  der  Be« 
dürfnisse  zu  einer  reglementarischen  Weiter« 
entwicklung  des  Strafrechts  geführt,  die  den 
gesetzgeberischen  Ereignissen  vorauseilte  und 
für  sie  in  gewissem  Sinne  rechtsbildend  wurde. 
Auf  diese  Entwicklung  in  den  deutschen 
Bundesstaaten  habe  ich  schon  1911  S.  370 
der  DJZ.  hingewiesen.  Ich  möchte  aus  der 
österreichischen  Rechtsentwicklung  nur  die 
ähnliche  Entwicklung  bez.  der  Einführung 
der  Jugendgerichte  erwähnen  und  auf  die 
Verordnungen  hinweisen,  die  mit  dem  Namen 
des  früheren  Justizministers  Klein  verbunden 
sind,  die  VO.  v.  23.  Mai  1905,  betr.  den  Straf« 
Vollzug  an  Unmündigen  und  Jugendlichen, 
und  1.  Okt.  1908,  betr.  das  Strafverfahren 

scher  Diskussion;  er  wollte  im  ganzen  Rechtseinheit  mit  dem  Deutschen 
Reiche  herbeiführen.  Der  Entwurf  veraltete  und  wurde  1895  zurück* 
gezogen. 

J)  Vgl.  meinen  Art.  S.  723,  1910  der  DJZ. 

2)  Hierzu  Stooß  S.  49  f. ; Vargha  S.  26  f.  Löffler*Lorenz, 
Das  StrG.  v.  27.  Juni  1852  samt  den  dasselbe  ergänzenden  und  erläuternden 
Gesetzen  und  Verordnungen,  21.  Aufl.,  Wien  1908,  und  ebenso  die 
StrPO.  v.  23.  Mai  1873,  12.  Aufl.,  Wien  1910. 


gegen  Jugendliche.  Aehnlich  wie  im  deut« 
sehen  Jugendgerichtsverfahren  ist  auch  hier 
die  Personalunion  zwischen  Vormundschafts« 
und  Strafrichter  geschaffen  und  die  erforder« 
liehe  Individualisierung  bezweckt.1)  Gerade 
auf  diesem  Gebiete  ist  auch  des  Wirkens 
Baernreithers  zu  gedenken,  insbesondere 
seines  Werkes  über  Jugendfürsorge  und  Straf« 
recht  in  Amerika  und  seiner  Tätigkeit  als 
Referent  über  den  Entwurf,  betr.  die  straf« 
rechtliche  Behandlung  und  den  Strafrecht« 
liehen  Schutz  Jugendlicher,2)  dessen  Vor« 
Schriften  sich  zum  Teil  auf  den  Beschlüssen 
des  Deutschenjuristentages  von  1904  aufbauen. 

Neben  diesen  reglementarischen  Bestim« 
mungen  geht  die  kleine  oder  große  Novellen« 
gesetzgebung  in  beiden  Rechtsgebieten  weiter; 
denn  nicht  jede  Abhilfe  kann  im  Wege  des 
Reglements  getroffen  werden.  In  Deutsch« 
land  ist  zuletzt  noch  die  kleine  Strafgesetz« 
novelle3)  verabschiedet  worden;  sie  befriedigt 
die  dringendsten  Bedürfnisse  vor  der  all« 
gemeinen  Reform  des  materiellen  Strafrechts. 
Voraussichtlich  wird  auch  noch  vor  der  all« 
gemeinen  Reform  des  Prozeßrechts  ein  Sonder« 
gesetz  über  das  Strafverfahren  gegen  Jugend« 
liehe,  über  die  Errichtung  von  Jugendgerichts« 
höfen  zu  erwarten  sein,  auf  dessen  Not« 
wendigkeit  erst  jüngst  hier  wieder  hingewiesen 
worden  ist.4)  Auch  in  Oesterreich  hat  das 
Abgeordnetenhaus  erst  in  diesem  Jahre  zwei 
kleine  Novellen  zur  StrPO.  angenommen,  die 
Gesetze  über  die  Abänderung  einiger  Bestim« 
mungen  der  StrPO.  und  über  die  Einrechnung 
der  Untersuchungs«  und  Verwahrungshaft  in 
die  Strafhaft. 

Die  Prozeßordnung  erhält  ihren  Inhalt 
aus  dem  Strafgesetze.  Gerade  auf  prozeß« 
rechtlichem  Gebiete  ist  die  österreichische  Ent« 
wicklung  weiter  als  die  deutsche.  Die 
Entwürfe  auf  Abänderung  des  Strafprozeß« 
rechts  wollen  das  neue  Strafrecht  in  das  Ver« 
fahren  umsetzen.  Zusammen  mit  dem  Ent« 
wurf  des  Strafgesetzes  geben  sie  ein  einheit« 
liches  Bild,  insbesondere  über  die  prozessuale 
Ausgestaltung  der  neuen  materiellrechtlichen 
Institute.  Diese  Fragen  sind  für  die  deutsche 
Rechtsentwicklung  noch  ungelöst  und  eine 
Zukunftssorge  für  eine  neue  StrPO. 

*)  Ueber  die  Entwicklung  der  Jugendgerichtsbewegung  in  Oester» 
reich  Warhanek  auf  dem  2.  deutschen  Jugendgerichtstag  in  München, 
Verhandl.  S.  10  f. 

2)  Vorgelegt  dem  Herrenhause,  XVIII.  Sess.  1907;  hierzu  der 
Entwurf  über  die  Fürsorgeerziehung.  Die  Kommission  hat  den  Entwurf 
zu  einem  organischen  Sondergesetz  über  das  Jugendstrafrecht  in  fünf 
Abschnitten  umgearbeitet. 

3)  1912  S.  661  d.  DJZ. 

*)  v.  Lilienthal,  »Ein  Jugendstrafgesetz«,  1912  S.  529  d.  DJZ. 
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Rechtsvergleichend  kann  ich  hier  nur 
einige  Fragen  aus  den  österreichischen  Prozeß« 
Entwürfen  und  der  deutschen,  nicht  Gesetz 
gewordenen  StrPO.  berühren.  Sie  betreffen 
insbesondere  die  Gerichtsorganisation,  die  Zu« 
ziehung  von  Laienrichtern,  die  Reform  des 
schwurgerichtlichen  Verfahrens  und  das  einzel« 
richterliche  Verfahren. 

Der  österreichische  wie  der  deutsche  Ent« 
wurf  ziehen  die  Laien  zum  Dienst  in  den  er« 
kennenden  Gerichten  erster  Instanz  heran  und 
lassen  die  Berufungsgerichte  und  die  zur  Ent« 
Scheidung  über  die  Rechtsrüge  berufenen  Revi« 
sionsgerichte  nach  wie  vor  mit  rechtsgelehrten 
Richtern  besetzt  sein.  Der  leitende  Gedanke 
beider  Entwürfe  ist,  das  Laienelement  im  weiten 
Umfange  zum  Strafrichteramt  heranzuziehen.1) 
Der  österreichische  Entwurf  bezeichnet  als 
die  zweckmäßigere  Form  des  Laiengerichts  das 
Schöffengericht,  behält  aber  das  Schwurgericht 
aus  kriminalpolitischen  Gründen  bei.  Die  Be« 
gründung  erwähnt  jedoch,  daß  das  Schwur« 
gericht  die  Lloffnungen  nicht  erfüllt  habe,  die 
man  bei  seiner  Errichtung  gehegt  habe;  zugleich 
sieht  sie  einen  Hauptnachteil  in  dem  Mangel 
einer  Verständigung  zwischen  Gerichtshof  und 
Jury  und  in  der  unnatürlichen  Zerreißung  der 
richterlichen  Aufgabe.  Nach  den  Erfahrungen 
in  Oesterreich  ist  deshalb  auch  eine  wesent« 
liehe  Einschränkung  der  Kompetenz  der  Schwur« 
gerichte  vorgeschlagen.2)  Dagegen  hat  der 
deutsche  Entwurf  die  Schwurgerichte  wegen 
des  Vertrauens,  das  sie  in  der  Bevölkerung 
genießen,  von  einigen  Aenderungen,  wie  die 
Herabsetzung  der  Zahl  der  Geschworenen, 
abgesehen,  unverändert  beibehalten  und  ihre 
Zuständigkeit  durch  die  Herübernahme  einiger 
Delikte  an  die  Strafkammer  nur  unbeträchtlich 
gemindert.  Beide  Entwürfe  sehen  die  einzel« 
richterliche  Zuständigkeit,  die  desBezirksrichters 
und  des  Amtsrichters  vor,  enthalten  Vorschriften 
über  das  Strafverfahren  gegen  Jugendliche,  der 
österreichische  Entwurf  (§§  411a  u.  b)  auch 
über  die  Ausübung  der  Schutzaufsicht,  über 
die  Anwendung  der  Sicherungsmittel  (§§  495  f.), 
die  mit  einer  Ausnahme  bei  der  Fürsorge« 
erziehung  nicht  durch  Urteil,  sondern  durch 
Beschluß  verhängt  werden,  und  einheitliche 
Vorschriften  über  den  Vollzug  der  Freiheits« 

Begr.  des  dtsch.  Entw.  v.  23.  Nov.  1909,  Drucks.  Nr.  7 1909 
S.  14;  Bern,  zu  den  österr.  Vorentw.  S.  2f. ; Reg.«Vorlage  Nr.  93  S.  89  f. 

2)  Die  Geschworenengerichte  sollen  auf  die  Aburteilung  der 
politischen  Verbrechen  und  Vergehen  sowie  der  strenger  als  mit  10  Jahren 
Freiheitsstrafe  bedrohten  strafbaren  Handlungen  beschränkt  sein.  Die 
übrigen  Delikte,  die  bisher  zur  Zuständigkeit  der  Geschworenengerichte 
gehörten,  nämlich  die  durch  den  Inhalt  einer  Druckschrift  begangenen 
strafbaren  Handlungen  und  die  mit  einer  5 Jahre  übersteigenden  Freiheits« 
strafe  bedrohten  strafbaren  Handlungen,  sind  den  großen  Schöffengerichten 
zugewiesen. 


strafen  und  der  Verwahrung  wegen  Gemein« 
gefährlichkeit  (§§  548—606,  Bildung  von  Straf« 
Vollzugskommissionen).  Schon  der  deutsche 
Vorentwurf  und  der  Entwurf  einer  StrPO., 
dieser  insbesondere  hinsichtlich  der  Geld« 
strafen,  haben  eingehendere  Vorschriften  über 
die  Strafvollstreckung  vorgeschlagen,  und  nun 
ist  ein  besonderes  Strafvollzugsgesetz  in  Aus« 
sicht  genommen,  dem  hoffentlich  ein  besseres 
Schicksal  beschieden  ist  als  dem  ersten  Entwurf, 
der  am  19.  März  1879  dem  Bundesrat  vorgelegt 
wurde  und  nicht  an  den  Reichstag  gelangt  ist. 

Wie  wird  schließlich  das  neue  Strafrecht  auf 
die  Gestaltung  unseres  Prozeßverfahrens  ein« 
wirken?  Nachden  vorliegenden  Beschlüssen  hat 
die  Strafrechtskommission  die  drei  grundlegen« 
den  Reformen  des  Vorentwurfs  übernommen: 
stärkere  Bekämpfung  des  Verbrechertums  durch 
die  sichernden  Maßnahmen,  Einführung  neu* 
rechtlicher  Institute,  wie  bedingte  Verurteilung, 
Rehabilitation,  Löschung  von  Vorstrafen  usw. 
und  Erweiterung  des  richterlichen  Ermessens, 
insbesondere  durch  die  Schaffung  der  besonders 
schweren  und  besonders  leichten  Fälle1),  diese 
mit  dem  unbeschränkten  richterlichen  Straf« 
milderungsrecht  und  mit  der  Maßgabe,  daß 
in  solchen  Fällen,  wo  es  im  Gesetz  zugelassen 
ist,  von  Strafe  ganz  abgesehen  werden  kann. 

Aenderungen  des  Strafprozeßrechts  wer« 
den  im  wesentlichen  durch  die  Vorschriften 
des  Allgemeinen  Teils  eines  StrGB.  herbei« 
geführt;  der  Besondere  Teil  kommt  hierfür 
weniger  in  Betracht.  Die  Umsetzung  des 
neuen  materiellen  Strafrechts  in  das  Verfahren 
wird  erneut  tiefgreifende  strafprozessuale  Pro« 
bleme  anregen,  die  ich  hier  nur  andeuten 
kann.  Dabei  lasse  ich  mehr  technische  Fragen, 
namentlich  die  Frage,  ob  die  Berufungssenate 
mit  Laienrichtern  zu  besetzen  sind  und  wohin 
diese  — m.  E.  zweckmäßig  an  die  Oberlandes« 
gerichte  — zu  legen  sind,  ganz  außer  Betracht. 

Die  Prozeßordnung  muß  die  neuen  In« 
stitute  in  das  Verfahren  einfügen,  insbeson« 
dere  die  sichernden  Maßnahmen,  die  bedingte 
Strafaussetzung,  die  Rehabilitation  und  nament« 
lieh  die  Löschung  der  Vorstrafen  in  ihrer  Rela« 
tionaufdieBeweiserhebungunddasBefragungs« 
und  Auskunftsverweigerungsrecht.  Durch  diese 
Einfügung  werden  zahlreiche  Plilfs«  und  Nach« 
tragsentscheidungen  notwendig.  Zugleich  muß 
die  Frage  der  Rechtsmittel  gelöst  werden.  Auch 
eine  stärkere  Inanspruchnahme  des  Strafvoll« 
Streckungsgerichts  wird  eintreten.  Bleibt  die 

*)  Auch  der  Gegenentw.  der  Prof.  Kahl,  v.  Lilienthal,  v.  Liszt 
und  Goldschmidt  enthält  diese  grundlegenden  Reformen,  insbes.  kennt 
er  in  §§  88,  89  die  besonders  leichten  und  besonders  schweren  Fälle. 
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Ausgestaltung  des  Schadensersatzanspruchs,  so 
wird  dieser  im  Anschluß  an  die  Nebenklage 
auszubilden  sein.  Die  weiten  Gebiete  der 
Strafzumessung,  die  durch  die  Individuali* 
sierung  des  Einzelfalls  zur  erhöhten  Bedeutung 
gelangt,  sind  prozessual  zu  umgrenzen.  Dabei 
wird  die  prozessuale  Behandlung  der  be* 
sonders  schweren  und  besonders  leichten  Fälle 
zu  regeln  und  der  Durchbrechung  des  Lega* 
litätsprinzips  erneut  näher  zu  treten  sein.  Soll 
der  Staatsanwalt,  wenn  in  besonders  leichten 
Fällen,  namentlich  bei  Uebertretungen  (Vor* 
entw.  § 310  Abs.  1),  von  Strafe  abgesehen 
werden  kann,  auch  von  der  Erhebung  der  An* 
klage  absehen  dürfen,  oder  soll  in  solchen  Fällen, 
insbesondere  bei  Vergehen,  noch  eine  ergän* 
zende  gerichtliche  Entscheidung  erfordert  wer* 
den?  Das  greift  über  in  das  ganze  Gebiet  des 
Anzeige*,  Verfolgungs*  und  Anklagezwanges.1) 

Die  Einführung  eines  neuen  StrGB.  wird 
erneut  die  Frage  der  Gerichtsorganisation  in 
Fluß  bringen.  Gewisse  Fragen  lassen  sich 
nur  zeitweise  vertagen;  sie  kommen  immer 
wieder.  Auch  die  Frage  der  Schwurgerichte  wird 
wieder  akut  werden.  Soll  dieEntscheidungüber 
die  neurechtlichen  Maßnahmen  der  Richter* 
oder  Geschworenenbank  zugewiesen  werden: 
das  Erkennen  über  die  sichernden  Maßnahmen 
neben  oder  an  Stelle  der  Strafe  bis  zur  zeit* 
lieh  unbegrenzten  Verwahrung  der  sog.  un* 
verbesserlichen  gewerbs*  und  gewohnheits* 
mäßigen  Verbrecher,  die  bedingte  Strafaus* 
Setzung,  die  kumulative  Geldstrafe  bei  gewinn* 
süchtiger  Absicht  und  vor  allem  die  Entscheid 
düng  über  das  Vorliegen  der  besonders 
schweren  und  besonders  leichten  Fälle?  Daß 
den  Geschworenen  nicht  die  Ermächtigung 
zur  bedingten  Strafaussetzung  gegeben  werden 
kann,  ergibt  sich  schon  daraus,  daß  ihnen  der 
Widerruf  nicht  übertragen  werden  kann.  Aber 
m.  E.  kann  ihnen  auch  die  Entscheidung  in  den 
anderen  Fragen  nicht  zugewiesen  werden,  weil 
diese  zur  Strafzumessung  gehören.2)  Daraus 
können  sich  aber  Folgerungen  ergeben,  die  in 
einem  Mißverhältnis  zu  dem  Schwurgericht* 
liehen  Apparat  stehen.  Die  Geschworenen  be* 
jähen  die  Schuldfrage,  das  Gericht  nimmt  einen 
besonders  leichten  Fall  an  und  gibt  in  seinem 
unbeschränkten  Milderungsrecht  einen  Verweis 

1)  Der  Entwurf  einer  StrPO.  hatte  hier  die  zweckmäßige  Vors 
schrift  des  § 153  vorgeschlagen.  Die  Reichstagskommission  hat  sie  auf 
Uebertretungen  beschränkt.  Für  das  Jugendstrafverfahren  war  die  not* 
wendige  Durchbrechung  des  Legalitätsprinzips  in  §§  365,  376  besonders 
geregelt. 

2)  Auch  die  minder  schweren  Fälle  des  geltenden  Rechts  (StrGB. 
§§  94,  96)  gehören  zur  Strafzumessung  und  zur  Richters,  nicht  zur  Ges 
schworenenbank.  RG-  Bd.  6 S.  25  ; Ol s hausen,  § 94  Anm.  7 ; Frank, 
§ 94  Anm.  2. 


oder  sieht  zufolge  gesetzlicher  Ermächtigung 
von  Strafe  überhaupt  ab.  Die  Entscheidung 
über  die  Zulässigkeit  einer  sichernden  Maß* 
nähme  den  Geschworenen  zu  übertragen,  halte 
ich  schon  technisch  nicht  für  möglich.  Die 
Fragestellung  an  die  Geschworenen  soll  mög* 
liehst  einfach  sein;  sie  darf  m.  E.  nicht  durch 
eingehende  Fragen  kompliziert  werden,  ob 
diese  oder  jene  sichernde  Maßnahme  in  ihren 
umfangreichen,  tatbestandlichen  Voraus* 
Setzungen  neben  oder  an  Stelle  der  Strafe  ver* 
hängt  werden  soll.  Dies  alles  führt  zur  Frage: 
Können  und  sollen  die  Schwurgerichte  unter 
dem  neuen  Strafrecht  unverändert  beibehalten 
werden,  oder  sollen  sie  aufgehen  in  große 
Schöffengerichte,  oder  soll  die  Geschworenen* 
bank  zur  Strafzumessungherangezogen  werden? 
Diese  Frage  ist  s.  Zt.  schon  in  der  Strafprozeß* 
kommission  erörtert  worden;  sie  wird  aber 
unter  veränderten  Rechtsverhältnissen  gerade 
mit  Rücksicht  auf  Bedeutung  und  Lebens* 
fähigkeit  der  Schwurgerichte  einer  wiederholten 
Prüfung  bedürfen. 

Das  sind  nur  einige  reformprozessuale 
Ausblicke.  Sie  regen  vielleicht  die  noch  aus* 
stehende  wissenschaftliche  Erörterung  an,  wie 
die  neuen  materiellrechtlichen  Maßnahmen 
prozessual  umzusetzen  sind.  Sie  geben  viel* 
leicht  auch  Anlaß,  daß  sich  einer  der  nächsten 
Juristentage  mit  der  einen  oder  anderen  dieser 
Fragen  befaßt,  um  so  wissenschaftlich  die 
notwendigen  ineinander  greifenden  Regelungen 
des  formellen  und  materiellen  Strafrechts  zu 
gewinnen,  die  Oesterreich  in  seinen  Entwürfen 
gesetzgeberisch  schon  verwirklicht  hat. 


Der  Rechtsschutz  der  Geisteskranken 
im  österreichischen  Entwürfe  eines 
Gesetzes  über  die  Entmündigung. 

Von  Sektionschef  im  österr.  Justizministerium 
Dr.  Hugo  Schauer,  Wien. 

Mit  der  Frage  des  Rechtsschutzes  der  Irren 
wird  sich  der  diesjährige  31.  Deutsche  Juristen* 
tag  nicht  befassen.  Trotzdem  dürfte  es  nicht 
unangebracht  sein,  in  dieser  dem  Wiener  Juristen* 
tage  gewidmeten  Festschrift  der  DJZ.  zu  zeigen, 
wie  der  neueste  österreichische  Entwurf  das 
Problem  behandelt.  Der  25.  Juristentag  (1900) 
erörterte  diese,  auch  gegenwärtig  wieder  aktuelle 
und  andauernd  wichtige  Frage  eingehend.  Noch 
wirken  seine  Beschlüsse  nach1),  ein  Beweis,  wie 
die  Verhandlungen  des  Juristentages  die  Rechts* 
entwicklung  beeinflussen. 

J)  Vgl.  Hartmann,  S.  780,  1912  d.  DJZ. 


- 25  - 


5* 


FESTGABE  DER  DEUTSCHEN  JURISTEN=ZEITUNG 


Ein  Irrengesetz  wurde  in  Oesterreich  wieder* 
holt,  namentlich  von  den  Irrenärzten,  verlangt; 
fehlt  es  doch  auf  diesem  Gebiete  heute  nahezu 
an  allem.  Das  materielle  Recht  ist  begreiflicher* 
weise  völlig  veraltet.  Denn  die  Bestimmungen 
des  österr.  BGB.  über  die  Verhängung  der 
Kuratel  wegen  Wahn*  oder  Blödsinn  oder  son* 
stiger  Unfähigkeit,  die  Rechte  selbst  zu  wahren 
(§§  21,  269,  270,  273),  stützen  sich  auf  die 
psychiatrischen  Kenntnisse,  über  die  man  schon 
vor  mehr  als  100  Jahren  verfügte.  Besondere 
Bestimmungen  über  das  Verfahren  gibt  es  außer 
den  §§  273  und  283  des  BGB.  nicht,  die  be* 
stimmen,  daß  das  Gericht  das  Betragen  des 
Kranken  genau  erforschen  und  Aerzte  vernehmen 
müsse.  Die  Praxis  hat  zwar  im  Rahmen  der 
allgemeinen  Vorschriften  über  das  Verfahren  in 
nichtstreitigen  Angelegenheiten1)  ein  ziemlich 
durchgebildetes  Entmündigungsverfahren  ge* 
geschaffen.  Es  entbehrt  jedoch  der  Einheitlich* 
keit,  der  sicheren  Grundlage  und  ausreichender 
Mittel  zur  unbedingt  verläßlichen  Klarstellung 
des  Sachverhaltes.  Der  zu  Entmündigende  wird 
mehr  als  Untersuchungsobjekt,  denn  als  Partei 
behandelt.  Für  ein  unmittelbares  kontradiktorisches 
Verfahren  gibt  das  Gesetz  auch  bei  der  freiesten 
Auslegung  keine  Handhabe.  Die  Entscheidung 
wird  auf  Grund  der  Akten  gefällt.  Wenn  trotz* 
dem  Fehlgriffe  selten  Vorkommen,  so  ist  das 
nicht  den  bestehenden  Einrichtungen,  sondern 
der  Gewissenhaftigkeit  der  beteiligten  Funktio* 
näre  gutzubringen.  Man  vermißt  daher  die  gesetz* 
liehe  Gewähr  gegen  ungerechtfertigte  Einschrän* 
kung  der  persönlichen  Freiheit  und  beruhigt 
sich  auch  nicht  bei  dem  Gedanken,  daß,  wenn 
alle  Beteiligten  ihre  Pflicht  erfüllen  und  der  Fall 
nicht  zweifelhaft  ist,  keine  Gefahr  besteht.  Das 
Mißtrauen  gegen  die  Einrichtung  wird  aber  auf 
die  Aerzte  und  die  Anstalten  übertragen  und 
damit  die  rechtzeitige  Einleitung  der  Heilbehand* 
lung  und  der  Heilerfolg  in  Frage  gestellt.  Es 
waren  daher  zuerst  die  Aerzte,  die  auf  Abhilfe 
drängten.  Die  Regierung  hat  schließlich  nach 
eingehendenVorarbeiten  einen  Gesetzesvorschlag 
überreicht. 2) 

Aus  dem  ganzen  Komplexe  von  Fragen,  die 
das  Irrenrecht  betreffen,  wurde  die  Regelung  des 
Rechtsschutzes  herausgegriffen,  da  dieser  Teil 
spruchreif  ist  und  ohne  Schwierigkeiten  durch* 
führbar  schien.  Die  Behandlung  der  kriminell 
Geisteskranken  und  der  geisteskranken  Ver* 
brecher  ist  der  Strafgesetzreform  überlassen.  Der 
verwaltungsrechtliche  Teil,  der  die  Irrenpflege 
innerhalb  und  außerhalb  der  Anstalten  umfaßt, 
wurde  einem  besonderen  Gesetze  Vorbehalten. 


*)  Kaiser!.  Pat.  v.  9.  Aug.  1854,  RGB.  Nr.  208. 

2)  Der  Entwurf  über  die  Entmündigung  wurde  zuerst  i.  J.  1907 
und  seither  schon  zum  vierten  Male,  zuletzt  1911  unter  Nr.  536  der 
Beil,  zu  den  sten.  Prot,  des  AbgH.  XXI.  Sess.  1911  eingebracht.  Nach 
eingehender  Beratung  im  Unter?  und  Vollausschusse  des  AbgH. 
wurde  er  mit  nicht  allzu  tief  reichenden  Aenderungen  im  Ausschüsse 
angenommen  (Bericht  Nr.  1352  der  Beil.,  XXI.  Sess.  1912). 


Die  materiellrechtlichen  Bestimmungen  des 
Entwurfes  stimmen  zum  Teil  mit  den  Vor* 
Schriften  des  deutschen  BGB.  überein.  Es  gibt 
volle  und  beschränkte  Entmündigung,  je  nach 
dem  Grade  der  Behinderung  der  geisteskranken 
oder  geistesschwachen  Person  in  der  Fähigkeit, 
ihre  Angelegenheiten  selbst  zu  besorgen,  so  daß 
auch  bei  Geistesschwäche  volle  Entmündigung  aus* 
gesprochen  werden  kann  (§  1 Ausschußbericht). 

Verschwender,  Trunksüchtige  und  Personen, 
die  unter  dem  Mißbrauche  von  Nervengiften 
leiden,  können  beschränkt  entmündigt  werden 
(§  2 AB.) 

Zur  Wahrung  der  Rechte  und  Interessen 
des  gefährdeten  eigenberechtigten  Kranken,  der 
in  eine  Irrenanstalt  aufgenommen  oder  gegen  den 
das  Verfahren  zur  Entmündigung  eingeleitet 
wurde,  kann  ein  vorläufiger  Beistand  (§  8 AB.) 
bestellt  werden. 

Das  Entmündigungsverfahren  ist  durchweg 
als  Rechtsfürsorgeverfahren  eingerichtet,  und  zwar 
auch  nach  Erhebung  des  Widerspruches  gegen 
die  Entmündigung  oder  gegen  die  Verweigerung 
ihrer  Aufhebung.  Die  allenfalls  kontradiktorische, 
mündliche  und  unmittelbare  öffentliche  Verhand* 
lung  über  den  Widerspruch  findet  im  außer* 
streitigen  Verfahren  statt;  es  entfiel  daher  auch 
die  Notwendigkeit,  die  Staatsanwaltschaft  dem 
Verfahren  beizuziehen.  Die  Parteienrechte  des 
zu  Entmündigenden  sind  in  jedem  Abschnitte 
des  Verfahrens  genau  gewahrt. 

Der  Entwurf  hält  sich  gegenwärtig,  daß  die 
Entmündigung  mit  der  Bewegungsfreiheit  des 
Geisteskranken  an  sich  nichts  zu  tun  hat  und  die 
Entmündigung  keine  Voraussetzung  für  die  Unter* 
bringung  des  Kranken  in  einer  Anstalt  bilden 
kann.  Das  Entmündigungsverfahren  kann  daher 
nicht  Schutz  gegen  unbegründete  Anhaltung  in 
einer  geschlossenen  Anstalt  bieten.1)  Die 
Unterbringung  eines  Geisteskranken  in  einer  ge* 
schlossenen  Anstalt  wird  als  eine  medizinal* 
polizeiliche  Maßnahme  angesehen.  Der  Entwurf 
geht  dabei  von  der  Auffassung  aus,  die  auf  dem 
25.  Juristentage  einhellig  Zustimmung  fand.  Eine 
Meinungsverschiedenheit  bestand  damals  nur 
darüber,  ob  der  allseits  für  notwendig  gehaltene 
Rechtsschutz  durch  ein  verwaltungsbehördliches 
Verfahren  (Referent  Dr.  Vierhaus)  oder  durch 
das  Einschreiten  der  Gerichte  (Gegenantrag  Dr. 
Hamm)  geboten  werden  soll.  Ausgesprochener* 
maßen  waren  es  Zweifel  über  die  legislative  Zu* 
ständigkeit,  die  den  Juristentag  veranlaßten,  auf 
die  Lösung  dieser  Frage  zu  verzichten. 

’)  Nach  geltendem  Recht  muß  allerdings  das  Verfahren  zur  Ent» 
mündigung  auch  die  Funktionen  einer  Schutzeinrichtung  gegen  unbe» 
gründete  Anhaltung  mitversehen.  Das  ist  schon  deshalb  unzweckmäßig 
und  ungenügend,  weil  es  dadurch  notwendig  wird,  entweder  auf  jeden 
Rechtsschutz  zu  verzichten  oder  die  Frage  der  Entmündigung  auch  bei 
Personen  aufzuwerfen,  bei  denen,  wie  bei  vermögenslosen,  in  öffent« 
licher  Versorgung  befindlichen  Idioten  und  bei  vorübergehend  geistes» 
gestörten  Kranken  kein  Anlaß  dazu  vorliegt.  Uebrigens  kommt  das 
Entmündigungsverfahren  mit  seinen  Ergebnissen  viel  zu  spät,  zumal  zur 
Entmündigung  das  Gericht  des  allgemeinen  Gerichtsstandes,  nicht  das 
nächstgelegene  Bezirksgericht  zuständig  ist. 
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In  Oesterreich  lag  es  nahe  genug,  sich  für 
ein  gerichtliches  Schutzverfahren  zu  entscheiden, 
weil  schon  bisher  das  gerichtliche  Entmündigungs; 
verfahren  diese  Aufgabe  mitzulösen  hat.1)  Dieser 
Zusammenhang  hat  auch  den  hervorragenden 
Psychiater  Prof.  Dr.  Wagner  v.  Jauregg  be; 
stimmt,  in  der  Enquete  über  die  Reform  des 
Irrenwesens  jene  Vorschläge  zu  machen,  die  von 
der  Regierungsvorlage  übernommen  wurden. 
Wagner  v.  Jauregg  empfiehlt,  die  von  den  Ge« 
richten  tatsächlich  geübte  Kontrolle  tauglich  aus* 
zugestalten,  damit  sie  zeitgerecht  zu  einem  Er* 
gebnisse  führe. 

Der  Entwurf  sucht  diese  Ziele  auf  folgendem 
Wege  zu  erreichen: 

In  der  Ministerialverordnung  v.  14.  Mai  1874, 
RGBl.  Nr.  71,  ist  zutreffend  bestimmt,  daß  die  Auf; 
nähme  nur  auf  Grund  einer  ausreichenden  Bescheinig 
gung  der  Geistesstörung  stattfinden  darf  (privatärztliches 
Zeugnis  mit  Krankengeschichte  des  behandelndenArztes, 
bestätigt  von  einem  Amtsärzte;  in  Fällen  großer  Dring; 
lichkeit  kann  die  amtsärztliche  Untersuchung  in  kurzer 
Frist  nachgetragen  werden).  Der  Entwurf  ändert  an 
diesen  Vorschriften  nichts,  sondern  überläßt  es  dem 
vorbehaltenen  Irrenfürsorgegesetze,  die  Bedingungen 
der  Aufnahme  zu  ändern  oder  auszugestalten.  Jede 
Aufnahme  eines  Geisteskranken,  der  nicht  freiwillig  in 
die  Anstalt  eingetreten  ist  (darüber  muß  eine  schrift; 
liehe,  vor  zwei  Zeugen  abgegebene  Erklärung  vor; 
liegen),  muß  dem  Bezirksgerichte,  in  dessen  Sprengel 
die  Anstalt  liegt,  binnen  24  Stunden  angezeigt  werden 
(§  16  A.  B.).  Wird  ein  Kranker,  der  auf  eigenes  Ver; 
langen  aufgenommen  wurde,  in  der  Freiheit  der  Be; 
wegung  und  des  Verkehres  mit  der  Außenwelt  be; 
schränkt,  so  ist  auch  dies  binnen  24  Stunden  dem 
Bezirksgerichte  anzuzeigen.  Wenn  die  Anhaltung  nicht 
durch  ein  Zivil;  oder  Strafgericht  verfügt  wurde,  hat  das 
Bezirksgericht  unverzüglich  durch  Vernehmung  von 
Zeugen  und  Auskunftspersonen,  Herbeischaffung  von 
Krankengeschichten,  Akten  u.  dgl.  und  durch  andere 
geeignete  Nachforschungen  die  Tatsachen  zu  ermitteln 
und  festzustellen,  die  zur  Beurteilung  des  Geisteszu; 
Standes  des  Angehaltenen  dienen.  Der  Kranke  ist  außer; 
dem  durch  einen  oder  zwei  Sachverständige  zu  unter; 
suchen  und  vom  Richter  unter  allen  Umständen  persön; 
lieh  zu  vernehmen  (§§  17—21  A.  B.).  Auf  Grund  der 
Ergebnisse  der  Ermittlungen  hat  der  Richter  mit  Be; 
Schluß,  wenn  möglich,  innerhalb  dreier  Wochen  (§  17 
A.  B.)  zu  entscheiden,  ob  die  weitere  Anhaltung  in  der 
Anstalt  zulässig  ist  oder  ob  der  Angehaltene  als 
geistesgesund  befunden  entlassen  werden  soll  (§  22 
A.  B.). 

Wird  Geisteskrankheit  festgestellt,  so  wird  die  An; 
haltung  vom  Gerichte  als  zulässig  erklärt.  Ob  sie 
notwendig  oder  zweckmäßig  ist,  darüber  haben  die 
Organe  der  Medizinalpolizei  und  die  Fürsorgeorgane 
(Armenbehörde,  allenfalls  das  Pflegschaftsgericht)  zu  be; 
stimmen.  Die  Entscheidung  des  Anstaltsgerichtes  greift 
einer  anderen  Verfügung  des  Pflegschaftsgerichtes  nicht 
vor.  Sie  hat  Geltung  nur  für  höchstens  ein  Jahr,  kann 
aber  nach  Ablauf  dieser  Frist  wiederholt  werden,  wenn 
der  Angehaltene  inzwischen  noch  nicht  entmündigt  ist 
(§  23  A.  B.).  Wenn  der  Angehaltene,  der  noch  nicht 
entmündigt  ist,  sein  Vertrauensmann  oder  Bevollmäch; 
tigter  vor  Ablauf  der  Zeit  die  Entlassung  fordert  und 
Gründe  für  die  Annahme  vorliegen,  daß  die  weitere 
Anhaltung  nicht  mehr  nötig  ist,  kann  auf  Grund 


*)  Darauf  wurde  in  den  Verhandlungen  des  Juristentages  von 
einem  Redner  aus  Oesterreich  (Dr.  Coumont)  hingewiesen,  dem  aber 
der  Berichterstatter  Dr.  Vierhaus  mit  Recht  erwiderte,  daß  die  Vers 
quickung  der  Frage  der  Unterbringung  mit  der  Entmündigung  keine 
zweckmäßige  Lösung  enthält. 


wiederholter  Untersuchung  und  Vernehmung  neuerlich 
entschieden  werden  (§  23). 

In  der  Mehrzahl  der  Fälle,  die  keine  Schwierig; 
keiten  bieten,  wird  das  Ergebnis  dieser  vorläufigen 
Ermittlungen  und  Geisteszustandsuntersuchungen  auch 
für  die  Entscheidung  über  die  Entmündigung  verwertet 
(§  34  Abs.  2 A.  B.).  Im  übrigen  aber  handelt  es  sich 
nur  um  eine  Schutzeinrichtung  gegen  unbegründete 
Anhaltung  in  der  geschlossenen  Anstalt.  Auf  gemein; 
gefährliche  kriminelle  Geisteskranke,  Trunksüchtige  und 
geistig  Minderwertige  wird  dieses  Verfahren  nicht  An; 
Wendung  finden,  weil  deren  Verwahrung  vom  Straf; 
gerichte  auf  Grund  mündlicher  Verhandlung  mit  Be; 
Schluß  anzuordnen  ist  (§§  500 ff.,  Vorentwurf  zur  StrPO.). 

In  den  Kreisen  der  Juristen  und  im  Justiz; 
ausschusse  des  Abgeordnetenhauses  haben  diese 
Vorschläge  allgemeine  Zustimmung  gefunden. 
Die  Anstaltsärzte  versuchen  aber  die  Neuerung 
zu  verhindern.  Ihr  Widerstand  ist  vielleicht  zum 
Teile  auf  die  Bestimmung  der  Regierungsvorlage 
zurückzuführen,  daß  zur  Erhebung  des  Geistes; 
zustandes  des  Angehaltenen  die  Aerzte  der  An; 
stalt  nicht  zugezogen  werden  dürfen.  Diesen 
Beschwerdepunkt  hat  der  Justizausschuß  beseitigt. 
Der  Arzt  einer  öffentlichen  Anstalt  kann  danach 
als  zweiter  Arzt  mit  der  Untersuchung  betraut 
werden  (§  19  A.  B.). 

Für  die  Einwendungen  gegen  die  Vorlage 
werden  hauptsächlichfolgende  Gründe  angegeben : 

Die  Rechtsschutzeinrichtungen  dürfen  die  Auf; 
nähme  der  Kranken  nicht  erschweren  und  kein  Hindernis 
für  die  rechtzeitige  Benutzung  dieser  Gattung  von 
Krankenanstalten  bilden.  Tatsächlich  würden  sich  aber 
Kranke  scheuen,  freiwillig  die  Anstalt  aufzusuchen, 
weil  auch  sie  gewissen  Einschränkungen  unterworfen 
werden  müssen,  die  dann  die  Anzeige  an  das  Gericht 
und  die  gerichtliche  Untersuchung  zur  Folge  haben. 

Diese  Einwendung  ist  unbegründet.  Das 
Gericht  hat  nicht  zu  prüfen,  ob  die  Aufnahme 
gerechtfertigt  war,  sondern  ob  Geisteskrankheit 
und  somit  die  erste  Voraussetzung  für  die  zwangs; 
weise  Anhaltung  vorliegt.  Wenn  sich  freiwillig 
eintretende  Kranke  den  Beschränkungen  der  An; 
staltsordnung  unterwerfen,  so  ist  dies  kein  gegen 
ihren  Willen  ausgeübter  Zwang,  sondern  eine 
freiwillig  übernommene  Beschränkung,  die  daher 
so  lange  nicht  zur  Anzeige  an  das  Gericht  An; 
laß  gibt,  als  sich  der  Kranke  der  Hausordnung 
fügen  will.  Will  er  sich  aber  nicht  mehr  diesen 
Beschränkungen  unterwerfen,  dann  muß  man  den 
Kranken  zum  Austritte  verhalten  oder  ihn  gegen 
seinen  Willen  festhalten.  Geschieht  letzteres,  so 
besteht  kein  Unterschied  zwischen  dem  gegen 
seinen  Willen  aufgenommenen  und  dem  Kranken, 
der  freiwillig  eingetreten  ist. 

Mit  anderen  Heilanstalten  können  Irren; 
anstalten  nicht  gleichgestellt  werden.  Denn  eine 
Krankenanstalt  kann,  abgesehen  von  medizinal; 
polizeilichen  Verfügungen  bei  ansteckenden 
Krankheiten,  niemanden  in  der  Anstalt  fest; 
halten,  der  nicht  darin  bleiben  will.  Der  Arzt 
darf,  Notfälle  ausgenommen,  an  dem  Kranken 
keinen  Eingriff  gegen  seinen  Willen  vornehmen. 

Der  Entwurf  gestattet  dem  Angehaltenen  und 
dem  zu  Entmündigenden,  zur  Wahrung  seiner 
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Rechte  eine  Vertrauensperson  zu  bestellen  (§  30 
A.  B.).  Man  nennt  sie  so,  weil  man  Anstand 
nahm,  bei  zweifelhafter  Handlungsfähigkeit  von 
einem  Beauftragten  zu  sprechen.  Diesem  Vers 
trauensmanne  bringen  nun  die  Anstaltsärzte  das 
größte  Mißtrauen  entgegen.  Sie  befürchten,  daß 
er  den  Kranken  beunruhigen  und  den  Anstalts? 
betrieb  stören  werde.  Tatsächlich  ist  bisher 
nichts  Aehnliches  vorgekommen,  obwohl  die 
Gerichte  dem  Angehaltenen  sowie  dem  Ent* 
miindigten  gestatten,  durch  eine  Person  seines 
Vertrauens  seine  Rechte  im  Verfahren  zu  wahren. 
Der  Ausschuß  des  Abgeordnetenhauses  hat  übri? 
gens  zu  aller  Vorsicht  hinzugefügt,  daß  handlungs? 
unfähige  Personen  und  dem  Gerichte  bekannte 
Winkelschreiber  als  Vertrauenspersonen  nicht  zu? 
gelassen  werden  dürfen  (§  30  A.  B.). 

Man  behauptet  weiter,  die  vielen  Unter? 
suchungen  würden  den  Kranken  beunruhigen. 
Tatsächlich  werden  aber  nicht  mehr  Unter? 
suchungen  als  bisher  stattfinden,  nur  wird  ge? 
sagt,  daß  die  erste  Untersuchung  bald  durch? 
geführt  werden  muß  und  danach  über  die  Zu? 
lässigkeit  der  Anhaltung  zu  entscheiden  ist.  In 
den  einfachen  Fällen  findet  dann  auch  im  Ent? 
mündigungsverfahren  eine  weitere  Untersuchung 
nicht  statt.  Uebrigens  haben  heute  die  Psychi? 
ater  in  einigermaßen  zweifelhaften  Fällen  sich 
längere  Beobachtung  und  wiederholte  Unter? 
suchung  des  Kranken  regelmäßig  Vorbehalten, 
ohne  daß  man  von  einem  nachteiligen  Einflüsse 
dieser  Untersuchungen  auf  die  Heilbehandlung 
etwas  gehört  hätte. 

Von  dem  neuen  Verfahren  befürchtet  man 
weiter,  daß  es  den  Anstaltsbetrieb  erschweren 
und  das  Vertrauen  der  Kranken  in  die  Aerzte 
schmälern  werde.  Ersteres  könnte  nur  dann 
eintreten,  wenn  tatsächlich  unbegründete  An? 
haltungen  öfter  vorkämen,  was  aber  für  die 
öffentlichen  Anstalten  anscheinend  mit  allem 
Grunde  in  Abrede  gestellt  wird.  Das  Vertrauen 
in  die  Aerzte  wird  aber  beim  Kranken  und  Pu? 
blikum  nur  zunehmen,  wenn  ein  mit  allen  Bürg? 
schäften  der  Verläßlichkeit  ausgestattetes  gericht? 
liches  Verfahren  es  unmöglich  macht,  daß  ein 
Geistesgesunder  in  einer  geschlossenen  Anstalt 
wider  seinen  Willen  angehalten  werden  kann. 
Allerdings  haben  die  öffentlichen  Anstalten  kein 
Interesse  daran,  einen  Kranken  grundlos  zurück? 
zuhalten.  Es  kommen  aber  auch  dort  Grenzfälle 
vor,  in  denen  die  richtige  Entscheidung  schwierig 
ist.  Außerdem  bringt  gerade  der  Massenbetrieb  in 
den  großen  öffentlichen  Anstalten  gewisse  Ge? 
fahren  mit  sich,  die  bei  den  kleinen  Privat? 
anstalten  kaum  vorhanden  sind. 

Die  Oeffentlichkeit  verlangt  Rechtsschutz? 
garantien  gegenüber  der  Anhaltung  in  ge? 
schlossenen  Anstalten  jeder  Art.  Dafür  hat  sich 
der  25.  Juristentag  einmütig  ausgesprochen;  solche 
Schutzvorkehrungen  haben  die  hervorragendsten 
Psychiater  Oesterreichs  verlangt,  und  über  deren 


Notwendigkeit  bestand  bei  der  Verhandlung  im 
Justizausschusse  des  Abgeordnetenhauses  unter 
ausdrücklicher  Zustimmung  des  zugezogenen 
ärztlichen  Experten  keine  Meinungsverschieden? 
heit.  Man  darf  daher  wohl  hoffen,  daß  der 
Widerstand  der  Aerzte  der  öffentlichen  Anstalten, 
den  man  auf  eine  unzutreffende  Abschätzung  der 
Wirkungen  des  vorgeschlagenen  Gesetzes  zurück? 
führen  muß,  das  Zustandekommen  des  Entwurfes, 
der  in  wesentlichen  Punkten  neueWege  beschreitet, 
nicht  verhindern  wird.  Der  25.  Deutsche  Juristen? 
tag,  der  die  grundlegenden  Fragen  durch  seine 
Verhandlungen  ins  Klare  stellte,  hätte  an  diesem 
Erfolge  seinen  Anteil. 


Staatsverträge  über  Urteils* 
Vollstreckung. 

Von  Professor  Dr.  Hans  Sperl,  Wien. 

Die  Anerkennung  und  Vollstreckung  bürger? 
licher  Rechtssprüche  im  Auslande  ist  zur  Zeit 
Gegenstand  lebhaften  Interesses.  Auch  Kauf? 
leute  ergreifen  das  Wort;  ihre  Aeußerungen 
stehen  sich  aber  in  scharfer  Einseitigkeit  gegen? 
über,  je  nachdem  sie  sich  als  Gläubiger  oder 
als  Schuldner  fühlen.  Dabei  erkennen  sie  sehr 
richtig,  wo  die  Hauptschwierigkeit  sitzt.  Ein 
Urteil  des  Auslandes  kann  man  nur  vollstrecken, 
wenn  der  Richter  des  anderen  Staates  berechtigt 
war,  es  zu  sprechen,  also  wenn  er  zuständig 
war.  Wiefern  soll  nun  der  Vollstreckungsrichter 
diese  Zuständigkeit  nachprüfen,  in  welchem  Um? 
fange,  auf  welcher  Grundlage?  Wenn  diese 
Frage  hier  besprochen  wird,  soll  das  nicht  in 
vollem  Umfange  geschehen;1)  wir  wollen  uns  auf 
die  Rolle  beschränken,  die  die  Zuständigkeitsprü? 
fung  bei  Gelegenheit  desAbschlusses  eines 
Vollstreckungsvertrages  spielen  könnte. 

Wie  liegen  die  Kompetenzinteressen  der  be? 
teiligten  Kreise?  Die  Kaufmannschaft  wünscht 
als  Gläubiger  ausländischer  Schuldner  die  Klage 
zu  Hause  erheben  und  das  Urteil  im  Auslande 
zur  Exekution  bringen  zu  können.  Die  Urteile 
beider  Staaten  sollen  deshalb  hier  wie  dort  den 
inländischen  Urteilen  gleichgehalten  und  voll? 
streckbar  sein.  Gelingt  es  dieser  Gruppe  auch, 
die  Einklagung  im  eigenen  Lande  durch  ent? 
sprechende  Normen  des  inländischen  Rechts  zu 
ermöglichen,  dann  hat  sie  alles  erreicht,  was  ihr 
dient. 

Ganz  anders  wird  die  Sache  von  den 
Schuldnern  empfunden.  Dieselbe  Kaufmann? 
schaft  nimmt  sofort  Stellung  gegen  die  Frei? 
zügigkeit  fremder  Urteile,  wenn  sie  daran  denkt, 
sie  könnte  in  die  Lage  kommen,  im  Auslande 
verurteilt  und  hier  exequiert  zu  werden.  Da  hört 
man  sprechen  von  der  Schwierigkeit,  sich  im 


*)  Ich  habe  die  Rolle  des  Kompetenzpunktes  im  internationalen 
Vollstreckungsrechte  eingehend  behandelt  in  Niemeyers  Zeitschr.  f. 
int.  R.  XX.  S.  68-81. 
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Auslande  zu  verteidigen,  da  fürchtet  man  die 
Parteilichkeit  der  fremden  Richter.  Der  heutige 
Zustand,  wonach  ausländische  Urteile  gegen 
deutsche  Kaufleute  erst  einer  Nachprüfung  unter# 
zogen  werden,  bevor  sie  der  deutsche  Richter 
vollstreckt,  wird  bezeichnet  als  »ein  Schutz  der 
deutschen  Geschäftsleute,  der  zunächst  nicht  auf# 
gegeben  werden  kann.«1) 

Was  einmal  recht  ist,  soll  das  andere  Mal 
billig  sein;  wer  hier  klagen  und  in  der  Fremde 
vollstrecken  will,  muß  wissen,  daß  sich  das  Blatt 
wenden  kann  und  er  als  Geklagter  im  Auslande 
Recht  nehmen  und  sich  auf  Grund  fremden 
Richterspruches  wird  in  der  Heimat  exequieren 
lassen  müssen. 

In  einem  Staate  mit  hochstehender  Kauf# 
mannschaft,  wo  die  Importeure  zuverlässige  Zahler 
sind,  so  daß  sie  das  Ausland  selten  klagt,  wo 
die  Exporteure  hingegen  nicht  nur  gegen  Kasse 
oder  Nachnahme  verkaufen,  sondern  in  großem 
Umfange  auch  auf  ungedeckten  Kredit,  dort 
ist  der  Handelsstand  vorwiegend  Gläubiger, 
Kläger,  Exekutionsführer.  Sein  Wunsch  ist,  die 
säumigen  Schuldner  im  Inlande  zu  klagen,  bei 
dem  Gerichte  der  eigenen  Niederlassung,  durch 
den  ständigen  Rechtsfreund.  Die  Kosten  sind 
da  gering,  alles  ist  dem  Kläger  vertraut  und 
bequem.  Der  Geklagte  pflegt  sich  kontumazieren 
zu  lassen.  Es  bleibt  nur  zu  wünschen,  daß  der 
fremde  Richter  das  hiesige  Urteil  vollstrecke. 
Das  Begehren  der  Kaufleute,  hier  klagen  und 
dort  exequieren  zu  können,  wird  besonders  leb# 
haft,  wenn  im  anderen  Staate  ein  veraltetes,  um# 
ständliches  Klageverfahren  gilt,  das  schwierige 
Beweisregeln  hat,  wenn  man  hohe  Kosten,  lange 
Dauer  fürchten  muß,  wenn  die  Qualität  der 
dortigen  Anwälte  nicht  entspricht,  wenn  man 
Parteilichkeit  der  Richter  besorgt  oder  schon  er# 
fahren  hat.  Bei  solcher  Lage  begehrt  die  Kauf# 
mannschaft  des  Exportstaates  den  Abschluß  von 
Vollstreckungs Verträgen.  Auf  der  anderen  Seite 
aber  sind  die  Schuldner  in  der  Mehrheit  und 
die  Aussichten,  einenVertrag  zustande  zu  bringen, 
gering,  denn  der  Importstaat  muß  pflichtgemäß 
die  Schuldner  schützen.  Diesen  ist  jede  Er# 
leichterung  der  zwischenstaatlichen  Vollstreckung 
schädlich,  möge  sie  nun  in  kritikloser  Anerkennung 
fremder  Urteile  bestehen  oder  auch  nur  in  der 
Erleichterung  der  bisherigen  Vollstreckungsvor# 
aussetzungen. 

Ein  Vertragsverhältnis  wird  nur  dort  er# 
reichbar  sein,  wo  in  beiden  Staaten  Zutrauen 
besteht  in  die  Unparteilichkeit  der  jenseitigen 
Rechtsprechung  und  wo  die  Handelsleute  in 
der  Solidität  des  Gebarens,  in  der  Pünktlich# 
keit  der  Zahlung,  in  der  Praxis  der  Kredit# 
gewährung  hier  wie  dort  nicht  allzu  verschieden 
sind.  Nur  dann  werden  die  Gläubigerinter# 
essen  hüben  und  drüben  annähernd  gleich  stark 

*)  Aeußerung  des  Schutzvereines  der  Lack?  und  Farbenindustrie 
in  Berlin,  S.  65  der  1908  von  Borgius  herausg.  Mater,  und  Anträge 
des  Handelsvertragsvereines. 


auftreten,  ebenso  die  Schuldnerinteressen.  Dann 
ist  eine  Ausgleichung  der  Kompetenzinteressen 
durch  eine  objektive  Mittellinie  möglich. 

Eine  völlige  Uebergehung  des  Kompetenz# 
punktes  in  einem  Vollstreckungsvertrag  ist  nicht 
denkbar.  Das  Begehren,  durch  Staatsverträge 
möge  gesichert  werden,  daß  die  Urteile  möglichst 
vieler  Staaten  wechselseitig  formlos  anerkannt 
und  vollstreckt  werden,  daß  die  Zuständigkeit 
des  Urteilsrichters  nicht  untersucht  werden  dürfe, 
ist  ein  Ueberschwang  des  Internationalismus,  der 
in  seinem  Aufflackern  darauf  vergißt,  daß  die 
Schuldner  des  Inlandes  gefährdet  werden,  und 
daß  man  auch  die  Schuldner  des  Auslandes 
nicht  ohne  weiteres  der  Kompetenz  eines  ihnen 
fremden  Staates  unterwerfen  und  ihnen  das 
rechtliche  Gehör  vor  dem  heimatlichen  Richter 
abschneiden  kann. x)  Die  Kompetenzfrage  wird 
so  lange  der  Schlüssel  zum  Vollstreckungs# 
vertrage  und  sein  heikelster  Punkt  sein, 
als  die  Prozeßrechte,  wie  es  heute  der  Fall  ist, 
den  inländischen  Kläger  — überhaupt  die  Kläger 
— einseitig  berücksichtigen,  indem  sie  Gerichts# 
stände  festsetzen,  die  diesen  eine  bequeme  Zu# 
ständigkeit  gewähren  — Beispiele  der  öster# 
reichische  Fakturengerichtsstand,  der  deutsche 
des  Vertrages,  der  ungarische  der  Buchführung, 
der  italienische  der  augenblicklich  möglichen 
Klagszustellung,  § 106  Z.  2 Cod.  d.  proc.  civ.  — , 
die  aber  den  Geklagten  in  die  äußerste  Gefahr 
bringen.  Diese  Parteilichkeit  der  Gesetze  er# 
höht  die  Pflicht  jedes  Staates,  seine  Leute  gegen 
ein  Hinüberziehen  in  das  Ausland  zu  schützen; 
sie  ist  ein  Grund,  Vollstreckungsverträgen  aus 
dem  Wege  zu  gehen  oder  die  an  solchen  Ge# 
richtsständen  gesprochenen  Urteile  aus  der  Voll# 
Streckung  auszuschließen,  was  wieder  den  Ver# 
trägen  in  den  Augen  der  Kaufleute  des  anderen 
Staates  ihren  Hauptwert  nimmt. 

Wir  werden  also  nur  dann  einer  Besserung 
unserer  internationalen  Vollstreckungsverhält# 
nisse  entgegengehen  und  auf  den  Abschluß 
von  Vollstreckungsverträgen  mit  den  großen 
Staaten  rechnen  können,  wenn  die  einzelnen 
Prozeßrechte  darauf  verzichten,  unter  ein# 
seitiger  Bedachtnahme  auf  die  Kompetenz# 
wünsche  der  Kläger  den  Schuldner  an  deren 
Wohnort  hinzuschleppen  oder  den  Ausländer  — 
Beispiele  gibt  es  genug  — unter  die  inländische 
Justiz  zu  zwingen.  Der  Punkt,  von  dem  aus 
erreicht  werden  kann,  daß  die  Kompetenz  nicht 
mehr  den  Grund  bildet  für  das  Scheitern  von 

*)  In  seiner  April  1908  dem  deutschen  Reichskanzler  überreichten 
Denkschrift  hatte  der  Handelsvertragsverein  beantragt,  mit  einer  mög? 
liehst  großen  Zahl  wirklicher  Kulturstaaten  solle  »grundsätzlich  formlose 
gegenseitige  . . . Vollstreckung«  der  Urteile  vereinbart  werden.  Also  Aus? 
Schaltung  jeder  Kritik  der  Kompetenz.  Die  von  Borgius  a.  a.  O.  mit? 
geteilten  Aeußerungen  mehrerer  Handelskammern  und  Vereinigungen 
sprechen  sich  mit  gutem  Grunde  gegen  die  bedingungslose  Herüber? 
nähme  fremder  Exekutionstitel  aus.  In  der  Denkschrift  der  Aeltesten 
der  Berliner  Kaufmannschaft  v.  8.  Mai  1912  wegen  Vereinfachung  des 
deutsch?englischen  Rechtsverkehrs  wird,  wie  es  scheint,  damit  gerechnet, 
[S.  22],  daß  der  Urteilsrichter  nach  dem  Rechte  des  Vollstreckungslandes 
zuständig  gewesen  sein  muß. 


— 29 


FESTGABE  DER  DEUTSCHEN  J URISTEN?ZEITUNG 


Staatsverträgen,  liegt  also  in  der  inländischen 
Zuständigkeitsordnung.  Stimmen  da  die  Gesetz? 
gebungen  zweier  Staaten  im  wesentlichen  überein, 
oder  findet  jeder  Staat  die  in  der  anderen  Gesetz? 
gebung  vorhandenen  Besonderheiten  für  seine 
Leute  als  Geklagte  ungefährlich,  dann  erledigt 
sich  die  Sache  von  selbst.  Entweder  kann  die 
Kompetenzprüfung  beschränkt  werden  auf  die 
Sätze  des  zwingenden  Rechtes  — das  Urteil  darf 
nicht  gesprochen  worden  sein  unter  Verletzung 
eines  hierzulande  bestehenden  Zwangsgerichts? 
Standes  — oder  man  zählt  im  Vertrage  aus  den 
zwei  Gesetzgebungen  Gerichtsstände  auf,  die 
beiderseits  anerkannt  werden.  Je  mehr  sich  die 
Zuständigkeitsordnungen  der  zwei  Staaten  an? 
gleichen,  um  so  früher  tritt  die  Verständigung 
ein,  da  auch  die  strenge  Zuständigkeitsprüfung 
wie  heute  den  Urteilsrichter  als  zuständig  er? 
scheinen  läßt  und  das  Ergebnis  dasselbe  ist, 
als  wenn  man  [wie  im  Verhältnisse  zwischen 
Oesterreich  und  Ungarn,  Oesterreich  und  Kro? 
atien  usw.]  dem  Vollstreckungsrichter  die  Nach? 
prüfung  der  Kompetenz  ganz  verbietet. 

Wollen  wir  den  Vollstreckungsverkehr  be? 
günstigen  und  erweitern,  so  haben  wir  also, 
mögen  wir  dabei  an  Staatsverträge  denken, 
denen  vorzuarbeiten  wäre,  oder  an  das  inländische 
Recht  für  die  Vollstreckung  fremder  Titel,  dahin 
zu  streben,  daß  im  Gebiete  der  Wahlgerichts? 
stände  keine  Ausartungen  Vorkommen,  die  eine 
Gefahr  für  den  Geklagten  enthalten. 

Die  allergrößte  Zahl  der  kaufmännischen 
Klagen  betrifft  die  Einbringung  des  Kauf? 
Schillings  für  abgenommene  Waren.  Selten 
kommt  es  da  zu  Streit,  fast  immer  zu  einem 
Versäumnisurteil.  Dem  Geklagten  ist  es  völlig 
gleichgültig,  wo  er  kontumaziert  wird,  ob  im 
In?  oder  Auslande.  Der  Kläger  dagegen  leidet 
unendlich,  wenn  er  an  vielen  Orten  des  Aus? 
landes  zerstreute  Klagen  durch  ebensoviele  ihm 
meistens  unbekannte  Anwälte  im  Wege  fremd? 
sprachiger  Korrespondenz  muß  zur  Durchführung 
bringen.  Die  Kosten  erhöhen  sich  ins  Unratio? 
nelle;  entweder  trägt  sie  der  Schuldner,  oder 
sie  vermehren  den  Verlust  des  Gläubigers. 
Gläubiger  und  Schuldner  begegnen  sich  da; 
den  übereinstimmenden  Interessen  kann  Rechnung 
getragen  werden  durch  Eröffnung  eines  Gerichts? 
Standes  am  Wohnorte  des  Verkäufers.  Die 
Schwierigkeit  ist,  einen  Weg  zu  finden,  auf  dem 
sich  eine  Abscheidung  der  zu  Streit  führenden  von 
diesen  differenzlosen  Fällen  von  selbst  vollzieht. 
Können  wir  von  den  Käufern,  die  sich  zur 
Wehre  setzen  wollen,  die  säumigen  Zahler  ab? 
sondern,  so  wäre  die  Richtung  gewiesen.  Der 
Gesetzgeber  hätte  die  Zahlungsrückständner  der 
Klage  am  Orte  des  Verkäufers  zu  unterwerfen, 
die  übrigen  Käufer  vor  ihrem  heimatlichen 
Richter  zu  belassen.  Für  die  Kaufmannschaft 
wäre  es  eine  außerordentliche  Erleichterung, 
wenn  wir  den  Rechtssatz  besäßen:  der  Kauf? 


mann  kann  den  Preis  für  eine  vom  Käufer  ab? 
genommene  Ware  durch  gewisse  Zeit,  z.  B. 
durch  2 Jahre,  am  Orte  seiner  Handelsnieder? 
lassung  einklagen.  Der  andere  Teil  wäre  nicht 
gefährdet,  denn  die  Forderungen  für  vom 
Käufer  übernommene  Waren  werden  fast 
niemals  gerichtlich  bestritten.  Das  früher  hin? 
gestellte  Ziel,  automatische  Scheidung  der  streiti? 
gen  und  der  differenzlosen  Fälle,  schiene  — mit 
einer  gewiß  sehr  kleinen  Fehlergrenze  — er? 
reicht.  Entschließt  man  sich,  diesen  Gerichts? 
stand  in  das  heimische  Prozeßrecht  einzuführen, 
so  kann  man  dazu  schreiten,  angefochtene,  die 
Schuldnerschaft  gefährdende  Gerichtsstände  — in 
Oesterreich  vor  allen  Dingen  den  Gerichtsstand 
der  Faktura1)  — aufzulassen.  Damit  ist  aber 
ein  großer  Schritt  getan  zur  Erleichterung  der 
Zwangsvollstreckung  im  anderen  Staate,  denn 
dieser  wird  in  einer  solchen  sachlich  gerecht? 
fertigten  und  den  Schuldnern  nicht  schädlichen 
Kompetenz  kein  Bedenken  finden,  er  wird  zu 
einem  Vollstreckungsvertrage  eher  geneigt  sein. 
Aber  auch  ohne  Vertrag  wäre  das  erwünschte 
Ergebnis  vorhanden,  wenn  ein  solcher  Gerichts? 
stand  in  zwei  Staaten  dem  Inlandsrecht  ein? 
gefügt2)  würde. 

Der  Kompetenzpunkt  wird  bei  Abschluß 
eines  Vollstreckungsvertrages  auch  aus  dem  Staat? 
liehen  Interesse  heraus  betrachtet  werden  müssen; 
der  Staat  wird  Sätze  des  zwingenden  Rechtes, 
die  sich  in  seiner  Zuständigkeitsordnung  finden, 
festhalten  müssen  auch  bei  Prüfung  der  Zu? 
ständigkeit  eines  Richters  im  Vertragsstaate,  dessen 
Urteil  hierzulande  vollstreckt  werden  soll.  Ein 
Zwangsgerichtsstand  kann  nicht  zur  Seite  ge? 
schoben  werden  durch  Prorogation  auf  ein  inlän? 
disches  Gericht,3)  kein  inländischer  Wahlgerichts? 
stand  kommt  gegen  ihn  auf;  er  schließt  den 
allgemeinen  Gerichtsstand  aus.  Da  darf  auch 
ein  Urteil  des  Auslandes,  das  diese  Sache  dem 
inländischen  Zwangsgerichtsstand  entzieht,  hier 
nicht  vollstreckt  werden. 

Schon  bei  der  Gewährung  von  Kredit,  bei  der 
Kalkulation  der  Preise,  bei  der  ganzen  Behandlung 
der  Schuldner  rechnen  die  Kaufleute  mit  dem 
zur  Zeit  vorhandenen  Kompetenzrechte,  mit  den 
Schwierigkeiten  einer  Einklagung,  mit  den  Aus? 
sichten  der  Vollstreckungshilfe  in  dem  Lande, 
in  dem  der  Schuldner  wohnt.  Nicht  minder 
richtet  sich  der  Schuldner  danach  ein.  Der  Ab? 
Schluß  eines  Vertrages,  der  mit  einem  Schlage 

*)  Dieser  Gerichtsstand  ist  auch  vom  Standpunkte  des  inländischen 
Rechts  zu  verwerfen. 

2)  Vor  Jahren  schon  habe  ich  die  Schaffung  eines  Gerichts* 
Standes  der  Kaufschillingsklage  vorgeschlagen.  Dem  Kaufmann 
soll  gestattet  werden,  den  Preis  für  Waren,  deren  Bestellung  und  wirk* 
liehe  Abnahme  er  urkundlich  nachweisen  kann,  durch  zwei  Jahre  am 
Orte  seiner  Handelsniederlassung  einzuklagen  (Grazer  Tagespost,  27.  Febr. 
1898).  In  Niemeyers  Ztsch.  f.  int.  R.  XX.  S.  74  wiederholte  ich  diese 
Anregung,  und  damit  mag  es  Zusammenhängen,  daß  die  vom  1.  Januar 
1914  an  geltende  ungarische  Zivilprozeßordnung  (§  31)  diesen  Gerichts* 
stand  eingeführt  hat.  Würde  er  auch  der  österreichischen  Jurisdiktion* 
norm  eingefügt,  so  wäre  im  österreichisch*ungarischen  Rechtsverkehr  die 
Vollstreckung  außerordentlich  erweitert. 

3)  Deutsches  und  ungarisches  Recht;  anders  das  österr.  Recht. 
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die  Vollstreckung  in  das  andere  Land  erleichtert 
und  verbreitert,  ändert  praktisch  die  Lage  beider 
Teile  sehr.  Läßt  man  den  Vertrag  rückgreifen 
und  alle  schon  vollstreckungsreif  vorhandenen 
Forderungen  des  neu  eröffneten  Weges  teilhaft 
werden,  so  trifft  man  den  Schuldner.  Er  hat 
in  höheren  Preisen,  in  der  Notwendigkeit, 
Deckung  zu  geben  und  ungünstigere  Zahlungs? 
bedingungen  zu  erhalten,  der  bisherigen  Lage 
des  Vollstreckungsverkehrs  Opfer  gebracht,  der 
Gläubiger  hat  durch  sie  schon  die  Assekuranz? 
prämie  gegen  Nachteile,  gegen  Verluste  an  Zeit 
und  Kosten  vorweg  erhalten.  Ein  Vollstreckungs? 
vertrag  soll  daher  keine  rückgreifende  Wir? 
kung  haben;  nur  die  von  nun  an  ergehenden 
Entscheidungen  sollen  in  das  neue  günstige 
Recht  fallen.  Mag  auch  der  theoretischen  Er? 
wägung  die  Rückwirkung  als  richtig  erscheinen, 
praktische  Rücksichten  schließen  sie  aus. 


Die  Reform  des  Militärstrafverfahrens 
in  Oesterreich. 

Von  Generalprokurator  Dr.  Hoegel,  Wien. 

In  aller  Stille,  man  möchte  sagen  mit  Aus? 
Schluß  der  Oeffentlichkeit,  vollzieht  sich  in 
Oesterreich  auf  strafrechtlichem  Gebiete  ein  Er? 
eignis  von  großer  Tragweite  — die  Reform  des 
Militärstrafverfahrens.  Es  ist  heute  bereits  in 
hohem  Grade  wahrscheinlich,  daß  bis  zur  Er? 
Öffnung  des  31.  Deutschen  juristentages  in  Wien 
die  Militärstrafprozeßentwürfe  bereits  Gesetz  sein 
werden. 

Wenn  von  Entwürfen  die  Rede  ist,  so  mag 
dies  reichsdeutsche  Juristen  befremden.  Aber 
die  eigenartigen  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der 
österreichisch?ungarischen  Monarchie  bringen  es 
mit  sich,  daß  das  Militärstrafverfahren  durch 
4 Gesetze  geregelt  werden  muß,  je  ein  Gesetz 
über  das  Strafverfahren  in  der  gemeinsamen 
Armee  für  Oesterreich  und  für  Ungarn,  und  je 
ein  Gesetz  über  das  Strafverfahren  für  die 
österreichische  und  die  ungarisch?kroatische  Land? 
wehr.  Begreiflicherweise  sind  die  wesentlichen 
Bestimmungen  in  den  4 Entwürfen  gleichlautend 
und  nur  für  das  Gesetzgebungsgebiet  zugerichtet. 

Diese  staatsrechtliche  Besonderheit  bot  nicht 
bloß  bei  Abfassung  der  Entwürfe  — mit  Rück? 
sicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Zivilstraf? 
Prozeßordnungen  der  einzelnen  Gebietsteile  — 
erhebliche  Schwierigkeiten,  sie  stellte  auch  das 
Gesetzwerden  der  Entwürfe  in  Frage.  Natur? 
gemäß  war  für  Abänderungsanträge  in  den  bei? 
den  Parlamenten  kein  Raum.  Jede  Aenderung 
in  dem  einen  oder  anderen  bedeutete  eine  Rück? 
Verweisung  des  ganzen  Reformwerkes  in  das 
Stadium  neuerlicher  Kompromißverhandlungen 
zwischen  den  beteiligten  Ministerien  (Reichs? 
kriegsministerium,  österr.  und  ungarisches  Landes? 
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Verteidigungsministerium,  österr.  und  ungarisches 
Justizministerium).  Die  beiden  Parlamente  haben 
bis  zum  augenblicklichen  Beratungsstande  die 
Schwierigkeit  dieser  Sachlage  richtig  eingeschätzt 
und  die  Entwürfe,  so  wie  sie  im  Kompromiß? 
wege  der  Regierungen  zustande  kamen,  an? 
genommen.  Es  ist  volle  Aussicht,  daß  der  Rest 
des  dornenvollen  Weges  im  Interesse  der  Sache 
wie  bisher  mit  Hintanstellung  einzelner  Be? 
denken  und  Sonderwünsche  zurückgelegt  wird. 

Eine  der  Hauptschwierigkeiten  bot  die 
Sprachenfrage,  da  sie  im  Verhältnis  zwischen 
Oesterreich  und  Ungarn  nicht  bloß  vom  Stand? 
punkte  der  Bedürfnisse  der  Rechtspflege,  sondern 
in  erster  Linie  von  einem  staatsrechtlichen  Ge? 
sichtspunkte  aus  gelöst  werden  mußte,  soweit 
die  gemeinsame  Armee  in  Betracht  kam.  Die 
Lösung  erfolgte  naturgemäß  im  Wege  eines 
Kompromisses.  Die  selbstverständliche  Folge 
war,  daß  alle  beteiligten  Faktoren  mit  dem  Er? 
gebnisse  nicht  uneingeschränkt  zufrieden  waren. 
Schließlich  hat  man  aber  doch  mit  Recht  ge? 
funden,  daß  man  die  Reform  nicht  an  dieser 
Schwierigkeit  scheitern  lassen  dürfe.  Auf  die 
Art  der  Lösung  hier  näher  einzugehen,  dürfte 
sich  nicht  empfehlen,  da  sie  ohne  Erörterung 
der  eigenartigen  staatsrechtlichen  und  militär? 
organisatorischen  Verhältnisse  zu  verwickelt  ist, 
um  sie  in  kurzen  Worten  kennzeichnen  zu 
können.  Im  übrigen  tritt  hier  gegenüber  der 
politischen  Bedeutung  die  juristische  Tragweite 
in  den  Hintergrund. 

In  die  Augen  springend  ist  die  ganz  außer? 
ordentliche  Kluft,  die  zwischen  dem  bestehenden 
und  dem  künftigen  Recht  besteht,  und  die  dem 
Reformwerk  eine  so  große  Bedeutung  verschafft. 

Von  dem  derzeit  in  der  österr.?ung.  Mon? 
archie  bestehenden  Strafverfahren  kann  man  nicht 
sagen,  daß  es  auf  einer  Strafprozeßordnung  als 
einem  Gesetze  im  technischem  Sinne  beruht. 
Während  das  Militärstrafgesetz  vom  15.  Jan. 
1855  ein  gehörig  kundgemachtes  Gesetz  der  vor? 
verfassungsmäßigen  Zeit  ist,  beruhen  nur  einzelne 
Elemente  des  Militärstrafverfahrens  auf  Gesetz? 
gebungsakten,  so  unter  anderem  die  Vorschriften 
über  die  Zuständigkeit.  Im  übrigen  hat  sich 
das  Verfahren  allmählich  im  Verordnungswege 
im  Sinne  des  schriftlichen  Inquisitionsprozesses 
der  ersten  Llälfte  des  vorigen  Jahrhunderts,  an? 
gepaßt  an  die  Einrichtung  des  militärischen  Ge? 
richtsherrn,  entwickelt  und  ist  auf  diesem  Stande 
stehengeblieben. 

Die  dem  Abschlüsse  nahe  Reform  soll  das 
österr.?ungar.  Militärstrafverfahren  in  Form  und 
Wesen  auf  die  gleiche  Entwicklungsstufe  bringen, 
auf  der  sich  das  Zivilstrafverfahren  befindet. 
Dem  in  diesem  Sinne  ausgestalteten  Vorverfahren 
folgt  ein  öffentliches,  mündliches  Hauptverfahren 
vor  einem  militärischen  Schöffengerichte  und  ein 
Rechtsmittelzug,  der  jenem  des  Zivilstrafverfahrens 
entspricht. 
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Das  deutsche  Militärstrafverfahren  hat  in 
bezug  auf  die  militärische  Seite  vielfach  als  Vor* 
bild  gedient.  Es  wurde  jedoch  in  einem  wesent* 
liehen  Punkte  die  dort  noch  aufrechterhaltene 
Ueberlieferung  verlassen.  Der  österr.  Entwurf 
bricht  mit  der  Einrichtung  des  Gerichtsherrn.  Die 
Organisation  der  Militärgerichte  (Brigade*  und 
Divisionsgerichte,  abgesehen  von  den  hier  nicht 
weiter  in  Betracht  kommenden  Sondergerichten) 
paßt  sich  naturgemäß  der  Organisation  der  Armee 
an.  Dem  militärischen  Kommandanten  soll  aber 
künftig  nicht  mehr  die  Rolle  des  Gerichtsherrn 
zustehen,  sondern  jene  des  Trägers  der  öffent* 
liehen  Anklage.  Diese  ist  ihm,  unbeschadet  des 
grundsätzlich  aufrechterhaltenen  Legalitätsgrund* 
satzes,  unterstellt,  er  übt  sie  bei  den  (den  Amts* 
gerichten  entsprechenden)  Brigadegerichten  durch 
Gerichtsoffiziere  des  Soldatenstandes,  bei  den 
Divisionsgerichten  durch  Militäranwälte  aus  dem 
Stande  der  Auditoren  aus.  Der  Legalitätsgrund* 
satz  ist  insofern  durchbrochen,  als  Straftaten 
niederer  Ordnung  dem  Disziplinarverfahren  über* 
wiesen  werden  können. 

Eine  Privatanklage  kennt  das  Militärgericht 
nicht.  Der  Verletzte  bei  nur  auf  Antrag  zu  ver* 
folgenden  Straftaten  hat  jedoch  gewisse  prozessuale 
Rechte,  die  ihm  die  Verfolgung  durch  den  öff. 
Ankläger  sichern  sollen. 

Der  öff.  Anklage  ist  in  allen  Instanzen  eine 
Verteidigung  gegenübergestellt.  Diese  wird  teils 
durch  Offiziere  und  Gleichgestellte,  teils  durch 
in  die  Militärverteidigerliste  aufgenommene  Be* 
rufsverteidiger  besorgt.  Die  Aufnahme  in  die 
Liste  erfolgt  ähnlich  wie  in  Deutschland  im  Wege 
der  Auswahl  nach  bestimmt  vorgezeichneten 
Grundsätzen.  Vor  allem  soll  auf  nichtaktive 
Offiziere  oder  solche,  die  es  waren,  Rücksicht 
genommen  werden.  Es  soll  dadurch  dem  Ver* 
fahren  eine  gewisse  militärische  Sachkenntnis  ge* 
sichert  werden,  zugleich  auch  eine  gewisse  Rück* 
sichtnahme  auf  die  militärische  Disziplin. 

Die  Gerichte  erster  Instanz  sind  nur  aus 
(2  beziehungsweise  4)  Offizieren  des  Soldaten* 
Standes  und  einem  Auditor  als  Berufsrichter  zu* 
sammengesetzt.  Ebenso  findet  sich  bei  den 
Rechtsmittelinstanzen  (Divisionsgerichten  und 
Obersten  Militärgerichtshof)  eine  solche  Schöffen* 
artige  Zusammensetzung,  nur  ist  hier  die  Zahl 
der  Auditoren  eine  größere  (2  beziehungsweise  4 
gegenüber  je  3 Offizieren),  über  Nichtigkeits* 
beschwerden  entscheiden  lediglich  5 Berufs* 
richter.  Daß  nur  Offiziere  und  Gleichgestellte 
als  Schöffen  verwendet  werden,  wird  mit  der 
höheren  Bildung  und  größeren  Eignung  zum 
Richteramte  begründet. 

Die  Oeffentlichkeit  der  Hauptverhandlung 
ist  bei  Verhandlungen  gegen  Offiziere  und 
Gleichgestellte  insofern  eingeschränkt,  als  aktive 
Militärpersonen  anderer  Dienststellung  ausge* 
schlossen  sind.  Ferner  ist  der  Zutritt  überhaupt 
nur  erwachsenen  männlichen  Personen  gestattet 


und  kann  die  Oeffentlichkeit  wegen  Gefährdung 
der  Sittlichkeit,  der  öffentlichen  Ordnung,  der 
Staatssicherheit  und  militärdienstlicher  Interessen, 
ferner  auf  Antrag  des  Verletzten  bei  Verleum* 
düng,  Erpressung  und  Ehrenbeleidigung  ausge* 
schlossen  werden,  wenn  sonst  der  Ruf  des  An* 
tragstellers  gefährdet  wäre.  Bei  Gefährdung  der 
Staatssicherheit  können  auch  Vertrauensmänner 
ausgeschlossen  werden;  in  diesem  Falle  wie  im 
Falle  der  Gefährdung  militärdienstlicher  Interessen 
kann  Geheimhaltungspflicht  auferlegt  werden. 

Die  Wiederaufnahme  ist  in  den  Prozeß  neu 
eingeführt  und  dem  deutschen  Rechte  ähnlich 
gestaltet. 

Auf  weitere  Einzelheiten  kann  an  diesem 
Orte  nicht  näher  eingegangen  werden.  Es  dürfte 
aber  aus  dem  Gesagten  erhellen,  daß  es  sich 
gegebenenfalls  um  eine  Reform  nach  vollkommen 
modernen  Grundsätzen  handelt  und  daß  die 
parlamentarischen  Vertretungskörper  richtig  ge* 
handelt  haben,  wenn  sie  verschiedene  Bedenken 
und  Wünsche  in  Einzelheiten  zurückstellten,  um 
diese  dringende  Reform  nicht  zu  gefährden. 


Baugläubigerschutz 

in  Deutschland  und  Oesterreich. 

Von  Professor  Dr.  Robert  von  Mayr,  Prag. 

Nicht  Neuheit,  sondern  Vortrefflichkeit  der 
Gedanken  macht  ein  gutes  Gesetz  aus.  Darum 
allemal  besser,  ein  gutes  Vorbild  nachzuahmen, 
als  ein  schlechtes  Original  zu  schaffen.  Nicht 
allein  die  freundnachbarlichen  Beziehungen  zwi* 
sehen  den  beiden  Staaten,  sondern  auch  die  viel* 
fache  Verwandtschaft  der  wirtschaftlichen  und 
kulturellen  Verhältnisse,  der  Verkehrs*  und 
Lebensbedürfnisse  ließen  diese  Weisheit  im  Ver* 
hältnisse  zwischen  der  deutschen  und  österreichi* 
sehen  Gesetzgebung  wiederholt  und  Wechsel* 
seitig  mit  Erfolg  zur  Geltung  kommen.  Ein 
gemeinsames  Problem  dieser  Art  stellt  auch  der 
Baugläubigerschutz,  die  Sicherung  der  Bauforde* 
rungen  dar.  Dem  Deutschen  Reiche  wurde  vor 
kurzem  endlich  ein  Gesetz  beschieden,  das  in 
Oesterreich  erst  das  Stadium  des  Entwurfes  er* 
reicht  hat.  Sind  daher  die  Brüder  im  Reiche  zwar 
schon  possidentes,  so  sind  sie  trotzdem  kaum 
beati  geworden.  Insofern  tat  die  österreichische 
Gesetzgebung  gut,  diesmal  ihren  eigenen  Weg 
zu  versuchen.  Doch  auch  dieser  Weg  ist  weder 
neu  noch  gut. 

Das  deutsche  Gesetz  unterscheidet  »allge* 
meine  Sicherungsmaßregeln«  und  eine  »dingliche 
Sicherung  der  Bauforderungen«.  Die  allgemeinen 
Sicherungsmaßregeln  sind  unzureichend.  Normen 
strafrechtlicher  Natur  gegen  ordnungswidrige 
Verwendung  der  Baugelder  bieten  erfahrungs* 
gemäß  Schutz  nur  gegen  die  relativ  geringe  Zahl 
wirklich  schwindelhafter  Fälle.  Aehnliches  gilt 
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von  der  Verpflichtung  zur  Buchführung.  Die 
Kundmachung  von  Namen  und  Adresse  des 
Bauherren  endlich  mag  zwar  die  Wahrung  der 
Baugläubigerrechte  erleichtern,  ist  aber  an  sich 
natürlich  wenig  bedeutungsvoll. 

Die  dingliche  Sicherstellung  der  Bauforde? 
rungen  ist  gewiß  aussichtsreicher  und  die  vom 
Gesetze  gewählte  Form  der  Bauhypothek  in  Ver? 
bindung  mit  der  Differenzkaution  unter  den 
denkbaren,  oft  genug  erörterten  Formen  des 
»Vorzugspfandrechtes«  schon  darum  die  beste, 
weil  sie  das  Eintragungsprinzip  schont.  Immer? 
hin  regen  die  unter  Umständen  recht  beträcht? 
liehe  Höhe  der  Differenzkaution,  die  Schwierig? 
keit  oder  Unbilligkeit  ihrer  Berechnung  nament? 
lieh  dann,  wenn  Reallasten  oder  ein  Nießbrauch 
vorausgehen,  und  eine  Reihe  von  Fällen,  in  denen 
die  Differenzkaution  die  Lage  der  Baugläubiger 
geradezu  verschlechtert,  nicht  unerhebliche  Be? 
denken  auch  gegen  diese  Lösung  an. 

Will  man  sich  aber  selbst  mit  diesen  grund? 
sätzlichen  Befürchtungen  abfinden,  so  bleibt  trotz? 
dem  des  Unzulänglichen  noch  genug  übrig.  Es 
seien  nur  die  zwei  anfechtbarsten  Momente  her? 
vorgehoben:  die  Gefährdung  des  Baukredits  und 
die  unbefriedigende  Stellung  der  mittelbaren  Bau? 
gläubiger.  Der  Baustellenhändler  wird  nicht 
mehr  geneigt  sein,  der  Baugeldhypothek  wie  bis? 
her  die  erste  Stelle  zu  überlassen.  Denn  da 
schon  die  Baugeldhypothek  regelmäßig  drei  Vier? 
teile  des  Baustellenwertes  erschöpft  und  über? 
steigt,  würde  er  Gefahr  laufen,  auch  noch  hinter 
die  Bauhypothek  zu  geraten.  Eine  entsprechende 
Erhöhung  der  Differenzkaution  aber,  die  ihn 
davor  bewahren  würde,  ließe  die  Beschaffung 
des  Baugeldes  tatsächlich  unmöglich  werden. 
Andererseits  bietet  dem  den  Baugläubigern  nach? 
stehenden  Baugeldgeber  das  Recht,  in  die  Stellung 
der  durch  ihn  befriedigten  Baugläubiger  einzu? 
rücken,  zu  wenig.  Der  Schutz  der  mittelbaren 
Baugläubiger  besteht  nur  auf  dem  Papiere.  Wird 
doch  dem  Eigentümer  oder  Bauunternehmer 
regelmäßig  der  Beweis  nicht  schwer  fallen,  daß 
dem  ersten  Unternehmer  die  erforderlichen  Mittel 
zu  Gebote  standen  und  er  die  Absicht  hatte, 
seine  Verbindlichkeiten  in  vollem  Umfange  zu 
erfüllen,  oder  daß  dem  Beweisführer  der  Mangel 
ausreichender  Mittel  oder  dieser  Absicht  ohne 
grobe  Fahrlässigkeit  unbekannt  war,  womit  er 
die  mittelbaren  Baugläubiger  ihres  Schutz? 
anspruches  beraubt. 

Nicht  bloß  macht  aber  das  Gesetz  selbst 
diese  fragwürdige  dingliche  Sicherstellung  zur 
leeren  Verheißung,  die  erst  durch  landesherr? 
liehe  Verordnung  gemeindeweise  zu  realisieren 
ist,  was  meines  Wissens  bisher  noch  nirgends 
geschehen  ist.  Sie  kann  überdies  auch  dort,  wo 
sie  in  Kraft  gesetzt  ist,  in  jedem  einzelnen  Falle 
dadurch  vereitelt  werden,  daß  für  den  dritten 
Teil  der  voraussichtlichen  Baukosten  Sicherheit 
geleistet  wird.  Das  Unzureichende  dieser  Kaution 
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wurde  aber  bereits  zu  oft  betont,  als  daß  noch 
ein  Wort  darüber  zu  verlieren  wäre. 

Die  Sache  steht  daher  derzeit  so,  daß  sich 
der  gesetzliche  Schutz  der  Baugläubiger  auf  die 
unzulänglichen  allgemeinen  Sicherungsmaßregeln 
beschränkt,  daß  die  in  Aussicht  gestellte  ding? 
liehe  Sicherung  nur  einen  Teil  der  Baugläubiger 
und  auch  diesen  nur  sehr  mangelhaft  zu  schützen 
verspricht,  und  daß  selbst  dieser  mangelhafte 
Schutz  durch  das  noch  viel  unbefriedigendere 
Auskunftsmittel  der  Baukaution  zu  dauernder 
LJnbrauchbarkeit  verdammt  zu  werden  droht. 

Der  österreichische  Entwurf1)  kennt  die  all? 
gemeinen  Sicherungsmaßregeln  des  deutschen 
Gesetzes  nicht.  Das  ist  nach  dem  zuvor  Be? 
merkten  kein  Mangel.  Er  stellt  bloß  »hypo? 
thekarische  Sicherung«  oder  »Sicherung  durch 
Kaution«  gar  nur  »in  der  Höhe  eines  Viertels« 
der  voraussichtlichen  Baukosten  zur  Wahl.  Damit 
ist  auch  hier  die  hypothekarische  Sicherung  von 
vornherein  totgeschlagen.  Diese  hypothekari? 
sehe  Sicherung  besteht  in  einem  Pfandrecht  an 
der  Liegenschaft  für  die  Gesamtheit  der  Bau? 
forderungen  mit  der  Rangordnung  des  Bauver? 
merkes,  der  Anmerkung  der  rechtskräftigen  Bau? 
bewilligung.  Im  Falle  der  Zwangsversteigerung  der 
Liegenschaft  gehen  die  Bauforderungen  auch  den 
vor  dem  Bauvermerk  eingetragenen  Rechten  vor, 
wenn  der  Baustellenwert  im  Grundbuch  ersieht? 
lieh  gemacht  ist,  soweit  ihn  das  Meistgebot  über? 
steigt,  sonst  überhaupt.  Damit  durchbricht  der 
Entwurf  das  Eintragungsprinzip  und  schafft  für 
gewisse  Fälle,  die  sich  allerdings  dadurch  ver? 
meiden  lassen,  daß  die  bücherlichen  Vormänner 
die  Schätzung  der  Baustelle  und  die  Eintragung 
des  ermittelten  Wertes  ins  Grundbuch  begehen, 
ein  absolutes,  für  die  Regel  der  Fälle  ein  relatives 
Vorzugspfandrecht. 

Das  absolute  Vorzugspfandrecht  ist  allmählich 
selbst  von  den  hitzigsten  Verfechtern  des  Baugläu? 
bigerschutzes  fallen  gelassen  worden.  Läßt  es  die 
Verklausulierung  des  Entwurfes  zwar  kaum  prak? 
tisch  werden,  so  bleibt  es  doch  zumindest  ein 
Schönheitsfehler,  der  nicht  geduldet  werden  sollte. 
Allein  auch  die  vom  Entwürfe  gewählte  Form 
des  relativen  Vorzugspfandrechtes,  das  die  Vor? 
hypothekare  auf  den  Baustellenwert  beschränkt, 
ist  längst  aus  guten  Gründen  aufgegeben. 

Der  Schutz  ist  — das  ein  Lichtpunkt  des 
Entwurfes  — unmittelbaren  und  mittelbaren  Bau? 
gläubigem  gleichermaßen  zugedacht.  Nur  ent? 
hält  sich  der  Entwurf  einer  doch  wohl  unent? 
behrlichen  Bestimmung  über  das  Verhältnis 
zwischen  Vor?  und  Nachmann  zu  der  Bau? 
hypothek.  Andererseits  setzt  er  sich  in  Wider? 
Spruch  zu  dem  nach  heftigem  Kampfe  der  Mei? 
nungen  ziemlich  einmütig  angenommenen  Stand? 
punkt,  indem  er  Lieferanten  und  Bauarbeiter 
völlig  ausschließt. 

')  Nr.  534  der  Beil,  zu  den  stenogr.  Prot,  des  Abg.»Hauses, 
XXI.  Session  1911. 
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Die  Lösung  des  Interessenkonfliktes  zwischen 
Baugeldgeber  und  Baugläubiger  versucht  der 
Entwurf  in  der  Weise,  daß  er  der  nach  dem  Baus 
vermerk  ausdrücklich  als  Baukredithypothek 
eingetragenen  Geldforderung  den  Charakter 
einer  Bauforderung  und  den  Vorrang  vor  den 
übrigen  Bauforderungen  zuspricht,  wenn  »die 
Darlehensvaluta  vom  Baukreditgeber  an  das  Baus 
geldamt  eingezahlt  und  durch  letzteres  ausgezahlt 
wird.«  Die  vor  dem  Bauvermerk  eingetragene 
Baugeldhypothek  steht  daher  jedenfalls  den  Baus 
forderungen  nach,  soweit  das  Meistgebot  den  Baus 
Stellenwert  übersteigt.  Der  Baugeldgeber  wird 
demnach  merkwürdigerweise  stets  gut  tun,  seine 
Llypothek  erst  nach  dem  Bauvermerk  zu  ers 
wirken.  Doch  auch  in  diesem  Fall  ist  sein  Vors 
recht  durch  die  Intervention  des  Baugeldamtes 
bedingt.  Wieder  eine  Einrichtung,  die,  vorlängst 
von  einem  ingeniösen  Kopf  erdacht,  dem  ges 
gründeten  Widerspruch  erfahrener  Fachmänner 
nicht  standzuhalten  vermochte,  und  zugleich  einer 
der  seltsamsten  Todeskeime,  mit  denen  dieser 
Entwurf  geboren  ist.  Die  Errichtung  des  Baus 
geldamtes  steht  der  Gemeinde  zu.  Die  Gemeinde 
kann  aber  ein  Baugeldamt  nur  errichten,  wenn  sie 
die  Haftung  für  dessen  pflichtgemäße  Geschäftss 
führung  übernimmt.  Andererseits  finden  die  ges 
setzlichen  Bestimmungen  über  die  hypothekas 
rische  Sicherung  der  Bauforderungen  nur  dort 
Anwendung,  wo  die  Errichtung  des  Baugelds 
amtes  sichergestellt  ist. 

Nicht  genug  damit,  daß  das  geplante  Ges 
setz  nach  deutschem  Muster  erst  durch  Vers 
Ordnung  für  einzelne  Gemeinden  oder  Gemeindes 
teile  — wenigstens  auf  diese  Unterscheidung  hat 
das  deutsche  Gesetz  verzichtet  — in  Kraft  zu 
setzen  wäre,  ist  auch  das,  wenigstens  für  die 
hypothekarische  Sicherung,  nur  zu  erhoffen,  wenn 
die  »bedrohte«  Gemeinde  durch  Errichtung  eines 
Baugeldamtes  die  Hand  dazu  bietet. 

Gegenüber  der  Unfruchtbarkeit,  zu  der  das 
Gesetz  dadurch  verurteilt  ist,  verschwinden  Einzels 
heiten.  Die  Einschränkung  auf  Wohns  und  ges 
werbliche  Bauten,  die  ausdrückliche  Ausnahme 
für  Industriebauten  erscheinen  bedenklich,  der 
Versuch  einer  gesetzlichen  Begriffsbestimmung 
des  Neubaues  gewagt.  Ob  das  zur  Verhands 
lung  und  unanfechtbaren  Entscheidung  über 
die  angemeldeten  Bauforderungen  berufene  Baus 
gericht,  ein  mit  einem  Berufss  und  vier  Laiens 
richtern  besetzter  Gerichtshof,  dem  ordents 
liehen  Gericht  vorzuziehen  sei,  mag  dahingestellt 
bleiben.  Die  Mängel  des  vom  Entwürfe  bes 
liebten  Verfahrens,  das  sich  im  allgemeinen  nach 
den  Grundsätzen  der  außerstreitigen  Gerichtss 
barkeit,  vor  dem  Baugerichte  nach  denen  der 
Zivilprozeßordnung  richten  soll,  haben  bereits 
von  anderer  Seite1)  eingehende  und  zutreffende 
Kritik  erfahren.  Auch  die  äußere  Form  des 
Entwurfes  ist  nicht  die  beste. 


Mit  Bedauern  läßt  sich  daher  nur  feststellen, 
daß  der  Entwurf  die  Hoffnungen  der  Baugläus 
biger  kaum  erfüllen  dürfte. 

Wenn  es  noch  eines  Beweises  bedürfte,  daß 
das  Vorzugspfandrecht  in  keiner  Form  Aussicht 
auf  Erfolg  verspricht,  so  wäre  er  durch  das  zage 
Auftreten  der  Gesetzgebung  diesseits  und  jen« 
seits  der  schwarzgelben  Grenzpfähle  voll  und 
ganz  erbracht.  Das  Vorzugspfandrecht  scheitert 
an  den  Schwierigkeiten  der  getrennten  Schätzung 
von  Baugrund  und  Bauwerk.  Es  verträgt  sich 
nicht  mit  den  Anforderungen  des  Baukredits, 
der  nur  als  erste  Hypothek  eine  gesunde  Basis 
findet.  Es  befriedigt  die  Baugläubiger  nicht,  die 
nicht  Hypotheken,  sondern  Geld  brauchen. 

Die  Hypothek  dem  Baugeldgeber,  den  Bau* 
gläubigem  das  Baugeld.  Der  Baugeldgeber  sein 
eigener  Treuhänder.  Sicherstellung  seiner  Vers 
pflichtungen  durch  ein  Pfandrecht  der  Baus 
gläubiger  an  der  Baugeldhypothek.  Das  ers 
scheint  mir  noch  immer  als  die  zweckmäßigste 
Lösung.  Das  Für  und  Wider  dieser  Lösung 
und  ihre  Ausgestaltung  im  einzelnen  habe  ich 
an  anderer  Stelle1)  erörtert.  Was  im  Reiche 
dem  Gesetze  gegenüber  vorläufig  zu  spät  ist, 
kann  in  Oesterreich  vom  Entwürfe  noch  ers 
wogen  werden.  Das  ist  es,  was  mich  der  Aufs 
forderung  entsprechen  ließ,  dem  angesehenen 
und  großen  Publikum  der  Deutschen  Juristens 
Zeitung  in  dieser  Festschrift  das  Problem  des 
Baugläubigerschutzes  nochmals  vorzulegen. 


Streiflichter  auf  die  Praxis  des  öster* 
reichischen  Zivilprozesses. 

Vom  Hob  und  Gerichtsadvokaten  Dr.  A.  Ruzicka, 
Wien. 

Das  fünfzehnte  Lebensjahr  der  Österreichs 
sehen  ZPO.  nähert  sich  seinem  Ende.  Die 
Kinderkrankheiten  sind  vorüber,  und  immer 
klarer  kommt  der  Charakter,  kommen  die  Vor« 
züge  und  Nachteile  zum  Vorschein.  Es  scheint, 
als  ob  die  Vollreife  noch  bevorstünde;  mittler« 
v/eile  sollen  einige  Erziehungs«  und  Besserungs« 
versuche  angebracht  werden.  Diese  pädagogi« 
sehen  Bemühungen  haben  verschiedene  Aus« 
gangspunkte  und  Ziele.  Der  Richterstand  möchte 
alles,  was  nicht  rein  richterliche  Aufgabe  ist,  in 
andere  Hände  legen.  Der  Oberste  Gerichtshof 
will  eine  Revisionsgrenze  mindestens  dort  schaffen, 
wo  die  Unterinstanzen  übereinstimmend  geurteilt 
haben.  Die  Anwälte  wollen  einzelne  sie  be« 
lastende  oder  gefährdende  Bestimmungen  be« 
seitigt  sehen.  Infolge  Anregung  der  Richter« 
Vereinigung  haben  zwischen  Vertretern  der 
juristischen  Berufe  Verhandlungen  über  die  Re« 
formvorschläge  stattgefunden,  welche  im  großen 
ganzen  zu  einer  erfreulichen  Einigung  geführt 

i)  Grünhuts  Zeitschr.  für  Privat»  u.  öffentl.  Recht  38,  131  ff. 


’)  Klang,  Juristische  Blätter,  41,  1912,  Nr.  21,  22,  23. 
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haben.  Nur  betreffs  der  Einschränkung  der  Re? 
vision  herrschen  unausgeglichene  Gegensätze.  So 
laut  der  Ruf  nach  Entlastung  des  Obersten  Ge? 
richtshofes  erschallt,  so  schwer  wird  es  den? 
jenigen,  welche  das  Bedürfnis  der  Bevölkerung 
vor  Augen  haben,  die  Entscheidung  von  Ge? 
richten,  welche  den  gesetzlichen  Namen  »Ge? 
richtshof  erster  Instanz«  tragen,  zur  Entscheidung 
letzter  Instanz  zu  machen. 

Nach  einem  Berichte  des  Hofrates  Dr. Elsner 
sind  im  Jahre  1911  beim  Obersten  Gerichtshof 
angefallen  9071  Revisionen,  5747  Rekurse  und 
3313  Nichtigkeitsbeschwerden.  Diese  andauernde 
Steigerung  der  Agendenzahl  hat  es  nicht  ausge? 
schlossen,  daß  die  Erledigungen  der  dritten  In? 
stanz  seit  dem  Jahre  1908  eine  erhebliche  Be? 
schleunigung  erfahren  haben.  Nach  einer  ge? 
nauen  Rechnung  kann  sich  ein  (aus  fünf  Mit? 
gliedern  bestehender)  Senat  des  Obersten  Ge? 
richtshofes  mit  jeder  Rechtssache  durchschnittlich 
10  bis  15  Minuten  befassen.  Da  kann  natürlich 
weder  von  einem  genauen  Referate,  noch  von 
einer  Debatte  die  Rede  sein.  Bestenfalls  können 
— und  dazu  gehört  großes  Geschick  — die  Streit? 
fragen,  losgelöst  von  allem  Tatsächlichen,  zur 
Diskussion  gestellt  werden.  Was  der  Referent 
in  der  Eile  vorzubringen  unterlassen  hat,  bleibt, 
da  die  Parteien  nicht  zugegen  sind,  für  ewig  in 
den  Akten  verschlossen.  Das  Ganze  geht  auf 
Einzelgerichtsbarkeit  in  der  Revisions? 
instanz  hinaus.  Vielleicht  ist  das  auch  die 
Entwicklung  der  Zukunft  im  Sinne  Adickes! 
Bei  glänzender  Begabung  des  Referenten  ist  dies 
noch  immer  annehmbarer,  als  wenn  im  Ver? 
waltungsverfahren  die  Entscheidungen  eines  Be? 
zirkshauptmannes  und  Statthalters  in  der  Mini? 
sterialinstanz  vom  Vizesekretär  überprüft  werden. 

Die  angestrebte  Erweiterung  der  Einzel? 
gerichtsbarkeit  in  erster  Instanz  würde  mehr 
Freunde  gewinnen,  wenn  sie  nicht  in  dem  Sinne 
einer  Ausdehnung  der  bezirksgerichtlichen  Zu? 
ständigkeit,  sondern  nur  in  dem  der  Einführung 
des  Einzelrichtertums  bei  den  Gerichtshöfen  ver? 
wirklicht  wird. 

Der  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit  hat 
nicht  viel  Eroberungen  gemacht.  Das  Publikum 
interessiert  sich  für  Zivilverhandlungen  nicht, 
ebensowenig  die  Zeitungen.  Anwälte  und  Par? 
teien  ziehen  es  meist  vor,  unter  sich  zu  bleiben. 
Wohl  aber  haben  sich  die  Vorschriften,  welche 
die  Mündlichkeit,  Unmittelbarkeit,  Kon? 
zentration  und  Beschleunigung  sichern 
sollten,  bestens  bewährt. 

Der  österreichische  Prozeß  ist  ein  wahrhaft 
mündlicher.  Eine  Bezugnahme  auf  Schriftsätze 
findet  nicht  statt.  Die  Anforderungen  sind  natür? 
lieh  groß,  aber  nirgends  zeigt  sich  ein  Erlahmen 
des  Eifers.  Natürlich  sind  Richter  und  Advo? 
katen  über  die  Notwendigkeit  längerer  und 
wiederholter  Vorträge  nicht  immer  derselben 
Meinung.  Aber  gegenseitige  Rücksichtnahme 


hilft  darüber  hinweg,  wie  denn  auch  die  richter? 
liehe  Prozeßleitung  in  der  Regel  keinen  empfind? 
liehen  Druck  verursacht.  Es  entwickelt  sich  ein 
guter  Redestil.  Die  Phrase  muß  sich  auf  andere 
Gebiete  flüchten.  Die  Notwendigkeit,  alles  vor? 
zubringen  und  doch  weder  zu  ermüden  noch  zu 
langweilen,  hat  eine  sachliche  Sprechart  heraus? 
gebildet,  die  ebenso  fern  ist  von  der  blühenden 
Rhetorik  der  Schwurgerichte  und  Volksversamm? 
lungen,  als  von  trockener  Wiedergabe  der  Schrift? 
sätze. 

Die  in  der  Regel  unmittelbare  Vernehmung 
von  Zeugen  und  Sachverständigen  bewährt  sich 
vortrefflich.  Auch  in  der  Konzentration  und 
Beschleunigung  sind  schöne  Ergebnisse  gezeitigt 
worden.  Die  anfänglichen  Uebertreibungen  und 
Bedrängungen  der  Advokaten  haben  einer  sach? 
gemäßen  Behandlung  Platz  gemacht,  welche 
neben  dem  Prozeßzwecke  nicht  alle  Rücksichten 
beiseite  setzt.  Soweit  einzelne  Beobachtungen 
allgemeine  Schlüsse  zulassen,  wäre  darauf  zu 
verweisen,  daß  die  erstrichterlichen  Verhand? 
lungen  sich  zuweilen  auf  Beweiserhebungen  er? 
strecken,  deren  Zweck  nicht  recht  erkennbar  ist. 
Das  hängt  wohl  mit  der  anderweitigen  Erfahrung 
zusammen,  daß  die  Berufungsgerichte  auf  Voll? 
ständigkeit  des  Sachmaterials  dringen  und  all? 
fällige  Lücken  durch  Urteilsaufhebung  sanieren. 
Eine  Urteilsaufhebung  aber  wird  vom  Gerichts? 
Präsidenten  vermerkt.  Wiederholen  sie  sich  zu 
sehr,  können  sie  dem  Richter  nachteilig  sein. 
Daher  die  Sorgfalt,  welche  auch  Dinge  beachten 
zu  sollen  glaubt,  die  der  Richter  selbst  für  be? 
langlos  hält.  Wenn  diese  Methode  um  sich 
greift,  so  droht  dem  Prozesse  eine  ernste  Gefahr. 
Vom  Richter,  welcher  aus  seiner  Ueberzeugung 
heraus  die  Verhandlung  auf  einen  ihm  ent? 
scheidend  dünkenden  Punkt  eingeschränkt  hat, 
darf  es  nicht  als  persönliche  Kränkung  emp? 
funden  werden,  wenn  das  Berufungsgericht,  von 
einer  anderen  rechtlichen  Beurteilung  ausgehend, 
andere  Tatmomente  für  erheblich  ansieht.  Ander? 
seits  sollen  aber  die  Berufungsgerichte  das  erst? 
richterliche  Verfahren  nicht  mit  pädagogischen 
Blicken,  sondern  nach  den  ausschlaggebenden 
rechtlichen  Gesichtspunkten  beurteilen.  Wird 
die  Verhandlung  erster  Instanz  unter  der  Be? 
sorgnis  der  Aufhebung  geführt,  so  geht  ein 
gutes  Stück  des  Wertes  des  neuen  Verfahrens 
verloren.  Die  jüngste  Statistik  ergibt  eine  ge? 
ringe  Verlangsamung  der  Prozeßführung  in  erster 
Instanz.  Sie  ist  zu  einem  erheblichen  Teile  auf 
das  Streben  zurückzuführen,  aus  Scheu  vor  der 
»Retourware«  Beweise  »auf  Vorrat«  aufzunehmen. 

Vortrefflich  funktioniert  die  Einrichtung  der 
ersten  Tagessatzung.  Sie  ist  ein  wahres  Ko? 
lumbus?Ei  und  verdient  volle  Nachahmung. 
Schwer  fällt  eine  Aeußerung  über  das  Be? 
rufungsverfahren,  in  welchem  neue  Tatsachen 
und  Beweise  vorzubringen  fast  ausgeschlossen 
ist.  Dies  bringt,  namentlich  wenn  die  Verhand? 
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lung  erster  Instanz  ohne  Anwälte  durchgeführt 
worden  ist,  oft  schwere  Schädigungen  mit  sich. 
Allein  die  Richterkreise  und  die  Justizverwaltung 
widerstreben  einer  Aenderung.  Hier  mischt  sich 
auch  das  Schlagwort  der  Gerichtsentlastung  ein. 
Im  ganzen  aber  besitzen  wir  in  unserer  ZPO. 
ein  Werk,  dessen  prächtige  Gedanken  zur  Nach* 
eiferung  locken  und  auf  einem  wichtigen  Ge* 
biete  mit  der  Zeit  Rechtsgleichheit  herzustellen 
bestimmt  sind. 


Neue  Standes  Verfassung  der  öster* 
reichischen  Advokaten  und  Notare. 

Vom  Advokaten,  Geh.  Justizrat,  Regierungsrat 
Dr.  Adolf  Bach  rach,  Wien. 

Drei  Regierungsvorlagen,  vom  Abgeordneten* 
hause  der  ersten  Lesung  unterzogen,  sind  be* 
stimmt,  die  österreichische  Advokatur  und  das 
österreichische  Notariat  neu  zu  ordnen  sowie 
Publikum,  Behörden  und  die  legitimen  Parteien* 
Vertreter  gegen  Winkelschreiberei  zu  schützen. 
Die  umfassenden  Gesetzentwürfe  eingehend  zu 
würdigen,  hindert  die  Knappheit  des  verfüg* 
baren  Raumes.  Nur  eine  flüchtige  Orientierung 
über  einzelne  grundlegende  Fragen  sei  gestattet. 

A.  Advokatenordnung. 

I.  Freiheit  und  Freizügigkeit.  Ein 
Abgeordneter  aus  dem  Advokatenstande  trat  im 
Abgeordnetenhause  für  den  numerus  clausus  ein. 
»Nur  wenn  die  geschlossene  Zahl  statuiert  würde, 
könnte  das  Niveau  des  Anwaltstandes  gehoben 
werden.«  Derselben  Anschauung  huldigt  in  einer 
wenig  beachtenswerten  Schrift  auch  ein  anderer 
(Wiener)  Rechtsanwalt,  den  Geschicke,  Geschichte 
und  Lebenserfordernisse  der  Advokatur  nicht 
hindern,  sogar  das  Ernennungsprinzip  willkommen 
zu  heißen.  Für  den  deutschen  Juristen  möge 
der  Hinweis  auf  Verlauf  und  Beschlüsse  des 
20.  deutschen  Anwaltstages  zu  Würzburg1)  und 
des  dritten  deutschen  Richtertages,2)  der  nicht 
einmal  die  geschlossene  Zahl  im  Richterstande 
aus  Sorge  vor  seiner  »Aristokratisierung«  gestatten 
will,  für  den  deutschen  und  österreichischen 
Juristen  möge  das  glänzende  PlaidoyerBenedikts 
in  seiner  »Advokatur  unserer  Zeit«3)  zur  Wider* 
legung  solcher  mit  dem  Wesen  der  Advokatur 
unvereinbaren  Anschauung  genügen.  Die  Re* 
gierungsvorlage  hätte  gerne  das  Nachrücken  der 
Anwärter  in  die  offenen  Stellen  nach  dem  Berufs* 
alter  mechanisch  geregelt.  Da  indes  die  Mehr* 
zahl  der  Advokaten  dieser  Maßnahme  abgeneigt 
ist,  und  da  auch  die  Gesetzgebung  im  Deutschen 
Reiche  und  in  Ungarn  in  dem  Grundsätze  der 
unbeschränkten  Zahl  »noch  nichts  geändert  hat«, 
so  bleibt  es  »zunächst«  — hoffentlich  wohl  für 
immer  — auch  in  Oesterreich  bei  der  Freiheit 


der  Advokatur.  Wer  also  das  Heimatrecht  in 
einer  österreichischen  Gemeinde,  Eigenberechti* 
gung  und  das  inländische  Doktorat  der  Rechte 
besitzt,  kann  nach  erfolgreich  abgelegter  (ein* 
heitlich  zu  gestaltender)  Richteramtsprüfung  und 
nach  siebenjähriger  praktischer  Verwendung  — 
bei  Gericht,  Advokaten,  Staatsanwaltschaft,  Notar, 
Verwaltungsbehörden  usw.  — in  die  Advokaten* 
liste  eingetragen  werden.  Er  darf  sich  aber  nicht 
durch  seine  Plandlungen  des  Vertrauens  unwürdig 
gemacht  haben.  Unter  den  übrigen  Ausschließungs* 
gründen  hat  jener  der  »zerrütteten  Vermögens* 
Verhältnisse«  als  plutokratisch  und  dehnbarer  Aus* 
legung  fähig  begründete  Bedenken  geweckt. 

Wahl  und  Aenderung  des  Amtssitzes  sind 
dem  Advokaten  gegen  Anzeigepflicht  gestattet. 

Die  geschichtlich  entstandenen  Titel,  »Hof* 
und  Gerichtsadvokat«,  »Landesadvokat«  u.  dgl., 
erscheinen  der  Regierung  veraltet.  In  Hinkunft 
hat  jeder  österreichische  Rechtsanwalt  den  Titel 
»Advokat«  zu  führen.  Hierfür  scheinen  auch 
sprachliche  Gründe  maßgebend  zu  sein. 

II.  Selbstverwaltung.  Wie  bisher,  bilden 
die  in  die  Liste  eines  Sprengels  eingetragenen 
Advokaten  die  Advokatenkammer.  Diese  hat 
das  Ansehen,  die  Ehre  und  die  Rechte  des 
Advokatenstandes  zu  wahren  und  die  pflicht* 
gemäße  Berufsausübung  zu  überwachen.  Sie 
besorgt  die  Geschäfte  in  der  Vollversammlung 
und  durch  den  Ausschuß.  Hierzu  tritt  eine  Neu* 
einrichtung:  Die  ständige  Delegation.  Die 

Advokatenkammern  Oesterreichs  hatten  auf  ihrem 
dritten  Delegiertentage  im  März  1900  beschlossen, 
den  freiwillig  gewählten  und  nach  Bedarf  zu* 
sammentretenden  Gesamtausschuß  zu  einem 
ständigen  Organe  der  österreichischen  Rechts* 
anwaltschaft  umzugestalten.  Seine  Tätigkeit  erwies 
sich  für  die  Standesinteressen  und  für  die  Rechts* 
pflege  überhaupt  so  ersprießlich,  daß  diese 
Körperschaft  nunmehr  behufs  »gemeinsamer 
Wahrung  der  Rechte  und  Interessen  des  Advo* 
katenstandes«  zu  einem  gesetzlich  geregelten 
Gliede  der  Organisation  des  Anwaltstandes  er* 
hoben  wurde.  Nicht  unerwähnt  darf  hierbei 
die  hingebungsvolle  Tätigkeit  des  Wiener 
Advokaten  Dr.  Alois  Ruzicka  bleiben,  aus 
dessen  Federauch  der  der  nunmehrigenRegierungs* 
Vorlage  zugrunde  liegende  Entwurf  der  neuen 
Advokatenordnung  stammt. 

So  freudig  die  Advokaten  diese  gesetzliche 
Schaffung  eines  Zentralorgans  begrüßen,  so  all* 
seitigen  und  entschlossenen  Widerstand  findet 
bei  ihnen  eine  andere  Bestimmung,  die  als  Ein* 
griff  in  die  Autonomie  des  Advokatenstandes 
aufgefaßt  werden  muß.  Der  Justizminister,  dem 
auch  fürderhin  weiter  das  oberste  Aufsichtsrecht 
über  die  Advokaten  eingeräumt  wird,  soll  näm* 
lieh  berechtigt  werden,  den  Ausschuß  der  Advo* 
katenkammer  aufzulösen, 

»wenn  die  Advokatenkammer  oder  der  Ausschuß 
die  Ausübung  ihrer  gesetzlichen  Pflichten  ganz  oder 


*)  Vgl.  den  Bericht  von  RA.  Magnus  S.  1190,  1911  d.  DJZ. 

2)  Vgl.  den  Bericht  von  AGR.  Ricks  S.  736,  1912  d.  DJZ. 

3)  Vierte,  veränd.  Aufl.,  Berlin  1912. 
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teilweise  einstellen  und  ungeachtet  einer  voraus* 
gegangenen  Erinnerung  und  Androhung  der  Auflösung 
dabei  verharren.« 

Ein  Regierungskommissär  soll  die  Befugnisse 
des  Ausschusses  und  sogar  in  den  meisten  und 
wesentlichen  Fällen  der  Vollversammlung  aus* 
üben.  Den  Disziplinarrat  soll  der  Justizminister 
»unter  gleichzeitiger  Anordnung  einer  Neuwahl« 
ohne  weitere  Begründung  auflösen  dürfen.  In 
den  Kreisen  der  Advokaten  hat  sich  hiergegen 
eine  starke  Strömung  geltend  gemacht.  Es  ist 
die  Hoffnung  ausgesprochen  worden,  daß  die 
Regierung  die  Bestimmungen  fallen  lassen  möge. 
Diese  Erwartung  ist  um  so  berechtigter,  als 
durch  diese  Norm  in  ernsten  Zeiten  die  Selbst* 
ständigkeit  und  Unabhängigkeit  des  Advokaten* 
Standes  gefährdet  werden  könnte. 

IIL  Disziplinarrecht.  Verletzungen  der 
Berufspflichten  und  Beeinträchtigung  der  Standes* 
ehre  ahndet  der  Disziplinarrat,  Ordnungswidrig* 
keiten  der  Ausschuß.  Disziplinarstrafen  sind  der 
schriftliche  Verweis,  Geldbußen,  Einstellung  der 
Advokatur  (bei  Advokaturskandidaten  Verlänge* 
rung  der  Praxis)  und  Streichung  von  der  Liste. 
Das  Rechtsinstitut  der  Verjährung,  dem  bisherigen 
Disziplinarrechte  fremd,  wird  eingeführt.  Im 
Gegensätze  zum  deutschen  Rechte  bleibt  das 
Verfahren  vor  dem  Disziplinarrate,  wohl  zum 
Vorteile  der  ganzen  Einrichtung,  als  ein  freieres. 
Die  Verfolgung  der  Verfehlungen  obliegt  nicht 
der  Staatsanwaltschaft,  sondern  dem  Kammer* 
anwalte.  Der  Senat  ist  an  seine  Anträge  nicht 
gebunden.  Das  Rechtsmittel  der  Berufung  steht 
auch  fürderhin  nicht  nur  dem  verurteilten  Ad* 
vokaten  und  dem  Kammeranwalte,  sondern  auch 
dem  Oberstaatsanwälte  zu,  diesem  jedoch  nur 
bei  Disziplinarvergehen  gegen  die  Berufspflichten. 

Während  die  deutsche  Rechtsanwaltschaft 
die  Abänderung  des  § 90  RAO.  und  die  Be* 
Setzung  des  Ehrengerichtshofes  ausschließlich  mit 
Rechtsanwälten  anstrebt,  wird  in  Oesterreich, 
wo  der  Disziplinarsenat  des  Obersten  Gerichts* 
hofes  bisher  ausschließlich  aus  dessen  Mitgliedern 
besteht,  als  Fortschritt  behandelt,  daß  »Advokaten* 
Disziplinarsenate«  errichtet  werden.  Die  eine 
Hälfte  besteht  aus  Räten  des  Obersten  Gerichts* 
hofes,  die  andere  aus  Advokatenrichtern,  die  von 
Advokatenkammern  gewählt  werden. 

IV.  Rechte  und  Pflichten  der  Advo* 
katen.  Eine  alte  begründete  Klage  der  öster* 
reichischen  Advokaten  richtet  sich  gegen  den 
Ausschluß  ihres  Vertretungsrechtes  vor  den  Ge* 
werbegerichten.  Der  von  Dr.  Max  Hitschmann 
verfaßte  Komiteebericht  der  n.  ö.  Advokaten* 
kammer  betont  richtig,  daß  dieser  »Widersinn« 
nach  der  Erweiterung  der  Zuständigkeit  dieser 
Gerichte  durch  das  Handlungsgehilfengesetz  zu 
einer  unerträglichen  Erschwerung  der  Rechts* 
durchsetzung,  direkt  zu  einer  Kalamität  für  das 
rechtsuchende  Publikum  herangewachsen  ist.  Sein 
Vorschlag,  in  Streitsachen  bis  zu  1000  Kronen 
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advokatorische  Vertretungskosten  nicht  zuzu* 
sprechen,  ist  eine  geeignete  Unterlage  für  eine 
Verständigung  mit  Regierung  und  Reichsrat. 

Nicht  diegleiche  allseitige  Uebereinstimmung 
der  Meinungen  besteht  bez.  der  Immunität  der 
Advokaten.  Unannehmbar  ist  die  Regierungs* 
Vorlage.  Sie  will  den  Advokaten  strafrechtlich 
verantwortlich  machen,  der  seine  Ausführungen 
»in  beleidigender  Form«  oder  »grob  fahrlässig« 
vorgebracht  hat.  Der  Anwalt  hat  nur  wider 
besseres  Wissen  und  ebenso  offenbar  nicht  zur 
Sache  gehörige  Aeußerungen  zu  verantworten. 

B.  Notariatsordnung. 

I.  Verstaatlichung.  Bei  der  ersten  Lesung 
des  Entwurfes  im  Abgeordnetenhause  stellte  ein 
»Vertreter  von  Kleinbauern«  den  Antrag,  »die 
eigentlichen  Agenden  des  Notariats  grundsätzlich 
den  Bezirksgerichten  zuzuweisen«,  also  das  Notariat 
aufzuheben.  Die  Motive  der  Regierungsvorlage 
haben  diese  schwer  verständliche  Idee  im  vorn* 
hinein  — u.  a.  auch  mit  Hinweis  auf  die  Ent* 
wicklung  im  Deutschen  Reiche  — glänzend 
widerlegt. 

II.  Reines  oder  Anwaltsnotariat.  Nach 
Weißler  und  Stranz  besteht  nur  die  Alter* 
native:  Trennung  von  der  Advokatur  oder  Frei* 
gäbe  des  Notariats.  Letztere  bedeutet  Aufhebung 
der  Einrichtung.  Die  Trennung  hat  sich  in 
Oesterreich  bewährt.  Wenn  und  insoweit  auf 
dem  Lande  Schwierigkeiten  bestehen,  bieten  AO. 
und  NO.  in  der  bedingten  gerichtlichen  Ver* 
tretungsbefugnis  der  Notare  billigen  Ausgleich. 
Der  Entwurf  behält  das  reine  Notariat. 

IIL  Notariat  und  N achlaßab  hand* 
lung.  Das  österreichische  Nachlaßverfahren 
dient  hauptsächlich  der  Vorbereitung  für  die 
staatliche  Gebührenbemessung.  Seine  eigen* 
tümliche  Gestaltung  hat  zur  Uebertragung  ein* 
zelner  Agenden,  insbesondere  bei  den  Gerichts* 
höfen,  an  die  Notare  geführt.  Während  diese 
die  gesamte  Verlassenschaftsabhandlung  an  sich 
ziehen  wollen,  wogegen  schon  Unger  bemerkte, 
das  Publikum  würde  dann  »nur  den  Vormund 
wechseln,  und  zwar  sicher  auf  seine  Kosten, 
nicht  aber  ebenso  gewiß  zu  seinem  Vorteile«, 
wird  andererseits1)  die  Bestellung  der  Notare 
zu  Gerichtskommissären  angefochten.  Der  Ent* 
wurf  bleibt  auf  dem  Boden  des  Bestehenden. 

IV.  Wirkungskreis.  Neben  der  berufs* 
mäßigen  Errichtung  von  Privaturkunden  und 
Verfassung  von  behördlichen  Eingaben,  soweit 
nicht  Advokatenzwang  besteht,  können  die 
Notare  außerhalb  der  Gerichtshofsorte  in 
Streit*  und  Exekutionssachen  bei  den  Ge* 
richten  an  ihrem  Sitze  tätig  sein,  wenn  und  so* 
lange  an  diesem  Orte  nicht  wenigtens  zwei  Ad* 
vokaten  ansässig  sind.  Der  Unterschied  zwischen 
notarieller  Beurkundung  und  Notariatsakt  wird 
aufrecht  erhalten.  Die  Identitätsfeststellung  wird 


*)  Vorarlberger  Landtag  1883,  von  Jaworski  1904  usw. 
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erleichtert.  Frauen  werden  als  Solennitätszeugen 
zugelassen.  Entgegen  wiederholten  Vorschlägen 
der  Notare  wird  die  Aufnahme  der  Vollstreck? 
barkcitsklausel  als  Bedingung  der  Vollstreckbar? 
keit  und  damit  als  eine  Garantie  der  Rechts? 
Sicherheit  aufrecht  erhalten.  Das  Anwendungs? 
gebiet  des  vollstreckbaren  Notariatsaktes  wird  er? 
weitert. 

C.  Gesetz  über  die  Winkelschreiberei. 

Für  den  ersten  Augenblick  dürfte  über? 
raschen,  daß  dieser  Entwurf  mit  seinen  drei 
kurzen  Artikeln  im  Abgeordnetenhause  die 
breiteste,  wenn  auch  nicht  tiefste  Erörterung  ge? 
funden  hat.  Im  Gegensatz  zu  Preußen  und  der 
Schweiz,  deren  Winkelkonsulenten  unter  Staat? 
lichem  Schutz  gedeihen,  hat  Oesterreich  diese 
Schädlinge  der  Rechtspflege  schon  lange  und 
insbesondere  mit  der  Min.?Verordnung  v.  8.  Juni 
1857,  Nr.  114  RGBl.,  zu  bekämpfen  versucht. 
Die  Advokatenkammern  haben  diese  Abwehr 
unterstützt.  Der  Entwurf  erweitert  den  Tat? 
bestand  des  Deliktes,  der  sich  bisher  nur  auf 
die  Tätigkeit  bei  den  Gerichten  erstreckte,  auch 
auf  das  unbefugte  Wirken  bei  Verwaltungs? 
behörden.  Ueberdies  erklärt  er  die  bisher  als 
Disziplinarvergehen  geahndete  Winkelschreiberei 
als  Uebertretung  des  allgemeinen  Strafgesetzes. 
Die  Bekämpfung  des  Entwurfes  im  Abgeord? 
netenhause  erfolgte  aus  politischen  Gründen: 
Die  Sozialisten  fürchten  für  ihre  Verbands? 
Sekretäre,  die  Agrarier  für  die  inländischen  Ge? 
meindeschreiber,  Lehrer  usw.  Der  Entwurf 
heischt  aber  unbefugte  Gewerbsmäßigkeit,  also 
entlohnten  kundenmäßigen  Betrieb,  als  begriffs? 
wesentliches  Deliktsmoment. 

Im  ganzen  bedeuten  die  drei  Entwürfe, 
deren  teilweise  Abänderung  allerdings  gewärtigt 
werden  muß,  eine  dankenswerte  Tat  der  öster? 
reichischen  Justizverwaltung  und  ihres  Chefs 
Dr.  von  ITochenburger,  der  selbst  aus  der 
Advokatur  hervorgegangen  und  seinerzeit  in  der 
ständigen  Delegation  tätig  gewesen  ist. 


Der  Richterstand  in  Oesterreich. 

Von  Professor  Dr.  R.  von  Neumann?Ettenreich, 
Rat  des  Verwaltungsgerichtshofes,  Wien. 

Der  österreichische  Richterstand  rekrutiert 
sich  meist  aus  den  Schichten  des  Mittelstandes, 
aus  Söhnen  von  Beamten,  Offizieren,  Anwälten, 
auch  von  bäuerlichen  Grundbesitzern,  mittleren 
Kaufleuten  und  Gewerbetreibenden.  Die  haute 
finance,  der  Hochadel,  ist  nur  in  seltenen  Aus? 
nahmen  vertreten.  Die  Söhne  aus  diesen 
Schichten,  die  sich  dem  Staatsdienste  widmen, 
erstreben  ein  Unterkommen  in  der  politischen 
Verwaltung,  besonders  in  der  Zentralverwaltung. 
Dort  geht  das  Hinaufklimmen  in  die  oberen 
Rangstufen  viel  rascher  vor  sich,  dort  winkt 


ihnen  auch  eine  gesellschaftlich  glänzendere 
Stellung.  Aber  selbst  im  Vergleiche  mit  den  Be? 
förderungsverhältnissen  in  den  verschiedenen  Ge? 
bieten  des  staatlichen  Verwaltungsdienstes,  ab? 
gesehen  von  jenen  in  den  Zentralstellen,  ist 
durchschnittlich  die  richterliche  Laufbahn  weniger 
verheißungsvoll;  in  den  unteren  Rangklassen 
geht  zwar  die  Vorrückung  etwas  rascher  von? 
statten,  in  den  oberen  Stufen  zeigt  sie  aber  ein 
erheblich  langsameres  Fortkommen.  »Opes«  sind 
überhaupt  nicht  zu  erwarten;  »honores«  stehen 
in  sehr  ferner  Aussicht.  Die  werbende  Kraft, 
welche  die  Jünger  des  Rechts  dem  richterlichen 
Dienste  zuführt,  liegt  zum  großen  Teile  in  der 
vornehmen  Aufgabe  dieses  Berufes  und  darin, 
daß  • er  frühzeitig  ein  selbständiges  Wirken  er? 
möglicht.  Es  fehlt  nicht  an  richterlichen  An? 
Wärtern.  Freilich  leiden  auch  wir  in  Oesterreich 
an  einem  Ueberfluß  von  Juristen,  so  daß  vor 
dem  Tore  einer  jeden  Halle,  die  Juristen  auf? 
nimmt,  eine  große  Zahl  auf  den  Einlaß  wartet. 

Der  Werdegang  des  Richters  ist  im  allge? 
meinen  der  folgende: 

Der  richterliche  Vorbereitungsdienst  dauert 
grundsätzlich  drei  Jahre.  Der  Richterkandidat 
wird  bei  den  Gerichten  der  verschiedenen  Kate? 
gorien  und  der  Staatsanwaltschaft  verwendet;  ein 
Teil  des  Vorbereitungsdienstes  kann  auch  bei 
einem  Advokaten  geleistet  werden.  Theoretisch? 
praktische  Uebungen  werden  abgehalten,  an 
denen  die  Kandidaten  teilzunehmen  haben. 
Noch  während  der  Zeit  des  Vorbereitungs? 
dienstes  kann  der  in  die  Gerichtspraxis  Auf? 
genommene  vom  Oberlandesgerichte  zum  Aus? 
kultanten  ernannt  werden.  Mit  dieser  Stelle  ist, 
sobald  ein  Jahr  des  Vorbereitungsdienstes  ver? 
flössen  ist,  der  Bezug  eines  Adjutum  per  1000  K 
verbunden,  das  in  der  Folge  eine  Erhöhung  bis 
2500  K erfahren  kann.  Die  Richteramtsprüfung, 
welche  den  Abschluß  des  Vorbereitungsdienstes 
bedeutet,  stellt  große  Anforderungen  an  das 
Wissen  und  Können  des  Kandidaten.  Er  bleibt 
auch  nach  Ablegung  der  Prüfung  vorläufig  noch 
richterlicher  Hilfsbeamter.  Geschäfte,  welche  eine 
richterliche  Entscheidung  enthalten,  dürfen  ihm 
nicht  übertragen  werden.  Nach  Maßgabe  der 
freigewordenen  Dienstplätze  erfolgt  durch  den 
Justizminister  die  Ernennung  zum  k.  k.  Richter 
in  der  IX.  Rangklasse  der  Staatsbeamten  (Ge? 
samtbezüge  in  Wien  anfänglich  4000  K,  ansteigend 
in  Triennien  bis  4800  K).  Aber  auch  dann  bleibt 
er  noch  so  lange  richterlicher  Hilfsbeamter,  bis 
ihm  das  Stimmrecht  erteilt  oder  er  zum  Einzel? 
richter  bestellt  wurde.  Erst  dann  wird  er  Richter 
im  Sinne  des  Staatsgrundgesetzes  und  genießt  die 
richterliche  Unabhängigkeit.  Mit  der  Ernennung 
zum  wirklichen  Richter  ist  meist  die  Zuteilung 
zu  einem  ländlichen  Bezirksgerichte  verbunden. 
Durchschnittlich  kommt  jeder  Richter  in  die  Lage, 
die  ländlichen  Verhältnisse  aus  eigener  Wahr? 
nehmung  am  Beginne  seiner  Laufbahn  kennen 
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zu  lernen.  Die  nächste  Vorrückung  bringt  die 
Ernennung  zum  Bezirksrichter  (VIII.  Rangklasse, 
Gesamtbezüge  in  Wien  anfänglich  4980  K,  an« 
steigend  bis  6180  K).  Die  Bezirksrichter  werden 
entweder  als  Vorstände  der  ländlichen  Bezirks« 
gerichte  oder  als  stimmführende  Mitglieder  der 
Gerichtshöfe  erster  Instanz  oder  als  Einzelrichter 
bei  den  Bezirksgerichten  am  Sitze  der  Gerichts« 
höfe  verwendet.  Anschließend  erfolgt  die  Be« 
förderung  zum  Landesgerichtsrate  (VII.  Rang« 
klasse,  Gesamtbezüge  in  Wien  anfänglich  6410  K, 
ansteigend  bis  8010  K).  Die  Stelle  des  LGR. 
bedeutet  den  Mittelpunkt  der  richterlichen  Lauf« 
bahn.  Jeder  in  den  Stand  Aufgenommene  kann 
mit  großer  Wahrscheinlichkeit  darauf  rechnen, 
mindestens  bis  zu  diesem  Punkte  zu  gelangen. 
Die  durchschnittliche  Zeit,  die  auf  dem  Wege 
bis  dahin  aufgewendet  wird,  ist  in  jedem  Ober« 
landesgerichtssprengel  eine  andere.  Sie  schwankt 
zwischen  16  und  24  Jahren,  das  durchschnittliche 
Lebensalter  bei  der  Ernennung  beträgt  zwischen 
39  und  45  Jahre.  Die  LGR.  bilden  den  Haupt« 
stock  des  richterlichen  Personals,  sind  die  Haupt« 
repräsentanten  des  Richterstandes,  sie  bewältigen 
fast  alle  Agenden  der  Gerichtshöfe  erster  Instanz. 
In  dieser  Rangstufe  wird  auch  die  Verhältnis« 
mäßig  längste  Wartezeit  verbracht:  nach  einem 
groben  Durchschnitte  10  Jahre.  Die  weitere  Zu« 
kunft  bringt  die  Ernennung  zum  OLGR.  oder 
zum  Vizepräsidenten  eines  Gerichtshofes  oder 
Präsidenten  gewisser  Kreisgerichte  (VI.  Rang« 
klasse,  Gesamtbezüge  in  Wien  anfänglich  8240  K, 
ansteigend  bis  10  650  K),  endlich  zum  Hofrate 
des  Obersten  Gerichtshofes  oder  Gerichtshof« 
Präsidenten  (V.  Rangklasse,  Gesamtbezüge  in 
Wien  anfänglich  12  200  K,  ansteigend  bis 
16  200  K).  Die  letzten  erreichbaren  Stufen  sind 
die  eines  Senatspräsidenten  beim  Obersten  Ge« 
richtshofe,  eines  Präsidenten  des  OLG.  oder 
eines  Präsidenten  des  Obersten  Gerichtshofes. 
Die  Ernennung  der  Richter  bis  einschließlich 
der  VII.  Rangklasse  erfolgt  durch  den  Justiz« 
minister.  Die  Richter  der  höheren  Ränge  werden 
über  Vorschlag  des  Ministers  vom  Kaiser  ernannt. 

Diese  Daten  zeigen,  daß  die  Vorrückung 
recht  langsam  vor  sich  geht  und  die  Gehalts« 
bezüge  recht  bescheidene  sind.  Sie  geben  auch 
eine  Erklärung  dafür,  warum  eine  Ergänzung 
des  Richterstandes  aus  den  Kreisen  der  Anwälte 
nicht  stattfindet.  Einerseits  könnte  nur  die  Auf« 
nähme  in  eine  der  obersten  Rangklassen  dem 
Advokaten  einen  halbwegs  entsprechenden  Er« 
satz  für  das  Verlassen  seines  Berufes  bieten; 
andererseits  geht  es  nicht  an,  das  endliche  Ein« 
rücken  gerade  in  diese  Rangklassen,  also  die  Er« 
reichung  des  Zieles  in  der  richterlichen  Lauf« 
bahn  demjenigen,  der  sich  von  Anfang  an  dem 
Richterstande  gewidmet  hat,  noch  durch  einen 
Zuzug  von  außen  aufzuhalten.  Als  gelegentlich 
der  Einführung  der  ZPO.  (1897)  eine  neue  Or« 
ganisation  und  erhebliche  Vermehrung  des  richter« 


liehen  Personals  stattfand,  war  den  Advokaten 
Gelegenheit  zum  Uebertritte  geboten.  Die  Zahl 
der  Uebertritte  war  nicht  erheblich.  Die  Ad« 
vokaten  wurden  damals  in  die  der  Zahl  der  in 
ihrem  Berufe  zurückgelegten  Dienstjahre  ent? 
sprechenden  Rangklassen  aufgenommen.1) 

Die  Verteilung  der  Arbeitslast  ist  eine  un« 
gleichmäßige.  Während  es  vorkommt,  daß  bei 
Bezirksgerichten,  besonders  auf  dem  Lande,  die 
Arbeitskraft  des  einzelnen  nicht  voll  ausgenützt 
wird,  besteht  an  manchen  Stellen,  besonders  bei 
den  Gerichtshöfen  der  großen  Städte,  eine  arge 
Ueberbürdung.  Jeder  Kenner  der  Verhältnisse 
muß  aber  bestätigen,  daß  der  österreichische 
Richter  eine  Grenze  in  der  Aufopferung  für 
seinen  Beruf  nicht  kennt.  Er  seufzt,  klagt  mehr 
oder  minder  laut,  aber  er  erfüllt  immer  treu  und 
gewissenhaft  seine  Aufgabe.  Als  eine  ererbte 
Eigentümlichkeit  der  Amtsgebarung  bei  den 
österreichischen  Gerichten  kann  die  Scheu  vor 
den  sog.  Rückständen  gelten.  Das  Liegenlassen 
von  Akten  in  einem  stillen  Winkel,  aus  dem  sie 
später  einmal  hervorgeholt  werden  sollen,  gilt 
als  Todsünde,  vor  der  jeder  Jünger  gewarnt  wird. 
Wer  ihr  verfällt,  bringt  sich  um  den  guten  Ruf 
bei  den  Kollegen.  Dies  war  schon  so,  ehe  die 
neue  ZPO.  emgeführt  wurde.  Die  lange  Dauer 
der  Prozesse  im  alten  Verfahren  wurde  nur  da« 
durch  verursacht,  daß  die  Parteien  die  Herren 
des  Verfahrens  waren,  daß  der  Richter  den  fort« 
währenden  Erstreckungen  der  Tagfahrten,  den 
Fristerweiterungen  für  die  Erstattung  der  Schrift« 
sätze  machtlos  gegenüberstand. 

Charakteristisch  für  das  österreichische  Ge« 
richtswesen  dürfte  die  besonders  große  Zahl  der 
Agenden  des  außerstreitigen  Verfahrens 
sein;  die  vormundschaftsbehördlichen  Angelegen« 
heiten  nehmen  durch  die  immer  intensiver  ge« 
staltete  Jugendfürsorge  einen  breiten  Raum  ein, 
ebenso  das  Grundbuchwesen,  Konkursverfahren 
und  vor  allem  das  Verfahren  zur  Regulierung 
der  Nachlässe  oder,  wie  es  hier  heißt,  die  Ver« 
lassenschaftsabhandlung.  Die  Tätigkeit  der  länd« 
liehen  Bezirksgerichte  wird  zum  größten  Teile 
hierdurch  in  Anspruch  genommen.  Eine  rein 
richterliche  Tätigkeit  wird  hier  fast  nur  in  Straf« 
Sachen  entfaltet.  Die  Entscheidung  Zivilrecht« 
licher  Streitsachen  tritt  dort  oft  ganz  in  den 
Hintergrund.  Aber  gerade  durch  das  Wirken 
in  außerstreitigen  Angelegenheiten  gewinnt  der 
Richter  den  besten  Einblick  in  die  Lebens« 
Verhältnisse,  wird  der  Berater  der  Bevölkerung 
und  erwirbt  sich  ihr  Vertrauen.  Die  Abtrennung 
der  außerstreitigen  Angelegenheiten  würde  weder 
der  Bevölkerung  noch  dem  Richterstande  zum 

*)  Die  Ernennung  von  Advokaten  zu  Mitgliedern  des  Verwaltungs? 
gerichtshofes  ist  hingegen  eine  gewöhnliche  Erscheinung.  Der  Verwais 
tungsgerichtshof  bildet  eben  einen  Organismus  für  sich.  Er  ist  nicht 
die  oberste  Plattform  eines  hierarchisch  gegliederten  Aufbaues;  für  seine 
Zusammensetzung  kommen  bureaukratische  Rücksichten  nicht  in  Betracht. 
Als  Mitglieder  werden  je  nach  Bedarf  höhere  Beamte  aus  den  ver* 
schiedensten  Zweigen  der  Staatsverwaltung,  Hochschullehrer,  OLGR. 
und  Advokaten  berufen. 
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Heile  gereichen.  Verhältnisse,  die  der  ordnen? 
den  Hand  bedürfen,  zu  ordnen,  sie  zweckmäßig 
und  dem  Bedürfnisse  entsprechend  einzurenken, 
diese  Fürsorgetätigkeit  steht  nicht  im  Wider? 
Spruche  mit  der  Rechtsprechung,  ist  eine  ihr 
gleichartige  und  gleichwertige,  des  Richters  wür? 
dige  Tätigkeit. 

Der  Vorwurf  der  Weltfremdheit  trifft  den 
österreichischen  Richter  nicht.  Im  Gegenteil; 
der  gesunde  Sinn  für  das  wirkliche  Leben  drängt 
die  Gerichte  oft  zu  Entscheidungen,  deren  theo? 
retische  Rechtfertigung  nicht  gelungen  ist.  Die 
Gerichte  bemühen  sich,  vor  allem  den  jeweiligen 
Tatsachenkomplex  des  Falles  richtig  zu  verstehen. 
Dabei  kommt  vielleicht  die  Erforschung  des 
abstrakten  Rechts  manchmal  zu  kurz;  die  Ge? 
setzesauslegung  ist  oft  stark  auf  den  Fall  zuge? 
schnitten.  Das  Verhältnis  zwischen  Theorie  und 
Praxis  hat  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  gün? 
stiger  gestaltet,  aber  eine  gewisse  Spannung  be? 
steht  noch  immer. 

Dies  hängt  zum  Teil  mit  den  Mängeln  der 
juristischen  Vorbildung  zusammen,  die  bei  allen 
praktischen  Berufen  wahrzunehmen  sind.  Die 
österreichischen  Universitäten  verfügen  über  aus? 
gezeichnete  Lehrkräfte;  an  der  Gelegenheit  zu 
tüchtiger  Vorbildung  fehlt  es  nicht.  Aber  das 
Gros  der  Studenten  bleibt  den  Vorlesungen  fern. 
Die  Einpaukerschulen  blühen,  die  dem  Kandi? 
daten  gerade  nur  das  beibringen,  was  er  zur 
Ablegung  der  Prüfung  braucht.  So  fehlt  es  oft 
an  der  Vertiefung  des  Wissens.  Der  Richter? 
stand  steht  aber,  soweit  es  sich  um  Wissenschaft? 
liehe  Bestrebungen  handelt,  den  anderen  Berufs? 
ständen  nicht  nach.  Wenn  als  Maßstab  hierfür 
die  literarische  Betätigung  gelten  kann,  so  lehrt 
ein  Blick  in  alle  unsere  Fachzeitschriften,  daß 
weit  mehr  als  die  Hälfte  aller  dort  erscheinenden 
Aufsätze  von  Richtern  geliefert  wird,  wenn  auch 
die  Redakteure  der  Zeitschriften  Advokaten  sind. 
Auch  ein  großer  Teil  der  Universitätsdozenten 
ist  aus  dem  Richterstande  hervorgegangen.  Die 
große  Probe  seiner  Tüchtigkeit  hat  übrigens  der 
Stand  bei  der  Einführung  der  neuen  Zivilprozeß? 
gesetze  abgelegt.  Mit  ganzer  Seele  folgte  er  den 
leitenden  Gedanken  dieser  ausgezeichneten  Ge? 
setze  und  setzte  sie  in  Taten  um.  Ihm  gebührt 
ein  wesentlicher  Anteil  an  dem  Gelingen  der 
Reform.  Die  einzelnen  Richter  sind  natürlich 
einander  nicht  gleich.  Im  Durchschnitt  werden 
erhebliche  Unterschiede,  soweit  es  sich  um  das 
aufrichtige  Streben  nach  Gerechtigkeit  und  ge? 
sunder  Würdigung  der  Tatsachen  handelt,  seltener 
gefunden  werden  als  in  der  wissenschaftlichen 
Qualifikation  der  einzelnen.  Doch  der  Prozent? 
satz  von  umfassend  und  gründlich  theoretisch 
Gebildeten,  mit  denen  der  Richterstand  durch? 
setzt  ist,  darf  — es  muß  dies  nochmals  betont 
werden  — nicht  geringer  eingeschätzt  werden  als 
bei  irgendeinem  der  anderen  praktischen  juristi? 
sehen  Berufe. 


Ein  bedeutsames  und  erfreuliches  Ereignis 
war  die  Gründung  der  Vereinigung  der  öster? 
reichischen  Richter  im  Jahre  1907.  Ihre  Ziele 
waren  und  sind  nicht  bloß  auf  die  Wahrung 
und  Förderung  der  Standesinteressen,  Ausbildung 
und  Gewährleistung  der  staatsgrundgesetzlich 
festgelegten  Unabhängigkeit  gerichtet,  sondern 
auch  auf  die  Verbesserung  der  Rechtspflege  über? 
haupt.  Sie  stellte  die  ungünstigen  Besoldungs? 
und  Beförderungsverhältnisse  der  Richter  in  helles 
Licht,  machte  Vorschläge  zu  deren  Verbesserung, 
arbeitete  manche  Gesetzentwürfe  aus;  sie  will 
dahin  wirken,  daß  eine  besonders  sorgfältige 
Auslese  gleich  bei  der  Bestellung  des  Justiz? 
anwärters  zum  Richter  getroffen  und  daß  die 
fachliche  Tüchtigkeit  der  Richter  gehoben  werde. 
Sie  begutachtete  in  Verhandlung  stehende  Ent? 
würfe  von  Justizgesetzen,  machte  zahlreiche  und 
wertvolle  Vorschläge  für  die  Vereinfachung  des 
Verfahrens,  zur  Befreiung  der  Richter  von  un? 
fruchtbarem  Schreibwerk.  Der  Richterstand,  der 
so  viele  Jahre  stumm  beiseite  stand,  hat  nun 
auch  sein  Organ,  um  sich  hören  zu  lassen,  wo 
er  Anspruch  hat,  gehört  zu  werden.  Allerdings  hat 
sich  die  Vereinigung  von  manchem  Fehler  nicht  frei? 
gehalten.  Sie  betrachtet  die  richterlicheUnabhängig? 
keit  nicht  immer  unter  dem  richtigen  Gesichts? 
punkte.  Dieses  Postulat  wendet  sich  an  Charakter? 
und  Geisteseigenschaften  des  Richters.  Er  muß 
die  innere  Festigkeit  haben,  allen  Rücksichten, 
welche  keinen  Einfluß  auf  die  Entscheidung 
haben  dürfen,  auch  keinen  Einfluß  zu  gestatten; 
er  muß  die  Fähigkeit  haben,  zu  erkennen,  ob 
solche  Einflüsse  sich  geltend  machen.  Gesetz? 
liehe  Maßregeln  schaffen  nicht  die  Unabhängig? 
keit,  sie  können  nur  gewisse  Arten  ihrer  Ge? 
fährdung  fernhalten;  die  Unabsetzbarkeit  und 
Unversetzbarkeit  muß  gewährleistet  werden;  ge? 
wiß  ließen  sich  auch  noch  andere  Schutzwälle 
errichten  zur  Verhinderung  einer  Beeinflussung 
»von  oben«.  Allein  gerade  nur  in  dieser  Richtung 
für  die  Bewahrung  der  richterlichen  Unabhängig? 
keit  zu  sorgen,  ist  ein  ganz  einseitiges  Beginnen. 
Der  Fall,  in  welchem  ein  Richter  deshalb  Nach? 
teile  in  seiner  Beförderung  erfuhr,  weil  er  eine 
der  Regierung  nicht  genehme  Entscheidung  fällte, 
ist  noch  nicht  aufgedeckt  worden.  Eine  ganz 
falsche  Meinung  über  unsere  Justizverwaltung 
würde  erweckt  werden,  wenn  aus  den  Kund? 
gebungen  der  Richtervereinigung  der  Schluß  ge? 
zogen  würde,  als  würde  bei  uns  »von  oben« 
her  in  versteckter,  indirekter  Weise  auf  die  Recht? 
sprechung  irgendwie  Einfluß  genommen.  Ein 
Richter,  der  bei  seiner  Tätigkeit  der  Erwägung 
Raum  gibt,  ob  seine  Entscheidung  der  Regierung 
genehm  sein  werde  oder  nicht,  ist  seines  Amtes 
unwürdig.  Er  wird  ebensowenig  anderweitigen 
unberechtigten  Einflüssen  Widerstand  leisten, 
die  durch  die  öffentliche  Meinung,  in  der  Presse, 
durch  nationale,  konfessionelle,  überhaupt 
politische  Umtriebe  geübt  werden.  Wo  gibt  es 
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Garantien  gegen  Einflüsse  dieser  Art  und  noch 
viele  andere,  die  aus  dem  Alltagsleben,  aus 
Kollegenkreisen  kommen,  ganz  harmlos  aussehen 
und  sehr  gefährlich  werden  können? 

Die  richterliche  Unabhängigkeit  ist  eine 
Tugend,  die  der  Richter  besitzen  und  üben,  deren 
er  sich  aber  nicht  brüsten  soll.  Die  große  Ver« 
antwortung,  die  sie  auferlegt,  sollte  eher  zur  Bes 
scheidenheit  für  jeden  einzelnen  Richter  führen. 

Doch  genug  mit  diesen  Andeutungen.  In 
den  wenigen  Jahren  ihres  Bestandes  hat  die  Vers 
einigung  tüchtige  und  wertvolle  Arbeit  geleistet. 
Ihr  Freund  und  Angehöriger  kann  nur  wünschen, 
daß  sie  in  Zukunft  nur  solche  Wege  wandelt, 
auf  welchen  er  ihr  vorbehaltlos  folgen  kann. 


Die  Zukunft  der  deutschen  und 
österreichischen  Anwaltschaft. 

Vom  Hofs  und  Gerichtsadvokaten  Dr.  Edmund 
Benedikt,  Wien. 

So  verschieden  auch  manches  in  der  Eins 
richtung  der  Advokatur  in  den  beiden  großen 
Gebieten  ist,  die  wir  betrachten  wollen,  so  übers 
wiegt  doch  der  gemeinsame  Charakter,  wie  denn 
ja  die  geschichtliche  Entwicklung  durch  so  viele 
Jahrhunderte  fast  dieselbe  gewesen  ist.  Deshalb 
mag  es  nicht  allzu  gewagt  sein,  der  Anwaltschaft 
hier  und  dort  eine  im  wesentlichen  gleiche  Zus 
kunft  vorauszusagen.  Die  Menschheit  steht  jetzt 
in  dem  unverkennbaren  Zeichen  der  Demokratis 
sierung  in  politischer  und  gesellschaftlicher  Bes 
Ziehung,  der  Plutokratisierung  und  des  Zus 
sammenschlusses  großer  Gruppen  zu  deren  Bes 
kämpfung  in  wirtschaftlicher  Richtung.  So  sicher 
es  ausgeschlossen  ist,  daß  die  Anwaltschaft  von 
diesen  Entwicklungsrichtungen  nicht  berührt 
werde,  so  lernen  wir  doch  aus  der  Vergangens 
heit,  daß  die  Organisation  der  Stände  den  alls 
gemeinen  Strömungen  des  Weltlebens  weit  mehr 
Widerstand  leistet,  als  man  im  ersten  Augenblick 
vermuten  sollte.  Es  genügt,  auf  die  Geistlichkeit, 
auf  den  Grundadel,  auf  den  Soldatenstand  hinzu« 
weisen.  Die  wichtigste  Gemeinsamkeit  in  der 
Gestaltung  der  Anwaltschaft  Deutschlands  und 
Oesterreichs,  wo  die  Deutschösterreicher  führend 
gewesen  sind,  ist  die  Verschmelzung  der  Berufe 
des  Advokaten  und  Prokurators.  Jeder  Versuch, 
diese  beiden  Zweige  der  Tätigkeit  auseinander« 
zulegen,  wird  und  muß  scheitern.  Ist  doch 
überall  diese  Zweiteilung  dem  Untergang  ge« 
weiht.  Wenn  ich  auch,  wie  mir  vorgeworfen 
wurde,  ein  Wort  des  Bedauerns  für  das  Ver« 
schwinden  der  stolzen  englischen  Bar  habe,  so 
kann  das  doch  an  der  Ueberzeugung  nichts 
ändern,  daß  die  Stunde  auch  für  diese  Schöpfung 
geschlagen  hat.  Ist  sie  doch  überall  außerhalb 
Londons  und  eines  einzigen  australischen  Teil« 
Staates  auf  dem  ganzen  ungeheueren  Gebiet  des 
englisch«amerikanischen  Rechtes  gefallen  und  be« 


steht  daneben  in  Frankreich  ebenfalls  nur  in 
Paris  und  einigen  der  größten  Städte.  Auch  im 
französischen  Verfahren  spielt  der  Avoue  plaidant 
seit  langem  seine  Rolle.  Daß  man  die  Informa« 
tion  zum  Prozeß,  die  Verfassung  der  Klage  und 
der  Schriftsätze  nicht  vom  Verhandeln  vor  Ge« 
rieht  trennen  soll,  ist  uns  allen  zu  klar,  um  es 
noch  ausführen  zu  müssen.  Schon  deshalb,  weil 
der  größte  Ruhmestitel  der  Advokatur  in  der 
Verhinderung  von  Prozessen  liegt,  die  nur  bei 
einheitlichem  Beruf  möglich  ist.  Aber  auch  die 
übrigen  Geschäfte,  die  nicht  zum  Konsultieren 
und  Plädieren  gehören,  kann  man  nicht  ab« 
trennen.  Jede  Entwicklung  ist  gleichzeitig  Zer« 
Störung,  und  vom  Fortschritt  mag  man  dort  reden, 
wo  der  Gewinn  den  Verlust  überwiegt.  Ein 
Verlust,  den  man  beklagen  darf,  wenn  man  ihn 
auch  als  unvermeidlich  erkennt,  ist  es,  daß  jene 
stolze  Reihe,  die  bei  den  großen  Rednern  des 
Altertums  beginnt  und  in  England,  Frankreich 
und  Italien  bis  in  unsere  Gegenwart  reicht,  ab« 
gebrochen  ist.  Der  Gewinn  aber  überwiegt,  der 
in  der  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Recht« 
suchenden  liegt.  Und  diese  entscheiden  in  einer 
demokratischen  Gesellschaft.  Die  Zukunft  un« 
serer  Anwaltschaft  gehört  im  überwiegenden  Teil 
jener  Tätigkeit,  die  nicht  in  Rechtsgutachten  und 
nicht  in  den  Rechtsausführungen  bei  Gericht 
besteht.  Da  liegt  die  große  Zukunftsfrage,  soll 
die  Anwaltschaft  zum  Geschäft  herabsinken?  Die 
staatlichen  Behörden  tun  freilich  das  ihrige,  um 
diese  Entwicklung  zu  fördern.  Sie  behandeln 
den  Advokaten  wenigstens  in  Oesterreich  voll« 
ständig  als  Gewerbsmann.  Er  hat  nicht  nur  Er« 
werbssteuer  zu  zahlen,  die  nach  der  Größe  des 
»Unternehmens«  veranlagt  wird,  sondern  er  wird 
in  bezug  auf  seine  Einkommensteuer  ohne  jede 
Rücksicht  mit  Vorhalten  und  Fragen  bis  in  die 
innersten  Berufsgeheimnisse  verfolgt.  Dazu  kommt, 
daß  der  Anwalt  auch  gegenüber  den  Elilfskräften 
sich  in  der  Stellung  des  Gewerbsmannes  befindet. 
Die  Lasten  der  Kranken«  und  der  Pensions« 
Versicherung  werden  durch  bureaukratische  Viel« 
Schreiberei  und  Fragerei  verbittert.  Dazu  kommt 
die  Forderung  der  Angestellten,  ganz  wie  die 
Fabrikarbeiter  behandelt  zu  werden,  Tarif« 
Verträge,  völlige  Sonntagsruhe,  eigene  Berechnung 
der  Ueberstunden  u.  dgl.  Und  wenn  man  die 
Verhältnisse  überblickt,  wie  sie  heute  bestehen, 
so  überwiegt  tatsächlich  das  Geschäftliche  in 
der  Anwaltstätigkeit.  In  Oesterreich  wohl  in 
höherem  Maße  als  bisher  im  Deutschen  Reich, 
da  bei  uns  die  Konkursverwaltungen,  die  wegen 
der  Gebührenforderungen  des  Staates  sehr  kom« 
pliziert  gestalteten  Nachlaßabhandlungen,  die 
Kuratelen  von  Pfandbriefbesitzern,  die  Zwangs« 
Verwaltungen  von  Liegenschaften  fast  durchaus 
den  Advokaten  Vorbehalten  sind.  Man  versucht 
ja  nun  im  Deutschen  Reich  durch  die  Verwirk« 
lichung  der  Idee  Soldans,  einer  Treuhand« 
gesellschaft  von  Anwälten  einen  ähnlichen 
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Wirkungskreis  zu  sichern.  Freilich  wird  nie  das 
erreicht  werden  können,  was  auf  dem  Gebiet  des 
englisch«amerikanischen  Rechtes,  wo  der  Trust 
eine  ganz  andere  Bedeutung  hat  und  eine  ganz 
andere  Rolle  spielt,  möglich  ist.  So  bedrängt 
uns  denn  die  Frage,  wird  der  Anwalt  in  Deutsch« 
land  und  in  Oesterreich  Geschäftsmann  werden? 
Die  deutsche  Einrichtung  der  Anwaltschaft  birgt 
einen  großen  Vorzug  in  sich.  Noch  immer 
bildet  der  Kreis  der  zum  Reichsgericht  ernannten 
Anwälte  einen  solchen,  der  sich  nur  mit  Fragen 
des  Rechts  zu  beschäftigen  und  juristische  An« 
schauungen  zu  vertreten  hat;  ähnliches,  wenn 
auch  in  eingeschränktem  Maß,  trifft  auch  auf  die 
vielen,  bei  den  Obergerichten  zugelassenen  An« 
wälte  zu.  Aber  wie  man  auch  die  Lokalisierung 
regeln  mag,  immer  bleibt,  will  man  in  unserer 
Zeit  die  Nützlichkeit  noch  so  hoch  stellen,  ein 
Teil,  den  man  den  edleren  nennen  darf.  Immer 
noch  treten  an  Anwälte  Aufgaben  heran,  die  mit 
Geschäft  und  Gewerbe  nichts  gemein  haben. 
Man  muß  nicht  an  die  großen  Prozesse  denken, 
die  in  England  von  Erskine,  von  Brougham, 
die  in  Frankreich  von  Deseze,  Tronchet, 
Malesherbes,  von  Berry  er  und  Dupin  gegen 
die  höchsten  Mächte  im  Staat  geführt  wurden. 
Auch  das  Deutsche  Reich,  auch  Oesterreich  bieten 
uns,  wenn  auch  geringere  Beispiele  dafür,  daß 
der  Advokat  dem  Beamtentum,  ja  der  herrschen« 
den  Staatsgewalt  selbst  mit  der  ganzen  Fülle  der 
Begabung  und  mit  voller  Unerschrockenheit  ent« 
gegentreten  muß.  Aber  abgesehen  von  diesen 
außerordentlichen  Fällen,  es  verträgt  sich  nicht 
so  leicht  der  gewerbliche  Charakter  der  über« 
wiegenden  Kanzleiarbeiten  mit  der  geistigen 
Leistung  des  Rechtskünstlers.  Desto  entschiedener 
muß  der  Stand  davor  bewahrt  werden,  in  das 
eigentliche  Geschäft  herabzusinken.  Vermittlung 
von  Verkäufen,  von  Darlehen,  Führung  von 
kaufmännischen  Unternehmungen  sind  an  sich 
wohl  ganz  ehrenhafte  Tätigkeiten,  aber  mit  ihnen 
verträgt  sich  der  edlere  Teil  der  Advokatur  nicht 
mehr.  Und  doch  bleibt  ihnen  die  Anwaltschaft 
nicht  mehr  so  fern  wie  einst.  Aber  eine  Fülle 
von  Geschäften,  die  heute  schon  dem  Beruf  zu« 
gefallen  ist,  wird  nicht  nur  bei  ihr  bleiben, 
sondern  wachsen.  Die  Hilfe  und  Vertretung  in 
allen  kleinen  Streitigkeiten,  ebenso  wie  die  Be« 
ratung  und  Vertretung  in  Gewerbe«,  Status«, 
Polizeisachen.  Freilich  wird  man  einem  großen 
Teil  der  Privatrechtsstreitigkeiten  auch  kein  großes 
juristisches  Interesse  beimessen  können,  aber  sie 
sind  doch  von  der  Welt  des  Rechts  umschlossen. 
In  Oesterreich  hat  das  bezahlte  Lohnbeamtentum 
der  Konzipienten,  das  wiederum  der  unsinnigen 
Forderung  einer  siebenjährigen  Verwendung  ent« 
Sprüngen  ist,  dazu  geführt,  daß  sich  gerade  der 
jüngere  Mann  mit  dieser  untergeordneten  Tätig« 
keit  der  Kanzleien  befassen  muß,  während  der 
richtigere  Entwicklungsgang  der  ist,  daß  man 
sich  in  der  Jugend  den  mit  Kunst  und  Wissen« 


schäften  verwandten  Aufgaben  widmet  und  dann 
im  reiferen  Alter  sich  der  Beratung  des  wirt« 
schaftlichen  Lebens  zuwendet.  So  wird  wohl 
der  Zug  der  Entwicklung  dahin  gehen,  die  An« 
waltschaft  immer  mehr  in  die  geschäftliche  Bahn 
zu  drängen.  Dem  Glanz  des  Rhetors  mag  man 
vielleicht  nicht  nachtrauern,  denn  unsere  sachliche 
Zeit  ist  dafür  nicht  empfänglich,  und  doch  wird 
die  Anwaltschaft  niemals  den  Gerichtsredner  ver« 
missen  dürfen.  Hier  macht  wieder  der  große 
Zug  unserer  Periode  in  der  Vertiefung  der  For« 
schung  vieles  gut.  Die  Ansprüche  an  das  Durch« 
dringen  der  Wirklichkeit  mit  ihren  so  sehr  ge« 
steigerten  Lebensformen  haben  der  Advokatur 
neue  schwierige,  aber  lohnende  Aufgaben  gestellt. 
Wenn  man  die  Höhen,  die  die  Anwaltschaft  in 
der  Zukunft  erreichen  wird,  zu  bezeichnen  wagen 
mochte,  so  wäre  es  auf  der  einen  Seite  der  An« 
walt,  der  ganze  Gebiete  des  Rechtes  auf  Grund 
seiner  Erfahrungen  und  der  Erfassung  der  tech« 
nischen,  wirtschaftlichen,  wissenschaftlichen 
Grundlagen  bearbeitet,  auf  der  anderen  Seite 
der  Advokat,  der  an  der  Spitze  der  selbständigen 
Verwaltungskörper  steht.  Dies  ist  in  Oesterreich 
auch  heute  schon  der  Fall.  Viele  der  besten  des 
Standes  haben  sich  nicht  sowohl  als  politische 
Redner,  sondern  als  Häupter  der  Verwaltung 
der  Länder,  der  großen  Städte,  als  Präsidenten 
des  Abgeordnetenhauses,  als  Justizminister,  als 
Landsmannminister  bewährt.  In  dieser  Tätigkeit 
sehen  wir  den  Gipfel  des  geschäftlichen  Eie« 
mentes  in  der  Anwaltschaft,  nicht  des  Geschäftes 
für  sich,  sondern  der  Führung  des  Geschäftes 
für  große  Körperschaften.  Nicht  unähnlich  ist 
die  Verwaltung  der  großen  Vermögen,  besonders 
der  Fideikommißvermögen  mit  allen  einspielen« 
den  administrativ«  und  privatrechtlichen  Fragen. 
Würde  es  gelingen,  die  gewerbliche  Seite  der 
Anwaltschaft  freizuhalten  vom  Geschäfte  des  An« 
waltes  für  sich  selbst,  dann  läßt  sich,  da  die 
Gerichtsrede  wiederum  stets  nüchterner  und 
sachlicher  wird,  die  Vereinigung  dieser  so  ver« 
schiedenen  Tätigkeiten  in  einer  Person  vielleicht 
doch  erhalten,  ohne  den  Teil  zu  schädigen,  der 
an  Wissenschaft  und  Kunst  angrenzt  und  bei 
dessen  Ausübung  die  Gesinnung  entscheidet. 
Freilich  wird  immer  der  einzelne  mehr  nach  der 
einen  oder  nach  der  anderen  Seite  neigen.  Aber 
verschlagene  Poeten  werden  im  Rechtsleben  nichts 
mehr  leisten.  Eine  bedenkliche  Erscheinung  haben 
wir  allerdings  zu  verzeichnen.  Wer  seinen  ju« 
ristischen  Rat  oft  und  vielfach  erteilt,  wer  mit 
der  Verfassung  wichtiger  Verträge,  mit  der  Leitung 
großer  Verwaltungen  befaßt  ist,  wird  sich  schwer 
entschließen,  in  den  Gerichtssaal  zu  treten  und 
in  einer  Umgebung  tätig  zu  sein,  die  alle  Nerven 
anspannt  und  dadurch  oft  unleidlich  wird,  daß 
das  heutige  Geschlecht  die  Achtung  vor  der 
Autorität,  sei  es  auch  nur  die  des  Alters,  ge« 
flissentlich  hintansetzt.  Und  doch  würde  eine 
unausfüllbare  Lücke  entstehen,  wenn  der  im  Be« 
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ruf  grau  gewordene  Advokat  aus  den  großen 
Kämpfern  im  Rechtsstreit  verschwände.  Darf 
man  aber  bei  der  Betrachtung  der  Zukunft  die 
von  so  vielen  als  die  Zentralfrage  behandelte  Frage 
der  geschlossenen  Zahl  übergehen?  Nach  dem 
zerreibenden  Kampf  des  entfesselten  Wettbe* 
werbes,  der  freilich  große  Werte  geschaffen  hat, 
tritt  nun  überall  das  Bedürfnis  hervor,  den  eins 
zelnen  gegen  Untergang  und  Verelendung  zu 
sichern.  Was  die  Arbeiter,  was  die  Angestellten 
durch  Minimallöhne,  Tarifverträge,  Pension  ers 
reicht  haben,  soll  auch  für  die  freien  Berufe  ans 
gestrebt  werden.  Aber  mag  eine  solche  Organis 
sation  für  den  Avoue  möglich  sein,  freilich  in 
plutokratischer  Form,  für  den  Gerichtsredner  und 
Rechtsgutachter  ist  sie  ebenso  wesenswidrig,  wie 
es  die  Schutzverbände  von  Bildhauern,  Malern, 
Architekten  zur  Erzielung  gleichmäßiger  Vers 
teilung  künstlerischer  Aufträge  sind.  Welche 
unerträgliche  Folgen  die  Schließung  des  Standes 
in  Oesterreich  nach  40,  in  Preußen  nach  30  Jahren 
haben  müßte,  wurde  an  anderem  Orte  ausgeführt.1) 
Das  glücklich  beendete  Zwischenspiel  in  Bayern, 
wo  durch  die  Behandlung  der  mit  Note  3 bedachten 
Prüflinge  durch  ein  Jahrzehnt  eine  Anfüllung 
des  Anwaltstandes  mit,  v/enigstens  nach  der  Ans 
schauung  der  Kommissionen,  minderwertigen 
Personen  stattgefunden  hat,  sollte  eine  Warnung 
sein,  wie  durch  solche  Maßregelungen  uners 
wünschte  Wirkungen  entstehen  können.  Es  soll 
aber  nicht  mit  Stillschweigen  übergangen  werden, 
daß  in  Deutschland  ebenso  wie  in  Oesterreich 
ganz  Aehnliches,  freilich  ohne  Rücksicht  auf  bei 
der  Prüfung  gezeigte  geringere  Kenntnisse,  das 
durch  geschieht,  daß  eine  große  Gruppe  von 
Bewerbern,  denen  man  den  Zutritt  zum  Richters 
amt  und  noch  mehr  zur  Verwaltungslaufbahn 
fast  durchaus  verschließt,  zur  Anwaltschaft  ges 
drängt  wird.  Vor  allem,  wer  für  das  Offenhalten 
der  Tür  ist,  darf  doch  nicht  einer  rein  gewerbs 
liehen  Verfassung  das  Wort  reden.  Wir  kämen 
zu  Zuständen  wie  in  den  Vereinigten  Staaten, 
wo  nach  dem  Bericht  des  Komitees  der  Anwälte 
die  Advokatur  in  New  York  dem  Volke  widers 
wärtig  ist.  Aber  die  geschlossene  Zahl  ist, 
man  mag  die  Vorschläge  mit  noch  so  viel  Ents 
gegenkommen  prüfen,  wie  es  scheint,  unzertrenns 
lieh  von  der  Bureaukratisierung.  Scheinbar 
würde  eine  solche  Hinüberführung  der  Anwalts 
schaft  in  das  Beamtentum  einem  großen  Zug 
der  heutigen  Entwicklung  Genüge  tun.  Aber 
schon  sehen  wir  deutlich  die  Rückformung.  Es 

*)  Vgl.  meine  »Advokatur  unserer  Zeit«,  Vierte  Auflage  S.  169  ff. 


werden  überall  aus  den  zu  Beamten  gewordenen 
Angestellten  der  großen  Betriebe  wiederum  ges 
nossenschaftlich  Verbundene  in  interessenmäßig 
organisierten  wirtschaftlichen  Vereinigungen.  Aber 
der  Advokat,  der  immer  und  bis  ans  Ende  der 
Entwicklung  auch  die  große  Aufgabe  haben  wird, 
gegen  die  Herrschaft  des  Beamtentums  die  letzten 
Schranken  aufzurichten  und  zu  behaupten,  würde 
seines  Berufes  entkleidet,  wenn  er  Beamter  wäre. 
Eine  Schließung  mit  der  rein  zeitlichen  Ersitzung 
würde  dem  Stand  die  so  nötige  Jugend,  den  Mits 
gliedern  einen  guten  Teil  ihres  Lebens  nehmen. 

Aus  allen  diesen  Gründen  wird  sich  die 
deutsche  und  die  österreichische  Advokatur  vors 
aussichtlich,  wenigstens  für  absehbare  Zeit,  in 
den  heutigen  Grundformen  weiterentwickeln. 
Die  geschäftliche  Tätigkeit  der  großen  Zahl  wird 
steigen,  die  Beredsamkeit  zurückgedrängt  werden. 
Die  wichtigste  Forderung  ist  aber,  daß  der  Stand 
sich  über  dem  der  Geschäftsleute  erhalten  soll. 
Dies  mag  für  denjenigen,  der  sein  Leben  in  dem 
Beruf  verbracht  hat,  auch  eine  persönliche  Ans 
gelegenheit  sein;  aber  entscheidend  ist  das  Bes 
dürfnis  des  Volkes,  einen  solchen  Stand  der  Bes 
rater  und  Vertreter  zu  besitzen,  der  sich  bewußt 
bleibt,  nicht  nur  ein  Gewerbe,  sondern  eine  edle 
Pflicht  auszuüben.  Es  gibt  so  manche  Dinge, 
die  man  nur  andeuten  darf,  wenn  man  nicht 
mißverstanden  werden  will.  So  scheint  uns  eine 
Gefahr  für  die  Zukunft  in  der  einseitigen  Hers 
kunft  der  überwiegenden  Zahl  der  Advokaten 
in  den  großen  Städten  zu  liegen.  Hier  kann 
nur  eine  vollständige  Aenderung  in  den  Ans 
schauungen  der  Regierungen  Wandel  schaffen. 
Nicht  durch  Paragraphen,  nicht  durch  Diszis 
plinierungen,  sondern  durch  die  Gesinnung,  die 
die  Mitglieder  des  Standes  von  ihrer  Jugend  an 
erfüllt,  können  die  Sicherheiten  geboten  werden, 
die  nötig  sind,  um  den  Anwaltstand  als  einen 
weiten  Kreis  von  Vertrauensmännern  des  Volkes 
zu  erhalten.  Soweit  wird  die  Advokatur  etwas 
von  aristokratischem  Geist  behalten  müssen,  denn 
in  diese  rastlose,  nach  allen  Gütern  der  Erde 
gierige,  mit  stets  neuen  Mitteln  die  mechanische 
Natur  erobernde  Zeit  muß  die  Advokatur  sich 
einfügen,  nicht  als  ein  treibendes  Rad,  sondern 
vielfach  als  ein  aufhaltendes,  hemmendes,  wenn 
sie  ihren  Charakter  bewahren  und  der  Gesamt* 
heit  die  Dienste  leisten  soll,  zu  denen  sie  be* 
stimmt  ist.  Vor  dem  Verfall  wird  sie  hoffentlich 
im  Deutschen  Reich  und  in  Deutsch*Oesterreich 
durch  das  Volkstum  bewahrt  werden,  dem  sie 
entsprossen  ist. 


- 43  - 


Beiträge 

zu  den 

Verhandlungen  des  31.  Deutschen  Juristentages. 


Beleihungsfähigkeit  von  Erbbaurechten. 

Von  Professor  Dr.  Paul  Oertmann,  Erlangen. 

Bei  der  dem  Juristentage  vorgelegten  und  durch 
zwei  wertvolle  Gutachten  von  Stübben  und  Pri- 
bram1)  wohlvorbereiteten  Frage  des  Themas: 

Sind  für  die  Zwecke  der  Beleihung  von  Erbbau- 
rechten durch  Hypothekenbanken  und  andere  Kredit- 
institute die  Bestimmungen  des  geltenden  Rechts  aus- 
reichend, oder  erscheint  — und  in  welchem  Sinne  — 
eine  Ergänzung  dieser  Bestimmungen  geboten? 
handelt  es  sich  m.  E.  um  zwei  Punkte,  die  von 
den  Gutachtern  nicht  immer  mit  der  wünschens- 
werten Schärfe  auseinandergehalten  werden: 

1.  Die  Frage  nach  der  Abänderung  des 
BGB.;  2.  dieFrage  eines  etwaigen  Sondergesetzes. 
Während  beide  Gutachter  zwischen  den  Beurteilungs- 
momenten für  beide  Fragen  keinen  scharfen  Unter- 
schied aufstellen,  Stübben  sogar  in  seinen  ziemlich 
weit  ins  einzelne  gehenden  Vorschlägen  beide  in 
aller  Form  nebeneinander  bejaht,  ist  nach  meinem 
Dafürhalten  streng  zu  scheiden: 

Zu  1:  Einem  Eingriff  in  das  BGB.  würde 
ich  auf  das  entschiedenste  widerraten.  Die  gegen 
jedwede  Aenderung  unseres  Gesetzbuchs  sprechen- 
den Gründe  sind  bekannt  genug;  sie  würden,  auch 
wenn  der  einzelne  sie  vielleicht  weniger  hoch  ein- 
schätzen sollte,  bei  der  öffentlichen  Meinung  unserer 
Juristen  und  damit  auch  wohl  beim  Juristentage,  alle 
darauf  hinauslaufenden  Vorschläge  von  vornherein 
diskreditieren  oder  doch  minder  genehm  machen. 

Davon  abgesehen,  dürften  die  von  Stübben  und 
Pribram  vorgeschlagenen  Beschränkungen,  so  not- 
wendig sie  teilweise  für  die  Frage  der  Mündel- 
sicherheit  sein  mögen,  darüber  hinaus  durch 
kein  zwingendes  Interesse  gerechtfertigt  sein,  da- 
gegen die  Anwendungsmöglichkeit  des  Erb- 
baurechts ohne  Not  verringern.  Das  gilt  vor  allem 
von  Pribrams,  allerdings  nur  hypothetisch,  nach 
dem  Vorbild  des  österreichischen  Gesetzes  v.  26.  April 
1912  gemachten  Vorschlag,  die  Einrichtung  des  Erb- 
baurechts nur  auf  Grundstücken  öffentlicher 
Körperschaften  zu  gestatten  (S.  178).  Daß  es 
in  der  Regel  nur  bei  solchen  zur  Anwendung  ge- 
langen werde,  ist  ja  mehr  als  wahrscheinlich;  aber 
was  soll  eine  solche  Beschränkung  von  Amts  wegen? 

Von  Stübbens  Vorschlägen  zum  BGB.  sind 
einige  schon  im  richtig  verstandenen  geltenden 


Recht  verwirklicht,  so  wohl  die  Notwendigkeit  der 
Form  nach  § 313  BGB.  für  die  Bestellung  des  Erb- 
baurechts (s.  die  Angaben  in  m.  Kommentar  dazu, 
Z.  2b).  Andere  wird  man  in  dieser  Allgemeinheit 
für  unnötig  erachten  dürfen:  so  mag  es  guten  Sinn 
haben,  den  öffentlichen  Kreditinstituten  die  Beleihung 
von  auflösend  bedingten  Erbbaurechten  zu  unter- 
sagen; aber  dazwischen  und  dem  vorgeschlagenen 
völligen  Verbot  einer  derartigen  Beschränkung 
(so  Stübben,  S.  120,  Pribram,  S.  185)  ist  doch  ein 
himmelweiter  Unterschied.  Die  gerechtfertigten 
Interessen  des  Bestellers  werden  bisweilen  eine  solche 
Bedingung  für  den  Fall  unpünktlicher  Zinszahlung 
gebieterisch  erheischen  oder  doch  als  sozial  ge- 
rechtfertigt erscheinen  lassen.  Die  Annahme  von 
Wittmaack1),  der  selbst  nach  geltendem  Recht 
die  Erbbaurechte  nicht  bedingt  oder  betagt  be- 
stellt werden  lassen  will,  bedarf  heute  kaum  noch 
der  Widerlegung.  Ebensowenig  ist  m.  E.  eine  Vor- 
schrift von  nöten,  die  dem  Eigentümer  bei  beendetem 
Erbbaurecht  zwingend  eine  Entschädigungs- 
pflicht wegen  des  ihm  zufallenden  Gebäudes  auf- 
erlegen will.  Solche  könnte  ja  doch  nur  bescheiden 
bemessen  sein  und  daher  der  befürchteten  Vernach- 
lässigung der  Erbbauhäuser  in  den  letzten  Jahren 
der  Dauer  des  Rechts  kaum  genügend  entgegen- 
wirken. Sie  dem  Erbbauberechtigten  ohne  seinen 
Willen  aufzudrängen,  ist  kaum  ratsam,  zumal  er, 
wenn  er  auf  sie  verzichtet,  in  der  Regel  durch  einen 
entsprechend  erniedrigten  Erbbauzins  einen  Aus- 
gleich erfährt. 

Aehnliches  gilt  von  den  weiteren  Vorschlägen, 
daß  Erbbaurechte  nur  an  hypothekenfreien  Grund- 
stücken bestellbar  (Stübben  S.  119,  Pribram  S.  186) 
und  daß  sie  nur  in  Form  von  Amortisations- 
hypotheken beleihbar  sein  sollen.  Soweit  solche 
Vorschläge  sich  nur  auf  die  Beleihungsfähigkeit 
durch  gewisse  Arten  von  Geldgebern  beziehen,  ge- 
hören sie  nicht  in  das  allgemeine  Gesetzbuch;  so- 
weit sie  darüber  hinaus  für  das  Erbbaurecht  unter- 
schiedslos Geltung  beanspruchen,  beschränken  sie 
ungerechtfertigt  die  private  Bestimmungsfreiheit. 

Zu  2.  Dagegen  scheint  es  mir  dringend  erforder- 
lich, die  Beleihungsfähigkeit  der  Erbbaurechte 
durch  ein  Sondergesetz,  und  zwar,  wenn  eben 
möglich,  ein  Reichsgesetz  zu  regeln.  Wenn  die 
Erbbaurechte  ihre  von  zahlreichen  Freunden  so- 


i)  In  den  Verhandl.  des  31.  Juristentags,  Bd,  II  S.  98  f und  174  f. 
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zialen  Fortschritts  erhoffte  Bedeutung  noch  nicht 
erfüllt  haben,  zwar  nicht  das,  aber  ein  Mittel  im 
Dienste  der  Wohnungs-  und  Bodenreform  zu  wer- 
den, so  ist  anerkanntermaßen  die  Schwierigkeit  der 
Kreditbeschaffung  bei  ihnen  einer  der  wichtigsten 
Hinderungsgründe  dagegen. 

Daß  das  Erbbaurecht  überhaupt  mit  Hypotheken 
belastet  werden  kann,  ist  ja  nach  § 1017  BGB.  zweifel- 
los, und  diese  Hypotheken  können,  da  das  Erbbau- 
recht andererseits  eine  Last  des  Grundstücks  ist  und 
als  solche  allen  nacheingetragenen  Lasten  vorgeht, 
durch  spätere  Hypothezierung  des  Grundstücks 
nicht  beeinträchtigt  werden.  Die  Schwierigkeit  der 
Belastung  liegt  vielmehr  in  der  mangelnden  Sicher- 
heit der  darauf  zu  legenden  Hypotheken:  während 
diese  sonst  im  Grundstück  ein  unvergängliches 
Beleihungsobjekt  aufweisen,  ist  das  Erbbaurecht  meist 
auf  eine  bestimmte  Zeit  beschränkt,  möglicherweise 
auch  an  auflösende  Bedingungen  gebunden.  Und  auf 
alle  Fälle,  auch  wo  es  als  zeitlich  unbegrenztes 
Recht  begründet  sein  sollte,  kann  seine  Verwert- 
barkeit im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  leicht 
Schwierigkeiten  machen. 

Aus  diesen  Gründen  wird  die  Neigung  von 
privaten  Geldgebern,  Kapital  auf  Erbbaurechte 
auszuleihen,  nur  sehr  selten  groß  sein.  Reicht  schon 
zugunsten  der  Eigentümer  das  Privatkapital  im 
Interesse  einer  Deckung  des  Realkreditbedürfnisses 
bekanntlich  nicht  aus,  so  wird  es  sich  vor  der  Be- 
leihung von  Erbbaurechten  vollends  scheu  zurück- 
ziehen. Als  Geldgeber  dafür  werden  in  aller  Regel 
nur  öffentliche  oder  doch  quasi  öffentliche  Geldinstitute 
— wie  Hypothekenbanken,  Versicherungsgesell- 
schaften — in  Betracht  kommen.  Aber  gerade  die 
Beleihung  durch  sie  stößt  nach  geltendem  Recht  auf 
erhebliche  Schwierigkeiten. 

a)  Auf  der  einen  Seite  ist  es  mindestens  zwei- 
felhaft, ob  das  Erbbaurecht  im  Sinne  des  § 1807 
als  mündelsicher  gelten  könne.  Die  Frage  ist 
allerdings  von  namhafter  Seite  bejaht,1)  aber  vielleicht 
ebenso  oft  verneint2)  worden,  und  auch  von  den 
beiden  Gutachtern  des  Juristentages  finden  wir  nur 
Stübben  (S.  113  f.)  — mit  gewissen  Vorbehalten  — 
im  Lager  der  bejahenden  Meinung,  während  für 
Pribram  die  Bedenken  dagegen  überwiegen  (S.  1 94  f.). 
Und  es  ist  klar,  daß  bei  einer  derartigen  Frage 
schon  ernsthatte  Zweifel  genügen  werden,  ja  ge- 
nügen müssen,  um  sie  für  die  Praxis  in  negativer 
Weise  zu  erledigen.  Das  schließt  aber  folgerecht 
in  gleicher  Weise  die  Beleihung  des  Erbbaurechts 
auch  für  alle  öffentlich-rechtlichen  Institute  des  Real- 
kredits aus,  bei  denen  die  Verpflichtung  zu  mündel- 
sicherer Anlage  besteht,  Stübben  S.  108. 

b)  Mildere  Vorschriften  gelten  freilich  für  die 
Geldhergabe  durch  Hypothekenbanken.  Nach 
§ 12  Abs.  3 des  Gesetzes  darüber  v.  13.  Juli  1899 

*)  So  der  (nichtamtliche)  Artikel  im  Preußischen  Justiz- 
ministerialblatt 1902,  Nr.  2,  dann  Sohm  in  Deutsche  Volks- 
stimme (Bodenreform)  Bd.  12  Nr.  18  S.  547  f. 

2)  So  besonders  Wittmaack,  Arch.  ziv.  Praxis  93  S.  323 f., 
sowie  Erbbaurecht  S.  149  f.  Das.  S.  157  f.  weitere  Angaben  für  und 
wider. 


dürfen  sie  nur  solche  Grundstücke  nicht  beleihen, 
die  einen  dauernden  Ertrag  nicht  gewähren,  und 
dasselbe  gilt  nach  § 60  Abs.  3 des  Versicherungs- 
aufsichtsgesetzes vom  12.  Mai  1901  für  die  Kredit- 
gewährung durch  privateVersicherungsgesellschaften. 
Daß  dadurch  die  Beleihung  von  Erbbaurechten,  die 
durch  eine  Zeitbestimmung  beschränkt  sind,  aus- 
geschlossen werde,  ist  eine  wohl  vereinzelt  ge- 
bliebene Annahme  von  Wittmaack,  dagegen  auch 
Stübben  S.  112.  Denn  das  Erbbaurecht  wird  ja  nach 
§ 1017  BGB.  als  Grundstück  behandelt,  auch  in  der 
Belastungsfähigkeit,  und  es  kann,  solange  es  be- 
steht, in  gleicher  Weise  einen  dauernden  Ertrag 
gewähren,  wie  ein  sonst  gleichartiges  Eigentümer- 
grundstück. Nun  darf  das  Wort  „dauernd“  im  Sinne 
unserer  Bestimmungen  natürlich  nicht  absolut, 
sondern  nur  relativ  verstanden  werden:  das  Be- 
lastungsobjekt muß  während  der  Dauer  der 
Hypothek  einen  ständigen  Ertrag  ver- 
sprechen. Es  folgt  also  aus  den  §§  12  und  60 
nur  dies,  daß  die  genannten  Institute  keine  Erbbau- 
rechte beleihen  dürfen,  wenn  nicht  die  rechtliche 
Sicherheit  dafür  gegeben  ist,  daß  sie  während  der 
Dauer  der  Hypothek  bestehen  bleiben.  Sie 
dürfen  die  Beleihung  nicht  vornehmen,  wenn  das 
Erbbaurecht  auflösend  bedingt  ist,  und  im  übrigen 
nur  in  Form  von  Amortisationshypotheken  in 
der  Weise,  daß  die  Rückzahlung  spätestens  mit 
dem  Endtermin  des  Erbbaurechts  beendet  ist. 

Aber  auch  in  dieser  Umgrenzung  bedarf  die 
Erbbauhypothek,  um  wirtschaftlich  gerechtfertigt  zu 
sein,  noch  weiterer  Schranken. 

«)  Zwar  dürfte  es  zu  weit  gehen,  wenn  man 
verlangt,  daß  der  Erbbauhypothek  auf  dem  Grund- 
buchblatt des  Erbbaurechts  keinerlei  andere  Be- 
lastung voranstehen  dürfe.  Das  kann  unmöglich 
gelten  gegenüber  dem  Erbbauzins,  den  als  Last 
eintragen  zu  lassen  der  Besteller  um  so  mehr  Anlaß 
haben  wird,  als  er  sich  in  den  hier  vorwürfigen 
Fällen  für  prompte  Zinszahlung  nicht  durch  Bei- 
fügung einer  auflösenden  Bedingung  soll  sichern 
können  (s.  oben).  Ihm  zumuten,  mit  seinem  Recht 
auf  den  Zins  hinter  die  Erbbauhypothek  zurück- 
zutreten, heißt  seine  Neigung  zur  Bewilligung 
von  Erbbaurechten  auf  den  Gefrierpunkt  sinken 
machen.  Das  kann  niemand  wünschen,  der  das 
Institut  lebenskräftig  sehen  möchte.  Mit  Recht  sagt 
der  Gutachter  Stübben  S.  110:  „Für  die  wirtschaft- 
liche Entwicklung  des  Erbbaurechts  ist  es  von  Be- 
deutung, dem  Erbbauzins  den  ersten  Rang  zu  lassen.“ 

Es  wird  daher  nötig  sein,  bei  dem  für  die  Berech- 
nung des  zu  gewährenden  Kreditbetrages  maßgeben- 
den Reinertrag  des  Erbbauhauses  die  Jahresquote 
des  Erbbauzinses  abzusetzen  (Stübben  S.  112). 

Daß  der  Wert  des  Beleihungsgegenstandes  da- 
durch und  sonst  beim  Erbbaurecht  allzu  unsicher 
werde,  ist  eine  der  Wahrheit  kaum  entsprechende 
Behauptung  von  Wittmaack  S.  151/2;  mit  Recht 
bemerkt  Stübben,  daß  gerade  umgekehrt  bei  dem 
Erbbaurecht  mit  dem  Bodenwert  „der  unsicherste 
Faktor  für  die  Wertermittlung  ausscheide“. 


— 45  — 


FESTGABE  DER  DEUTSCHEN  J U RISTEN  = ZE ITU  N G 


ß)  Wohl  aber  ist  ein  anderes  Moment  nicht 
außer  acht  zu  lassen:  während  bei  Beleihung  von 
Grundstücken  der  etwa  sinkende  Gebäudewert 
meist  durch  den  steigenden  Bodenwert  ausge- 
glichen wird,  sinkt  das  Erbbaurecht  mit  der  Zeit 
immer  mehr  an  Wert  — einmal  durch  die  allmäh- 
lich näherkommende  Eventualität  der  Beendigung, 
zum  andern  dadurch,  daß  der  Erbbauer  wegen 
dieser  Eventualität  in  den  späteren  Jahren  weniger 
Aufwendungen  oder  gar  Verbesserungen  seinem 
Grundstück  zukommen  lassen  wird,  als  der  Boden- 
eigentümer es  vermutlich  täte. 

Daraus  folgt:  der  rationell  rechnende  Kredit- 
geber darf  den  Amortisationsplan  nicht  so  gestalten, 
daß  die  Rückzahlung  erst  genau  mit  dem  Ende  des 
Erbbaurechts  vollendet  ist,  er  muß  vielmehr  unbe- 
dingt einen  gewissen  Zeitüberschuß  für  die  Dauer 
des  Erbbaurechts  verlangen.  Das  Erbbaurecht  ist 
aus  den  dargelegten  Gründen  in  der  letzten  Periode 
seiner  Dauer  keine  sichere  Haftungsgrundlage  mehr, 
und  außerdem  muß  man  unter  allen  Umständen  mit 
der  Möglichkeit  rechnen,  daß  die  Zinsen  oder  doch 
die  Amortisationsquoten  nicht  immer  pünktlich  ge- 
zahlt werden.  Mit  anderen  Worten:  der  Amorti- 
sationsplan darf  nicht  sowohl  auf  die  Zeitdauer 
berechnet  werden,  innerhalb  deren  er  rechtlich  er- 
ledigt werden  soll,  sondern  nur  auf  die,  innerhalb 
deren  er  nach  aller  Voraussicht  auch  tatsächlich 
vollendet  sein  wird.  Mit  dem  Fachmann  Stübben 
wird  man  es  dabei  wohl  für  genügend  erachten 
dürfen,  wenn  die  Tilgungszeit  zur  Dauer  des  Erb- 
baurechts im  Verhältnis  von  4 : 5 steht,  so  daß  z.  B. 
bei  einem  auf  70  Jahre  bestellten  Erbbaurecht  ein 
auf  56  Jahre  berechneter  Tilgungsplan  sachgemäß 
wäre,  was  bekanntlich  eine  jährliche  Amortisations- 
quote von  1/2 °/0  ergibt. 

Auf  der  anderen  Seite  darf  diese  Quote  auch 
nicht  zu  hoch  gegriffen  werden,  das  „normale 
Maß  von  höchstens  1 °/0“  jährlich  nicht  übersteigen, 
da  sonst  der  Erbbauberechtigte  zeitweilig  unge- 
bührlich überlastet  würde,  so  auch  Stübben  S.  113, 
v.  Pechmann,  Jahrbuch  der  Bodenreform  6 S.  105. 

y)  Innerhalb  dieser  Schranken  aber  ist  das 
Erbbaurecht  ein  durchaus  geeigneter  Be- 
lastungsgegenstand. Zwar  nicht  für  private 
Mündelgelder  — ihre  Verwendung  für  Amortisa- 
tionshypotheken ist  in  der  Regel  (s.  Pribram  S.  184) 
wenig  empfehlenswert,  und  ich  würde  es  mit  diesem 
Gutachter  (S.  199)  für  einen  zweifelhaften  Fortschritt 
erachten,  wenn  das  Reichs-  oder  Landesrecht  die 
Vormünder  auf  solche  Anlage  hinweisen  oder  sie 
ihnen  auch  nur  in  aller  Form  gestatten  würde. 
Wohl  aber  für  Versicherungsanstalten,  auch 
solche  der  Sozialversicherung,  sowie  für  alle 
Arten  von  Pfandbriefanstalten,  die,  um  mit 
Pribram  a.  a.  O.  zu  reden,  „durch  die  Ausgabe  von 
marktgängigen  Schuldverschreibungen  den  Boden- 
wert mobilisieren“  und  daher  der  stetigen  Kündi- 
gungsmöglichkeit des  Kapitals  weniger  bedürfen. 
Daß  derlei  Anstalten  nach  ihrer  wirtschaftlichen 
Eigenart  imstande  und  wenigstens  unter  Umständen 


auch  heute  schon  geneigt  sind,  Amortisations- 
hypotheken auf  Erbbaurecht  zu  geben,  steht  nach 
den  Aeußerungen  zweier  Direktoren  solcher  Institute: 
Stübben  (a.  a.  O.)  und  v.  Pechmann  (Jahrb.  der 
Bodenreform  6 S.  98  ff.)  fest.  Und  diese  Neigung 
wird,  ich  will  nicht  sagen  allgemein,  aber  doch 
entschieden  größer  werden,  wenn  die  Beleihbarkeit 
der  Erbbaurechte  durch  ausdrückliche  gesetzliche 
Anerkennung  außer  Zweifel  gestellt  und  in  ihren 
Grenzen  näher  geregelt  wird. 

Ich  würde  nach  alledem,  insoweit  im  sach- 
lichen Einverständnis  mit  beiden  Gutachtern,  den 
Erlaß  eines  Sondergesetzes  „über  die  Beleihungs- 
-fähigkeit  von  Erbbaurechten  durch  öffentliche 
Kreditinstitute“  empfehlen,  und  zwar  als  Reichs- 
gesetz. Es  hätte  besonders  zu  bestimmen: 

a)  Welche  Kreditinstitute  als  Geldgeber  zuzu- 
lassen wären,  nach  Maßgabe  des  oben  Gesagten. 

b)  Daß  sie  den  Kredit  nur  in  Form  von  Amor- 
tisationshypotheken geben  dürften  und  nur  mit 
einem  nicht  über  4/5  der  Dauer  des  Erbbaurechts 
hinauslaufenden  Tilgungsplan. 

c)  Unzulässigkeit  der  Kreditgewährung  bei 
auflösend  bedingten  Erbbaurechten.  Zum 
Ersatz  könnte  das  Gesetz  dem  dadurch  beein- 
trächtigten Besteller  mit  Stübben  S.  121  und 
Pribram  S.  185  die  Möglichkeit  geben,  bei  Verstößen 
gegen  den  Erbbauvertrag  die  Uebertragung  des  Erb- 
baurechtes auf  sich  selbst  zu  fordern,  wodurch  aber 
natürlich  die  Rechte  der  Elypothekare  nicht  beein- 
trächtigt werden  dürften. 

d)  Eine  zwingende  Vorschrift  des  Inhalts,  daß 
der  Besteller  dem  Erbbauberechtigten  bei  Erlöschen 
des  Rechts  eine  Entschädigung  zu  zahlen  habe, 
erachte  ich,  wie  schon  oben  gesagt,  nicht  für  un- 
erläßlich; ich  möchte  auch  die  Beleihbarkeit  des 
Erbbaurechts  von  dem  Vorhandensein  einer  solchen 
Pflicht  nicht  abhängig  gemacht  wissen.  Wohl 
aber  ist  mit  Dietzsch,  Praxis  des  Erbbaurechts, 
S.  56,  Erman,  Erbbaurecht  u.  Kleinwohnungsbau, 
S.  18,  Stübben  S.  115,  121  und  Pribram  S.  191, 
zu  fordern,  daß,  wenn  solche  Entschädigung  zu  zahlen 
ist,  die  Forderung  darauf  den  Hypothekaren  des 
Erbbaurechts  zu  haften  habe.  Das  hat  bekannte 
Analogien  des  geltenden  Rechts  für  sich  (Haftung 
der  Versicherungsforderung!),  ist  im  österreichischen 
Gesetz  § 10  anerkannt  und  gefährdet  keinerlei  schutz- 
würdiges Interesse.  Es  ist  auch  in  der  bisherigen 
Praxis  schon  vielfach  verwirklicht,  Dietzsch  a.  a.  O. 

Ob  das  zwingend  oder  (so  Stübben  S.  121) 
nur  dispositiv  vorzuschreiben  sei,  kann  hier  dahin- 
gestellt bleiben. 

Es  mag  sein,  daß  der  Verkaufs  wert  des  Erb- 
baurechts derzeit  noch  nicht  immer  sicher  zu  er- 
mitteln ist.  Und  das  wird  wohl  manche  Geldgeber 
abhalten,  darauf  Kredit  zu  gewähren.  Aber  es  ist 
selbstverständlich  kein  Grund  für  den  Gesetz- 
geber, dem  Erbbaurecht  die  dringend  notwendigen 
Kreditquellen  von  Amts  wegen  zu  verstopfen  oder 
doch  schwer  zugänglich  zu  machen.  Mit  Recht 
bemerkt  Stübben  S.  117:  „Sobald  eine  Reihe  einzelner 
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Erbbaurechte  beliehen  ist,  ist  auch  der  Erbbaurechts- 
markt da.“  „Ich  vermag",  sagt  v.  Pechmann  S.  110, 
r keinen  Grund  zu  entdecken,  warum  es  nicht  ge- 
lingen sollte,  das  Erbbaurecht  einzubürgern.“  Und 
es  „wird  auch  bei  recht  bescheidenem  Umfang  da, 
wo  es  Wurzel  schlägt,  manchen  Nutzen  stiften.“  So 
spricht  nicht  etwa  ein  weltfremder  Schwärmer, 
sondern  der  Leiter  einer  unserer  größten  Hypotheken- 
banken. Was  bedürfen  wir  da  weiter  Zeugnis? 


Die  Sieherung’sübereignung’. 

Von  Reichsgerichtsrat  Gottfried  Schmitt,  Leipzig. 

Gilt  bei  den  Rechtseinrichtungen  das  gleiche 
wie  bei  den  Frauen,  daß  die  besten  die  sind,  von 
denen  man  am  wenigsten  spricht,  so  steht  es  nicht 
gut  um  die  Sicherungsübereignung  im  Deutschen 
Reich.  Denn  seit  einem  Jahrzehnt  bespricht  man 
sie  fast  täglich  und  allenthalben  auf  den  Brettern 
und  in  den  Blättern,  die  die  Welt  der  deutschen 
Juristen  bedeuten.  Dazu  kommt,  daß  die  Urteile 
manchmal  recht  hart  sind.  Hellwig  zählt  die 
Sicherungsübereignung  mit  anderen  üblen  Schie- 
bungen zu  den  Ursachen  der  Gläubigernot,  Oert- 
mann1)  behandelt  sie  nicht  besser,  und  auch  Sa- 
li n ge r,  der  Gutachter  für  den  31.  Deutschen  Ju- 
ristentag, kann  nicht  umhin,  sie  uns  als  ein  unehe- 
liches Kind  des  Verkehrs  vorzustellen,  dessen 
Vaterschaft  vom  Gesetz  nicht  anerkannt  wird. 

Mir  scheint  ein  so  hartes  Urteil  im  ganzen 
nicht  gerechtfertigt,  wennschon  auch  ich  Mängel  in 
der  Rechtseinrichtung  finde  und  Verbesserungen  für 
angezeigt  halte. 

Der  Gedanke,  eine  Foi'derung  dadurch  zu  sichern, 
daß  man  sich  das  Eigentum  einer  verkauften  Sache 
vorbehält  oder  sich  vom  Schuldner  das  Eigentum 
einer  diesem  gehörigen  Sache  bis  zur  Befriedigung 
übertragen  läßt,  liegt  zu  nahe,  um  nicht  schon  in 
den  ältesten  Zeiten  Verwirklichung  gefunden  zu 
zu  haben.  Es  kann  bezweifelt  werden,  ob  nicht 
dieser  Art  der  Sicherung  ein  höheres  Alter  zu- 
kommt als  der  Sicherung  durch  Pfand.  Daß  die 
Sicherungsübereignung  zeitweise  an  Bedeutung  ein- 
büßt, wenn  das  ausschließlich  dem  Sicherungszweck 
gewidmete  Pfandrecht  besser  ausgestaltet  wird,  ist 
ebenso  natürlich  wie  das,  daß  ihre  Bedeutung  und 
ihr  Anwendungsgebiet  sich  wieder  vergrößert,  wenn 
das  Pfandrecht  den  wachsenden  Bedürfnissen  des 
Verkehrs  nicht  mehr  voll  genügt.  Mit  Recht  schließt 
man  darum  beim  Ueberhandnehmen  der  'Sicherung 
durch  das  Eigentum  auf  Unzulänglichkeit  des  Pfand- 
rechts für  den  Verkehr  und  fragt,  ob  nicht  das 
Pfandrecht  einer  Aenderung  bedarf.  Doch  ist  nicht 
ohne  weiteres  davon  auszugehen,  daß  es  unter  allen 
Umständen  notwendig  oder  erwünscht  wäre,  die 
Sicherungsübereignung  zurückzudrängen  und  dem 
Pfandrecht  wieder,  soweit  möglich,  die  Alleinherr- 
schaft auf  dem  Gebiete  des  Mobiliarkredits  zu  ver- 

!)  DJZ.  1911  S.  1178. 
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schaffen.  Es  muß  zunächst  geprüft  werden,  ob  denn 
die  der  Sicherungsübereignung  anhaftenden  Mängel 
ihre  Vorzüge  überwiegen  und  ob  nicht  vielleicht 
der  Verkehr  dadurch,  daß  er  sich  der  Sicherung 
durch  das  Eigentum  zuwendete,  im  großen  und 
ganzen  das  richtige  Mittel  gefunden  hat,  um  den 
Bedürfnissen  abzuhelfen,  die  das  Pfandrecht  unbe- 
friedigt lassen  muß.  Diese  Frage  vermag  ich  trotz 
aller  Bedenken  nicht  zu  verneinen.  Der  Widerwille 
gegen  die  Sicherungsübereignung  hat  zwei  Haupt- 
quellen, von  denen  die  eine  der  Hauptsache  nach 
nur  bei  Juristen  in  Betracht  kommt,  die  andere 
mehr  allgemeiner  Natur  ist.  Die  erstere  entspringt 
dem  Gefühl,  daß  bei  der  Sicherungsübereignung 
eine  Gesetzesumgehung  mitspielt  und  daß  das  Auf- 
kommen dieser  Rechtsform  eine  Bresche  in  das 
feste  Gefüge  des  Pfandrechts  an  beweglichen  Sachen 
legt.  Was  hat  es  noch  für  einen  Wert,  denkt  man, 
daß  das  Gesetz1)  mit  so  großem  Nachdruck  die 
Uebergabe  des  Pfandes  an  den  Pfandgläubiger  ver- 
langt, daß  es  an  die  Rückgabe  die  Folge  des  Er- 
löschens des  Pfandrechts  knüpft  und  keinen  Vor- 
behalt des  Pfandrechts  bei  der  Rückgabe  zuläßt, 
wenn  der  Schuldner  jederzeit  durch  Uebereignung 
der  Sache  an  den  Gläubiger  eine  pfandgleiche 
Sicherung  herbeiführen  kann,  ohne  sich  des  Be- 
sitzes zu  entäußern?  AVas  hat  es  noch  für  einen 
Wert,  daß  man  die  Klausel  über  den  Verfall  des 
Pfandes  bei  Zahlungssäumigkeit  verbietet2),  wenn 
der  Gläubiger  durch  die  Sicherungsübereignung  das 
Eigentum  an  der  Sache  schon  vor  der  Fälligkeit 
der  Forderung  erwirbt?  Man  beschuldigt  also  die 
Sicherungsübereignung,  daß  sie  die  guten  Absichten 
zunichte  mache,  die  das  Gesetz  mit  dem  Ausschluß 
des  Besitzvorbehalts  beim  Pfandrecht  verfolgt,  und 
ruft  den  Richter  und  Gesetzgeber  zum  Schutz  des 
bedrohten  Gesetzes  auf.  Der  Aufruf  an  den  Richter 
hat  versagt.  Die  deutschen  Gerichte,  voran  das 
Reichsgericht,  haben  in  zahlreichen  Entscheidungen 
ausgesprochen,  daß  es  zulässig  ist,  Forderungen 
durch  Uebereignung  beweglicher  Sachen  zu  sichern, 
und  daß  man  sich  dabei  auch  den  unmittelbaren 
Besitz  der  Sachen  Vorbehalten  kann,  wenn  man  die 
AR>raussetzungen  des  § 930  des  BGB.  erfüllt.  Auch 
in  der  Rechtswissenschaft  hat  sich  die  Ueberzeugung 
Bahn  gebrochen,  daß  das  geltende  Gesetz  die  Siche- 
rungsübereignung neben  dem  Pfand  zuläßt  und  den 
Besitzvorbehalt  absichtlich  nur  bei  dem  Pfandrecht 
ausschließt.  Ist  das  aber  richtig,  so  hat  der  Aufruf 
an  den  Gesetzgeber,  zum  Schutz  der  Absichten  des 
geltenden  Gesetzes  einzutreten,  keine  Berechtigung. 
Salinger  legt  denn  auch  in  seinem  Gutachten  über- 
zeugend dar,  daß  vom  Standpunkte  des  geltenden 
Rechtes  aus  gegen  die  Sicherungsübereignung  an 
und  für  sich  nichts  einzuwenden  ist.  Und  doch 
zittert  in  ihm  der  Unmut  über  die  Störung  der 
reinen  Linien  des  Pfandrechts  noch  so  sehr  nach, 
daß  er  der  Sicherungsübereignung  den  Makel  der 
Unehelichkeit  anhängt.  Freilich  hat  daran  wohl 

»)  BGB.  §§  1205,  1253. 

2)  BGB.  § 1229. 
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noch  mehr  die  zweite  Hauptquelle  des  Widerwillens 
weiter  Kreise  gegen  die  Sicherungsübereignung  An- 
teil, nämlich  die  Beobachtung,  daß  die  Sicherungs- 
übereignung nur  allzuoft  zugunsten  des  Schuldners 
und  des  durch  sie  geschützten  Gläubigers  in  die  be- 
rechtigten Interessen  der  übrigen  Gläubiger  schä- 
digend eingreift.  In  diesem  Punkte  sind  Mißstände 
vorhanden.  Zwar  darf  man  sich  nicht  zu  sehr  von 
der  Vorstellung  beeinflussen  lassen,  daß  die  Siche- 
rungsübereignung als  Scheingeschäft  und  anfecht- 
bares Geschäft  vorkommt  und  zu  unlauteren  Schie- 
bungen dient.  Denn  einmal  steht  nicht  fest,  daß 
solche  Schiebungen  bei  der  Sicherungsübereignung 
häufiger  sind  als  bei  anderen  Geschäften,  und  daß 
unter  der  Gesamtzahl  der  Sicherungsübereignungen 
die  beanstandbaren  eine  bedenkliche  Höhe  erreichen. 
Daß  in  den  Prozessen  die  beanstandbaren  hervor- 
treten, beweist  dafür  nichts.  Sodann  aber  fehlt  auch 
jeder  Anhalt  dafür,  daß  man  Sicherungsübereignungen, 
die  zum  Schein  oder  zur  Gläubigerbenachteiligung 
vorgenommen  sind,  nicht  ebenso  leicht  mit  den 
Schutzmitteln  des  geltenden  Rechts  entgegentreten 
könnte,  als  anderen  Schiebungen  solcher  Art.  Ich 
kann  nicht  finden,  daß  in  dieser  Beziehung  die 
Sicherungsübereignung  gefährlicher  wäre  als  sonstige 
Geschäfte.  Eine  besondere  Gefährlichkeit  ist  ihr 
allerdings  in  anderer  Beziehung  eigen.  Durch  Siche- 
rungsübereignung unter  Vorbehalt  des  Besitzes  wird 
jeder  gefährdet,  der  den  Schuldner  irrigerweise  noch 
für  den  Eigentümer  hält  und  ihm  deshalb  Kredit 
gewährt.  Das  kommt  gewiß  oft  vor,  wenn  es  auch 
noch  viel  häufiger  ist,  daß  der  Gläubiger  aus  Leicht- 
sinn oder  aus  Gründen  des  Wettbewerbs  blindlings 
Kredit  gewährt  und  späterhin  die  Sicherungsüber- 
eignung anklagt.  Es  ist  ferner  gewiß  nicht  gerade 
selten,  daß  der  Schuldner  auf  solchen  Irrtum  des 
Gläubigers  rechnet  und  mit  Bewußtsein  und  Behagen 
den  Vorteil  genießt,  daß  er  auf  Grund  des  vor- 
behaltenen Besitzes  für  einen  vermöglichen  Mann 
gilt.  Begibt  er  sich  damit  auf  die  Grenze  des  Be- 
trugs, so  entgeht  er  doch  bei  der  Scheu  mancher 
Organe  der  Strafrechtspflege,  in  zweifelhaften  Sachen 
fest  zuzugreifen,  so  manches  Mal  der  verdienten  Strafe. 
Es  ist  darum  als  eine  üble  Seite  der  Sicherungs- 
übereignung anzuerkennen,  daß  sie  den  Schuldner 
in  Versuchung  führt,  seinen  Kredit  zu  überspannen, 
den  Gläubiger  verlockt,  unverdienten  Kredit  zu  ge- 
währen. Daran  reiht  sich  der  zweite  Uebelstand, 
daß  der  Gläubiger,  der  in  der  Zwangsvollstreckung 
gegen  den  Schuldner  an  einen  im  Wege  der  Siche- 
rungsübereignung veräußerten  Gegenstand  gerät,  in 
eine  unverdiente  üble  Lage  kommt.  Denn  der 
Gläubiger  ist  selten  imstande  zu  erkennen,  ob  die 
Behauptung,  die  gepfändete  Sache  sei  einem  anderen 
zur  Sicherung  übereignet,  wahr  ist.  Schenkt  er 
ihr  zu  Unrecht  Glauben,  so  verliert  er  unter  Um- 
ständen die  Möglichkeit  der  Befriedigung,  versagt 
er  ihr  zu  Unrecht  den  Glauben,  so  setzt  er  sich 
der  Gefahr  einer  Klage  des  Sicherungseigentümers 
aus.  Auf  beiden  Seiten  ist  er  von  Verlust  bedroht, 
die  Verlustgefahr  schwindet  selbst  dann  nicht,  wenn 


der  Richter  — worauf  man  nicht  rechnen  kann  — 
im  Interventionsstreit  weitherzig  genug  ist,  dem 
Gläubiger  nicht  zuzumuten,  daß  er  ohne  weiteres 
vor  jeder  unbeglaubigten  Behauptung  über  Siche- 
rungsübereignung zurückweicht,  und  ihm  auch  beim 
Unterliegen  in  der  Hauptsache  die  Wohltat  des  § 93 
der  Zivilprozeßordnung  zugute  kommen  läßt.  Denn 
wegen  des  Zugriffs  auf  diese  Sache  kann  dem 
Gläubiger  die  Möglichkeit  anderweitiger  Zwangs- 
vollstreckung verloren  gegangen  sein,  und  eine  Aus- 
sicht, dafür  von  dem  Sicherungseigentümer  Schadens- 
ersatz zu  erlangen,  wird  ihm  jedenfalls  nur  in  den 
allerseltensten  Ausnabmefällen  eröffnet  werden 
können.  So  ist  denn  die  Lage,  in  die  der  dritte 
Gläubiger  durch  die  Unsichtbarkeit  — um  nicht  zu 
sagen  Heimlichkeit  — der  Sicherungsübereignung 
gerät,  nicht  beneidenswert.  Dieser  Mißstand  aber 
kann  trotz  seines  Gewichts  für  sich  allein  besondere 
Maßregeln  gegen  die  Sicherungsübereignung  nicht 
rechtfertigen.  Denn  er  zeigt  sich  weder  allein  noch 
am  meisten  bei  der  Sicherungsübereignung.  In 
ganz  der  gleichen  Lage  wie  bei  der  Sicherungs- 
übereignung befindet  sich  der  Gläubiger  in  zahllosen 
anderen  Fällen,  in  denen  der  Schuldner  im  Besitze 
von  Gegenständen  ist,  die  ihm  nicht  gehören.  Ich 
will  nicht  von  den  immerhin  weniger  häufigen  Fällen 
reden,  in  denen  Verwandte  des  Schuldners  dessen 
Einrichtungs-  und  Betriebsgegenstände  in  der  Zwangs- 
vollstreckung ersteigert  und  ihm  zu  Besitz  und 
Nutzung  überlassen  haben;  zahllos  aber  sind  die 
Fälle,  in  denen  sich  der  Besitz  des  Schuldners  dem 
Zugriff  des  Gläubigers  entzieht,  weil  daran  Eigen- 
tumsvorbehalt besteht,  oder  weil  es  sich  um  Kom- 
missionsgut handelt,  das  dem  Kommittenten  gehört. 
Gegenüber  der  Masse  dieser  Fälle  kommen  die  der 
Sicherungsübereignung  kaum  in  Betracht.  Das  wird 
jeder  bestätigen  müssen,  der  einen  tieferen  Einblick 
in  den  Betrieb  der  Abzahlungsgeschäfte  und  der 
Kommissionsgeschäfte  hat.  Daß  man  den  Eigen- 
tumsvorbehalt und  den  kommissionsweisen  Waren- 
vertrieb nicht  verbieten  oder  so  gestalten  kann,  daß 
die  Eigentumsverhältnisse  stets  offensichtlich  bleiben, 
bedarf  keiner  weiteren  Darlegung.  In  dieser  großen 
Masse  der  Fälle  müssen  also  die  Uebelstände  in 
den  Kauf  genommen  werden,  die  sich  daraus  er- 
geben, daß  nicht  ersichtlich  ist,  wem  die  Sachen 
gehören.  Dann  aber  muß  auch  das  gleiche  für  die 
Fälle  der  Sicherangsübereignung  gelten.  Wollte 
man  sie  allein  treffen,  so  hieße  das,  ein  kleines 
Loch  verstopfen,  wo  nebenan  die  ganze  Wand  klafft. 
Man  wird  es  hier  wie  dort  bei  dem  Hinweis  darauf 
bewenden  lassen  müssen,  daß  ein  vorsichtiger  Mann 
nicht  ohne  weiteres  annimmt,  daß  alles,  was  der 
Schuldner  besitzt,  auch  ihm  gehört,  sondern  viel- 
mehr mit  der  Möglichkeit  des  Eigentumsvorbehalts, 
der  Kommissionsguteigenschaft  und  der  Sicherungs- 
übereignung rechnet.  Vor  einem  einseitigen  Vor- 
gehen gegen  die  Sicherungsübereignung  ist  aber 
auch  um  deswillen  zu  warnen,  weil  einem  immer- 
hin nicht  unbeträchtlichen  Teile  der  Sicherungs- 
übereignungen, nämlich  jenen,  die  ohne  Besitzvor- 
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behalt  erfolgen,1)  die  bekämpften  Mißstände  gar 
nicht  anhaften. 

Schlimmer  als  die  Schäden,  die  sich  aus  der 
Unerkennbarkeit  der  Sicherungsübereignung  mit 
Besitzvorbehalt  zumeist  für  den  weniger  vorsichtigen 
Gläubiger  ergeben,  ist  nach  meiner  Meinung  ein 
anderer  Schaden,  der  sich  aus  den  meisten  Siche- 
rungsübereignungen für  jeden  auch  noch  so  vor- 
sichtigen Gläubiger  ergibt.  Dieser  Schaden  liegt 
darin,  daß  die  Sache,  die  zur  Sicherung  übereignet 
wird,  stets  ganz  aus  dem  Vermögen  des  Schuldners 
ausscheidet.  Ist  die  Forderung,  zu  deren  Deckung 
sie  dient,  geringer  als  der  Wert  der  Sache,  so  wird 
der  Ueberwert  der  Sache  den  übrigen  Gläubigern 
ohne  rechtfertigenden  Grund  entzogen.  Nun  ent- 
steht allerdings  durch  die  Sicherungsübereignung 
dem  Schuldner  der  Anspruch  gegen  den  Gläubiger, 
daß  ihm  der  Ueberschuß  herausgegeben  wird,  den 
der  Gläubiger  erzielt,  wenn  er  die  zur  Sicherung 
übereignete  Sache  zu  seiner  Befriedigung  verwertet, 
und  dieser  Anspruch  ist  ein  Vermögensstück  des 
Schuldners,  auf  das  die  übrigen  Gläubiger  mit  der 
Zwangsvollstreckung  greifen  können.  Allein  die 
Pfändung  und  Ueberweisung  dieses  Anspruchs  hilft 
den  übrigen  Gläubigern  doch  nur  dann,  wenn  sie 
in  der  Lage  sind,  darauf  hinzuwirken,  daß  der 
Sicherungseigentümer  sich  aus  der  Sache  befriedigt. 
In  dieser  Lage  sind  sie  aber  nur  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  der  Schuldner  den  Anspruch  hat,  auf 
Vornahme  der  Befriedigung  aus  der  Sache  zu  dringen 
und  dieser  Anspruch  mitüberwiesen  ist.  Hieran 
fehlt  es  in  den  allermeisten  Fällen.  Der  Schuldner 
hat  keinen  Anspruch  auf  Vornahme  der  Befriedigung 
aus  der  Sache  und  ist  dessen  froh,  denn  nun  kann 
er  sich  vor  den  übrigen  Gläubigern  hinter  den  Siche- 
rungseigentümer verstecken  und,  wenn  er  im  Besitze 
der  Sache  ist,  im  Besitze  der  Sache  bleiben.  Die 
Verweisung  auf  den  Ueberschuß  hat  also  in  der 
Regel  für  die  übrigen  Gläubiger  keinen  Wert.  Die 
Sicherungsübereignung  führt  ihnen  gegenüber  nach 
dem  geltenden  Recht  zu  einer  schreienden  Unge- 
rechtigkeit.2) Diese  Ungerechtigkeit  ist  nach  meiner 
Meinung  auf  dem  Wege  der  Rechtsprechung  kaum 
aus  der  Welt  zu  schaffen.  Sie  sollte  also  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  beseitigt  werden,  und  damit 
würde,  wie  ich  glaube,  dem  größten  Teil  der  be- 
rechtigten Beschwerden  über  die  Sicherungsüber- 
eignung abgeholfen,  ihrer  mißbräuchlichen  Verwen- 
dung eine  Schranke  gesetzt  werden.  Es  wäre,  wie 
schon  Hellwig  angeregt,3)  in  der  Art  des  § 805 
der  Zivilprozeßordnung  vorzuschreiben,  daß  der 
Sicherungseigentümer,  der  sich  nicht  im  Besitz  der 
Sache  befindet,  auf  Grund  seines  Sicherungseigentums 
der  Pfändung  der  Sache  durch  einen  anderen 
Gläubiger  des  Schuldners  nicht  widersprechen  kann, 
daß  die  übrigen  Gläubiger  die  Zwangsvollstreckung 

*)  Solche  Sicherungsübereignungen  sind  insbesondere  auch  im 
Lombardverkehr  üblich. 

2)  Auch  auf  dem  Wege  der  Abfindung  des  Sicherungseigen- 
tümers durch  Bezahlung  seiner  Forderung  gegen  Abtretung  seiner 
Rechte  aus  der  Sicherungsübereignung  ist  nicht  zu  helfen,  denn  der 
Sicherungseigentümer  ist  dazu  weder  verpflichtet  noch  berechtigt. 

3)  Gläubigernot  S.  154. 


in  die  Sache  betreiben  können,  wie  wenn  die 
Sicherungsübereignung  nicht  vorläge,  und  daß  der 
Sicherungseigentümer  nur1)  für  seine  Forderung  An- 
spruch auf  vorzugsweise  Befriedigung  aus  dem  Erlös 
erheben  kann.  Eine  solche  Vorschrift  würde  dem 
berechtigten  Interesse  des  Sicherungseigentümers 
keinen  Eintrag  tun,  denn  seine  Deckung  bleibt  ihm, 
wenn  er  sie  ordnungsmäßig  erworben  hat.  Die 
Vorschrift  würde  den  berechtigten  Interessen  der 
übrigen  Gläubiger  gerecht,  denn  sie  würde  bewirken, 
daß  durch  die  SicherungsübereignuDg  ihre  Zwangs- 
vollstreckung nicht  unmöglich  gemacht  und  ihrem 
Zugriff  aus  dem  Vermögen  des  Schuldners  nicht 
mehr  entzogen  werden  kann,  als  dem  Sicherungs- 
eigentümer geschuldet  wird.  Freilich  hilft  ihnen 
auch  das  dann  nichts,  wenn  bei  der  Zwangsver- 
steigerung über  die  Forderung  des  Sicherungseigen- 
tümers hinaus  kein  Uebererlös  erzielt  wird,  wie  Sa- 
linger  ein  wendet.2)  Aber  in  diesem  Falle  gehen  sie 
mit  Recht  leer  aus.  Denn  dem  Sicherungseigen- 
tümer gebührt  der  Vorzug,  weil  er  zuerst  seine 
Sicherung  betrieben  hat,  ihnen  der  Verlust,  weil  sie 
zu  spät  gekommen  sind;  der  Schuldner  hat  durch 
die  Sicherungsübereignung  nicht  mehr  aus  seinem 
Vermögen  weggegeben  als  er  schuldig  war,  der 
Sicherungseigentümer  nicht  mehr  erhalten  als  er  zu 
fordern  hatte;  ein  Grund  zur  Beschwerde  ist  darum 
in  diesem  Falle  für  die  übrigen  Gläubiger  nicht 
vorhanden.  Die  Vorschrift  würde  ferner  zwar  das 
Interesse  des  Schuldners  an  unehrlichen  Sicherungs- 
übereignungen schwinden  lassen,  weil  ihm  danach 
nicht  mehr  möglich  würde,  den  Zugriff  seiner  übrigen 
Gläubiger  ohne  Aufgabe  des  Besitzes  zu  vereiteln 
und  ihnen  mehr  zu  entziehen,  als  er  dem  Sicherungs- 
eigentümer wirklich  schuldet,  aber  sie  würde  doch 
jedermann  die  Möglichkeit  lassen,  alle  ihm  gehörigen 
Werte  zur  Kreditbeschaffung  voll  auszunützen,  ohne 
den  Besitz  und  die  Benutzung  zu  verlieren.  Gerade  dieses 
ist  bei  den  heutigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
von  allergrößtem  Wert.  Unsere  Wirtschaft  ist  im 
weitesten  Umfange  Kreditwirtschaft  und  wird  es  auf 
absehbare  Zeit  bleiben.  Daran  können  Gesetze 
nichts  ändern,  damit  muß  der  Gesetzgeber  rechnen. 
Unsere  Kreditwirtschaft  ist  aber  auch  im  weitesten 
Umfange  auf  den  Realkredit  eingestellt,  und  auch 
damit  muß  gerechnet  werden.  Soll  nicht  dem  wirt- 
schaftlich Schwächeren  der  Boden  unter  den  Füßen 
entzogen,  den  in  augenblickliche  Verlegenheit  Ge- 
ratenen die  Möglichkeit  genommen  werden,  sich  bis 
zur  Besserung  der  Verhältnisse  über  Wasser  zu 
halten,  so  ist  es  unbedingt  nötig,  Vorkehrung  zu 
treffen,  daß  alle  Vermögensstücke  des  Schuldners, 
auch  die,  von  denen  er  sich,  ohne  seiner  wirtschaft- 
lichen Existenz  ein  Ende  zu  machen,  nicht  trennen 
kann,  also  insbesondere  Vorräte,  Betriebsmittel,  not- 
wendige Einrichtungsgegenstände,  aber  auch  solche, 
deren  Verwahrung  der  Gläubiger  nachLage  der  Sache 
nicht  übernehmen  kann  und  will,  der  Belehnung  zu- 
gänglich bleiben.  Das  aber  ermöglicht  dieSicherungs- 

x)  Auch  im  Konkurs. 

2)  Verhandlungen  des  31.  Juristentages  Bd.  1 S.  453. 


- 49  - 


8* 


FESTGABE  DER  DEUTSCHEN  J U RI  STEN  = Z E I TU  N G 


Übereignung,  und  sie  ermöglicht  es  auch  dann  noch, 
wenn  ihre  Wirkung  so  beschränkt  wird,  wie  ich  vor- 
schlage. Die  von  Hellwig  angeregte  und  von  mir 
empfohlene  Vorschrift  hat  endlich  meiner  Meinung 
nach  auch  den  Vorzug,  daß  sie  einfach  ist,  in  die 
sonstigen  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Rechts  wenig 
eingreift  undkeinewesentlichenUebergangsschwierig- 
keiten  macht;  drei  Voraussetzungen,  ohne  deren  Er- 
füllung zur  Zeit  das  Eingreifen  des  Gesetzgebers  kaum 
mit  Aussicht  auf  Erfolg  verlangt  werden  kann. 

Der  hiernach  zu  machende  Vorschlag,  die  Siche- 
rungsübereignung aufrechtzuerhalten,  aber  durch 
eine  Vorschrift  im  Sinne  des  § 805  der  ZPO.  nach 
der  Richtung  des  Pfandrechts  hin  zu  veredeln, 
scheint  mir  auch  gegenüber  Salingers  Vorschlag, 
die  Sicherungsübereignung  zu  verbieten  und  durch 
Einführung  eines  auf  Sachgesamtheiten  beschränkten 
Registerpfands  zu  ersetzen,  den  Vorzug  zu  verdienen 
Denn  so  sehr  ich  anerkenne,  daß  der  Stand  der 
Sache  kaum  gründlicher  und  klarer  dargestellt 
werden  kann  als  es  in  Salingers  Gutachten  ge- 
schieht, und  so  überzeugt  ich  den  meisten  seiner 
Ausführungen  beitrete,  so  kann  ich  doch  nicht  zu- 
geben, daß  das  von  ihm  vorgeschlagene  Verbot  der 
Sicherungsübereignung  empfehlenswert,  das  von  ihm 
vorgeschlagene  Registerpfand  ein  hinreichender  Er- 
satz ist.  Ich  muß  bezweifeln,  ob  ein  Verbot  des 
Besitzvorbehalts  bei  der  Sicherungsübereignung  — 
denn  darum  kann  es  sich  doch  zunächst  wohl  nur 
handeln  — den  gewünschten  Erfolg  haben  würde. 
Es  steht  hier  ein  Verbot  auf  dem  Gebiete  des  Ge- 
schäftsverkehrs in  Frage,  und  über  diesen  waltet  der 
Unstern,  daß  sie  meist  wirkungslos  bleiben.  Baut 
man  auf  der  einen  Seite  einen  Damm,  so  bricht 
sich  der  Strom  des  Verkehrs  auf  der  anderen  Seite 
einen  neuen  Weg.  Ich  könnte  mir  z.  B.  recht  wohl 
denken,  daß  wir  beim  Verbot  der  Sicherungsüber- 
eignung nach  kurzem  dieselbe  Sache  auf  dem  Wege 
des  Verkaufs  mit  Wiederkaufsvorbehalt  erleben,  daß 
dann  zunächst  wieder  die  Ernstlichkeit  bestritten, 
die  Gesetzesumgehung  behauptet,  später  die  Gültigkeit 
von  den  Gerichten  anerkannt  wird,  und  endlich 
unter  anderem  Namen  der  gleiche  Zustand  vor- 
handen ist,  wie  jetzt.  Daß,  wenn  nicht  genau 
dies,  doch  derartiges  kommt,  falls  nicht  der  Er- 
satz für  die  Sicherungsübereignung  durch  das 
Registerpfand  allen  Bedürfnissen  genügt,  darüber 
habe  ich  keinen  Zweifel.  Ich  habe  aber  auch 
keinen  Zweifel  darüber,  daß  das  Verbot  der  Siche- 
rungsübereignung sehr  ernste  Uebergangsschwierig- 
keiten  machen  würde.  Den  bereits  vollzogenen 
Sicherungsübereignungen  die  Wirkung  entziehen, 
enthielte  einen  ganz  unmöglichen  Eingriff  in  wohl- 
erworbene Rechte.  Der  Fortbestand  der  erworbenen 
Rechte  nach  dem  Verbot  und  neben  dem  Register- 
pfand müßte  erst  recht  Verwirrung  und  Prozesse 
zur  Folge  haben.  In  der  Zwischenzeit  wäre  der 
Zustand  schlimmer  als  vorher.  Was  ferner  den  Er- 
satz der  Sicherungsübereignung  unter  Besitzvorbehalt 
durch  das  Registerpfand  anlangt,  so  ist  schon  her- 
vorgehoben, daß  das  Bedürfnis  der  Belehnung  unter 


Besitzvorbehalt  allgemein  ist.  Es  beschränkt  sich 
nach  unseren  Verhältnissen  keineswegs  auf  „Sach- 
gesamtheiten“. Der  Zwang,  gerade  solche  zu  ver- 
pfänden, würde  teilweise  widersinnig  sein.  Der 
Schneider  dürfte  seine  wertvolle  Maschine  nicht 
allein,  sondern  nur  zusammen  mit  dem  sonstigen, 
vielleicht  ganz  wertlosen  Handwerkszeug  verpfänden. 
Die  dem  Bundesrate  zugewiesene  Aufgabe,  die  zu- 
zulassenden Sachgesamtheiten  zu  bestimmen,  könnte 
kaum  befriedigend  gelöst  werden.  Eingehende 
Rechtsvorschriften  über  das  Verhältnis  zwischen 
Faustpfand  und  Registerpfand  und  über  den  öffent- 
lichen Glauben  des  Registers  wären  unentbehrlich, 
tiefes  Eingreifen  in  das  Recht  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  wäre  unvermeidlich.  Ich  will  damit 
nicht  über  das  Registerpfand  überhaupt  abgesprochen 
haben.  Es  ist  möglich,  daß  es  sich  auf  beschränktem 
Gebiete  bewährt,  obwohl  sehr  ermutigende  Erfah- 
rungen noch  nicht  vorliegen.  Die  Sicherungsüber- 
eignung im  Deutschen  Reich  ausreichend  zu  er- 
setzen, ist  es  nicht  imstande,  und  daß  es  zu  diesem 
Zwecke  in  absehbarer  Zeit  hier  zur  Einführung  ge- 
langen könnte,  halte  ich  nicht  für  wahrscheinlich. 


Empfiehlt  sieh  eine  Gesetzesänderung  für  die 
hypothekenreehtliehe  Sehuldübernahme? 

Von  Kammergerichtsrat  Dr.  Güthe,  Berlin. 

Für  die  Stellungnahme  zu  der  Frage: 

Empfiehlt  sich  eine  Aenderung  des  im  Deutschen 
Reich  und  in  Oesterreich  geltenden  Rechtes,  betreffend 
die  aus  Anlaß  einer  Grundstücksveräußerung  stattfindende 
Uebemahme  einer  durch  Hypothek  gesicherten  Forde- 
rung durch  den  Grundstückserwerber? 
ist  ein  Rückblick  auf  ihre  geschichtliche  Entwicklung 
lehrreich. 

Das  römische  Recht  hatte  von  dem  Grundsätze, 
daß  eine  befreiende  Schuldübernahme  nur  mit  Zu- 
stimmung des  Gläubigers  zulässig  ist  (1.  2 C.  4,  39), 
auch  für  den  Fall  der  Uebernalrme  einer  Hypo- 
thekenforderung durch  den  Grundstückserwerber 
keine  Ausnahme  anerkannt.  Auch  das  Pr.  ALR. 
stellte  sich  auf  den  gleichen  starren  Standpunkt 
(I  20  §§  53,  54).  Erst  die  zu  § 54  a.  a.  O.  er- 
gangene Deklaration  vom  21.  März  1835  (GS.  S.  42) 
suchte  dadurch  Abhilfe  zu  schaffen,  daß  dem  Ver- 
äußerer das  Recht  eingeräumt  wurde,  den  ihm  aus 
der  Verpflichtung  des  Erwerbers  zur  Tilgung  der 
persönlichen  Schuld  erwachsenen  Anspruch  an  den 
Hypothekengläubiger  abzutreten.  Eingreifender  war 
die  Vorschrift  des  § 41  Pr.  EEG.  vom  5.  Mai  1872  ü- 
Danach  erlangte,  wenn  der  Erwerber  eine  Hypothek 
in  Anrechnung  auf  das  Kaufgeld  übernahm,  der 
Gläubiger  auch  ohne  Beitritt  zu  dem  Uebernahme- 
vertrage  die  persönliche  Klage  gegen  den  Erwerber 
neben  seinem  Ansprüche  gegen  den  Veräußerer; 
dieser  wurde  jedoch  von  seiner  persönlichen  Ver- 
bindlichkeit frei,  wenn  der  Gläubiger  nicht  inner- 


i)  Für  Sachsen  s.  § 432  Sachs.  BürgGB.,  für  Bayern  § 56  HypG. 
vom  1.  Juni  1822  und  Art.  2 Ziff.  2 Ges.  v.  29.  Mai  1886. 
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halb  eines  Jahres  nach  Bekanntmachung  der  Schuld- 
übernabme  durch  den  Veräußerer  die  Hypothek  dem 
Grundstückseigentümer  kündigte  und  binnen  sechs 
Monaten  nach  der  Fälligkeit  einklagte. 

Der  I.  Entw.  des  BGB.  kehrte  zu  dem  Stand- 
punkte des  lömischen  Rechts  zurück  (§  318  Abs.  2; 
s.  Mot.  2 S.  148  ff.).  Die  zweite  Kommission  er- 
kannte dagegen  an,  daß  eine  Abweichung  von  den 
allgemeinen  Grundsätzen  gerechtfertigt  sei,  weil  nach 
der  Auffassung  des  Verkehrs  bei  Hypotheken  der 
persönlichen  Haftung  in  der  Regel  kein  Gewicht  bei- 
gelegt werde  (Prot.  1 S.  415).  Diesem  Standpunkte 
suchte  § 416  BGB.  gerecht  zu  werden.  Nach  dieser 
Vorschrift  tritt  eine  befreiende  Schuldübernahme  zwar 
auch  nur  im  Falle  der  Genehmigung  durch  den 
Gläubiger  ein ; diese  Genehmigung  gilt  jedoch  als 
erteilt,  wenn  die  Schuldübernahme  durch  den  Ver- 
äußerer dem  Gläubiger  mitgeteilt  ist  und  dieser 
sechs  Monate  verstreichen  läßt,  ohne  die  Genehmi- 
gung dem  Veräußerer  gegenüber  zu  verweigern. 

Das  österreichische  BGB.  enthält  nur  eine  Be- 
stimmung über  den  Uebergang  der  dinglichen  Ver- 
pflichtung (§  443).  Uebernimmt  der  Erwerber  auch 
die  persönliche  Verbindlichkeit,  so  liegt  darin  nur 
eine  unvollständige  Assignation  im  Sinne  des  § 1402. 
Eine  vollständige  Assignation  (§  1401)  und  eine  Be- 
freiung des  Veräußerers  (§§  1406,  1407)  kommt 
erst  durch  die  Genehmigung  des  Gläubigers  zu- 
stande. Nach  den  im  Jahre  1909  veröffentlichten 
Beschlüssen  des  Subkomitees  der  juridischen  Kom- 
mission des  Herrenhauses  soll  jedoch  dem  § 1408 
eine  Fassung  gegeben  werden,  die  im  wesentlichen 
mit  dem  § 416  Deutsch.  BGB.  übereinstimmt 
(Ehrenreich,  Das  Allg.  BGB.  für  das  Kaisertum 
Oesterreich  Bd.  I S.  624). 

Daß  der  Standpunkt  des  römischen  Rechts  den 
heutigen  Rechtsverhältnissen,  insbesondere  dem 
Hypothekenrechte,  wie  es  die  Neuzeit  entwickelt  hat, 
nicht  mehr  entspricht,  kann  nicht  zweifelhaft  sein. 
Aber  auch  die  Lösung,  die  in  dem  § 41  Pr.  EEG. 
und  dem  § 416  BGB.  enthalten  ist,  entspricht,  wenn 
sie  auch  dem  römischen  Rechte  gegenüber  einen 
erheblichen  Fortschritt  darstellt,  den  Anforderungen 
des  praktischen  Rechtslebens  nicht.  Denn  sie  trägt 
den  beiden  Gesichtspunkten,  die  gerade  die  Eigen- 
art des  vorliegenden  Falles  bestimmen,  nicht  in  aus- 
reichender Weise  Rechnung.  Diese  beiden  Ge- 
sichtspunkte sind:  1.  Der  Erwerber  eines  Grund- 
stücks übernimmt  fast  stets  die  persönlichen  Hypo- 
thekenforderungen in  Anrechnung  auf  den  Kaufpreis 
(Mot.  zu  dem  preußischen  Ges.  v.  5.  Mai  1872  Bd.  2 
S.  26).  2.  Der  auf  eine  Hypothek  Geld  gebende 

Gläubiger  legt  regelmäßig  auf  die  persönliche  Haftung 
des  Eigentümers  gar  keinen  oder  nur  sehr  geringen 
Wert  (s.  die  eben  angeführte  Stelle  der  Motive  zum 
Ges.  v.  5.  Mai  1872  sowie  ferner  Prot.  z.  BGB.  1 
S.  415  und  Denkschrift  zum  BGB.  S.  85).  Werden 
diese  beiden  Gesichtspunkte  zugrunde  gelegt,  so  ergibt 
sich  folgendes: 

1.  Für  den  neuen  Eigentümer  muß  zweck- 
mäßigerweise der  Erwerb  des  Grundstücks  stets  die 


Folge  habeo,  daß  er  nicht  nur  dinglicher  Schuldner 
der  auf  dem  Grundstücke  haftenden  Rechte,  sondern 
auch  persönlicher  Schuldner  aller  Hypothekenforde- 
rungen wird.  Dieser  Satz  wird  in  fast  allen  Fällen 
dem  wahren  Willen  des  bisherigen  und  des  neuen 
Eigentümers  entsprechen.  Denn  wenn  B das  Grund- 
stück des  A erwerben  und  die  auf  dem  Grundstücke 
haftenden  Hypotheken  oder  die  eine  von  ihnen 
nicht  übernehmen  will,  so  wird  er  von  A die  Be- 
freiung des  Grundstücks  von  diesen  Hypotheken 
verlangen  und  erst  nach  deren  Löschung  die  Auf- 
lassung entgegennehmen.  Sollte  er  ausnahmsweise 
das  Grundstück  schon  vorher  erwerben,  so  muß  er 
es  sich  gefallen  lassen,  daß  trotzdem  die  gleiche  Rechts- 
wirkung eintritt  wie  im  Falle  der  Uebernahme  der 
Hypothekenschulden  und  daß  er  auf  den  schuld- 
rechtlichen Anspruch  gegen  denVeräußerer  auf  Be- 
freiung von  der  dinglichen  und  persönlichen  Schuld 
verwiesen  wird.  Soweit  die  dingliche  Schuld  in 
Frage  kommt,  entspricht  diese  Rechtslage  bereits 
dem  bestehenden  deutschen  und  österreichischen 
Rechte,  und  die  Uebertragung  dieser  Rechtslage 
auf  die  persönliche  Schuld  findet  darin  ihre  Recht- 
fertigung, daß  der  Gesetzgeber  im  Interesse  einer 
möglichsten  Vereinfachung  des  Hypothekenrechts 
verpflichtet  ist,  die  Verbindung  der  persönlichen 
Haftung  mit  dem  Eigentum  an  dem  Grundstücke 
nach  Möglichkeit  zu  fördern  (Prot.  1 S.  415).  Des- 
wegen dürfte  gegen  die  Aufstellung  eines  Rechts- 
satzes nichts  einzuwenden  sein,  der  in  einer  ganz 
verschwindenden  Anzahl  von  Fällen  dem  Willen 
der  Beteiligten  nicht  entspricht.  Dieser  Rechtssatz 
hat  zu  lauten:  „Mit  der  Uebertragung  des  Eigentums 
an  einem  Grundstücke  gehen  sämtliche  Schulden 
desVeräußerers,  für  die  eine  Hypothek  an  dem  Grund- 
stücke besteht,  auf  den  Erwerber  über“.  Darüber, 
daß  diese  Wirkung  dann  nicht  einzufreten  hat,  wenn 
der  Gläubiger  mit  der  Schuldübernahme  nicht  ein- 
verstanden ist,  s.  unter  Ziffer  2. 

2.  Der  Schwerpunkt  der  Frage  liegt  in  der 
Wirkung  der  Schuldübernahme  für  den  Gläubiger. 
Ist  es  auch  nach  dem  unter  Ziffer  1 Gesagten  zu- 
lässig, dem  Erwerber  des  Grundstücks  selbst  gegen 
seinen  Willen  die  persönliche  Schuld  aufzulegen,  so 
ist  es  doch  ausgeschlossen,  dem  Gläubiger  gegen 
seinen  Willen  einen  neuen  Schuldner  an  Stelle  des 
bisherigen  Schuldners  aufzuzwingen.  Der  Wille  des 
Gläubigers  muß  also  maßgebend  sein.  Insofern  ist 
der  Standpunkt  sämtlicher  Rechte,  in  denen  sich 
eine  Beantwortung  der  Frage  findet,  unbedingt  zu- 
treffend. Dagegen  ist  ein  für  die  praktische  Lösung 
sehr  erheblicher  Umstand  bisher  anscheinend  nicht 
gewürdigt  worden.  Wenn  auch  der  Wille  des 
Gläubigers  für  den  Eintritt  einer  befreienden  Schuld- 
übernahme entscheidend  ist,  so  folgt  daraus  doch 
keineswegs,  daß  dieser  Wille  stets  erst  nach 
er folgter  Uebernahme  der  Schuld  durch  den 
Erwerber  des  Grundstücks  erklärt  werden 
müßte,  daß  also  nicht  auch  die  schon  vorher 
erfolgte  Erklärung  des  Willens  wirksam  wäre.  In 
dieser  Beziehung  ist  gerade  der  oben  hervorgehobene 


- 51  — 


FESTGABE  DER  DEUTSCHEN  JURISTEN  = ZEITUNG 


Gesichtspunkt  von  Bedeutung,  daß  der  auf  eine 
Hypothek  Geld  gebende  Gläubiger  auf  die  persön- 
liche Haftung  des  Eigentümers  regelmäßig  gar 
keinen  oder  nur  sehr  geringen  Wert  legt.  Liegt 
der  Regelfall  vor,  legt  also  der  Gläubiger  auf  die 
persönliche  Haftung  des  Eigentümers  gar  keinen 
oder  doch  nur  so  geringen  Wert,  daß  ihm  die 
Person  des  Schuldners  gleichgültig  ist,  so  kann  er 
seine  Genehmigung  zu  allen  später  erfolgenden 
Schuldübernahmen  unbedenklich  im  voraus  ein  für 
allemal  erklären.  Um  einer  solchen  Erklärung  eine 
dingliche  Tragweite  zu  verschaffen,  bietet  das  Grund- 
buch eine  geeignete  Handhabe.  Wenn  der  Gläubiger 
sich  die  Entscheidung  über  die  Genehmigung  späterer 
Schuldübernahmen  Vorbehalten  will,  so  ist  dem  Ein- 
tragungsvermerk ein  Zusatz  folgenden  Inhalts  zu 
geben:  „Der  Gläubiger  hat  sich  die  Genehmigung 
einer  Schuldübernahme  Vorbehalten.“  Fehlt  ein 
solcher  Zusatz  — seine  Hinzufügung  ist  natürlich 
auch  auf  Grund  einer  nachträglichen  Einigung  des 
Eigentümers  und  des  Gläubigers  zulässig  — , so 
ergibt  sich  aus  dem  Grundbuche,  daß  der  Gläubiger 
alle  späteren  Schuldübernahmen  im  voraus  genehmigt 
hat.  Der  Eigentümer  müßte  in  der  Eintragungs- 
bewilligung allerdings  eine  Erklärung  dieses  Inhalts 
ausdrücklich  abgeben.  Tut  er  dies  nicht,  so  wäre 
der  oben  angegebene  Vermerk  einzutragen.  Daß 
das  Grundbuch  zur  Aufnahme  eines  solchen  Ver- 
merks geeignet  ist,  geht  daraus  hervor,  daß  es  über 
die  Hypothekenforderung  Auskunft  zu  geben  bestimmt 
ist  und  auch  den  Schuldner  der  Forderung  angeben 
muß,  so  daß  dieser,  wenn  er  von  dem  Eigentümer 
des  Grundstücks  verschieden  ist,  besonders  einzu- 
tragen ist  (s.  Güthe,  Recht  09  S.  467 f.). 

Ist  ein  Vermerk  des  angeführten  Inhalts  nicht 
eingetragen,  so  tritt  nach  dem  oben  unter  Ziffer  1 
Gesagten  mit  dem  Augenblicke  der  Eintragung  des 
Erwerbers  dieser  in  die  Schuld  des  Veräußerers  ein. 
Gleichzeitig  wird  nach  dem  oben  Ausgeführten  der 
Veräußerer  von  der  Schuld  befreit,  weil  der  Gläubiger 
zu  der  Uebernahme  der  Schuld  durch  den  Erwerber 
von  vornherein  seine  Einwilligung  erteilt  hat.  Ver- 
äußert später  der  Erwerber  das  Grundstück  an  einen 
Dritten,  so  tritt  dieser  unter  Befreiung  des  Erwerbers 
in  das  persönliche  Schuldverhältnis  ein. 

Ist  im  Grundbuch  eingetragen,  daß  der  Gläu- 
biger sich  die  Genehmigung  späterer  Schuldüber- 
nahmen Vorbehalten  hat,  so  bedarf  es  einer  Er- 
klärung des  Gläubigers  zu  jeder  einzelnen  Schuld- 
übernahme. Aber  auch  für  diesen  Fall  ist  das 
durch  § 416  BGB.  vorgesehene  Verfahren  nicht 
empfehlenswert.  Denn  einmal  ist  es  zu  umständ- 
lich, und  sodann  erfüllt  es  den  Zweck  nicht,  den 
Beteiligten  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  dem  Grund- 
buchamte den  Nachweis  des  Eintritts  des  Erwerbes 
in  die  Schuld  zu  erbringen.  Gerade  das  Grund- 
buchamt kommt  aber  sehr  häufig  in  die  Lage,  eine 
Feststellung  darüber  treffen  zu  müssen,  wer  der  per- 
sönliche Schuldner  einer  Hypothekenforderung  ist 
(s.  z.  B.  die  §§  1143,  1164,  1174,  1177  BGB.).  Es 
dürfte  daher  zweckentsprechender  sein,  den  Fall 


folgendermaßen  zu  regeln.  Das  Grundbuchamt  hat, 
sobald  der  Erwerber  als  Eigentümer  des  Grund- 
stücks eingetragen  ist,  dem  Hypothekengläubiger  den 
Eigentumsübergang  mitzuteilen  — dazu  ist  es  in 
Deutschland  schon  nach  § 55  GBO.  verpflichtet  — 
und  hierbei  hinzuzufügen,  daß  die  persönliche 
Schuld  auf  den  Erwerber  übergeht  und  der  Ver- 
äußerer von  ihr  befreit  wird,  falls  der  Gläubiger 
nicht  binnen  drei  Monaten  dem  Grundbuchamt  an- 
zeigt, daß  er  mit  der  Schuldübernahme  nicht  ein- 
verstanden ist.  Nach  Ablauf  der  drei  Monate  hat 
das  Grundbuchamt  dem  Veräußerer  und  dem  Er- 
werber mitzuteilen,  ob  eine  Erklärung  des  Gläubi- 
gers eingegangen  ist,  und  bejahendenfalls,  welchen 
Inhalt  sie  hat.  Durch  eine  solche  Regelung  wird 
allerdings  dem  Grundbuchamt  eine  neue  Pflicht  und 
eine  neue  Verantwortung  auferlegt.  Jedoch  wird 
dadurch  einerseits  dem  Grundbuchamte  seine  Amts- 
tätigkeit in  allen  Fällen  erleichtert,  in  denen  es  auf 
die  Feststellung  des  persönlichen  Schuldners  einer 
Hypothek  ankommt,  und  andererseits  kann  durch 
Einführung  von  Formularen  und  Führung  eines  be- 
sonderen Verzeichnisses  der  Hypotheken,  bei  denen 
der  fragliche  Vermerk  eingetragen  ist,  die  Mühe  und 
Verantwortlichkeit  auf  ein  Mindestmaß  zuiückgeführt 
werden.  (S.  dazu  auchStrohal,  Jherings  J.  57,  488  f.) 

Erklärt  der  Gläubiger  innerhalb  der  gesetzten 
Frist  — eine  solche  von  drei  Monaten  dürfte  aus- 
reichend sein  — , daß  er  der  Schuldübernahme  nicht 
zustimme,  so  bleibt  der  Veräußerer  persönlicher 
Schuldner.  Die  oben  Ziffer  1 erörterte  Wirkung, 
daß  auf  den  Erwerber  die  persönliche  Schuld  über- 
geht, tritt  in  diesem  Falle  nicht  ein.  Soweit  der 
Erwerber  dem  Veräußerer  gegenüber  die  Schuld 
übernommen  hat,  steht  er  natürlich  diesem  für  die 
Befreiung  von  der  Schuld  ein.  Genehmigt  dagegen 
der  Gläubiger  die  Schuldübernahme  oder  gibt  er 
innerhalb  der  gesetzten  Frist  eine  Erklärung  nicht  ab, 
so  treten  die  Wirkungen  der  befreienden  Schuld- 
übernahme ein.  Der  Veräußerer  wird  von  der  per- 
sönlichen Schuld  frei,  und  an  seine  Stelle  tritt  der 
Erwerber.  Veräußert  der  Erwerber  das  Grundstück 
weiter,  so  ist  das  gleiche  Verfahren  einzuschlagen. 

Hiernach  dürfte  es  sich  empfehlen,  die  gelten- 
den Vorschriften  des  deutschen  und  österreichischen 
Rechtes  durch  folgende  Vorschrift  zu  ersetzen: 

„Mit  der  Uebertragung  des  Eigentums  an  einem 
Grundstücke  tritt  der  Erwerber  an  Stelle  des  Veräußerers 
in  eine  Schuld,  für  die  eine  Hypothek  ein  dem  Grund- 
stücke besteht,  wenn  nicht  bei  der  Hypothek  eingetragen 
ist,  daß  der  Gläubiger  sich  die  Genehmigung  der  Schuld- 
übernahme vorbehält.  Ist  ein  solcher  Vermerk  eingetragen, 
so  tritt  die  gleiche  Wirkung  dann  ein,  wenn  nicht  der 
Gläubiger  innerhalb  von  drei  Monaten  nach  dem  Empfange 
der  Mitteilung  des  Grundbuchamts  von  der  Eintragung  des 
Eigentumsüberganges  dem  Grundbuchamt  anzeigt,  daß  er 
die  Schuldübernahme  nicht  genehmigt. 

Die  Mitteilung  des  Grundbuchamts  muß  schriftlich 
geschehen  und  den  Hinweis  enthalten,  daß  der  Erwerber 
an  die  Stelle  des  Veräußerers  tritt,  wenn  nicht  der 
Gläubiger  die  Verweigerung  der  Genehmigung  innerhalb 
der  drei  Monate  dem  Grundbuchamt  erklärt.  Das  Grund- 
buchamt ist  zu  der  Mitteilung  verpflichtet.“ 
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Schließlich  sei  noch  bemerkt,  daß  die  unter 
Ziffer  2 vorgeschlagene  Regelung  auch  ohne  Durch- 
führung des  unter  Ziffer  1 gemachten  Vorschlages 
möglich  ist.  In  diesem  Falle  hätte  der  Eingang  der 
empfohlenen  Gesetzesvorschrift  zu  lauten: 

„Uebemimmt  der  Erwerber  eines  Grundstücks  durch 
Vertrag  mit  dem  Veräußerer  eine  Schuld  des  Veräußerers, 
für  die  eine  Hypothek  an  dem  Grundstücke  besteht,  so 
tritt  der  Erwerber  an  die  Stelle  des  Veräußerers  in  die 
Schuld,  wennnichtbeider  Hypothek  eingetragen  ist,  daß“  usw. 

Alsdann  müßte  dem  Grundbuchamte  die  weitere 
Verpflichtung  auferlegt  werden,  im  Falle  der  Nicht- 
einreichung eines  die  Schuldübernahme  regelnden 
Vertrages  von  den  Beteiligten  eine  Erklärung  des 
Inhalts  zu  erfordern,  ob  der  Erwerber  die  persönlichen 
Hypothekenschulden  des  Veräußerers  übernimmt. 


Das  Schadensersatzrecht  hinsichtlich 
Schädigungen  durch  Luftschiffe  und  Flug- 
maschinen. 

Von  Professor  Dr.  F.  Meili,  Zürich. 

Das  moderne  Verkehrsrecht  hat  durch  die  Er- 
findung der  Luftfahrzeuge  einen  ungeahnten  Zu- 
wachs erhalten.  Damit  ist  der  Rechtswissenschaft 
die  Pflicht  erwachsen,  zu  untersuchen  und  festzu- 
stellen, welche  Rechtssätze  auf  diesen  neuen  Zweig 
menschlicher  Tätigkeit  Anwendung  zu  finden  haben. 
Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß  diese  Aufgabe 
durch  Juristen  gelöst  werden  muß,  wobei  es  aller- 
dings geboten  ist,  überall  auch  die  Stimme  der 
Techniker  anzuhören.  Ja,  diese  sind  eigentlich  in 
erster  Linie  berufen,  die  tatsächlichen  Grundlagen 
zu  liefern  und  zu  veranschaulichen,  damit  dann  die 
zutreffenden  Schlüsse  für  die  Lösung  der  hier  ent- 
stehenden Fragen  gezogen  werden  können.  Man 
hat  freilich  schon  die  Meinung  geäußert,  nur  der- 
jenige Jurist  sei  legitimiert  hier  mitzureden,  der 
mit  diesen  Dingen  praktische  Erfahrungen  gemacht 
habe.  Dies  wurde  speziell  anläßlich  des  Automobil- 
rechts betont.  Am  Ende  müßten  die  Juristen,  die 
über  das  Verkehrsrecht  reden  wollen,  sich  über 
eine  Vorbildung  (einen  „Stage“)  aus  weisen  als 
Lokomotivführer,  Chauffeur,  Luftschiffskapitän  (oder 
Luftpilot),  Miterbauer  elektrischer  Leitungen,  Tele- 
graphist (mit  und  ohne  Draht).  Im  Grunde  liegt 
in  jenem  Verlangen  häufig  nur  die  Verschleierung 
eines  einseitigen  Standpunktes  — die  zutreffende 
Antwort  darauf  ist  neulich  an  der  Hand  eines  kon- 
kreten Beispiels  gegeben  worden.1)  Wer  also  ver- 
sucht ist,  die  Einrede  der  Inkompetenz  oder  der 
mangelnden  Aktivlegitimation  demjenigen  Juristen 
entgegenzuhalten,  der,  obschon  kein  Luftschiffer, 
über  diese  Rechtsfragen  sprechen  will,  der  würde 
sich  damit  einem  Irrtume  hingeben.  Der  Deutsche 
Juristentag  hat  sich  denn  auch  mit  Recht  die  Freude 
an  dem  neuesten  Verkehrsrechte  durch  jene  Zweifel 
nicht  vergällen  lassen,  sondern  das  Thema: 

*)  Ko  eh  ne,  Archiv  für  Rechts-  und  Wirtschaftsphilosophie 
III  S.  451. 


Empfiehlt  sich  eine  Fortbildung  des  geltenden  Schadens- 
ersatzrechtes durch  besondere  gesetzliche  Bestimmungen 
über  die  Haftung  für  Schäden,  die  verursacht  werden 
durch  Verwendung  von  Luftschiffen  und  Flugmaschinen? 
auf  die  Tagesordnung  gesetzt.  Zweifellos  liegt 
speziell  in  der  Luftschiffahrt  eine  epochale  Erfindung 
vor,  welche  nur  ein  griesgrämiger  und  ewig  unzu- 
friedener Jurist  als  diabolisch  bezeichnen  konnte  — 
es  gibt  eben  leider  auch  unter  den  Juristen  Leute, 
die  eine  Art  fossilen  Charakters  an  sich  tragen, 
die  sich  nie  vom  Alten  trennen  können. 

Allerdings  handelt  es  sich  hier  nur  um  eine 
Seite  des  erwähnten  Verkehrsrechts,  nämlich  um 
das  Schadensersatzrecht,  und  auch  hier  wiederum 
nur  um  einen  Ausschnitt  desselben.  Ueber  diese 
Frage  wurden  für  den  Juristentag  zwei  Gutachten 
erstattet,  das  eine  von  Prof.  Dr.  Sperl,  Wien,  das 
andere  von  Justizrat  Dr.  Niemeyer,  Essen.  Sperl 
stellt  den  Antrag,  neue  Normen  zu  erlassen,  und 
zwar  in  der  Weise,  daß  der  Eigentümer  des  Fahr- 
zeuges, der  Unternehmer  und  der  Lenker  der  Fahrt 
jeden  Schaden  solidarisch  zu  ersetzen  haben,  der 
durch  die  Bewegung  des  Luftfahrzeuges  oder  durch 
eine  von  ihr  ausgelöste  Kraft  entsteht.  Von  dieser 
Haftung  soll  derjenige  Lenker  oder  Mitfahrer  frei 
sein,  der  im  Dienste  und  Aufträge  des  Eigentümers, 
des  Unternehmers  oder  des  Leiters  der  Fahrt  tätig 
ist.  Die  Haftung  entfällt,  wenn  eine  eigene  Schuld 
des  Beschädigten  oder  höhere  Gewalt  vorliegt.  — 
Niemeyer  drückte  sich  hier  etwas  genauer  aus,  aber 
an  dieser  Stelle  genügt  diese  kurze  Bezeichnung. 
Sperl  bezeichnet  als  empfehlenswert,  die  Gesamt- 
heit der  Luftfahrer  in  Zwangsberufsgenossenschaften 
zu  vereinigen;  überdies  sollen  diese  Genossen- 
schaften durch  einen  internationalen  Rechtsvertrag 
(zunächst  in  allen  Staaten  Europas)  zu  einem  ein- 
heitlichen Ersatz-  und  Versicherungsverbande  orga- 
nisiert werden.  Er  ist  der  Meinung,  daß  die  Er- 
lassung besonderer  Gesetze  zwar  nicht  dringend  sei, 
aber  doch  bald  in  Angriff  genommen  werden  solle. 
Niemeyer  kommt  dagegen  zu  dem  Schlüsse,  daß 
zur  Zeit  gesetzliche  Normen  nicht  zu  statuieren 
seien,  eventuell  genüge  es,  zur  Beseitigung  des  Be- 
weisnotstandes die  Beweislast  des  normalen  Zivil- 
rechts umzukehren,  wobei  höhere  Gewalt  und  eigenes 
Verschulden  des  Geschädigten  weiter  liberierend 
wirkten.  Beide  Gutachten  haben  ihre  Standpunkte  in 
trefflicher  Weise  begründet. 

Meine  Stellungnahme  kann  sich  nur  auf  ein 
paar  Reflexionen  über  die  Hauptfrage  erstrecken, 
alle  Detail-  und  gesetzgeberischen  Fragen  lasse  ich 
beiseite;  es  ist  ein  kleiner  juristischer  Flug,  den  ich 
über  Berlin  nach  Wien  mache,  um  von  Zürich  aus 
dem  Juristentag  in  Wien  einen  Gruß  zu  senden  und 
mein  wissenschaftliches  Interesse  an  dem  Rechte 
der  Luftschiffahrt  aufs  neue  zu  bekunden. 

I.  Erscheint  es  gerechtfertigt,  die  sog. 
Zufallshaftung  auf  den  Betrieb  von  Luft- 
fahrzeugen in  dem  von  der  Fragestellung 
markierten  Umfange  einzuführen?  Wenn  man 
diese  Frage  rein  objektiv  beantworten  will,  ist  es 
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nötig,  an  den  historischen  Prozeß  zu  erinnern,  der 
die  Gesetzgebung  veranlaßt  hat,  den  Betrieb  von 
Eisenbahnen,  Dampfschiffen,  Automobilen,  von 
Fabriken  und  (wenigstens  in  einzelnen  Ländern) 
von  elektrischen  Anlagen  unter  ein  Sonderrecht  zu 
stellen  und  eine  Haftpflicht  zu  statuieren,  die  weit 
über  das  gemeinrechtliche  Schadenersatzrecht  hinaus- 
reicht. Zu  erinnern  ist  ferner  daran,  daß  die  sog. 
Zufallshaftung  der  Eisenbahnen  auf  Straßenbahnen, 
elektrische  Bahnen,  Drahtseil-  und  Schwebebahnen, 
Verbindungsgeleise  ausgedehnt,  daß  die  Zufalls- 
haftung der  Dampfschiffe  auf  Motorschiffe  und  daß 
die  Fabrikhaftpflicht  sukzessive  auf  ganz  andere 
Berufskreise  ausgedehnt  wurde.  Das  Verschuldungs- 
prinzip ist  hier  durch  eine  Reihe  von  Spezialgesetzen 
preisgegeben  worden,  aber  dieser  Umschwung  ist 
die  Frucht  des  geistigen  Ringens  von  Dezennien. 
Wer  die  Ergebnisse  dieser  Bemühungen  in  einem 
Gesamtbilde  auf  sich  wirken  lassen  will,  der  lese 
das  Werk  von  Hedemann.* 1)  Hier  wird  treffend 
gezeichnet,  wie  die  Lehre  vom  Schadenersatz  durch 
die  Spezialgesetze  in  langsam  abgemessenen  Schritten 
eine  Modernisierung  erhalten  hat  (S.  81  ff.).  Das 
Gefährdungs-  oder  Zufallsprinzip  hat  danach  seinen 
Einzug  in  die  Rechtswissenschaft  gehalten,  und  es 
ist  begreiflich,  daß  es  den  innerlichen  Drang  hat, 
auf  rechtsähnliche  Einrichtungen  ausgedehnt  zu 
werden,  — darin  äußert  sich  die  Expansionskraft 
der  modernen  Idee,  wie  Hedemann  (S.  93)  so 
treffend  sagt.  Die  Luftschiffahrt  kann  auf  ganz 
naturgemäße  Weise  in  die  Umgebung  des  modernen 
Schadenersatzrechts  hineintreten:  sie  paßt  trefflich 
dazu.  Allerdings  muß  jeder  neue  Rechtssatz  stück- 
weise erobert  werden  und  gleicherweise  auch  jede 
Anwendung  desselben  auf  eine  neue  Institution. 
Aber  wenn  die  Gefährdung  bei  dem  Luftschiff- 
verkehr wirklich  eine  ähnliche  ist  wie  bei  den  vor- 
hin erwähnten  Einrichtungen,  so  ist  auch  hier  dieses 
Prinzip  anzunehmen.  Ich  möchte  nun  zunächst 
fragen,  ob  irgendein  Jurist  bereit  wäre,  die  durch 
Preußens  treffliche  Gesetzgebung  über  die  Eisenbahn- 
unternehmung (3.  Nov.  1838)  geschaffene  Haftpflicht, 
die  auch  in  Oesterreich,  der  Schweiz  und  in  anderen 
Staaten  adoptiert  wurde,  wieder  aufzuheben?  Ich 
glaube  nicht.  Auf  jenem  Wege  ging  man  aber 
sukzessive  weiter.  Gewiß  lief  diese  Bewegung  lang- 
sam, und  die  Reibuugsflächen,  welche  sich  ent- 
gegenstellten, waren  groß;  wie  es  überhaupt  schwer 
ist,  von  den  bestehenden,  tief  verankerten  Grund- 
sätzen des  herkömmlichen  Privatrechts  abzuweichen, 
weil  das  Privatrecht  ein  Bestandteil  der  Kultur  ist. 
Noch  schwerer  war  es,  ein  doktrinelles  Prinzip  auf- 
zustellen, und  vielleicht  müssen  wir  sagen,  daß  wir 
immer  noch  mitten  im  geistigen  Versuche  stehen, 
die  absolut  richtige  Formel  zu  finden.  Immerhin 
liegt  die  Sache  nicht  so  schlimm  und  trostlos  (wie 
Niemeyer  gemeint  hat),  und  Sperl  hat  mit  Recht 
betont,  es  könne  auch  gegenüber  der  Luftschiffahrt 
folgendes  Axiom  aufgestellt  werden: 


Wer  eine  offen  erkannte  Gefahr  in  die  Welt  bringt, 
der  übernimmt  sie  zugleich  auf  sich  und  auf  seine  Rechnung. 

Man  kann  sich  auch  anders  ausdrücken  und 
sagen,  daß  sich  die  strenge  Haftung  auf  das  Berufs- 
risiko gründe,  das  dem  Betriebe  der  Luftschiffahrt 
anhafte.  Wenn  man  dies  tut,  nimmt  man  einen 
Rechtsgedanken  auf,  der  in  Frankreich  anläßlich 
der  Gesetzgebung  über  Fabrikrecht  zur  Entfaltung 
gebracht  worden  ist  (vgl.  Hedemann  S.  92).  Dieser 
Begriff  des  Berufsrisiko, 

„le  risque,  inherant  ä une  profession  independamment 
de  la  faute  du  patron  ou  de  celle  de  l’ouvrier“, 
ist  durchaus  geeignet,  auch  hier  verwertet  zu  werden. 
Wer  in  der  Luft  herumfährt  oder  herumfliegt,  ge- 
fährdet die  Personen-  und  Sachgüter,  die  sich  auf 
dem  Grundstaate  befinden,  er  tut  es  auf  eigene  Ge- 
fahr, und  deswegen  muß  er  den  Schaden  tragen, 
möge  es  sich  um  Verschulden  handeln  oder  nicht. 
Er  trägt  eben  die  Konsequenzen  desjenigen  Handelns, 
das  von  ihm  abhängt.  In  der  Tat  ist  nicht  einzu- 
sehen, weswegen  die  Folgen  gefährlicher  Handlungen 
auf  die  Schultern  derjenigen  Personen  fallen  sollen, 
welche  die  Gefährdung  nicht  hervorrufen.  Es  ent- 
spricht allein  dem  Rechte,  daß  derjenige,  der  sie 
erzeugt,  sie  auch  trage.  Der  Rechtsgrund  der  „theorie 
du  risque“  (im  allgemeinen  oder  „theorie  du  risque 
professionnel“)  ist  das  durchaus  entsprechende 
Fundament  für  diesen  Satz.  Und  wenn  man  die 
verschiedenartig  gestalteten  Fälle,  die  der  Zufalls- 
haftung unterliegen,  unter  einen  einheitlichen  Ge- 
danken stellen,  oder  wenn  man  ein  oberstes  Prinzip 
aufsuchen  will,  so  kann  man  mit  Hedemann  (S.  115) 
sagen,  daß  sie  alle  durch  das  Prinzip  der  konkreten 
Billigkeit  gedeckt  werden,  wobei  übrigens  auch  von 
ihm  auf  die  Formel  des  genialen  österreichischen 
Juristen  Unger1)  über  die  Haftung  nach  ökono- 
mischer Tragfähigkeit  verwiesen  wird. 

II.  Es  gibt  ein  ganz  neues  Gesetz,  das  eine 
objektive  und  generelle  Schadenersatzpflicht 
für  jede  von  einem  Luftfahrzeug  verübte 
Schädigung  statuiert  hat,  und  zwar  völlig  los- 
gelöst von  dem  Nachweise  einer  Verschuldung  und 
ohne  daß  es  Exkulpationsgründe  zulassen  würde:  es 
ist  das  Gesetz  des  nordamerikanischen  Staates 
Connecticut  v.  8.  Juni  191 1.2)  Dieses  Gesetz,  das 
in  den  beiden  dem  Juristentage  erstatteten  Gutachten 
nicht  erwähnt  ist,  bestimmt  (in  sectio  11)  folgendes: 

Every  aeronaut  shall  be  responsible  for  all  damages 
suffered  in  this  state  by  any  person  from  injuries  caused 
by  any  voyage  in  an  airship  directed  by  such  aeronaut; 
and  if  he  be  the  agent  or  employee  of  another  in  making 
such  voyage  his  principal  or  employer  shall  be  responsible 
for  such  damage. 

Dieses  Gesetz,  das  im  übrigen  administrative 
und  polizeiliche  Fragen  ordnet,  ist  der  Initiative 
des  berühmten  amerikanischen  Juristen  Simeon 
E.  Baldwin  (früher  Prof.,  jetzt  Governor  des  Staates 
Connecticut)  zu  verdanken.  Wir  stehen  hier  vor 
einem  Gesetze,  das  von  großen  Gesichtspunkten 


*)  DiS  Fortschritte  des  Zivilrechts  im  XIX.  Jahrhundert. 

I.  Berlin  1910. 


*)  Handeln  auf  eigene  Gefahr  S.  140. 

-)  Abgedruckt  mit  begleitenden  Ausführungen  von  Simeon 
E.  Baldwin  in  Z.  für  Völkerrecht  und  Bundesstaatsrecht,  V.  S.  396 
bis  398. 
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ausgegangen  ist,  und  das  in  seiner  absoluten  Fassung 
an  die  scharf  ausgeprägten  Edikte  der  Römer  er- 
innert. Wenn  auch  das  römische  Edikt  de  effusis 
et  dejectis  hier  nicht  als  Vorbild  gedient  hat,  so 
liegt  es  doch  nahe,  das  erwähnte  Gesetz  in  eine 
gewisse  Parallele  damit  zu  stellen.  Ja,  es  darf  in 
diesem  Zusammenhänge  wohl  gesagt  werden,  daß 
der  römische  Prätor  nicht  gezögert  hätte,  im  Sinne 
des  Edikts  gegenüber  der  Luftschiffahrt  die  Personen- 
und  Sachgüter  sicherzustellen.  Ist  denn  dieser 
Schutz  nicht  eine  Sorge  des  Rechts,  die  in  erster 
Linie  steht?  Und  haben  sich  die  Römer  nicht  auch 
schon  in  verschiedenen  Richtungen  von  dem  Ver- 
schuldungsprinzip losgesagt?  Wir  müssen  diesem 
Beispiele  folgen. 

Den  neuen  Gefahrenquellen,  welche  die  Luft- 
schiffahrt eröffnet,  muß  auch  ein  Rechtssatz  be- 
gegnen, der  den  Rechtsgütern  auf  dem  Grundstaate 
einen  ernsthaften  und  wirksamen  Schutz  verleiht. 
Dieser  Rechtssatz  kann  nur  in  der  Statuierung  der 
Gefährdungs-  oder  Zufallshaft  bestehen,  also  in  der- 
jenigen Modernisierung  des  Schadensersatzrechts, 
die  von  dem  Geiste  der  Zeit  ernsthaft  gefordert 
wird.  Die  Welt  ist  großzügig  geworden,  möge  es 
auch  die  Jurisprudenz  werden. 


Einheitliches  Privatangestelltenrecht? 

Von  Reichsgerichtsrat  Dr.  Neukamp,  Leipzig. 

Der  30.  Deutsche  Juristentag  in  Danzig  hat  auf 
Vorschlag  des  früheren  Justizministers  Dr.  Klein 
nahezu  einstimmig  folgenden  Beschluß  gefaßt: 

„Die  für  Handlungsgehilfen  bestehenden  sozialen 
Schutzvorschriften  sind  als  zwingendes  Recht  auf  alle 
Privatangestellten  auszudehnen,  die  höhere  Dienste  zu 
leisten  haben  — — — .“ 

„Die  ständige  Deputation  wird  ersucht,  auf  die  Tages- 
ordnung des  nächsten  Juristentages  die  Frage  zu  setzen, 
welche  sonstigen  sozialen  Schutzvorschriften  gleichmäßig 
für  alle  im  ersten  Absätze  bezeichneten  Privatangestellten 
zu  treffen  wären,  um  die  Schaffung  einheitlichen  Rechts 
für  den  Dienstvertrag  der  Privatangestellten  vorzubereiten.“ 

Diesem  Beschlüsse,  der  schon  die  Schaffung 
eines  einheitlichen  Privatangestelltenrechts  anbahnen 
sollte,  dankt  ferner  die  folgende,  dem  31.  Juristen- 
tag vorgelegte  Frage  ihre  Entstehung: 

Welche  der  für  Privatangestellte  außerhalb  des 
Handelsgesetzbuchs  geltenden  sozialen  Schutzvorschriften 
eignen  sich  zur  Erstreckung  auf  alle  Privatangestellten? 

Die  Fragestellung  gibt  zu  folgenden  allgemeinen 
Bemerkungen  Anlaß: 

Nach  der  Fassung  des  Themas  ist  nicht  etwa 
zu  untersuchen,  ob  es  sich  überhaupt  empfiehlt,  die 
für  einzelne  Kategorien  von  Privatangestellten  ge- 
gebenen sozialen  Schutzvorschriften  auf  alle  Privat- 
angestellten auszudehnen;  vielmehr  wird  offenbar 
vorausgesetzt,  daß  grundsätzlich  eine  Vereinheit- 
lichung des  für  die  Privatangestellten  in  Betracht 
kommenden  Rechts  erwünscht  und  empfehlenswert 
sei.  Dieser  grundsätzliche  Standpunkt  ist  aber  nicht 
unbedenklich.  Vergegenwärtigen  wir  uns  zunächst, 
welche  verschiedenartigen  Kategorien  von  Personen 


unter  dem  Begriff  der  Privatangestellten  und  zumal 
solcher,  die  höhere  Dienste  leisten,  zusammenzu- 
fassen sind,  so  erhebt  sich  das  grundsätzliche  Be- 
denken, ob  überhaupt  eine  Vereinheitlichung  für 
alle  diese  Personen  empfehlenswert  oder  auch  nur 
möglich  ist.  Hierbei  kommt  ferner  in  Betracht,  daß 
die  sozialen  Schutzvorschriften  nur  dann  als  solche 
gelten  und  wirken  können,  wenn  sie  als  zwingendes 
Recht  erlassen  werden.  Denn  der  Gesetzgeber 
soll  ja  gerade  im  Interesse  der  „wirtschaftlich 
Schwachen“,  wie  es  vielfach  heißt,  oder,  wie 
Baum1)  meint,  „im  allgemeinen  Staatsinteresse“  in 
das  Arbeitsverhältnis  eingreifen  und  dieses  der  freien 
Regelung  der  Beteiligten  entziehen.  Dies  ist  aber 
nur  möglich,  wenn  die  sämtlichen  sozialen  Schutz- 
vorschriften als  „zwingendes  Recht“  ausgestaltet 
werden.  Damit  erhalten  die  hier  in  Betracht 
kommenden  Arbeitsverträge  etwas  Schablonenhaftes: 
der  individuelle  Charakter  geht  ihnen  verloren. 
Sollen  nun  in  dieser  Hinsicht  im  wesentlichen  die- 
selben Rechtsgrundsätze  gelten  für  Bureaubeamte 
in  Industrie,  Handel  und  Gewerbe,  für  Güterbeamte, 
für  Bureauvorsteher  eines  Rechtsanwalts,  für  Opern- 
sänger und  Schauspieler,  für  Direktoren  von  Aktien- 
gesellschaften, für  Geschäftsführer  von  G.  m.  b.  H. 
und  Vorstandsmitglieder  von  Genossenschaften,  für 
Generalsekretäre,  Arbeiter-,  Partei-  und  Privat- 
sekretäre eines  Großindustriellen,  wissenschaftliche 
Assistenten,  Aerzte  in  Sanatorien,  Assistenzärzte, 
Handelskammersekretäre,  Diplomingenieure,  Redak- 
teure, Handlungsgehilfen  usw.,  die  sämtlich  zu  den 
höhere  Dienste  leistenden  Angestellten  gezählt  werden  ? 
Geht  nicht  auf  diese  Weise  ein  gutes  Teil  „Individua- 
lismus“ verloren,  der  überhaupt,  wie  noch  jüngst  auf 
dem  evangelisch-sozialen  Kongreß  nicht  mit  Unrecht 
ausgeführt  wurde,  von  dem  immer  weiter  um  sich 
greifenden  Staatssozialismus  erstickt  zu  werden  droht? 
Und  sind  nicht  die  Verhältnisse  und  Interessen  der 
vorstehend  aufgezählten  Kategorien  von  Privatange- 
stellten derart  verschieden,  daß  sie  sich  unmöglich 
unter  eine  einheitliche  Schablone  zusammenfassen 
lassen?  Diese  grundsätzlichen  Bedenken,  die  schon 
gegen  die  Fassung  der  Fragestellung  zu  erheben 
sind,  müssen  aber  hier  auf  sich  beruhen  bleiben. 

Ich  habe  mich  absichtlich  darauf  beschränkt, 
nur  die  Verhältnisse  derjenigen  Privatangestellten  zu 
erörtern,  die  „höhere  Dienste“  zu  leisten  haben,  da 
mir  dies  dem  Sinne  der  Fragestellung,  die  unmittelbar 
an  den  Beschluß  des  30.DJT.  anknüpft,  zu  entsprechen 
scheint.  Ueberdies  aber  glaube  ich,  daß  sich  für  die- 
jenigen Privatangestellten,  die  höhere  Dienste,  und 
diejenigen,  die  niedere  Dienste  leisten,  gemeinsame 
soziale Schutzvorschriftenschwerlichwerden  aufstellen 
lassen.2)  Die  drei  Gutachter  Potthoff,  Baum  und 

U Verhandl.  des  31.  Deutschen  Juristentages  Bd.  1 S.  141. 

2)  Denn  wenn  schon  die  Interessen  der  verschiedenen  Kate- 
gorien von  höheren  Privatangestellten  erheblich  auseinandergehen 
und  kaum  einige  gemeinsame  Berührungspunkte  aufweisen,  so  ist 
dies  nm  so  mehr  bei  den  .höheren"  und  .niederen"  Privatangestellten 
der  Fall.  Es  hieße  gegen  das  oberste  Gebot  der  Gerechtigkeit  und 
der  Rechtspolitik  verstoßen,  wenn  man  gleichwohl  deren  Dienst- 
verhältnisse über  einen  Kamm  scheren,  also  Ungleiches  gleichstellen 
wollte. 
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Kobatsch1)  haben  diese  Beschränkungen  nicht  inne- 
gehalten.  So  behandeltPotthoff(S.  103)  auch  das  Lehr- 
lings- und  Schulwesen;  Baum  (S.  223)  will  allgemein 
in  dem  von  ihm  vorgeschlagenen  neuen  VII.  Titel  der 
GewO,  den  „Arbeitsvertrag“  regeln  und  insbesondere 
auch  die  Vorschriften  der  §§  135 — 139  aut  alle  weib- 
lichen und  jugendlichen  „Arbeiter“  ausdehnen.  Ko- 
batsch endlich  (S.  228)  untersucht,  welche  von  den  be- 
stehenden Schutzvorschriften  auf  Angestellte,  die 
„höhere  Dienste  leisten“,  und  auf  Angestellte  „aller“ 
Kategorien  erstreckt  werden  sollen. 

Auszuscheiden  von  der  Erörterung  sind  ferner 
alle  diejenigen  Fragen,  die  darauf  abzielen,  ob  sich 
eine  Neueinführung  bisher  nicht  vorhandener 
sozialer  Schutzvorschriften  empfiehlt,  ein  Gesichts- 
punkt, der  in  den  Gutachten  gleichfalls  außer  acht 
gelassen  ist.  Denn  nach  der  Fassung  des  Themas 
soll  nur  die  Frage  erörtert  werden,  ob  und  welche 
im  geltenden  Recht  schon  vorhandenen  Schutz- 
vorschriften, die  nur  für  einzelne  Kategorien  von 
„höheren“  Angestellten  erlassen  sind,  sich  zur  Ver- 
allgemeinerung für  alle  Angestellten  dieser  Art 
eignen.  Begrenzt  man  das  Thema  in  dieser  Weise 
und  scheidet  man  ferner  die  sozialen  Schutzvor- 
schriften des  HGB.  aus,  erwägt  man  endlich,  daß 
auch  die  §§  611  — 630  BGB.  deshalb  nicht  in  Betracht 
kommen,  weil  sie  keine  Sondervorschriften  für 
einzelne  Arten  von  Privatangestellten  enthalten,  sich 
vielmehr  auf  alle  in  einem  Dienstverhältnis  stehenden 
Personen  beziehen,  so  kann  sich  die  Untersuchung 
und  Erörterung  nur  auf  folgende  Schutzvorschriften 
erstrecken : 

1.  Die  Vorschriften  der  Seemannsordnung  v. 
2.  Juni  1902  (RGBl.  S.  175),  soweit  sie  sich  auf  die 
Schiffsoffiziere  beziehen,  da  nur  diese  den  „höheren“ 
Privatangestellten  entsprechen.  Soziale  Schutz- 
vorschriften für  Schiffsoffiziere  enthalten  nun  die 
§§  7 Abs.  2 (Mindestalter),  14  Abs.  2 (Festsetzung 
der  Vertragsbestimmungen  in  der  Musterrolle),  19 
(Führungszeugnis),  27  Abs.  2 (gleiche  Kündigungs- 
fristen für  beide  Teile),  35  Abs.  2 (Ruhezeit  im 
Hafen  oder  auf  der  Reede)  37,  40  (Sonntagsruhe), 
48  (Barzahlung  des  Lohnes),  58  (Beschwerdeführung), 
59 — 65  (Erkrankung  und  Tod)  und  72 — 80  (sonstige 
Aufhebungsgründe  des  Dienstverhältnisses). 

a)  Von  diesen  Vorschriften  sind  diejenigen  der 
§§14  Abs.  2,  35,  37,  40,  58,  59 — 65,  72 — 80  nur 
auf  die  besonderen  Verhältnisse  der  Seeleute  und 
den  Schiffsverkehr  anwendbar,  also  für  eine  Aus- 
dehnung auf  sonstige  Privatangestellte  nicht  geeignet. 

b)  Anders  liegt  es  dagegen  hinsichtlich  der 
§§  7 Abs.  2,  19  und  27  Abs.  2,  die  an  sich  wohl 
einer  Verallgemeinerung  fähig  sind.  Der  § 7 Abs.  2 
ist  aber  insofern  praktisch  bedeutungslos,  als  höhere 
Privatangestellte  im  Alter  von  weniger  als  14  Jahren 
nicht  existieren  dürften;  § 19  über  Ausstellung  eines 
Führungszeugnisses  und  § 27  über  die  Kündigungs- 
fristen sind  bereits  durch  Beschluß  des  30.  DJT. 
(vgl.  §§  67,  73  HGB.)  als  für  alle  höheren  Privat- 
angestellten geeignet  erklärt  worden. 


c)  Die  Vorschrift  des  § 48,  wonach  alle  Zahlungen 
an  Schiffsleute,  also  auch  an  Schiffsoffiziere,  in  bar 
oder  mittels  einer  auf  den  Reeder  ausgestellten  An- 
weisung geleistet  werden  müssen,  eignet  sieb 
höchstens,  soweit  Barzahlung  vorgeschrieben  ist,  zu 
einer  Verallgemeinerung  für  sämtliche  Privatange- 
stellten; in  dieser  Hinsicht  wird  das  Nähere  beiden 
entsprechendenVorschriften  der  GewO,  zuerörtern  sein. 

2.  Nach  der  Gewerbeordnung  kommen  als 
soziale  Schutzvorschriften  für  höhere  Privatangestellte 
diejenigen  Betimmungen  in  Betracht,  die  für  Betriebs- 
beamte, Werkmeister  und  Techniker  (§  133a)  gelten. 
Dies  sind  zunächst  die  Vorschriften  der  §§  133  a 
bis  1 33 f und  sodann  die  für  diese  geltenden  §§  105 
bis  120g  mit  Ausnahme  des  nach  § 133e  von  der 
Anwendbarkeit  auf  Betriebsbeamte  ausgeschlossenen 
§ 119a;  dagegen  scheiden  die  §§  133h— 139a  aus, 
da  sie  nach  § 133  g für  Betriebsbeamte  usw.  keine 
Geltung  haben.  Wohl  dagegen  ist  zu  untersuchen, 
ob  und  welche  Vorschriften  der  auch  für  Handlungs- 
gehilfen geltenden  §§  139  c — 139  m der  Verallge- 
meinerung zugänglich  sind.  Wenn  dem  gegenüber 
Potthoff1)  (S.  100)  und  Baum  (S.  177)  auch  die 
Frage  einer  Ausdehnung  des  Geltungsbereiches  der 
§§  134  ff.  (ja  sogar  der  §§  135— 139b,  die  nur  für  „Ar- 
beiter“, nicht  aber  für  Angestellte  gelten)  einer  Erörte- 
rung unterzogen  haben,  so  fallen  ihre  Untersuchungen 
außerhalb  des  Rahmens  unserer  Fragestellung. 

Endlich  finden  auch  die  §§  152  und  153  GewO., 
wie  nach  der  Ueberschrift  des  VII.  Titels  nicht 
zweifelhaft  ist,  auf  die  Betriebsbeamten  sowie  auf 
Handlungsgehilfen  und  Gehilfen  in  Apotheken2) 
Anwendung. 

Um  nun  beurteilen  zu  können,  welche  von 
diesen  Vorschriften  für  alle  höheren  Privatangestellten 
geeignet  sind,  müssen  wir  uns  die  hier  in  Betracht 
kommenden  obenerwähnten  Kategorien  von  Beamten 
vergegenwärtigen. 

Die  sozialen  Schutzvorschriften  der  GewO.,  die 
für  „höhere“  Privatangestellte  Geltung  haben,  zer- 
fallen in  folgende  Gruppen: 

a)  Verbot  oder  Beschränkung  der  Sonntags- 
arbeit (§§  105a — 105 i).  Diese  Vorschriften  können 
auf  Redakteure,  auf  Privatsekretäre,  auf  Güterbeamte, 
auf  Aerzte,  auf  Apothekergehilfen  und  auf  Schau- 
spieler keine  Anwendung  finden,  da  diese  häufig 
auch  Sonntagsarbeit  zu  leisten  haben. 

b)  Die  Vorschriften  der  §§  106 — 112  beziehen 
sich  nur  auf  minderjährige  Personen,  sind  also  für 
die  hier  in  Betracht  kommenden  Kategorien  von 
Angestellten  bedeutungslos. 

c)  Die  Vorschrift  des  § 113  entspricht  der 
bereits  durch  Beschluß  des  30.  DJT.  zur  Ausdehnung 
für  geeignet  erklärten  Bestimmung  des  § 73  HGB. 

J)  Wenn  Potthoff  (a.  a O.  S.  73)  der  Meinung  ist,  daß  sämt- 
liche Vorschriften  der  Arbeiterschutzgesetze  auch  für  Privatangestellte 
in  Betracht  kämen,  indem  er  davon  ausgeht,  daß  diese  auf  solche 
Werkmeister  usw.  Anwendung  finden,  die  entweder  nicht  „gegen 
feste  Bezüge“  oder  „nur  vorübergehend“  angestellt  sind,  so  ist  dem 
entgegenzuhalten,  daß  Personen,  die  nur  „vorübergehend“  oder  „nicht 
gegen  feste  Bezüge*  angestellt  sind,  als  „Werkmeister*  und  somit 
als  mit  höheren  Diensten  betraute  Privatangestellte  nicht  gelten. 

2)  Vgl.  Neukamp  , Kommentar  zur  GewO.  10.  Aufl.1912  Anm.  1 b 
zu  § 152. 
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d)  Die  §§  114a — 114d  (über  Lohnbücher  und 
Arbeitszettel)  eignen  sich  nicht  zu  einer  Verallge- 
meinerung für  Privatangestellte.  (Vgl.  jedoch  Nr.  7.) 

e)  Die  §§  115 — 119  regeln  des  Verbot  des  Truck- 
systems und  schreiben  bare  Lohnzahlung  vor.  Ein 
praktisches  Bedürfnis  dürfte  nicht  vorliegen,  dieseVor- 
schriften  auf  alle  Privatangestellten  ausz,udehnen,  da 
Mißstände  in  bezug  auf  die  Lohnzahlung  bei  den  hier 
in  Betracht  kommenden  Kategorien  von  Privatange- 
stellten m.  W.  noch  nicht  hervorgetreten  sind. 

f)  Auch  die  §§  120  (Fortbildungsschulunterricht) 
und  120a — 120g  (Schutzeinrichtungen  im  Interesse 
von  Leben  und  Gesundheit)  eignen  sich  nicht  zu 
einer  Ausdehnung.  Soweit  die  in  den  letztgedachten 
Paragraphen  enthaltenen  Gedanken  einer  Verall- 
gemeinerung fähig  sind,  dürfte  dem  praktischen 
Bedürfnis  durch  die  für  alle  Dienstnehmer,  also  auch 
für  alle  Privatangestellten  geltenden  Vorschriften  der 
§§  618,  619  BGB.  und  des  bereits  vom  DJT.  für 
verallgemeinerungsfähig  erklärten  § 62  HGB.  Genüge 
geschehen  sein  (vgl.  unten  i). 

g)  Die  §§  133a,  133b,  133c,  133d  sind  nicht 
zwingender  Natur  und  deshalb  als  soziale  Schutz- 
vorschriften in  dem  hier  in  Frage  stehenden  Sinne 
nicht  anzusehen. 

h)  Die  §§  133  a und  133  f decken  sich  mit  den 
§§  67,  74  und  75  HGB.  und  fallen  deshalb  unter 
den  Beschluß  des  30  DJT. 

i)  Die  §§  139c—  1 39 f (über  die  Ladenschluß- 
und  Arbeitsruhezeit)  eignen  sich  aus  den  unter  2 a 
angegebenen  Gründen  nicht  für  eine  Verallgemeine- 
rung. Dasselbe  gilt  vom  § 1 39 i (Besuch  einer 
Fach-  oder  Fortbildungsschule)  und  § 139k  (Erlaß 
einer  Arbeitsordnung).  Letztere  Vorschrift  setzt  vor- 
aus, daß  gleichzeitig  eine  große  Anzahl  von  An- 
gestellten bei  demselben  Unternehmer  tätig  ist,  die 
eine  generelle  gleichmäßige  Regelung  für  sämtliche 
Angestellte  bedingt  oder  ermöglicht.  Soweit  dies  der 
Fall,  kann  man1)  die  Vorschrift  des  § 139  k auf  alle  Be- 
triebe ausdehnen,  in  denen  in  der  Regel  mindestens 
20  „höhere“  Privatangestellte  tätig  sind.  Die  §§  139g 
und  139h  (Schutzvorschriften  für  die  Gesundheit), 
die  nur  eine  nähere  Ausführung  des  § 62  HGB. 
enthalten,  sind  bereits  durch  den  eingangs  mit- 
geteilten Beschluß  des  30.  DJT.  für  verallgemeine- 
rungsfähig erklärt  worden. 

k)  Für  gänzlich  ungeeignet  halte  ich  eine  Aus- 
dehnung der  Vorschriften  der  §§  152,  153  GewO, 
auf  die  der  GewO,  nicht  unterstehenden  Privat- 
angestellten. Denn  diese  haben  schon  vermöge  des 
§ 1 des  Reichsvereinsgesetzes  v.  19.  April  1908  die 
Koalitionsfreiheit,  und  die  Vorschrift  des  § 152 
Abs.  2 GewO.,  wonach  V ereinigungen  zum  Zwecke 
der  Erlangung  günstiger  Lohn-  oder  Arbeits- 
bedingungen privatrechtlich  unverbindlich  sind,  ist 
höchstens  eine  den  Beteiligten  ungünstige,  nicht 
aber  eine  ihnen  günstige  Bestimmung.2) 

3.  Die  von  Baum  (S.  225)  empfohlene  Aus- 
dehnung der  Vorschriften  des  GewGerGes.  und  des 


KaufmGerGes.  auf  sämtliche  Angestellte  mit  einem 
Jahresgehalt  von  weniger  als  5000  M.  gehört  nicht 
hierher,  da  es  sich  hierbei  nicht  um  soziale  Schutz- 
vorschriften, d.  h.  um  Vorschriften  des  materiellen 
Rechts  handelt,  sondern  um  eine  Erweiterung  einer 
m.  E.  durchaus  nicht  empfehlenswerten  Sonder- 
gerichtsbarkeit. 

4.  Den  § 80  f des  preuß.  Allg.  BergGes.  auf 
alle  Privatangestellte  auszudehnen,  wie  Baum  (S.  196) 
vorschlägt,  geht  vom  Standpunkt  des  Themas  schon 
deshalb  nicht  an,  weil  jene  Vorschrift  nur  für  „Sicher- 
heitsmänner“ gilt,  die  aber  unmöglich  den  „höheren 
Privatangestellten“  beigezählt  werden  können. 

5.  Auch  der  für  Krankenkassenangestellte  vor- 
gesehene § 354  RA^O.,  wonach  diesen  dann,  wenn 
sie  10  Jahre  lang  beschäftigt  waren,  nur  aus 
wichtigen  Gründen  gekündigt  werden  darf,  auf 
sämtliche  Privatangestellte  auszudehnen  (so  Baum 
S.  203),  erscheint  bedenklich.  Baum  übersieht,  daß 
jene  Krankenkassenangestellten  einer  besonderen 
Dienstordnung  unterliegen  (§  351  ff.  RVO.),  vermöge 
deren  sie  einen  beamtenähnlichen  Charakter  er- 
langen; eine  Besonderheit,  die  für  eine  Reihe  sonstiger 
Privatangestellten  keinesfalls  zutrifft. 

6.  Das  österr.  Gesetz  v.  14.  Jan.  1910  (RGBl. 
Nr.  19  S.  39),  betr.  die  Dauer  der  Arbeitszeit  und 
den  Ladenschluß  inHandelund  verwandten  Geschäfts- 
betrieben deckt  sich  im  wesentlichen  mit  den  §§  139c  ff. 
der  deutschen  GewO,  und  eignet  sich  deshalb  aus 
den  oben  unter  2i  angegebenen  Gründen  nicht  für 
eine  Verallgemeinerung. 

7.  Anders  dagegen  verhält  es  sich  mit  dem 
österr.  Ges.  v.  16.  Jan.  1910  (RGBl.  Nr.  20  S.  41  ff.) 
über  denDienstvertrag  der  Handlungsgehilfen  oder  an- 
derer Dienstnehmer  in  ähnlicher  Stellung  (Handlungs- 
gehilfengesetz). Nach  dieser  Richtung  hin  bedarf 
es  aber  m.  E.  eines  näheren  Eingehens  auf  die 
einzelnen  Vorschriften  des  österr.  Gesetzes  nicht. 
Denn  der  30.  DJT.  hat  bereits  durch  den  oben 
mitgeteilten  ersten  Satz  auch  die  Verallgemeinerung 
der  Vorschriften  des  österr.  Handlungsgehilfen- 
gesetzes auf  alle  „höheren“  Privatangestellten 
empfohlen,  da  gerade  auch  dieses  Gesetz  in  den 
Verhandlungen  des  30.  DJT.  den  Gegenstand  ein- 
gehender Beratung  gebildet  hat.  Dementsprechend 
will  die  dem  31.  DJT.  zur  Beschlußfassung  vor- 
liegende Frage  nur  die  „außerhalb  des  HGB.“ 
geltenden  Schutzvorschriften  behandelt  wissen.  Daß 
aber  auch  das  Handlungsgehilfengesetz  einen  Bestand- 
teil des  (in  Oesterreich  geltenden)  HGB.  bildet,  er- 
gibt sich  klar  aus  Art.  I Abs.  2 jenes  Gesetzes,  der 
bestimmt:  „Für  das  Dienstverhältnis  der  Handlungs- 
gehilfen treten  diese  Bestimmungen  (nämlich  des 
Handlungsgehilfengesetzes)  an  die  Stelle  des  6.  Titels 
des  1.  Buches  des  HGB.“  Sollte  sich  aber  der  Be- 
schluß des  30.  DJT.  nicht  auf  das  ö.  Handlungs- 
gehilfengesetz beziehen,  so  kämen  für  eine  Ver- 
allgemeinerung von  dessen  Vorschriften  die  §§  6 
Abs.  2 (Anwendbarkeit  eines  von  den  Arbeitgeber- 
und  Arbeitnehmer-Vereinigungen  abgeschlossenen 
Tarifvertrages),  Abs.  3 (Zulässigkeit  des  behördlichen 


')  Wie  auch  Baum  a.  a.  O.  S.  183  vorschlägt. 

2)  Dies  übersieht  anscheinend  Kobatsch  a.  a.  O.  S.  258  Nr.  9. 
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Verbots  der  Gewährung  von  Kost  und  Wohnung  in 
Anrechnung  auf  den  Lohn)  und  Abs.  4 (Verpflichtung 
des  Arbeitgebers  zur  schriftlichen  Aufzeichnung  der 
Vertragsbestimmungen),  17  (Recht  aut  Gewährung 
eines  jährlichen  Urlaubs),  22  (Pflicht  des  Arbeit- 
gebers, dem  Angestellten  nach  Kündigung  des  Dienst- 
verhältnisses angemessene  Zeit  zu  Aufsuchung  einer 
neuen  Stelle  zu  gewähren),  23  (Fortsetzung  des 
Dienstverhältnisses  im  Falle  des  Konkurses  des 
Arbeitgebers),  24  (Frist  zur  Räumung  der  dem 
Dienstnehmer  überlassenen  Wohnung  durch  seine 
Erben),  35  (Sicherstellung  der  Dienstkaution  nach 
Beendigung  des  Dienstverhältnisses),  39  Abs.  2 
(Recht  des  Angestellten  auf  Gewährung  eines  Dienst- 
zeugnisses während  der  Dienstzeit),  Art.  II  (Unter- 
stellung der  Angestellten  unter  die  Gewerbeaufsicht) 
in  Frage. 

Die  §§  7,  8,  18,  20,  21,  30—34,  36,  38,  39  Abs.  1 
des  Handlungsgehilfengesetzes  finden  sich  in  ähn- 
licher Fassung  bereits  in  dem  D HGB.,  so  daß  sie 
auf  alle  Fälle  durch  den  Beschluß  des  30.  DJT. 
betroffen  werden. 


Zur  Reform  des  österreichischen 
Aktienrechtes. 

Von  Professor  Dr.  Julius  Landesberger, 
Generalrat  der  Anglo-Oesterreichischen  Bank,  Wien. 

Man  kann  in  einem  gewissen  Sinne  mit  Recht 
von  einem  Prozeß  der  Rezeption  des  deutschen 
Gesellschaftsrechtes  sprechen,  der  sich  in  Oester- 
reich vollzogen  hat.1)  Die  Frage: 

„Welche  Grundsätze  des  deutschen  Aktienrechtes 
werden  bei  einer  Kodifizierung  des  österreichischen 
Aktienrechtes  zu  berücksichtigen  sein?“ 
liegt  daher  sicher  in  der  Richtungslinie  der  bis- 
herigen Rechtsentwicklung.  Allein  trotz  des  „fossilen“ 
Charakters  des  Konzessionssystems  (Grünhut),  trotz 
des  Mangels  an  Sanktionen  in  dem  der  bloßen  Ver- 
ordnungsgewalt entsprungenen  „Aktienregulativ“  ist 
der  große  Fortschritt  zu  einem  modernen  Aktien- 
gesetz bedauerlicherweise  z.  Zt.  noch  ein  frommer 
Wunsch,  aber  kein  aktuelles  Problem. 

Es  liegt  dies  nicht  bloß  an  der  vernünftigen, 
zweckgerechten  und  unbureaukratischen  Handhabung 
des  Konzessionssystems  durch  unsere  Zentralbehör- 
den, nicht  bloß  an  dem  parlamentarischen  Wider- 
willen gegen  die  Verabschiedung  komplizierter 
Gesetzeswerke,  auch  nicht  an  der  so  häufig  präsumier- 
ten  Gegnerschaft  der  großen  Aktiengesellschaften  gegen 
eine  Beeinträchtigung  ihrer  durch  das  Konzessions- 
system angeblich  geschützten  Monopolstellung  — , 
die  liberale  Handhabung  des  Konzessionswesens 
seit  dem  Aktienregulativ  schließt  eine  solche  Monopol- 
stellung aus:  im  letzten  Grunde  ist  es  vielmehr  die 
hohe  und  unzweckmäßige  Besteuerung  der  Aktien- 
gesellschaften in  Oesterreich,  die  das  Bedürfnis  nach 
einem  Aktiengesetze  abschwächt,  das  eine  großzügige 
Entwicklung  des  Aktienrechtes  verbürgen  würde. 
Der  erstaunliche  Erfolg  der  G.  m.  b.  H.  in  Oester- 


reich entspringt  nicht  dem  Wegfall  der  staatlichen 
Genehmigung,  sondern  den  Steuerprivilegien,  die 
dieser  Gesellschaftsform  eingeräumt  wurden. 

Die  durch  die  hohe  Besteuerung  der  geschäft- 
lichen Prosperität  der  Aktiengesellschaften  in  den 
Weg  gelegten  Hindernisse  sind  so  groß,  daß  der 
Plan  zur  Gründung  einer  Aktiengesellschaft  jeweils 
die  in  der  Kalkulation  der  Aktiensteuer  gelegenen 
negativen  Momente  überwunden  haben  muß,  um 
durchzudringen,  so  daß  von  wirklichen  Gründungs- 
epochen, wie  sie  periodisch  in  England  und  Deutsch- 
land auttreten  und  nach  ihrem  Zusammenbruche 
reflektorisch  die  Tätigkeit  des  Gesetzgebers  aus- 
lösen,  bei  uns  kaum  die  Rede  sein  kann.  Meist 
tritt  in  Oesterreich  die  AktGes.  entweder  als  sog. 
Familienaktiengesellschaft  oder  als  Bankgründung  ins 
Leben.  Die  Syndizierung  von  Aktien  neuer  AktGes. 
ist  eine  durchgreifende  Regel  unserer  Finanzpraxis 
geworden.  Die  Einführung  der  Aktien  auf  den 
Markt  erfolgt  auch  ohne  gesetzliches  Verbot  regel- 
mäßig erst  nach  zwei  oder  mehreren  Geschäfts- 
jahren der  Gesellschaft. 

Es  ist  ferner  in  Oesterreich  fast  zur  Regel  ge- 
worden, daß  prosperierende  AktGes.  nur  einen 
Teil  ihrer  Gewinne  ausweisen  und  ihren  Stolz  darein 
setzen,  eine  Thesaurierungspolitik  zu  pflegen.  Dieses 
System  hat  auch  gewisse  Nachteile:  es  fördert  in 
paradoxer  Weise  die  Agiotage  und  das  Börsenspiel, 
statt  es  zu  dämpfen,  weil  das  Publikum  die  un- 
bekannte Höhe  dieser  Reserven  in  Phantasiewerte 
umzusetzen  sich  gefällt.  Allein  diesem  System  ist  nicht 
durch  eine  Reform  des  Aktienrechtes  beizukommen. 
So  erklärt  sich  denn  eine  gewisse  Unlust  der  öffent- 
lichen Meinung,  an  das  Reformproblem  heranzutreten. 
Zu  alledem  gibt  auch  die  Liquidationsstatistik  der 
AktGes.  seit  dem  Aktienregulativ  keinen  Anlaß 
zur  Beunruhigung. 

Die  Zahl  der  von  1899  bis  1911  einschl.  ge- 
gründeten AktGes.  betrug  426.  In  demselben  Zeit- 
raum traten  (abgesehen  von  Fusionen,  Verstaat- 
lichungen, Verstadtlichungen)  in  Liquidation  50  Gesell- 
schaften = 11,7%,  von  den  neu  gegründeten  je- 
doch nur  26  Gesellschaften  = 6,1%,  hiervon  mit 
kürzerer  als  5jähriger  Lebensdauer  bloß  15  = 3,5%. 

Gleichwohl  steht  außer  Zweifel,  daß,  wenn  es 
in  Oesterreich  zu  einer  Kodifikation  des  Aktien- 
rechtes kommen  sollte,  das  deutsche  Gesetz  die 
Grundlage  bilden  wird.  Wie  die  Dinge  in  Oester- 
reich liegen,  wird  schon  die  Fülle  strenger  Straf- 
bestimmungen des  deutschen  Rechtes  den  Nerv  un- 
serer Legislative  sympathisch  berühren.  Labands 
kaustischer  Witz,  es  stelle  das  deutsche  Reichsgesetz 
über  Aktiengesellschaften  vom  Jahre  1884  eigentlich 
eher  eine  Novelle  zum  Strafgesetzbuch  als  zum 
HGB.  vor,  weist  den  Weg,  von  dem  wohl  nicht  zu 
befürchten  ist,  daß  unser  Parlament  ihn  verlassen 
werde.  . . . 

Ueber  die  prinzipiellen  Vorzüge  des  Normativ- 
gegenüber dem  Konzessionssystem  ist  im  Rahmen 
dieses  Aufsatzes  gewiß  kein  Wort  zu  verlieren.  Je 
stärker  das  politische  Leben  einen  wirtschaftlichen 


q Aktienregulativ  v.  Jahre  1899,  Ges.  über  die  Gesellsch.  m.  b.  H. 
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Einschlag  erhält,  desto  wichtiger  ist  es,  den  Ge- 
schäftsbetrieb vor  der  Beeinflussung  durch  politische 
Rücksichten  zu  schützen  und  die  Staatsverwaltung 
von  der  Verantwortung  für  die  Gründung  und  Ge- 
barung der  großen  Unternehmungen  zu  entlasten. 
An  Beispielen  dafür  fehlt  es  nicht,  daß  diese  Ver- 
antwortung eine  Schädigung  von  Interessen  höherer 
politischer  Ordnung  nach  sich  zieht,  während  der 
privat-  und  volkswirtschaftliche  Schutz  gegen  Aus- 
beutung durch  das  Normativ-  ebenso  gesichert  wird 
wie  durch  das  Konzessionssystem. 

Die  Anlehnung  unseres  Aktienregulatirs  an  das 
deutsche  Recht  ist  so  stark,1)  daß  zunächst  die  den 
formalen  Hergang  der  Gründung  regelnden  Normen 
durch  eine  gesetzliche  Rezeption  keine  wesentliche 
Aenderung  erfahren  dürften.  Allein,  da  das  Aktien- 
regulativ nur  ein  Ausfluß  der  Verordnungsgewalt  ist, 
so  kann  es  keine  anderen  Sanktionen  aufstellen  als 
die  Verweigerung  der  Konzession  und  muß  alle 
materiellen  Normen  den  Parteien  als  lex  contradus, 
als  Inhalt  des  Gesellschaftsvertrages  aufoktroyieren. 
Die  wesentliche  Bedeutung  der  die  Gründung  regeln- 
den Normen  des  deutschen  Gesetzes  liegt  aber  in 
den  strengen  Bestimmungen  über  die  Haftung  der 
Gründer  und  Gründergenossen,  der  Ausgabehäuser, 
des  Vorstandes  und  Aufsichtsrates  für  den  Gründer- 
bericht und  dessen  Prüfung  (§§  202—204),  ferner 
in  der  Norm  (§  205)  über  Vergleiche  und  Verzicht 
auf  Gründungsansprüche.  Es  wird  Aufgabe  der 
österr.  Gesetzgebung  sein,  diese  Sanktionen  auch  bei 
uns  einzuführen,  ebenso  wie  den  Prospektzwang  des 
deutschen  Börsengesetzes  mit  seinen  zivilrechtlichen 
Wirkungen,  an  dessen  Stelle  heute  in  Oesterreich 
nur  ein  verwaltungsrechtlicher  Prospektzwang 
besteht. 

Von  ebenso  großer  grundsätzlicher,  aber  größerer 
praktischer  Bedeutung  für  unser  Aktienwesen  wie 
die  Rezeption  der  die  Gründung  betr.  Normen  des 
deutschen  Rechtes  scheint  mir  die  Uebernahme  der 
die  Verfassung  und  Geschäftsführung  der  Akt.- 
Ges.  regelnden  Bestimmungen  des  deutschen  Aktien- 
rechtes (§§  231  ff.).  In  Deutschland  ist  die  Ver- 
fassung und  Geschäftsführung  der  AktGes.  nach 
folgenden  Grundlinien  eingerichtet: 

Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  ist  das  oberste, 
beschließende,  genehmigende,  entlastende  und  mit  dem  Er- 
nennungsrechte der  Funktionäre  der  Gesellschaft  ausge- 
stattete Organ.  Die  wirkliche,  dauernde,  fach-  und  be- 
rufsmäßige Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  liegt 
in  den  Händen  des  Vorstandes,  der  aus  verhältnismäßig 
wenig  Personen  besteht,  welche  die  zur  Führung  der  Ge- 
schäfte notwendigen  fachlichen  Kenntnisse  besitzen,  aus 
der  Führung  der  AktGes.  ihr  Einkommen  beziehen  und 
durch  die  berufliche  Hingabe  ihrer  wirtschaftlichen  und 
fachlichen  Persönlichkeit  an  ihr  Amt  und  an  die  Interessen 
der  Gesellschaft  mit  der  letzteren  in  ein  Verhältnis  dauernder 
und  inniger  Verschmelzung  treten.  Der  Aufsichtsrat 
hingegen  ist,  trotz  der  besonderen  Bestimmungen  der 
§§  235  und  246  im  wesentlichen  nicht  eine  unmittelbar 
geschäftsführende  und  verwaltende,  sondern  eine  kon- 
trollierende Behörde. 

Die  Vorzüge  dieser  Organisation,  der  m.  E.  für 
die  großen  Erfolge  des  deutschen  Aktienwesens 


mehr  Bedeutung  zukommt  als  den  gesetzlichen 
Normen  über  das  Gründungswesen,  ja  selbst  über 
die  den  Aktionären  zustehenden  Beschluß-  und  An- 
fechtungsrechte, liegen  darin,  daß  die  wirkliche 
Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  einem  an 
Zahl  kleinen,  daher  praktisch  leistungsfähigen,  durch 
berufliches  und  fachliches  Wissen  ausgezeichneten, 
und  dauernd,  und  zwar  mit  allen  Interessen  der 
Persönlichkeit  und  des  wirtschaftlichen  Egoismus  an 
das  Schicksal  der  AktGes.  gebundenen  Kollegium 
übertragen  ist. 

Der  Aufsichtsrat  ist  bei  pflichtgemäßer  Auf- 
fassung und  sachkundiger  Führung  seines  Amtes 
imstande,  dem  Vorstande  die  für  alle  praktischen 
geschäftlichen  und  Lebenszwecke  unerläßliche  Frei- 
heit der  Entschließung  zu  belassen  und  dennoch 
einen  das  geschäftliche  Wohl  der  AktGes.  gefähr- 
denden Absolutismus  des  Vorstandes  zu  hemmen 
bzw.  zu  brechen. 

Vermöge  der  geschichtlichen  Entwicklung  des 
Aktienwesens  in  Oesterreich  fällt  hingegen  die 
Funktion  des  Vorstandes  in  der  Regel  einem  viel- 
köpfigen Kollegium  zu  (Verwaltungsrat),  dessen  Mit- 
glieder weder  notwendig  noch  in  der  Regel  Fach- 
leute in  den  Angelegenheiten  der  AktGes.  sind. 
Ihre  Betätigung  in  den  Geschäften  der  letzteren  ist 
ein  Nebenamt,  ihre  mehr  oder  minder  große  Zahl 
läßt  das  Kollegium  als  zur  wirklichen  Führung  der 
Geschäfte  kaum  tauglich  erscheinen. 

Ausnahmen  von  dieser  Organisationsform,  ins- 
besondere bei  Kreditinstituten,  in  denen  die  Eigen- 
schaft des  Vorstandes  statutarisch  der  aus  wenigen, 
beruflich  tätigen  Personen  bestehenden  Direktion 
beigelegt  ist,  dienen  nur  zur  Bekräftigung  der  Regel, 
die  in  ihrer  extensiven  und  intensiven  Anwendung 
zu  lebenswidrigen  Konsequenzen  führt  und  daher 
in  der  Praxis  durch  Kompromißnormen  abgeschwächt 
wird,  welche  zwar  die  ordnungsmäßige  Führung  der 
Geschäfte  sichern,  aber  eine  unzulässige  und  prinzipiell 
nicht  zu  billigende  Verwirrung  und  Verschiebung 
der  Kompetenzgrenzen  herbeiführen.  Je  größer  der 
Kompetenzkreis  des  „Verwaltungsrates“  im  Einzel- 
falle aus  den  statutarischen  Bestimmungen  resultiert, 
desto  schwieriger  ist  seine  Ausübung  durch  ein 
vielgliedriges  Kollegium,  desto  stärker  weicht  die 
lebendige,  wirkliche  Organisation  der  AktGes.  von 
der  geschriebenen  ab.  Der  Schwerpunkt  der  Macht 
ist  entweder  in  ein  kleines  Exekutiv-Komitee  des 
Verwaltungsrates  verlegt  oder  liegt  bei  der  Direktion, 
welche  allerdings  die  moralische,  aber  nicht  die 
i uristische  Verantwortlichkeit  für  die  Führung  der 
Geschäfte  zu  tragen  hat.  Der  Krebsschaden  dieses 
Systems  ist  die  Trennung  der  Führungsgewalt  von 
der  Verantwortlichkeit.  Für  ein  wirklich  aufsicht- 
führendes Organ  ist  in  dieser  Verfassung  der  Akt.- 
Ges.  kein  Raum;  die  sog.  Revisoren  oder  Revisions- 
kollegien, die  bloß  befugt  sind,  die  Bücher  der  Ge- 
sellschaft zu  prüfen  und  ihre  Uebereinstimmung  mit 
den  Schlußrechnungen  festzustellen,  genießen  selbst 
in  der  bescheidenen  Funktion  von  dekorativen 
Elementen,  in  der  Verfassung  der  AktGes.  nur 


*)  Vgl.  die  Gutachten  von  Grilnhut  und  Lehmann. 
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eine  geringe  Bedeutung.  Diese  Verfassung  ist  zum 
größten  Teile  die  herrschende.  Ausnahmen  bestehen 
eigentlich  nur  bei  Kreditinstituten,  und  die  hybride 
Natur  derVerwaltungsratsfunktion  entwickelt  anderer- 
seits bei  Kreditinstituten  häufig  die  Eigentümlichkeit, 
daß  Vorsitzende  oder  Mitglieder  dieser  Kollegien 
vom  Staate  entweder  bestellt  oder  aber  genehmigt 
werden,  so  daß  mitten  in  der  autonomen  Verfassung 
der  AktGes.  der  letzteren  ein  Organ  entgegentritt, 
welches  seine  Macht-  und  Amtsgewalt  nicht  auf  eine 
Bestellung  durch  die  AktGes.,  sondern  auf  selb- 
ständigen Ursprung  zurückführt. 

Das  Aktienregulativ  hat  es  versucht,  hierin 
Wandel  zu  schaffen  (§§  34  ff.)  und  eine  Ver- 
fassung der  AktGes.  herbeizuführen,  die  in 
großen  Zügen  jener  des  deutschen  Aktienwesens 
entsprechen  würde. 

Es  hat  aber  diese  seine  Intention  nicht  durch 
zwingende  Normen  betätigt,  nicht  einmal  in  dem 
Sinne,  daß  es  die  Konzessionierung  der  AktGes. 
von  der  Einführung  dieser  Verfassung  abhängig 
gemacht  hätte.  Gewiß  war  dies  eine  in  ihrer  Weis- 
heit nicht  zu  verkennende  Selbstbeschränkung  der 
Regierung,  daß  sie  einer  durch  Jahrzehnte  einge- 
lebten Verfassung  nicht  strikte  entgegentrat,  da  die 
Regierung  sonst  auf  dem  Wege  der  Verfügungs- 
gewalt weitgehende  Ausnahmen  von  diesem  Ver- 
ordnungsrechte hätte  bewilligen  müssen,  um  der 
Gewohnheit  des  Lebens  nicht  Gewalt  anzutun  und 
um  nicht  zweierlei  Arten  von  Verfassungen  bei  den 
österreichischen  AktGes.  gleichzeitig  bestehen  zu 
lassen  und  die  juristische  Beurteilung  der  Kompetenz- 
und  Verantwortlichkeitsfragen  noch  schwieriger  zu 
gestalten,  als  sie  es  ohnehin  in  Oesterreich  ist.  Die 
Folge  aber  dieser  an  sich  maßvollen  Haltung  der 
Regierung  war,  daß  alles  beim  alten  geblieben  ist, 
und  die  Führung  der  Geschäfte  einer  dem  Vor- 
stande (Verwaltungsrat)  durch  Sachkenntnis  und 
dauernden  Konnex  mit  der  Gesellschaft  regelmäßig 
überlegenen,  aber  juristisch  untergeordneten  Behörde, 
der  Direktion,  obliegt. 

Zu  den  wichtigsten  Reformen,  welche  bei  Ver- 
abschiedung eines  österreichischen  Aktiengesetzes 
in  Frage  kommen,  wird  daher  die  Rezeption  der 
deutschen  Verfassung  gehören,  wobei  aber  — auch 
nach  den  praktischen  Erfahrungen  in  Deutschland 
— die  Kompetenzen  des  Aufsichtsrates  dadurch  zu 
erweitern  sein  werden,  daß  nicht  bloß  dem  Kollegium, 
sondern  auch  den  einzelnen  Mitgliedern  des  Aufsichts- 
rates das  Recht  zur  Ergreifung  von  dringlichen 
Maßnahmen,  z.  B.  Einberufung  von  Generalversamm- 
lungen, Sistierung  von  gefahrbringenden  Akten  des 
Vorstandes,  zuzugestehen  sein  wird. 

Das  Postulat  der  Sicherung  der  Rechte  der 
Aktionäre  in  der  Generalversammlung,  eines 
der  schwierigsten  des  Aktienrechtes,  bedarf  nicht 
bloß  der  Aufstellung  von  Kautelen  für  die  Aus- 
übung des  Stimmrechtes,  die  Sicherung  von  Minder- 
heitsrechten und  Ermöglichung  der  Anfechtung  von 
widerrechtlich  zustandegekommenen  Beschlüssen, 
sondern  auch  der  Sicherung  der  Aktionäre  gegen 
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jene  Art  Vergewaltigung,  die  in  der  Erteilung  mangel- 
hafter oder  unrichtiger  Informationen  an  die  Aktionäre 
liegt.  Das  Uebergewicht  der  jeweils  am  Ruder  be- 
findlichen Gruppe  von  Aktionären  wird  nicht  so 
sehr  durch  die  vulgären  äußeren  Machtmittel  des 
Stimmrechtes  begründet,  als  durch  die  natürliche, 
dauernde  und  schwer  zu  brechende  Ueberlegenheit 
wenn  auch  nur  weniger  Informierter  über  die  große 
Zahl  der  Nichtinformierten. 

Jede  Form  des  Aktienrechtes,  welche  dem 
wahren  Willen  der  wirklichen  Aktionäre  in  der  Ge- 
barung der  Akt.-Ges.  zum  Siege  verhelfen  soll, 
muß  daher  vor  allem  die  Bilanzierung  und  Bericht- 
erstattung mit  allen  Kautelen  der  Wahrheit  und 
Vollständigkeit  umgeben,  selbstverständlich  mit  Be- 
dacht auf  die  Wahrung  und  Schonung  wichtiger 
Geschäftsgeheimnisse.  Die  Bestimmungen  über  den 
Bericht  des  Vorstandes  und  die  Bilanz  im  deutschen 
HGB.,  §§  260  ff-,  sowie  über  die  Kautelen  für  die 
Richtigkeit  dieser  Berichterstattung  sind  in  das  Aktien- 
regulativ, soweit  dies  seine  Natur  als  Verordnung 
zuließ,  aufgenommen  worden,  d.  h.  mit  Ausschluß 
der  zivilrechtlichen  und  selbstverständlich  auch  der 
strafrechtlichen  Sanktionen.  Diese  Bestimmungen 
reichen  gleichwohl  nicht  aus.  Z.  T.  ist  man  auch 
schon  bei  uns  darüber  hinausgegangen,  indem  z.  B. 
das  Versicherungsregulativ1)  ein  genaues  Bilanz- 
schema aufstellt.  Bilanzschemata  eignen  sich  aller- 
dings nicht  für  alle  Arten  von  Unternehmungen.  Sie 
sind  schon  bei  Kreditinstituten  kaum  durchzuführen 
und  versagen  gänzlich  bei  Industriegesellschaften. 
Dagegen  hat  sich  bei  Großbanken  in  Deutschland 
die  nachahmenswerte  Gepflogenheit  der  Zwischen- 
bilanzen eingebürgert,  und  die  Unternehmungen  der 
Großindustrie,  besonders  der  Schwerindustrie,  pflegen, 
abgesehen  von  den  Bilanzen,  in  regelmäßigen 
Zwischenräumen  Berichte  über  den  Umsatz,  über 
die  wichtigsten  Produktions-  und  Absatzziffern  zu 
veröffentlichen,  die  auch  während  des  Geschäfts- 
jahres den  Aktionären  und  der  weiteren Oeffentlichkeit 
Gelegenheit  geben,  die  kritische  Sonde  an  den  Gang 
des  Unternehmens  zu  legen.  Es  würde  zu  den 

wichtigsten  Aufgaben  der  Gesetzgebung  gehören, 
mit  der  nötigen  Bedachtnahme  auf  die  wirklichen 
Lebensverhältnisse  diese  Verkehrssitten  zum  Gegen- 
stand einer  gesetzlichen  oder  administrativen  Regelung 
zu  gestalten. 

Für  die  Sicherung  des  formalen  Stimmrechtes 
der  Aktionäre  hat  auch,  abgesehen  von  dem  Verbot 
des  Strohmännerwesens  — es  bleibe  dahingestellt, 
ob  dieses  Verbot  im  Leben  auch  wirklich  zur 
Geltung  gelangt  ist  — , das  deutsche  Gesetz  Kautelen 
aufgestellt,  wovon  als  besonders  wichtig  hervor- 
gehoben seien:  die  zwingende  Bestimmung,  daß  jede 
Aktie  das  Stimmrecht  gewähren  muß  (§  252);  die 
notfalls  eintretende  Berufung  der  Generalversammlung 
durch  das  Gericht;  die  besondere  Verständigungs- 
pflicht von  Aktionären,  die  Aktien  bei  der  Gesell- 
schaft hinterlegen;  die  Bestimmungen  über  das 


i)  Min  Verordnung  vom  5.  März  1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  31. 


ZUM  31.  DEUTSCHEN  JURISTENTAGE  IN  WIEN. 


Aktionärverzeichnis  (§  258).  Diese  Bestimmungen 
wären  vielleicht  durch  eine  Norm  zu  ergänzen,  die 
der  Abstimmung  dauernder  Aktionäre  der  Gesell- 
schaft ein  gewisses  Vorzugsrecht  gegenüber  dem 
Stimmrechte  bloß  kurzzeitiger  Aktionäre  gewährt, 
vorausgesetzt,  daß  die  Eigenschaft  als  dauernder 
Aktionär  unzweifelhaft  festgestellt  werden  kann,  eine 
Anregung,  die  vom  Sektionschef  Dr.  Schreiber, 
Wien,  herrührt. 

Von  Bedeutung  ist  ferner  § 264,  welcher  der 
Generalversammlung  und  selbst  einer  Minderheit  das 
Recht,  die  Vertagung  der  Beschlußfassung  über  die 
Genehmigung  der  Bilanz  zu  verlangen,  erteilt.  Auch 
die  Minderheitsrechte,  die  in  den  §§  268,  269  deutsch. 
HGB.  verwirklicht  werden,  sind  geeignet,  in  besonders 
krassen  Fällen  der  Vergewaltigung  der  Minderheit  Ab- 
hilfe zu  verschaffen.  Es  liegt  aber  in  der  Natur  der 
Akt.Ges.  als  Erwerbsunternehmen,  daß  die  Wahrung 
der  materiellen  Interessen  der  Aktionäre  selbst  durch 
die  schärfsten  Kautelen,  die  mit  der  Einberufung 
und  Führung  der  Generalversammlung  verbunden 
werden,  nicht  erreicht  werden  kann,  weil  die  General- 
versammlung nur  stoßweisen  und  negativen  Einfluß 
zu  üben  vermag,  die  wirtschaftliche  Blüte  eines 
Erwerbsunternehmens  aber  von  der  dauernden,  täg- 
lichen und  unablässigen  Anwendung  der  nötigen 
Sorgfalt  abhängig  ist.  Will  man  daher  auch  einer 
Minderheit  die  Möglichkeit  geben,  auf  die  letztere 
Einfluß  zu  nehmen,  dagegen  aber  der  Majorität  das 
ihr  naturgemäß  zukommende  Recht  auf  beherrschen- 
den Einfluß  in  der  Verwaltung  und  Führung  der 
Geschäfte  nicht  entziehen,  will  man  ferner  die  Ge- 
sellschaft davor  schützen,  daß  eine  Minderheit  eine 
ihr  gesetzlich  zukommende  Machtstellung  nicht  zwecks 
vorübergehender  Interessen  mißbraucht,  so  müßte 
eine  Reform  in  dem  Sinne  angebahnt  werden,  daß 
es  einer  bestimmten  ansehnlichen  Minderheit  frei- 
stehen soll,  gegen  Hinterlegung  ihrer  Aktien  bei 
der  Gesellschaft,  und  zwar  für  so  lange,  als  diese 
Hinterlegung  andauert,  mindestens  aber  für  den 
Zeitraum  eines  Jahres,  ihre  Vertretung  in  einem 
dauernden  Organ  der  Gesellschaft,  also  im  Aufsichts- 
rate erzwingen  zu  können.  Ein  Ansatz  hierzu  ist 
im  § 37  Aktienregulativs  vorhanden,  aber  nicht 
praktisch  geworden,  weil  auch  nach  dessen  Erlaß 
die  wenigsten  österreichischen  Gesellschaften  einen 
Aufsichtsrat  bestellten.  Dieser  Ansatz  wäre  bei 
einer  gesetzlichen  Regelung  in  dem  Sinne  auszu- 
gestalten, daß  eine  bestimmte  Minorität  der  Ak- 
tionäre, welche  ihre  Aktien  mindestens  für  ein  Jahr 
zu  deponieren  bereit  sind,  berechtigt  sein  soll,  für 
dieses  Geschäftsjahr  die  Aufnahme  eines  von  ihnen 
zu  nominierenden  Vertreters  in  den  Aufsichtsrat  zu 
erzwingen.  Die  Voraussetzung  des  Nachweises  eines 
dauernden  Interesses  ist  deswegen  so  wichtig,  weil 
dadurch  allein  den  Versuchen  konkurrierender  Ge- 
sellschaften, Geschäftsgeheimnisse  einesUnternehmens 
zu  erfahren,  ein  wirksamer  Riegel  vorgeschoben 
werden  kann. 


Das  deutsche  und  das  österreichische  Gesetz 
über  die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung1. 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Hachenburg,  Mannheim. 

Dem  Juristentage  liegt  die  Frage: 

Empfiehlt  es  sich,  das  im  Deutschen  Reiche  und  in 
Oesterreich  geltende  Recht  der  Gesellschaften  m.  b.  H. 
zu  vereinheitlichen,  und  welche  Sonderbestimmungen 
des  österr.  Gesetzes  v.  12.  März  1905  würden  sich  vor- 
zugsweise zur  Aufnahme  in  das  einheitliche  Recht  eignen? 
vor.  Eine  Vergleichung  beider  bietet  die  notwendige 
Grundlage  zur  Beantwortung. 

Die  Grundgedanken  des  deutschen  und  öster- 
reichischen Gesetzes  sind  die  gleichen.  Die  Gesell- 
schafter haften  den  Gläubigern  persönlich  nicht.  Sie 
haben  nur  der  Gesellschaft  ihre  Einlage  zu  leisten. 
Sie  haften  ihr  aber  auch  für  die  Einlage  jedes 
anderen  Gesellschafters.  Es  entstehen  feste  Be- 
teiligungen am  Gesellschaftsvermögen.  Sie  sind  aber 
nicht  gleich  den  Aktien  bestimmt,  leicht  von  Hand 
zu  Hand  zu  wandern.  Die  Geschäftsanteile  sind 
schwer  veräußerlich  gemacht.  Die  Gesellschafter 
schließen  sich  näher  aneinander  als  die  Aktionäre. 
Das  österreichische  Gesetz  suchte  bei  dieser  Rege- 
lung nicht  nur  den  Ausdruck  zu  bessern,  Lücken 
auszufüllen,  Streitfragen  abzuschneiden.  Es  war 
auch  bemüht,  die  gesetzgeberische  Fürsorge  für  die 
Gläubiger  der  Gesellschaft  und  für  ihre  Mitglieder 
weiter  zu  führen  als  das  deutsche  Recht. 

I.  Die  Fürsorge  für  die  Gläubiger. 

1.  Bei  der  Entstehung  der  G.  m.  b.  H.  Den 
Gläubigern  haftet  nur  das  Stammkapital.  Daher 
sorgen  beide  Gesetze  für  dessen  Erhaltung.  Daher 
die  Vorschriften  über  das  Verlangen  der  Aufnahme 
der  Abrede  der  Sacheinlage,  über  das  Verbot  der 
Leistung  an  Zahlungs  Statt  und  der  Aufrechnung 
(§  5 Abs.  4 D,  § 65  Abs.  4 O,  § 19  Abs.  2 u.  3 D, 
§ 63  Abs.  3,  4 u.  5 O).  Sie  sind  die  gleichen  in 
beiden  Gebieten. 

Das  österr.  Gesetz  geht  aber  weiter.  Es  ver- 
bietet die  Gewährung  einer  Gründerbelohnung 
an  einen  Gesellschafter  aus  dem  Stammkapitale 
(§  7 Abs.  1 O).  Es  verlangt  mithin  ebensowenig 
wie  das  deutsche  Recht  eine  Aufnahme  einer  solchen 
Zusage  in  den  Gesellschaftsvertrag.  Ist  sie  einem 
Dritten  versprochen,  so  erwirbt  dieser  mit  der  Ent- 
stehung der  G.  m.  b.  H.  in  der  gleichen  Weise  einen 
Anspruch  gegen  die  Gesellschaft  wie  jeder  andere 
Kontrahent.  Dasselbe  gilt  aber  auch  von  einem  Ge- 
sellschafter. Nur  bildet  das  Verbot  der  Rückzahlung 
des  Stammkapitals  die  Schranke.  Für  Deutschland 
fließt  sie  aus  der  allgemeinen  Vorschrift  des  § 30 
Abs.  1.  Für  Oesterreich  ist  sie  in  § 7 Abs.  1 aus- 
gesprochen. Auch  hier  führen  beide  Gesetze  zum 
gleichen  Ergebnisse. 

Der  Ersatz  der  Kosten  der  Errichtung  der 
Gesellschaft  gebührt  jedem  Gesellschafter,  der  sie 
vorlegte.  Das  gilt  für  Deutschland  unbeschränkt. 
Oesterreich  verlangt  im  Gesellschaftsvertrag  die 
Festsetzung  eines  Höchstbetrages.  Man  befürchtet 
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sonst  Mißbräuche.  Es  läßt  sich  auf  Grund  der  Er- 
fahrungen in  Deutschland  nicht  sagen,  daß  sich  bei 
der  G.  tn.  b.  H.  solche  herausgestellt  haben.  Der 
Gedanke  des  österr.  Gesetzes  führt  aber  insofern  zu 
einem  Schutze  der  Gläubiger,  als  diese  wissen,  mit 
welcher  Minderung  des  Stammkapitals  sie  zu  rechnen 
haben. 

Bei  der  Anmeldung  der  Gesellschaft  zum 
Handelsregister  verlangt  Oesterreich  in  der  von 
beiden  Gesetzen  vorgeschriebenen  Liste  der  Gesell- 
schafter auch  die  Mitteilung  über  die  von  diesen 
geleisteten  Einzahlungen  (§12  Abs.  2 Ziff.  4 O). 
Jede  Einforderung  weiterer  Einzahlungen  ist  unter 
Angabe  des  eingerufenen  Betrags  von  sämtlichen 
Geschäftsführern  zum  Handelsregister  anzumelden. 
Das  Handelsgericht  hat  sie  stets  zu  veröffentlichen 
(§  64  Abs.  1 O).  Im  Anteilbuche,  das  die  Gesell- 
schaft führen  muß,  und  das  jeder,  „der  ein  recht- 
liches Interesse  bescheinigen  kann“,  einsehen  darf, 
ist  die  geleistete  Einzahlung  zu  vermerken.  Es  soll 
der  Gläubiger  sich  stets  davon  überzeugen  können, 
ob  die  Stammeinlagen  noch  ausstehen.  In  diesem 
Stück  Kontrolle  liegt  ein  Fortschritt  gegenüber  dem 
deutschen  Rechte. 

2.  Die  Haftung  der  Gesellschafter  für 
die  Stammeinlagen.  Die  Stammeinlage  bildet  die 
Kreditbasis.  Das  Gesetz  wacht  in  beiden  Ländern 
über  die  Erfüllung  derselben.  Gleichgestaltet  im  Prin- 
zip ist  das  Ausschließungsverfahren  beim  Verzüge  der 
Zahlung.  Doch  verlangt  Oesterreich,  daß  die  Auf- 
forderung unter  Androhung  der  Ausschließung  an  alle 
säumigen  Gesellschafter  erfolge.  Einzelne  auszu- 
nehmen, ist  unzulässig  (§  66  Abs.  1 Satz  3 O).  Die 
straffe  Ausübung  dieser  Befugnis  hat  das  deutsche 
Recht  für  die  Aktiengesellschaft  eingeführt  (§  219 
HGB.).  Das  Interesse  der  Gläubiger  der  G.  m.  b.  H. 
verlangt  dies  nicht.  Die  verschiedene  Behandlung 
nach  der  verschiedenen  Lage  der  Gesellschafter,  bei 
dem  einen  die  Kaduzierung,  bei  dem  andern  die 
Einklagung,  kann  gerade  im  Interesse  der  Kredit- 
geber liegen. 

Die  Haftung  des  Rechtsvorgängers  ist  in  beiden 
Gesetzen  wieder  gleichgeordnet  (§  22  D,  § 67  O). 
Etwas  abweichend  aber  sind  die  Vorschriften  über 
die  Verwertung  des  Geschäftsanteils,  wenn  auch  die 
Vorgänger  nicht  bezahlen.  Deutschland  greift  sofort 
zur  Versteigerung.  Eine  andere  Verwertung  ist  nur 
mit  Zustimmung  des  Ausgeschlossenen  zulässig 
(§  23  D).  Oesterreich  gestattet  den  freihändigen 
Verkauf  zum  Bilanzwerte  innerhalb  eines  Monats. 
Das  mag  im  Interesse  der  Gesellschaft  liegen.  Für 
den  ausgeschlossenen  Gesellschafter  ist  es  nicht  ohne 
Gefahr.  Oesterreich  trifft  Anordnungen  über  die 
Verwertung  des  Uebererlöses.  Er  ist  in  erster  Linie 
auf  die  außer  dem  eingeforderten  Betrage  noch  ge- 
schuldete Stammeinlage  zu  verrechnen.  Ist  diese 
voll  gedeckt,  so  fließt  er  an  den  ausgeschlossenen 
Gesellschafter.  Das  deutsche  Recht  weist  den  Mehr- 
erlös der  Gesellschaft  zu.  Das  österreichische  System 
erscheint  als  das  billigere.  Die  Gesellschaft  soll  sich 
nicht  auf  Kosten  des  Ausgeschlossenen  bereichern. 


Das  letzte  Glied  in  der  Kette  ist  endlich  die 
Haftung  der  anderen  Gesellschafter  für  den  auch 
durch  die  Verwertung  des  Geschäftsanteils  nicht  ge- 
deckten Ausfall.  Sie  ist  auch  vom  österr.  Gesetze 
als  unentbehrlicher  Teil  des  ganzen  Baues  bei- 
behalten. Es  spricht  dabei  den  anderen  Gesell- 
schaftern ein  Recht  auf  die  Dividende  und  das 
Liquidationsergebnis  aus  dem  kaduzierten  Anteile 
zu.  Aus  dem  nachträglichen  Verkaufe  erhalten  sie 
ihre  Zahlungen  zurück.  Das  letztere  wird  für 
Deutschland  aus  dem  Inhalte  des  Gesetzes  abge- 
leitet. Das  erstere  fließt  den  Gesellschaftern  in 
gleicher  Weise  mittelbar  zu.  Ein  Bedürfnis  zu  einer 
besonderen  Regelung  liegt  nicht  vor. 

3.  Die  Rückzahlung  des  Stammkapitals  gefährdet 
die  Interessen  der  Gläubiger  aufs  schwerste.  Beide 
Gesetze  sind  wieder  darin  einig,  daß  sie  unzulässig 
ist.  Der  Reingewinn  darf  in  Oesterreich  nicht  aus- 
bezahlt werden,  wenn  sich  in  der  Zeit  zwischen 
dem  Jahresschlüsse  und  dem  Beschlüsse  der  Gesell- 
schafter über  den  Rechnungsabschluß  eine  erhebliche 
Schmälerung  des  Vermögensstandes  ergibt  (§  82 
Abs.  5 O).  Dann  ist  der  Gewinn  als  Reserve  auf 
Rechnung  des  laufenden  Jahres  zu  übertragen.  Die 
allerdings  nicht  unbestrittene  Auslegung  des  deutschen 
Gesetzes  geht  weiter.  Sie  versagt  die  Ausschüttung 
des  Gewinnes,  sobald  diese  das  Vermögen  der  Gesell- 
schaft derart  mindert,  daß  das  Stammkapital  nicht 
mehr  erhalten  bleibt  (§  30  Abs.  1 D).  Also  auch 
dann,  wenn  die  Gesellschafterversammlung  die  Ver- 
teilung bereits  beschlossen  hatte.  Das  österr.  Gesetz 
hat  den  Vorzug,  daß  es  durch  seine  ausdrückliche 
Regelung  zweifellose  Verhältnisse  schafft.  Das 
energische  Vorgehen  des  deutschen  Rechts  dehnt  aber 
den  Gläubigerschutz  weiter  aus.  In  der  Behandlung 
der  Rückzahlungspflicht  weichen  beide  Gesetze  in 
Einzelheiten  voneinander  ab.  Das  deutsche  Recht 
zieht  sofort  die  Gesellschafter  heran.  Ihnen  haften  die 
Geschäftsführer  auf  Ersatz,  wenn  ihnen  ein  Verschul- 
den zur  Last  fällt  (§  31  Abs.  6 D).  Oesterreich  stellt 
die  Geschäftsführer  voran.  Erst  wenn  auch  von  diesen 
die  Erstattung  des  zu  Unrecht  ausbezahlten  Kapitals 
nicht  zu  erhalten  ist,  haften  die  Gesellschafter.  Ob 
dieser  Weg  kürzer  sein  wird  als  der  des  deutschen 
Gesetzes,  erscheint  zweifelhaft.  Er  ist  den  Gesell- 
schaftern günstiger.  Er  rückt  ihre  Haftung  an  die 
letzte  Stelle.  Legt  man  den  Nachdruck  auf  einen 
energischen  Schutz  der  Gläubiger,  so  ist  es  richtiger, 
den  Gesellschaftern  die  Einrede  der  Vorausklage 
der  Geschäftsführer  zu  versagen.  Andererseits  be- 
handelt Deutschland  die  Gesellschafter  wieder  milder. 
Es  läßt  sie  nur  haften,  wenn  und  soweit  die  Rück- 
zahlung zugunsten  der  Gläubiger  erforderlich  ist  (§31 
Abs.  3 D).  Oesterreich  kennt  diese  Voraussetzung 
nicht.  Wie  bei  der  Nichterfüllung  der  zugesagten  Ein- 
lage stehen  auch  bei  Nichtrückzahlung  die  Gesell- 
schafter untereinander  nach  Verhältnis  ein.  Kon- 
sequenter ist  jedenfalls  das  österreichische  System. 
Es  fragt  sich  nur,  ob  nicht  die  ganze  Haftung,  also 
auch  die  für  die  Nichterfüllung  der  Einlage,  durch 
die  Befriedigung  der  Gläubiger  zu  begrenzen  wäre. 


- 62  - 


ZUM  31.  DEUTSCHEN  JURISTENTAGE  IN  WIEN. 


Ein  Mittel  zur  Umgehung  des  Verbots  der  Rück- 
zahlung der  Einlage  ist  der  Ankauf  des  Geschäfts- 
anteils. Deutschland  erklärt  ihn  nur  für  ungültig, 
solange  die  Einlage  noch  nicht  geleistet  ist  (§  33 
Abs.  1 D).  Voll  einbezahlte  Geschäftsanteile  soll 
die  Gesellschaft  nicht  aus  dem  Stammkapital  er- 
werben. Ungültig  ist  dies  nicht.  Die  Geschäfts- 
führer sind  haftbar.  Aber  der  Gesellschafter  hat 
seinen  Anteil  gültig  an  die  Gesellschaft  zurück- 
gegeben und  den  Betrag  zurückerhalten.  Anders 
Oesterreich.  Der  Erwerb  und  die  Pfandnahme 
eigener  Geschäftsanteile  durch  die  Gesellschaft  ist 
stets  verboten  und  wirkungslos.  Nur  der  Erwerb 
im  Vollstreckungswege  zur  Hereinbringung  eigener 
Forderungen  der  Gesellschaft  ist  zulässig.  Das  ist 
zweifellos  die  bessere  Regelung.  Ueber  die  juristische 
Merkwürdigkeit,  daß  eine  Gesellschaft  ihre  eigene 
Gesellschafterin  ist,  käme  man  hinaus.  Das  wirt- 
schaftliche Interesse  ist  maßgebend.  Aber  gerade 
dieses  verbietet  den  Erwerb  eigener  Anteile. 

4.  Auch  bei  der  Herabsetzung  des  Stammkapitals 
steht  die  Fürsorge  für  die  Gläubiger  in  beiden 
Gesetzen  im  Vordergründe.  In  der  Durchführung 
weicht  das  österreichische  Gesetz  wieder  vom  deutschen 
ab.  Deutschland  kennt  nur  eine  einzige  Anmeldung 
der  Herabsetzung  des  Stammkapitals.  Sie  erfolgt 
nach  dem  Ablaufe  des  Sperrjahres.  Die  Geschäfts- 
führer haben  zu  versichern,  daß  die  bekannten 
Gläubiger  bezahlt  oder  sichergestellt  sind  (§§58,  59  D). 
Oesterreich  verlangt  die  alsbaldige  Anmeldung  und 
Eintragung  der  beab sichtigten  Herabsetzung  zum 
Handelsregister.  Die  Geschäftsführer  haben  nach 
der  Eintragung  die  beabsichtigte  Herabsetzung  zu 
veröffentlichen.  Die  Gesellschaft  hat  sich  dabei  zur 
Zahlung  oder  Sicherstellung  der  Gläubiger  bereit  zu 
erklären.  Gläubiger,  die  sich  nicht  innerhalb  drei 
Monate  melden,  werden  als  zustimmend  erachtet 
(§  550).  Nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  erst  die  Ein- 
tragung der  vollendeten  Herabsetzung  zum  Handels- 
register zulässig.  Die  Interessen  der  Gläubiger  sind 
auch  hier  hinreichend  gewahrt.  Dieselbe  Kürzung 
der  Sperrfrist  auf  drei  Monate  findet  sich  für  Oester- 
reich auch  bei  der  Liquidation  (§  91  Abs.  2 O). 
Man  wird  auch  hier  diese  Zeit  für  hinreichend  an- 
sehen.  Das  deutsche  Sperrjahr  (§  73  Abs.  1 D), 
geht  über  das  Bedürfnis  der  Gläubiger  hinaus. 

II.  Die  Interessen  der  Gesellschafter. 

Um  den  Schutz  der  Gesellschafter  hat  sich  das 
deutsche  Recht  fast  nicht  gekümmert.  Die  Gesell- 
schafter können  bestimmen,  was  ihnen  gut  scheint. 
Sie  können  die  wenigen  Schutzrechte  des  Gesetzes 
beseitigen.  Wie  sie  sich  betten,  so  liegen  sie.  Oester- 
reich hat  diesen  Standpunkt  nicht  durchgeführt.  Die 
Erfahrung  zeigte,  daß  es  auch  Gesellschafter  gibt,  bei 
denen  eine  andere  als  eine  kapitalistische  Verbindung 
nicht  besteht.  Die  Mehrheit  ist  geneigt,  die  Macht  zu 
mißbrauchen.  Die  Minderheit  bedarf  einer  Fürsorge. 

In  erster  Linie  stehen  die  Vorschriften,  die  den 
Wechsel  der  Gesellschafter  erschweren.  Kein  Gesell- 
schafter kann  bei  der  Gründung  mehr  als  einen 


Geschäftsanteil  erhalten  (§  5 Abs.  2D  § 75  Abs.  2 0). 
Oesterreich  führt  den  Gedanken  weiter.  Ueber- 
nimmt  der  Gesellschafter  nach  der  Errichtung  der  Ge- 
sellschaft eine  weitere  Stammeinlage,  so  wird  sein 
bisheriger  Geschäftanteil  erhöht.  Für  den  Erwerb 
eines  weiteren  Geschäftsanteils  von  einem  anderen 
Gesellschafter  hat  das  deutsche  Recht  (§  15  Abs.  2) 
ausdrücklich  die  selbständige  Fortexistenz  anerkannt. 
Oesterreich  schweigt  hierüber.  Konsequent  müßte 
man  auch  hier  das  Anwachsensystem  durchführen. 
Jeder  Gesellschafter  hat  dann  stets  nur  einen  Geschäfts- 
anteil. Beide  Gesetze  erschweren  die  Teilung  eines  Ge- 
schäftsanteils. Deutschland  verlangt  die  schriftliche 
Genehmigung  der  Gesellschaft  zur  Teilveräußerung 
(§  17 D).  Oesterreich  läßt  die  Teilung  durch  Ab- 
tretung eines  Stückes  zu,  wenn  diese  im  Gesellschafts- 
vertrag gestattet  ist  (§  79  Abs.  1 0).  Das  österr. 
System  verdient  den  Vorzug,  soweit  es  stets  nur 
einen  Geschäftsanteil  bei  jedem  Gesellschafter  an- 
erkennt. Das  deutsche  aber  erscheint  als  das  bessere, 
als  es  stets  die  Genehmigung  der  Gesellschaft  zur 
Teilung  verlangt.  Andernfalls  wird  durch  die  Gesell- 
schaftsverträge jede  Erschwerung  der  Teilveräußerung 
wieder  aufgehoben.  Oesterreich  sperrt  den  Geschäfts- 
anteil. Vor  Ablauf  eines  Jahres  seit  Gründung  der 
Gesellschaft  darf  keine  Teilabtretung  erfolgen.  Man 
will  damit  der  Gefahr,  daß  die  Zeichnung  durch  Stroh- 
männer erfolge  und  diese  nach  der  Eintragung  der 
Gesellschaft  ihren  Anteil  in  einzelnen  Stücken  ihrem 
Auftraggeber  überfragen,  begegnen.  Es  ist  zweifel- 
haft, ob  diese  Vorschrift  von  besonderem  Wert 
sein  wird. 

Nicht  behandelt  ist  im  deutschen  Gesetz  die 
Zwangsvollstreckung  in  den  Geschäftsanteil  bei  Vor- 
behalt der  Zustimmung  der  Gesellschaft  zur  Ab- 
tretung. Die  Rechtsprechung  hat  die  statutarische 
Beschränkung  hier  für  unwirksam  erklärt.  Oester- 
reich hat  den  Versuch  einer  Versöhnung  der  Inter- 
essen der  Gesellschaft  und  der  Gläubiger  gemacht 
(§  76  Abs.  40).  Es  findet  ein  Vorverfahren  statt. 
Der  Geschäftsanteil  wird  gewertet.  Die  G.  m.  b.  H. 
kann  binnen  vierzehn  Tagen  seit  Benachrichtigung 
von  der  Schätzung  einen  ihr  genehmen  Käufer  präsen- 
tieren. Erst  wenn  dies  unterbleibt,  ist  die  Versteigerung 
des  Geschäftsanteils  zulässig.  Aehnlich  schützt  das 
Gesetz  die  Gesellschafter  gegen  die  Versagung  einer 
V eräußerungsgenehmigung  durch  die  Mehrheit  ( § 770). 
Liegen  keine  ausreichenden  Gründe  hierzu  vor, 
kann  die  Uebertragung  ohne  Schädigung  der  Gesell- 
schaft, der  übrigen  Gesellschafter  und  der  Gläubiger 
erfolgen,  so  kann  das  Handelsgericht  die  Genehmi- 
gung aussprechen.  Innerhalb  eines  Monats  nach 
Rechtskraft  der  Entscheidung  kann  die  G.  m.  b.  H. 
die  Uebertragung  dadurch  abwenden,  daß  sie  den 
Gesellschaftern  einen  andern  ihr  genehmen  Erwerber, 
der  den  Geschäftsanteil  zu  den  gleichen  Bedingungen 
übernimmt,  mitteilt.  Damit  wird  der  Fall,  daß  die 
Versagung  der  Veräußerung  die  Gesellschafter  zur 
Auflösungsklage  treibt,  vermieden. 

Wesentlicher  noch  sind  die  Aenderungen,  die 
das  österr.  Gesetz  bei  der  Teilnahme  der  Gesell- 
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schafter  an  der  Verwaltung  der  Gesellschaft  gegen- 
über dem  deutschen  Gesetze  eintreten  ließ.  Sie  sind 
zwingenden  Rechts.  Sie  sollen  jedem  Beteiligten 
ein  Minimum  an  Kontrolle  und  Mitwirkung  sichern. 

Jeder  Gesellschafter  muß  mindestens  eine 
Stimme  in  der  Gesellschafterversammlung  haben 
(§  39  Abs.  2 Satz  2 O).  Deutschland  gestattet  die 
Ausschließung  des  Stimmrechts.  Die  Gesellschafter- 
versammlung ist  in  Oesterreich  nur  beschlußfähig, 
wenn  mindestens  ein  Zehntel  des  Gesellschafts- 
kapitals vertreten  ist  (§  38  Abs.  60).  Erst  in  einer 
zweiten  Versammlung  ist  die  Versammlung  ohne 
Rücksicht  auf  die  Vertretung  des  Kapitals  beschluß- 
fähig. Deutschland  kennt  eine  solche  Vorschrift  nicht. 

Jedem  Gesellschafter  ist  in  Oesterreich  ohne 
Verzug  nach  der  Aufstellung  der  Bilanz  eine  Ab- 
schrift zuzustellen.  Er  kann  diese  innerhalb  einer 
Woche  vor  der  zur  Prüfung  des  Rechnungsabschlusses 
berufenen  Gesellschafterversammlung  an  Hand  der 
Bücher  und  Schriften  der  Gesellschaft  prüfen  (§  22 
Abs.  40).  Deutschland  kennt  dies  Recht  nur,  wenn 
es  im  Gesellschaftsvertrage  bedungen  ist.  Wurde  dies 
versäumt,  so  muß  sich  der  Gesellschafter  mit  der  Vor- 
lage der  Bilanz  in  der  Versammlung  und  der  Auskunft 
der  Geschäftsführer  begnügen.  Oesterreich  gestattet 
statutarische  Minderung  oder  Aufhebung  dieses  Rechts 
nur,  wenn  die  G.  m.  b.  H.  einen  Aufsichtsrat  hat. 

Wird  der  Antrag  auf  Prüfung  der  Bilanz  durch 
Revisoren  von  der  Mehrheit  abgelehnt,  so  kann  das 
Handelsgericht  auf  Antrag  eines  Zehntels  des  Stamm- 
kapitals die  Revisoren  bestellen.  Vorausgesetzt  ist, 
daß  Unredlichkeiten  oder  grobe  Verletzungen  des 
Gesetzes  oder  des  Gesellschaftsvertrags  glaubhaft 
gemacht  sind  (§§  45 — 47  O).  Versagt  die  Mehrheit 
die  Geltendmachung  von  Ansprüchen  gegen  Geschäfts- 
führer oder  Aufsichtsrat,  so  steht  dies  der  Minder- 
heit, die  mindestens  ein  Zehntel  des  Stammkapitals 
besitzt,  zu  (§  48  O).  Deutschland  kennt  diesen 
Schutz  der  Minderheit  für  das  Aktienrecht.  Im  Ge- 
biete der  G.  m.  b.  H.  ist  er  unbekannt.  Die  ganze 
Regelung  zeigt  einen  zweifellosen  Fortschritt.  Auch 
in  Deutschland  versucht  die  Vertragspraxis  diesen 
Bestimmungen  Eingang  zu  verschaffen.  Die  Fälle,  in 
denen  dies  versäumt  wird,  sind  aber  die  häufigeren. 

Oesterreich  regelt  eingehend  die  Anfechtung 
der  Beschlüsse  der  Gesellschafterversammlung  (§  41 
u.  42  0).  Die  Rechtsprechung  und  Gesetzesaus- 
legung hat  in  Deutschland  zu  ähnlichen  Ergebnissen 
geführt.  Auch  dieser  Schutz  des  einzelnen  Gesell- 
schafters ist  unentziehbar.  Wohltuend  ist  die  Be- 
schränkung dieser  Klage  auf  die  in  Deutschland  für 
die  Aktiengesellschaft  festgesetzte  Monatsfrist  (§  41 
Abs.  2 O).  In  Deutschland  ist  sie,  wie  die  ganze 
Regelung  der  Materie,  dem  Gesetze  unbekannt.  Man 
kann  sich  nur  durch  statutarische  Begrenzung  helfen. 
Wo  diese  fehlt,  sucht  man  im  Zeitablauf  einen  still- 
schweigenden Verzicht  zu  sehen.  Wo  dieser  ver- 
sagt, muß  die  Anfechtung  nach  vielen  Monaten  noch 
gestattet  werden. 

Die  vorstehenden  Betrachtungen  konnten  schon 
wegen  des  beschränkten  Raumes  nur  skizzenhaft 


sein.  Sie  mögen  genügen,  um  die  zahlreichen  Ver- 
besserungen und  Fortschritte  im  österreichischen 
Gesetze  zu  zeigen.  Diese  waren  möglich,  nachdem 
man  in  Deutschland  den  Grund  gelegt  und  die  Er- 
fahrungen gesammelt  hatte.  Schreitet  Deutschland 
zu  einer  Revision,  so  wird  das  österreichische  Ge- 
setz eine  Fülle  von  Anregungen  geben. 


Die  Freiheitstrafe  nach  dem  Vorentwurf 
zum  deutschen  und  österreichischen  StrGB. 

Von  Landgerichtsdirektor  a.  D.  Dr.  Aschrott,  Berlin. 

Seit  Mittelstädt  im  Jahre  1879  seinen  Kampfes- 
ruf „Gegen  die  Freiheitstrafen“  weithin  vernehmbar 
erschallen  ließ,  hat  sich  die  Ueberzeugung  mehr  und 
mehr  Bahn  gebrochen,  daß  es  eine  der  wichtigsten 
kriminalpolitischen  Aufgaben  ist,  das  Anwendungs- 
gebiet der  Freiheitstrafen  möglichst  einzuschränken. 
Dieser  Aufgabe  tragen  auch  die  beiden  Entwürfe 
Rechnung.  Vor  allem  geschieht  dies  dadurch,  daß 
der  Geldstrafe  ein  erheblich  weiteres  Anwendungs- 
gebiet als  nach  geltendem  Rechte  gegeben  wird: 
sie  wird  bei  einer  größeren  Zahl  von  Delikten  an- 
gedroht, in  ihrem  Ausmaß  weiter  erstreckt  und  ihre 
Vollstreckung  durch  Zulassung  von  Teilzahlungen 
und  Fristen  erleichtert.  Daneben  kommt  als  Ersatz 
von  Freiheitstrafen  der  Verweis  in  Betracht,  und  in 
gewissem  Sinne  auch  die  bedingte  Strafaussetzung 
und  das  Absehen  von  Strafe.  Diese  letzteren  Maß- 
nahmen will  der  OeVE.1)  nur  bei  Jugendlichen  zu- 
lassen, während  der  DVE.  sie  auch  bei  Erwachsenen 
gestattet  und  zugleich  den  Verweis,  den  der  OeVE. 
überhaupt  nicht  kennt,  als  allgemeines  Strafmittel 
aufnimmt.  Die  Anwendung  all  dieser  Ersatzmittel 
von  Freiheitstrafen  beschränkt  sich  aber  auf  leichtere 
Delikte  und  leichtere  Fälle.  Die  als  Ersatz  für 
schwere  Freiheitstrafen  empfohlene  Deportation  wird 
von  beiden  Entwürfen,  ebenso  wie  die  Prügelstrafe, 
verworfen.  So  bleibt  in  beiden  Entwürfen  die 
Freiheitstrate  der  Mittelpunkt  und  eigentliche  Kern 
des  Strafensystems. 

Für  die  Verhandlung  der  Freiheitstrafe  auf  dem 
Wiener  DJT.  ist  es  bei  der  Fülle  der  streitigen 
Fragen  vielleicht  von  Wert,  die  wichtigsten  hier 
herauszuarbeiten. 

1.  Die  erste  und  grundlegende  Frage  ist  die: 
Sollen  verschiedene  Arten  von  Freiheitstrafe  unter- 
schieden werden  und  wieviele? 

Beide  Entwürfe  bejahen  die  Notwendigkeit 
mehrerer  Arten  der  Freiheitstrafe  und  betonen,  daß 
es  nicht  anginge,  das  Unwerturteil  über  eine  Straftat, 
wie  es  der  Gesetzgeber  bei  Strafandrohung  und  der 
Richter  bei  Strafzumessung  auszusprechen  hat,  ledig- 
lich durch  die  mehr  oder  minder  lange  Dauer  der 
Freiheitsentziehung  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Beide 
Entwürfe  stimmen  auch  in  der  Zahl  der  Freiheit- 
strafen überein.  Sie  drohen  3 Arten  von  Freiheit- 


i)  Folgende  Abkürzungen  sind  gebraucht:  DVE.  = Vorentwurf 
zum  deutschen  StrGB.;  OeVE.  = Vorentwurf  zum  österr.  StrGB.; 
GE.  = Gegenentwarf  zum  DVE. 
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strafe  an : Zuchthaus  — im  OeVE.  Kerker  genannt  — , 
Gefängnis  und  Haft.  Auch  bez.  des  Anwendungs- 
gebiets dieser  3 Strafarten  treten  keine  grundsätz- 
lichen Verschiedenheiten  zwischen  beiden  Ent- 
würfen hervor:  die  Haft  ist  für  die  geringfügigen 
Delikte  und  die  leichtesten  Straffälle  bestimmt,  bei 
denen  es  genügt,  durch  einfache  Freiheitsentziehung 
die  Autorität  der  Rechtsordnung  zum  Bewußtsein  zu 
bringen;  demgegenüber  wird  den  beiden  quali- 
fizierten Freiheitstrafen,  Zuchthaus  (Kerker)  und  Ge- 
fängnis, die  Aufgabe  zugesprochen,  neben  der  Miß- 
billigung der  Tat  eine  bessernde  Einwirkung  auf 
den  Täter  auszuüben;  das  Zuchthaus  soll  dabei  für 
besonders  schwere  Straftaten  und  bei  besonders  großer 
Intensität  der  verbrecherischen  Gesinnung  bestimmt 
sein,  für  die  anderen  Straftaten  das  Gefängnis. 

Die  Kritik  hat  gegenüber  diesen  Vorschlägen 
nach  zwei  Richtungen  eingesetzt.  Einerseits  wird 
der  Einwand  erhoben,  daß  das  Gebiet  der  Haft  zu 
verschiedenartige  Elemente  umfassen  würde,  so 
daß  ein  einheitlicher,  gleichmäßiger  Strafvollzug 
nicht  durchführbar  erscheine,  und  andererseits,  daß 
es  an  einer  scharten  Abgrenzung  zwischen  Zucht- 
haus und  Gefängnis  fehle,  und  es  deshalb  auch  im 
Strafvollzüge  an  wirklich  greifbaren  Unterschieden 
zwischen  beiden  Strafarten  mangeln  würde.  Während 
der  erste  Einwand  zu  einer  Vermehrung  der  Arten 
von  Freiheitstrafe  führen  würde,  wird  aus  dem  an- 
deren Einwand  vielfach  die  Forderung  einer  Herab- 
setzung auf  zwei  Arten  von  Freiheitstrafe  hergeleitet. 

Die  jetzt  im  Reichs-Justizamte  tagende  Kom- 
misssion  hat  den  ersten  Einwand  für  zutreffend 
erachtet  und  die  Haft  des  DVE.,  die  Geh.  Rat 
Dr.  Kahl  kurz  „Mädchen  für  alles“  nannte,  in  zwei 
verschiedene  Strafarten  zerlegt,  a)  in  eine  custodia 
honesta,  die  lediglich  in  Freiheitsentziehung  zu  be- 
stehen hat  und  die  an  Stelle  der  Festungshaft  treten, 
zugleich  aber  auch  für  solche  Tatbestände  anwendbar 
sein  soll,  „bei  denen  ihrer  Natur  nach  die  Möglich- 
keit besteht,  daß  sie  nicht  aus  ehrloser  oder  sonst 
verwerflicher  Gesinnung  begangen  sind,  und  deren 
Schwere  und  Bedeutung  für  die  Rechtsordnung  die 
Anwendung  jener  Strafart  zuläßt“;  b)  in  eine  aus- 
schließlich für  die  leichtesten  Delikte,  die  Ueber- 
tretungen,  bestimmte  Strafe,  die  aber  zugleich  die 
Ersatzstrafe  für  eine  uneinbringliche  Geldstrafe  bilden 
soll.  Für  die  letztere  Strafe  ist  der  Name  „Haft“  beibe- 
halten, während  der  ersteren  derName„Einschließung“ 
gegeben  ist.  Da  die  Kommission  Zuchthaus  und 
Gefängnis  beibehalten  hat,  so  würde  das  neue 
RStrGB.  hiernach  4 Arten  von  Freiheitstrafen  erhalten. 

Diesem  Vorschläge  stimme  ich  zu.  Ich  gehe 
dabei  auf  die  Frage,  ob  es  möglich  ist,  bei  Ueber- 
tretungen  mit  Geldstrafe  allein  auszukommen,  und 
ob  ein  Abverdienen  einer  nicht  beitreibbaren  Geld- 
strafe in  einer  geeigneten  Anstalt  praktisch  aus- 
führbar ist,  als  außerhalb  des  Rahmens  dieses  Auf- 
satzes liegend,  nicht  ein.  Der  GE.  bejaht  diese 
Fragen,  während  ich  sie  verneinen  möchte.  Sieht 
man  aber  von  diesen  Fragen  ab  und  läßt  die  Haft, 
wie  sie  die  Kommission  für  genau  abgegrenzte  Gebiete 


bestimmt,  außer  Betracht,  so  scheint  mir  die  Not- 
wendigkeit von  drei  Strafarten  (Zuchthaus,  Gefängnis 
und  custodia  honesta)  gegeben.  Nur  müßte  der 
Unterschied  zwischen  Zuchthaus  und  Gefängnis  noch 
vertieft  werden,  und  zwar  dadurch,  daß  Zuchthaus 
scharf  als  die  bei  ehrlosem  Handeln  eintretende 
Strafe  charakterisiert  wird.  Dabei  mache  ich  mir 
folgende  vom  OLGPräs.  Dr.  v.  Staff  auf  dem  Dan- 
ziger  DJT.  gemachte  Ausführungen  zu  eigen: 

„Der  Begriff  der  Ehrlosigkeit  im  Strafrecht  hat  nicht 
nur  eine  subjektive,  sondern  auch  eine  objektive  Seite.“ 
„Die  Ehrlosigkeit  ist  die  unbedingte  Folge  jeder  Straftat, 
die  so  schwer  ist,  daß  sie  mit  Zuchthaus  geahndet  werden 
muß.“  „Wer  Straftaten  von  solcher  Schwere  begeht, 
handelt  im  Sinne  des  Strafrechts  stets  ehilos.“ 

Man  kann  das  Anwendungsgebiet  der  drei  Straf- 
arten kurz  dahin  präzisieren : Zuchthaus  bei  ehrlosem 
Handeln,  Gefängnis  bei  verwerflichem  Handeln, 
custodia  honesta  bei  einem  Handeln  gegen  die  durch 
die  Normen  des  StrGB.  geschützte  Rechtsordnung, 
das  weder  ehrloser  noch  verwerflicher  Triebfeder 
oder  Gesinnung  entspringt. 

Zwei  weitere  Punkte  sind  hier  noch  zu  berühren. 

Der  OeVE.  führt  in  § 22  unter  Freiheitsstrafen 
auch  die  Strafe  des  Hausarrestes  an.  Sie  soll  nach 
§ 60  an  Stelle  einer  Haftstrafe  bis  zu  14  Tagen 
verhängt  werden  können,  „wenn  der  Vollzug  der 
Haft  den  Verurteilten  wegen  seines  Gesundheits- 
zustandes oder  seiner  Erwerbsverhältnisse  besonders 
hart  treffen  würde.“  Ich  halte  es  nicht  für  richtig, 
den  Hausarrest  als  Freiheitsstrafe  zu  rubrizieren;  er 
ist  nur  eine  Freiheitsbeschränkung,  und  er  soll  ein 
Ersatzmittel  für  eine  kurze  Freiheitsstrafe  bilden. 
Aber  ich  glaube  auch,  daß  der  Hausarrest  überhaupt 
kein  geeignetes  Strafmittel  ist,  weil  seine  Wirkung 
je  nach  den  Verhältnissen  des  Betroffenen  eine  zu 
verschiedene  ist  und  seine  Durchführung  infolge  der 
Unmöglichkeit  einer  ausreichenden  Ueberwachung 
zu  große  Schwierigkeiten  bietet. 

Sodann  ist  das  Arbeitshaus,  das  der  DVE.  im 
§ 42  als  sichernde  Maßnahme  gegenüber  Liederlichen 
und  Arbeitsscheuen  aufgenommen  hat,  der  OeVE. 
dagegen  nicht  kennt,  als  selbständiges  Strafmittel 
empfohlen  worden.  So  will  insbesondere  Dr.  v.  Staff 
das  Arbeitshaus  als  Strafe  gegen  willensschwache, 
haltlose  Elemente  verwenden.  Es  ist  zuzugeben, 
daß  das  Arbeitshaus  in  der  Gestalt,  die  es  in  § 52 
DVE.  erhalten  hat,  ein  zwiespältiges  Wesen  auf- 
weist und  teilweise  als  Strafe  erscheint.  Eine  Aen- 
derung  mag  erwünscht  sein;  m.  E.  sollte  diese  aber 
nicht  dahin  gehen,  das  Arbeitshaus  zum  Strafmittel 
zu  machen,  sondern  umgekehrt  dahin,  den  Charakter 
des  Arbeitshauses  als  sichernde  Maßnahme  schärfer 
zur  Geltung  zu  bringen,  indem  man  das  Arbeitshaus 
zur  Arbeitserziehungsanstalt  umgestaltet. 

2.  Es  genügt  aber  nicht,  daß  die  vom  Strafgesetz 
verschieden  verwendeten  Freiheitsstrafen  verschieden 
benannt  sind,  sondern  sie  müssen  auch  in  ihrer 
Durchführung  verschieden  gestaltet  werden.  Der 
Inhalt  der  einzelnen  Strafarten  muß  durch  die  Aus- 
gestaltung eine  jede  von  ihnen  zu  einem  besonderen, 
scharf  abgegrenzten  Strafübel  machen. 
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Für  die  Differenzierung  kommt  zunächst  die 
Wirkung  der  Strafe  auf  die  bürgerliche  Stellung  des 
Verurteilten  in  Betracht.  Daß  die  custodia  honesta 
die  Ehre  des  Verurteilten  völlig  unberührt  lassen 
muß,  ergibt  sich  aus  der  Natur  dieser  Strafe  und 
wird  auch  von  beiden  Entwürfen  anerkannt.  Da- 
gegen lassen  sie  bei  den  beiden  anderen  Freiheitsstrafen 
eine  scharfe  Scheidung  vermissen.  Nach  dem  OeVE. 
ist  zwar  die  „Schmälerung  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte“ mit  der  Kerkerstrafe  eo  ipso  verknüpft,  aber 
auch  mit  einer  Gefängnisstrafe  von  mindestens  sechs 
Monaten  kann  sie  verbunden  werden,  „wenn  dem 
Täter  besondere  Roheit,  grober  Eigennutz,  Scham- 
losigkeit oder  Arbeitsscheu  zur  Last  fällt“.  Der 
DVE.  unterscheidet  — ebenso  wie  das  RStrGB.  — 
zwei  Arten  von  Ehrenstrafen,  von  denen  die  eine 
bei  Verurteilung  zu  Zuchthaus  stets  eintritt,  die 
andere  vom  Richter  durch  besondere  Aberkennung 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  verhängt  wird,  was 
bei  Zuchthaus  immer,  aber  auch  bei  Gefängnis  von 
mindestens  sechs  Monaten  zulässig  ist,  falls  die  Tat 
aus  ehrloser  Gesinnung  hervorgegangen  ist.  Gegen- 
über dieser  Regelung  gilt  noch  immer  das  Wort, 
das  Berner  in  der  Kritik  zum  Norddeutschen  Straf- 
gesetzentwurf im  Jahre  1869  gebraucht  hat: 

„Die  Ehrenfolgen  müssen  mit  den  Strafen  selbst  fest 
verbunden  sein,  wenn  das  Volksbewußtsein  über  die  Be- 
deutung der  Strafen  ins  reine  kommen  soll.“ 

Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  muß  immer 
mit  Zuchthausstrafe  verknüpft,  bei  Gefängnisstrafe 
ausgeschlossen  sein.  Bei  Gefängnisstrafe  darf  es 
höchstens  zulässig  sein,  auf  den  Verlust  einzelner 
Rechte  zu  erkennen,  wenn  nach  der  Art  der  Tat  ein 
Mißbrauch  dieser  Rechte  in  Zukunft  zu  befürchten 
ist.  Nur  so  wird  eine  Differenzierung  der  Strafen 
in  ihrer  Wirkung  auf  die  bürgerliche  Ehre  herbei- 
geführt, durch  die  die  Person  des  Täters  der  All- 
gemeinheit gegenüber  klar  charakterisiert  wird. 

Die  weitere  Differenzierung  der  Strafarten  hat 
in  der  Art  des  Strafvollzuges  zu  geschehen.  Die 
näheren  Bestimmungen  hierüber  fallen  dem  Straf- 
vollzugsgesetze zu.  Da  die  custodia-honesta  in  ein- 
facher Freiheitsentziehung  bestehen  soll,  so  erscheint 
die  Zulassung  von  Selbstbeschäftigung,  Selbstbekösti- 
gung und  Selbstbekleidung  ohne  weiteres  gegeben; 
bei  den  beiden  anderen  Freiheitsstrafen  dagegen 
dürften  diese  Vergünstigungen  auszuschließen  sein. 
Zuchthaus  und  Gefängnis  sind  voneinander  zu  unter- 
scheiden durch  die  Art  und  Zeitdauer  der  Arbeit 
(Zwang  zur  Außenarbeit  nur  bei  Zuchthaus),  die 
Höhe  der  Arbeitsbelohnung,  die  Arten  der  zulässigen 
Disziplinarstrafen,  die  Regelung  des  Verkehrs  mit 
der  Außenwelt  (Korrespondenz,  Besuch).  Ueberall 
ist  der  Vollzug  der  Gefängnisstrafe  milder  zu  ge- 
stalten als  der  der  Zuchthausstrafe. 

Will  man  den  Unterschied  im  Strafvollzug  aber 
voll  durchführen,  so  ist  es  erforderlich,  daß  für  jede 
Strafart  eine  besondere  Anstalt  bestimmt  wird.  Wenn 
in  derselben  Anstalt  verschiedene  Freiheitsstrafen 
vollstreckt  werden,  so  ist  es  sehr  erschwert,  die 
Verschiedenartigkeit  des  Strafübels  zur  Geltung  zu 


bringen.  In  jeder  Strafanstalt  kann  rationell  nur  ein 
einheitlicher  Strafvollzug  zur  Ausführung  gelangen. 
Ein  weiterer  Grund  wird  von  der  Begründung  zum 
DVE.  selbst  S.  64  gegeben. 

„Die  Vollstreckung  verschiedenartiger  Freiheitsstrafen 
in  einer  Anstalt,  wenn  auch  in  verschiedenen  Abteilungen 
derselben,  ist  geeignet,  den  Unterschied  zwischen  den 
Strafen  in  der  Volksanschauung  zu  verwischen.“  „Das 
Volk  fragt  erfahrungsgemäß  nicht,  welche  Strafe  jemand 
verbüßt,  sondern  wo  er  gesessen  hat.“ 

Die  Konsequenz  ist  hieraus  leider  vom  DVE.  nicht 
— und  auch  nicht  vom  OeVE.  — gezogen  worden. 
Darum  muß  die  Forderung  getrennter  Anstalten 
für  jede  der  drei  Strafarten  energisch  aufgestellt 
werden. 

3.  Wichtig  ist  ferner,  welche  zeitlichen  Grenzen  für 
die  drei  Freiheitstrafen  bestimmt  werden  sollen.  Die 
beiden  Entwürfe  zeigen  hier  mehrfache  Verschieden- 
heiten. Der  DVE.  bemißt  die  Dauer  der  zeitigen 
Zuchthausstrafe  auf  1 — 15  Jahre,  der  OeVE.  aut 
1 — 20  Jahre;  bei  Gefängnisstrafe  ist  nach  DVE.  der 
Mindestbetrag  1 Tag,  der  Höchstbetrag  5 Jahre,  nach 
OeVE.  der  Mindestbetrag  3 Tage,  der  Höchstbetrag 
20  Jahre;  bei  Haftstrafe  in  beiden  Entwürfen  der 
Mindestbetrag  1 Tag,  der  Höchstbetrag  im  DVE. 
15  Jahre,  im  OeVE.  5 Jahre. 

Bei  der  Zuchthausstrafe  scheinen  mir  die  zeit- 
lichen Grenzen  im  DVE.  richtig  bestimmt  zu  sein. 
Ein  Bedürfnis  für  eine  Erhöhung  der  Höchstdauer 
auf  20  Jahre  ist  nicht  hervorgetreten.  Dagegen  ist 
vielfach  dieErhöhung  der  Mindestdauer  auf  2 Jahre  ge- 
fordert worden.  Diese  Forderung  hängt  zusammen  mit 
der  Anschauung,  daß  sich  für  den  Vollzug  der  Zucht- 
hausstrafe, bei  der  es  gilt,  eine  Umbildung  des 
Charakters  des  Verurteilten  durch  seine  Unterwerfung 
unter  eine  methodische  Zucht  herbeizuführen,  das 
Progressivsystem  empfehle,  und  daß  dies  bei  einer 
Strafdauer  von  nur  1 Jahr  nicht  durchführbar  sei.  Da- 
gegen sei  folgendes  angeführt.  Die  Erhöhung  der 
Mindestdauer  der  Zuchthausstrafe  auf  2 Jahre  ist, 
wenn  man  Zuchthaus  zur  Spezialstrafe  für  ehrloses 
Handeln  machen  will,  unmöglich,  wie  ein  Blick  aut 
die  Ziffern  unserer  Kriminalstatistik  zeigt,  nach  der 
etwa  die  Hälfte  aller  Zuchthausstrafen  unter  2 Jahren 
bleibt.  Und  das  Progressivsystem,  das  man  kurz 
dahin  charakterisieren  kann:  „Von  der  Einzelhaft 
über  die  Gemeinschaftshaft  zur  vorläufigen  Ent- 
lassung“, läßt  sich  in  seinem  wesentlichen  Gedanken 
auch  durch  eine  stufenweise  Milderung  des  Straf- 
zwanges innerhalb  eines  Jahres  erreichen. 

Auch  bei  der  Gefängnisstrafe  sehe  ich  kein  Be- 
dürfnis für  eine  Erhöhung  über  5 Jahre  hinaus.  Wo 
5 Jahre  Gefängnis  keine  ausreichende  Strafe  bilden, 
dürften  stets  die  Voraussetzungen  für  Zuchthausstrafe 
gegeben  sein.  Dagegen  muß  eine  Erhöhung  der 
Mindestdauer  unbedingt  gefordert  werden.  Daß  Ge- 
fängnisstrafen von  einigen  Tagen  ihren  Zweck  völlig 
verfehlen,  weil  irgendwelche  Einwirkung  auf  den 
Verurteilten  in  so  kurzer  Zeit  unmöglich  ist,  kann 
als  allgemeine  Ueberzeugung  betrachtet  werden. 
Auch  die  im  OeVE.  bestimmte  Mindestdauer  von 
3 Tagen  ist  noch  zu  niedrig.  Es  ist  dabei  auch  zu 
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berücksichtigen,  daß  der  Transport  in  die  besondere 
Anstalt,  wie  sie  für  die  Gefängnisstrafe  oben  ver- 
langt wurde,  nicht  bei  einer  Strafzeit  von  ein  paar 
Tagen  bewirkt  werden  kann.  Als  Mindestdauer  der 
Gefängnisstrafe  muß  wenigstens  1 Woche  gefordert 
werden.  Wo  eine  Strafe  von  1 Woche  Gefängnis 
zu  hoch  erscheint,  werden  die  Ersatzstrafen,  vor 
allem  Geldstrafe,  einzutreten  haben. 

Was  endlich  die  Haft  als  custodia  honesta  be- 
trifft, so  wird  zwar  auch  hier  regelmäßig  statt  einer 
Strafe  von  ein  paar  Tagen  eine  Ersatzstrafe  ange- 
bracht sein;  immerhin  ist  hier,  wo  die  Strafe  ledig- 
lich in  Freiheitsentziehung  bestehen  soll,  gegen  die 
untere  Grenze  von  1 Tag  weniger  einzuwenden.  Die 
Höchstgrenze  von  15  Jahren  im  DVE.  erscheint 
zwar  hoch,  weil  kaum  ein  Fall  denkbar  ist, 
wo  trotz  des  Vorhandenseins  der  Voraussetzungen 
für  die  Verhängung  der  custodia  honesta  eine  so  lange 
Strafe  notwendig  sein  wird;  aber  es  mag  logisch  richtig 
sein,  die  Maximalzeit  hier  ebenso  festzusetzen  wie 
bei  der  Zuchthausstrafe,  an  deren  Stelle  ja  im  Falle 
des  Fehlens  jedes  Ehrendefektes,  vor  allem  bei  poli- 
tischen Delikten,  die  custodia  honesta  zu  treten  hat. 

Mit  dem  hier  Angeführten  ist  selbstverständlich 
das  Thema  nicht  erschöpft.  Dazu  würde  vor  allem 
noch  die  Behandlung  der  schwierigen  Frage  ge- 
hören, in  welcher  Weise  der  Gesetzgeber  dem  Richter 
die  Möglichkeit  gewähren  soll,  die  für  den  Einzel- 
fall geeignete  Art  der  Freiheitstrafe  zu  bestimmen 
(alternative  Strafandrohung?  Zulassung  mildernder 
Umstände?  Bildung  von  Kategorien  besonders  leichter 
und  besonders  schwerer  Fälle?),  ferner  das  bei  den 
einzelnen  Freiheitsstrafen  zu  wählende  Haftsystem, 
die  Zulassung  von  Strafschärfungen,  das  Institut  der 
vorläufigen  Entlassung,  wohl  auch  die  vielfach  er- 
hobene Forderung  unbestimmter  Strafurteile.  Aber 
jede  dieser  Fragen  würde  einen  Verhandlungsgegen- 
stand für  sich  bilden.  Ich  meine,  die  Devise  für 
die  Verhandlungen  über  die  Freiheitsstrafen  auf  dem 
Wiener  DJT.  sollte  sein:  multum  non  multa! 


Die  Sieherungssysteme  im  künftigen  Straf- 
recht Oesterreichs  und  des  Deutschen  Reichs. 

Vom  Geh.  JRat,  Professor  D.Dr.  Wilhelm  Kahl,  Berlin. 

Keine  Angst!  Das  grundsätzliche  Problem 
über  Strafe  und  Sicherung  soll  nicht  neu  aufgelegt 
werden.  Der  Stand  der  Literatur  macht  es  über- 
flüssig, der  verfügbare  Raum  unmöglich.  Den 
Freunden  des  Deutsch- österreichischen  Juristentages 
soll  nur  der  Dienst  einer  raschen  Orientierungs- 
möglichkeit  über  die  Sicherungssysteme  der  Ent- 
würfe beider  Reiche  einschließlich  der  in  der  DJZ. 
zerstreut  bereits  veröffentlichten  Beschlüsse  der  deut- 
schen Strafrechtskommission  (StRKO.)  geleistet  sein. 

Einiges  Allgemeine  voraus.  Systematisch 
wichen  ursprünglich  beide  VEE.  voneinander  ab. 
Der  OE.  bietet  die  „Sicherungsmittel“  in  ge- 
schlossener Paragraphenfolge  36 — 42,  nur  hinsicht- 


lich der  Erziehung  ergänzt  durch  die  §§  53,  54  verb. 
mit  §§  5,  6 und  hinsichtlich  der  Zwangsarbeit  durch 
Ges.  v.  24.  Mai  1885.  Der  DVE.  hatte  „Strafen“ 
und  „Sichernde  Maßnahmen“  in  bunten  Bildern 
zwischen  §§13  und  56  vereint  und  zerstreut.  Der 
GE.  hat  sie  gleichfalls  verbunden.  Die  StRKO.  hat 
aus  den  „Maßregeln  der  Besserung  und  Sicherung“ 
nunmehr  ebenfalls  einen  besonderen  Abschnitt  for- 
miert und  in  ihn  nur  noch  die  Nebenstrafen  ein- 
gestellt, weil  diese  und  sichernde  Maßnahmen  ge- 
legentlich ineinander  übergehen.  Selbstverständlich 
regeln  alle  EE.  nur  diejenige  Sicherung,  deren  Be- 
dürfnis in  Verbindung  mit  einer  Straftat  hervor- 
getreten ist.  Jedes  außerhalb  der  Kriminalität  sich 
ergebende  Sicherungsbedürfnis  ist  durch  das  Ver- 
waltungsrecht zu  bestreiten.  Darauf  beruht,  daß 
ausnahmslos  die  erste  Anordnung  der  Sicherung 
dem  Strafrichter  gebührt.  Bei  Ausführung  und  Be- 
endigung sind  die  Polizeibehörden  teils  allein  zu- 
ständig, teils  mitbeteiligt.  Der  Vollzug  der  wich- 
tigsten Sicherungsarten  ist  für  Oesterreich  durch  den 
StPrE.  §§  583 — 606  bereits  näher  vorgesehen.  Für 
das  Reich  enthält  der  DVE.  nur  wenige  Normen; 
alles  übrige  ist  dem  künftigen  Strafvollzugsgesetz 
oder  dem  Bundesrat  zugeschoben.  Das  spezielle 
Verhältnis  des  Sicherungsmittels  zur  Strafe  kann 
ein  zweifach  verschiedenes  sein:  die  Sicherung  tritt 
an  Stelle  der  Strafe,  oder  sie  folgt  neben  und  nach 
der  Strafe.  Das  letztere  ist  die  sinngemäße  Regel. 
Das  erstere  kann  seinen  doppelten  Grund  wieder 
darin  finden,  daß  die  Anwendung  der  Strafe  aus 
rechtlichen  Gründen  unmöglich,  oder  daß  aus 
kriminalpädagogischen  Gründen  die  Sicherung  einer 
Strafe  vorzuziehen  ist.  Alle  diese  Möglichkeiten 
kommen  in  den  EE.  vor.  Objekte  der  Sicherung 
kÖDnen  Menschen  und  Sachen  sein.  Nur  die  Siche- 
rung der  Verbrecher  interessiert  in  diesem  Zusammen- 
hang. Die  Sicherung  an  Sachen,  vom  DVE.  „Ein- 
ziehung“ (§§  54 — 56),  vom  OE.  „Verfall“  (§§  41, 
42)  genannt,  scheide  ich  hier  aus.  Ihre  Anwendung 
ist  nichts  Neues,  ihre  Notwendigkeit  nicht  streitig. 
Der  Fortschritt  des  Strafrechts  hegt  in  der  Sicherung 
der  Gesellschaft  gegen  verbrecherische  Menschen 
und  dieser  gegen  sich  selbst.  Als  ihre  beiden 
Grundformen  lassen  sich  Anstaltssicherung  und 
Sicherung  in  der  Freiheit  unterscheiden.  Der 
letzteren  hat  nach  dem  Vorgang  des  GE.  die  deut- 
sche StRKO.  als  wertvollstes  Mittel  die  „Schutzauf- 
sicht“ hinzugefügt. 

Um  ins  einzelne  Uebersicht  und  Ordnung  zu 
bringen,  gruppiere  ich  im  weiteren  Personen  und 
Mittel  nach  Grund  und  Zweck  der  Sicherung. 
Der  allgemeine  Zweck  ist  Behütung  vor  Rückfall. 
Die  besonderen  Zwecke  können  nach  dem  Grunde 
der  Rückfallsgefahr  und  damit  des  Sicherungsbedürf- 
nisses verschieden  sein.  Die  Gründe  liegen  in  ge- 
meingefährlicher Anlage,  in  sozialer  Hilflosigkeit, 
in  krankhaftem  Geisteszustand,  in  mangelnder  Er- 
ziehung. Hiernach  unterscheide  ich  Sicherung  zum 
Zweck  der  Abwendung  von  Gemeingefahr,  zum 
Zweck  des  Fortkommens,  der  Heilung,  der 
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Besserung.  Ueberall  ist  die  Sicherung  als  spe- 
zifisches Mittel  zu  dem  konkreten  Zweck  gedacht, 
die  individuelle  Rückfallsgefahr  zu  hemmen. 

I.  Sicherung  gegen  und  wegen  Gemeingefahr. 
Vier  Formen  und  Personenkreise  kommen  in  Betracht. 

1.  Das  harmloseste  Mittel  ist  hier  das  Wirts- 
hausverbot.  OE.VE.  kennt  es  nicht.  Der  DVE. 
hat  es  in  § 43  eingestellt.  Die  StRKO.  hat  es  für 
die  Dauer  von  3 Monaten  bis  zu  1 Jahr  für  an- 
wendbar erklärt,  wenn  die  strafbare  Handlung  in 
„selbstverschuldeter  Trunkenheit“  begangen  ist  und 
„der  Täter  auch  sonst  Neigung  zu  Ausschreitungen 
im  Trünke  gezeigt  hat.“  Man  hat  gemeint,  für  ein 
Weltreich  sei  es  doch  ein  zu  kleinliches  Mittel. 
Mit  der  Weltmachtstellung  und  Würde  des  Deutschen 
Reiches  hat  m.  E.  die  Sache  nichts  zu  tun.  Das 
Mittel  hat  unverkennbare  Schwächen.  Auf  der  an- 
deren Seite  bleibt  alles  beachtenswert,  was  den 
Kampf  des  Strafrechts  gegen  Trunkenheitsverbrechen 
stärken  kann.  Unter  bestimmten  Verhältnissen  kann 
das  Verbot  gute  Dienste  tun.  Uebrigens  wird  damit 
nur  generalisiert,  was  in  mehreren  Einzelstaaten  die 
Ortspolizeibehörden  ohnehin  kraft  ihrer  allgemeinen 
Polizeigewalt  beanspruchen  und  ausüben. 

2.  Schon  althergebrachtes  Sicherungsmittel  gegen 
generell  Gemeingefährliche  ist  die  Polizeiauf- 
sicht. Der  OE.VE.  läßt  in  Abänderung  des  Ges.  v. 
10.  Mai  1873  ihre  richterliche  Anordnung  zu  bei 
Verurteilung  zu  Kerkerstrafe  wegen  bestimmt  be- 
zeichneter  Verbrechen,  wenn  die  Gefahr  des  Rück- 
falls in  diese  Verbrechensarten  besteht  und  von  ihr 
eine  Minderung  der  Gefahr  zu  erwarten  ist  (§  39). 
Der  DVE.  setzt  an  Stelle  des  geltenden  Instituts  der 
Polizeiaufsicht  nur  die  Aufenthaltsbeschränkung 
bis  zu  5 Jahren  (§  53).  Ihre  Verhängung  knüpft  er 
aber  nicht  an  bestimmte  Straftaten,  sondern  läßt  sie, 
bei  Zuchthausstrafe  immer,  bei  mindestens  einjähriger 
Gefängnisstrafe  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen, 
allgemein  zu,  wenn  nach  der  Art  der  strafbaren 
Handlung  oder  der  Persönlichkeit  des  Verurteilten 
dessen  Aufenthalt  an  bestimmten  Orten  mit  einer 
besonderen  Gefahr  für  andere  oder  für  die  öffent- 
liche Sicherheit  verbunden  sein  würde.  Daß  diese 
Betätigung  von  Polizeiaufsicht  nicht  zu  entbehren 
sein  kann,  etwa  um  Hochverräter  vom  Schauplatz 
ihrer  Tätigkeit  fernzuhalten  oder  das  Zusammen- 
leben von  Komplicen  zu  verhindern,  muß  zugegeben 
werden.  Zu  fordern  aber  ist,  daß  sie  künftig  landes- 
rechtlich nur  in  einer  Weise  ausgeübt  werden  darf, 
welche  redliches  Fortkommen  eines  Arbeitswilligen 
nicht  gefährdet.  Gegen  verurteilte  sicherheitsgefähr- 
liche Ausländer  sehen  beide  EE.  Ausweisung  vor. 

3.  Verwahrung  von  gemeingefährlichen  ver- 
brecherischen Irren  und  geistig  Minder- 
wertigen. Ich  habe  hier  die  Titel  der  öster- 
reichischen Vollzugsvorschriften  a.  a.  O.  gewählt. 
Die  materiellen  Bestimmungen  sind  im  OE.  VE. 
§§  36,  37,  im  D.  § 65  enthalten.  Die  deutschen 
sind  allgemeiner  und  knapper.  Wird  jemand  wegen 
fehlender  Zurechnungsfähigkeit  fr  eigesprochen  oder 
außer  Verfolgung  gesetzt,  so  ordnet  das  Gericht, 


wenn  die  öffentliche  Sicherheit  es  erfordert,  seine 
Verwahrung  in  einer  öffentlichen  Heil-  oder  Pflege- 
anstalt an.  Ebenso,  wenn  jemand  wegen  verminderter 
Zurechnungsfähigkeit  zu  milderer  Strafe  verurteilt 
war,  in  welchem  Falle  die  Verwahrung  erst  nach 
Verbüßung  einer  Freiheitsstrafe  eintritt.  Ausführung 
sowie  Dauer  und  Entlassung,  dieses  Falles  mit 
Rekurs  an  das  Gericht,  verfügt  die  Landespolizei- 
behörde. Alles  Nähere  über  die  Verwahrung  be- 
stimmt der  Bundesrat.  Oesterreich  zieht  engere 
Voraussetzungen  dieser  Verwahrung.  Einmal  durch 
eine  Legaldefinition  von  „gemeingefährlich“  dahin, 
daß  der  geistesdefekte  Täter  „mit  Rücksicht  auf 
seinen  Lebenswandel  und  die  Eigenart  seiner  Tat 
als  besonders  gefährlich  für  die  Sittlichkeit  oder  für 
die  Sicherheit  der  Person  oder  des  Vermögens  an- 
zusehen ist“.  Sodann  durch  die  Festlegung  einer 
gewissen  Untergrenze  der  angedrohten  oder  erkannten 
Strafe.  Die  Verwahrung  des  wegen  Zurechnungs- 
unfähigkeit straflosen  Gemeingefährlichen  setzt  vor- 
aus, daß  er  „eine  strenger  als  mit  sechs  Monaten 
Freiheitsstrafe  bedrohte  Tat  begangen  hat“;  die 
Verwahrung  des  geistig  minderwerten  Gemeingefähr- 
lichen setzt  voraus,  daß  er  wegen  „eines  Verbrechens 
oder  eines  mit  einer  sechs  Monate  übersteigenden 
Freiheitsstrafe  bedrohten  Vergehens  zu  Freiheitsstrafe 
verurteilt“  ist.  Aus  den  Vollzugsvorschriften  des 
OE.  StPrE.  ist  die  Einsetzung  von  „ständigen  Auf- 
sichtskommissionen“ über  die  Anstalten,  zusammen- 
gesetzt aus  Beamten  und  Vertrauensmännern,  be- 
achtenswert. Eine  Sicherung  von  psychopathischen 
Kriminellen,  die  nicht  eben  gemeingefährlich  sind, 
wohl  aber  im  höchsten  Grade  zum  Rückfall  dispo- 
nieren, hat  trotz  mancher  wissenschaftlicher  Mahnung 
keiner  der  beiden  amtlichen  EE.  vorgesehen;  anders 
der  GE.  § 14  Abs.  2.  Wird  die  Aufgabe  nicht  bei 
der  Strafrechtsreform  gelöst,  so  ist  sie  bei  der 
Reform  des  Irrenrechts  nicht  zu  vergessen. 

4.  Die  wichtigste  Gesetzgebungsfrage  in  dieser 
Kategorie  ist  die  Dauersicherung  gegen  das 
gewerbs-  und  gewohnheitsmäßige  Verbrecher- 
tum. Der  OE.  VE.  § 38  ist  auch  hier  zurückhaltend. 
Er  läßt  weitere  Anhaltung  eines  Gemeingefähr- 
lichen nach  Strafverbüßung  bis  zum  Höchstmaß  von 
10  J.  unter  doppelter  Voraussetzung  zu.  Der  Ver- 
brecher muß  mindestens  zwei  Kerkerstrafen  erstanden 
und  innerhalb  fünf  Jahren  nach  Vollzug  der  letzten 
Strafe  das  neue  Verbrechen  begangen  haben.  Dieses 
neue  aber  begründet  Anhaltung  nur  dann,  wenn  es 
zu  den  gesetzlich  abschließend  aufgezählten  Ver- 
brechen gehört.  Der  D.  VE.  kannte  eine  auch  nur 
so  weit  gehende  Sicherung  gegen  rückfällige  Schwer- 
verbrecher nicht.  Er  begnügte  sich  in  § 89  mit 
schweren,  aber  zeitlich  begrenzten  Freiheitsstrafen 
gegen  gewerbs-  oder  gewohnheitsmäßige  Verbrecher 
und  der  Anordnung,  daß  also  Verurteilte  „in  be- 
sonderen, für  sie  ausschließlich  bestimmten  Straf- 
anstalten verwahrt  werden“.  Also  ein  nicht  ganz 
klares  Mittelding.  Der  GE.  hatte  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  Juristentag  von  1906  entschlossen  das  Prinzip 
der  Sicherungsverwahrung  auf  unbestimmte  Dauer 
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gewählt  (§  98).  Mit  Abweichungen  im  einzelnen  ist 
ihm  nunmehr  auch  die  StRKO.  gefolgt  und  hat  ein 
Institut  der  reinen  Sicherungshaft  eingestellt. 
Sie  tritt  obligatorisch  bei  der  sechsten  Verurteilung 
ein,  wenn  der  Täter  fünfmal  wegen  Verbrechen 
oder  vorsätzlicher  Vergehen,  unbestimmt  welcher  Art, 
mit  erheblichen  Freiheitsstrafen,  darunter  mindestens 
einmal  mit  Zuchthaus,  vorbestraft  war  und  binnen 
drei  Jahren  von  neuem  ein  vorsätzliches  Delikt  be- 
geht, das  ihn  nunmehr  als  gewerbs-  oder  gewohn- 
heitsmäßigen, für  die  Rechtssicherheit  gefähr- 
lichen Verbrecher  erscheinen  läßt.  Garantie  gegen 
mißbräuchliche  Ausdehnung  der  unbestimmten  Ver- 
wahrung liegt  in  zeitweise  eintretenden  gerichtlichen 
Entscheidungen.  Es  ist  zu  hoffen,  daß  der  Bundes- 
rat bei  näherer  Ausgestaltung  dieser  Sicherungs- 
haft auch  das  System  der  landwirtschaftlichen 
Kolonien  nach  Kr  ohn  es  Vorschlägen  eingehend  be- 
rücksichtigen wird.  Die  Aufnahme  der  unbestimmten 
Verwahrung  von  unverbesserlichen  Verbrechern  be- 
deutet einen  der  wichtigsten  sozialen  Fortschritte  im 
künftigen  Strafrecht  des  Deutschen  Reichs,  einen 
wirklichen  und  lang  ersehnten  Gesellschaftsschutz. 

II.  Sicherung  wegen  sozialer  Hilflosigkeit. 
Von  den  mit  dem  Strafgesetz  in  Konflikt  geratenen 
Personen  kommen  als  sicherungsbedürftig  hier  in  Be- 
tracht die  vorläufig  Entlassen  en,  bedingt  Ver- 
urteilten, nicht  gemeingefährlichen  geistig 
Minderwerten.  Sie  müssen  sich  in  der  Gesell- 
schaft neu  etablieren,  sie  bedürfen  Führung  in  der 
Bewährungszeit,  Behütung  vor  Mißbrauch  der  Freiheit. 
Nicht  alle,  aber  die  Mehrheit  unter  ihnen.  Ohne 
Nachhilfe  im  Fortkommen,  ohne  Arbeitsgelegenheit, 
ohne  Erwerbsmöglichkeit  werden  sie  dem  Rückfall 
nicht  entrinnen.  Das  generelle  Sicherungsmittel  der 
Zukunft  für  diese  Fälle  ist  die  Schutzaufsicht. 
Im  D.  VE.  blieb  sie  noch  gänzlich  ausgeschaltet. 
Im  OE.  findet  sie  sich  für  Jugendliche,  bedingt  Ent- 
lassene (§  24)  und  Verurteilte  (§49).  Der  GE.  ging 
erheblich  weiter.  Er  nahm  sie  als  allgemeine 
Maßregel  in  § 60  und  weiter  für  eine  Reihe  von 
einzelnen  Anwendungsfällen  auf  (Begr.  S.  86).  Er 
gab  ihr  auch  einen  bestimmten  Inhalt.  Unter  Leitung 
des  Vormundschaftsgerichts  habe  das  fürsorgende 
Organ  den  Strafentlassenen  zu  überwachen,  vor 
schlechter  Gesellschaft  und  Alkohol  zu  bewahren, 
ihn  zu  beraten,  ihm  zu  passender  Stellung  behilflich 
zu  sein  und  über  Arbeitsbelohnungen  des  Entlassenen 
in  dessen  Interesse  zu  verfügen.  Die  StRKO.  über- 
nahm grundsätzlich  den  Gedanken  der  Schutzaufsicht, 
beschränkte  sie  aber  zunächst  auf  Jugendliche  sowie 
aus  Freiheitsstrafe,  Arbeitshaus  oder  Trinkerasyl  vor- 
läufig Entlassene.  Wer  Augenmaß  hat  für  die 
Realitäten  des  Lebens,  kann  viele  und  schwere  Be- 
denken gegen  die  Durchführbarkeit  der  Schutz- 
aufsicht freilich  nicht  übersehen.  Gelänge  sie  aber, 
so  wäre  es  eine  soziale  Tat  ersten  Ranges.  Das 
Ziel  ist  aller  Mühe  und  Opfer  wert.  Durch  Ver- 
waltungsverordnung allein  wird  die  Sache  allerdings 
nicht  zu  machen  sein.  Man  wird  den  Gesetzgeber 
ansprechen  müssen,  um  die  Organe  der  Schutz- 


aufsicht mit  gewisser  rechtlicher  Autorität  auszu- 
statten. So  auch  Aschrott  in  IKV.  Pfingsten  1912. 

III.  Sicherung  zum  Zweck  der  Heilung  kommt 
gegenüber  solchen  Kriminellen  in  Frage,  die  nur 
durch  Heilung  vor  Rückfallsgefahr  zu  schützen,  also 
an  sich  noch  heilungsfähig  sind.  Eigentlich  Geistes- 
kranke fallen  hiernach  aus.  Zumeist  auch  Verbrecher 
verminderter  Zurechnungsfähigkeit.  Soweit  jeden- 
falls ihre  Zustände  auf  genuiner  Veranlagung  oder 
erblicher  Belastung  beruhen,  ist  nichts  zu  heilen. 
Kriminelle  dieser  Art  sind  als  Gemeingefährliche 
oder  sozial  Hilflose  zu  sichern.  Heilungserfolge 
sind  nur  gegenüber  der  durch  üble  Gewohnheit  er- 
worbenen Minderwertigkeit  zu  erwarten.  Das 
Hauptkontingent  der  aus  diesem  Grund  selbständig 
Sicherungsfähigen  und  -bedürftigen  stellen  die 
alkoholischen  Verbrecher,  die  Trunksüchtigen. 
Der  OE.  VE.  stellt  sie  etwas  befremdlich  in  § 36 
unterschiedslos  den  gemeingefährlichen  Geistes- 
kranken gleich  (s.  o.  I,  3).  Der  D.  VE.  trennt 
diesen  Fall  (§  65)  von  dem  der  nicht  gemeingefähr- 
lichen heilungsfähigen  Trunksucht  und  verordnet 
„Unterbringung  des  Verurteilten  in  eine  Trinker- 
heilanstalt“ bis  zu  2 Jahren  mit  Möglichkeit  der 
Entlassung  bei  früherer  Heilung  (§  43).  Die 
StRKO.  hat  wertvolle  Garantien  für  die  Ent- 
lassung hinzugefügt.  Abgesehen  von  der  bereits 
erwähnten  Schutzaufsicht  vor  allem  dies,  daß  die 
Landespolizeibehörde  dem  vorzeitig  Entlassenen  „be- 
sondere Verpflichtungen  auferlegen  kann“.  Unter 
ihnen  wird  künftig  auch  der  Anschluß  an  eine  Ent- 
haltsamkeitsvereinigung ins  Auge  zu  fassen 
sein.  Dadurch  allein  ist  eine  ausreichende  und  zu- 
verlässige Aufsicht  verbürgt.  Der  Staat  kann  sich 
hier  mit  Nutzen  der  freien  sozialen  Organisationen 
zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  und  des  aus  ihr 
erwachsenden  Verbrechertums  bedienen.  Der  GE. 
§ 69  hat  schon  jetzt  diesen  Gedanken  näher  durch- 
geführt. Neu  und  seltsam  wäre  solche  Verbindung 
von  Staatszwang  und  freier  Liebestätigkeit  nicht. 
Sie  hat  sich  längst  in  den  Beziehungen  des  Straf- 
vollzugs zu  den  Fürsorgevereinen  für  entlassene 
Sträflinge  bewährt. 

IV.  Der  Sicherung  endlich  zum  Zweck  der 
Besserung  im  engeren  pädagogischen  Sinn  ver- 
bleibt  ein  besonderes  zweifaches  Betätigungsgebiet. 

1.  Zunächst  natürlich  die  Erziehung  der  krimi- 
nellen Jugendlichen  vom  14.  bis  18.  Lebensjahr. 
Das  weite  Gebiet  wurde  erst  kürzlich  von  Lilien- 
thal im  Zusammenhang  mit  dem  Problem  des 
Jugendstrafrechts  überhaupt  in  der  DJZ.  191 2 S.  529  ff. 
erörtert.  Ich  bescheide  mich  mit  der  Feststellung, 
daß  bei  aller  Mannigfaltigkeit  der  positiv  rechtlichen 
Wege  und  Mittel  alle  EE.  in  den  Grundgedanken 
und  Zielen  einig  sind.  Dies  gilt  namentlich  von 
dem  entscheidenden  Prinzip,  daß  der  Richter  nicht 
nur  neben  und  nach,  sondern  auch  an  Stelle  der 
Strafe  Erziehungsmaßregeln  anordnen  kann,  wenn 
dadurch  die  höchsten  kriminalpolitischen  Zwecke 
vollkommener  erreichbar  sind  (OE.  VE.  § 53,  D.  VE. 
§ 69,  übereinstimmend  StRKO.,  GE.  § 17).  Man 
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darf  vertrauen,  daß  von  dem  richtigen  Gebrauch 
solcher  Freiheit  des  richterlichen  Ermessens  die  Zu- 
kunft reichen  Nutzen  ziehen  wird. 

2.  Weniger  aussichtsvoll  bleibt  immer  das 
schwierige  Problem  der  Erziehung  von  er- 
wachsenen Verbrechern.  Der  OE.  VE.  ver- 
zichtet auf  seine  neue  Inangriffnahme.  Den  bloß 
als  Landesanstalten  bestehenden  Zwangsarbeits- 
anstalten wird  kein  erzieherischer  Erfolg  nach- 
gerühmt. Gleichwohl  hat  Art.  18  des  EGE.  sich 
auf  mehrere  nebensächliche  Aenderungen  des  Ges. 
v.  1885  beschränkt.  Anders  in  diesem  Punkt  der 
Zug  der  Entwicklung  im  Reich.  Auch  hier  hat  das 
bestehende  Arbeitshaus  enttäuscht.  Es  hat  der 
Abschreckung  genügt,  aber  Besserung  kaum  erzielt. 
Der  D.  VE.  aber  und  noch  bestimmter  die  Beschlüsse 
der  StRKO.  suchen  neue  Wege  durch  Umgestaltung 
des  Arbeitshauses.  Es  soll  in  Zukunft  eine  mehr 
homogene,  nach  Möglichkeit  noch  besserungsfähige 
Bevölkerung  nur  mittlerer  Kriminalität  erhalten. 
Nur  neben  Gefängnisstrafe  soll  es  von  6 Monaten 
bis  3 Jahren  verhängt  werden  können,  wenn  die 
Sicherung  erforderlich  ist,  um  den  Verurteilten  an 
gesetzmäßiges  und  arbeitsames  Leben  zu  gewöhnen. 
Bei  Freiheitsstrafe  nicht  über  3 Monate  kann  Ar- 
beitshaus auch  an  ihre  Stelle  treten.  Vorläufige 
Entlassung  und  Schutzaufsicht  sind  anwendbar. 
Noch  klarer  und  schärfer  ist  der  Besserungs- 
zweck des  neuen  Arbeitshauses  in  den  Voll- 
zugsnormen des  GE.  § 68  Abs.  3 herausgearbeitet: 
die  Insassen  werden  durch  geistige  und  körperliche 
Ausbildung,  insbesondere  auch  gewerblichen  Unter- 
richt, für  Leben  und  Arbeit  in  der  Freiheit  erzogen. 
Das  ist  soziale  Besserung.  Um  eine  andere  handelt 
es  sich  hier  nicht.  Der  Zentralvorstand  der  Deut- 
schen Arbeiterkolonien  hat  in  seinen  Beschlüssen  v. 
30.  Nov.  1911  diese  Stellungnahme  des  GE.  aus- 
drücklich gebilligt  und  den  sehr  beachtenswerten 
Vorschlag  gemacht,  für  gewisse  Fälle  den  zu  Ar- 
beitshaus verurteilten  Besserungsfähigen  die  Mög- 
lichkeit zu  bieten,  durch  freiwilligen  längeren  Auf- 
enthalt in  einer  Arbeiterkolonie  die  Einweisung 
in  das  Arbeitshaus  zu  vermeiden. 

Der  Wert  oder  Unwert  der  Strafrechtsreform 
im  ganzen  wird  wesentlich  von  der  Lösung  des 
Sicherungsproblems  mitbedingt.  Kein  Verständiger 
erwartet  von  der  Reform  überhaupt  zu  viel.  Denn 
das  Strafrecht  ist  nicht  das  Hauptmittel  im  Kampf 
der  Menschheit  gegen  das  Verbrechertum.  Wohl 
aber  wird  die  Leistungsfähigkeit  dessen,  was  über- 
haupt mit  dem  Strafrecht  zu  erreichen  ist,  durch 
organische  Verbindung  mit  dem  Sicherungsgedanken 
ganz  erheblich  gesteigert  sein.  Denn  er  geht  un- 
mittelbar auf  Verhinderung  des  Rückfalls  und  da- 
mit auf  Verminderung  der  Kriminalität.  Ein  im 
ganzen  mit  seinem  Geist  erfülltes  Strafgesetzbuch 
wird  daher  immer  einen  Fortschritt  bringen,  denke 
man  über  die  Einzelmaßregel  wie  man  will.  Von 
dieser  starken  Zuversicht  mögen  auch  die  Verhand- 
lungen des  Juristentages  getragen  sein. 


Die  Todesstrafe. 

I. 

Von  Hofrat,  Professor  Dr.  Lammasch,  Wien. 

Kaum  irgendeine  Tätigkeit  ist  dem  wohlorgani- 
sierten Menschen  so  unsympathisch,  als  zu  strafen. 
Mit  Schmerz  strafen  Vater  und  Mutter  ihre  Kinder, 
mit  Widerstreben  rügt  der  Vorgesetzte  seine  Unter- 
gebenen, mit  Ueberwindung  sprechen  Richter  und 
Geschworene  ihr  Schuldig.  Und  nun  erst  die  Todes- 
strafe! Die  Verantwortung  tragen  für  den  Tod  eines 
Nebenmenschen!  Es  ist  begreiflich,  und  es  ist  ein 
Zeichen  von  Kulturfortschritt,  daß  dies  den  meisten 
furchtbar  schwer  aufsHerz  fällt,  und  daßsie  dieser  Ver- 
antwortung, wenn  nur  irgend  möglich,  zu  entgehen 
suchen.  Das  Problem  der  Strafe  zeigt  sich  in  diesem 
Falle  eben  in  seiner  schärfsten  Gestalt.  An  sich 
ein  Uebel,  wird  sie  doch  durch  ihren  Zweck,  die 
Verhütung  künftiger  Verbrechen,  zur  sozialen  Not- 
wendigkeit und  zur  sozialen  Wohltat.  Aufrecht- 
erhaltung der  Rechtsordnung  ohne  Sanktion  ist  un- 
denkbar. Und  worin  sollte  diese  Sanktion  bestehen 
außer  in  Schande  und  Strafe?  Auch  der  Anarchist, 
der  aus  Ueberzeugung  jede  Gewalt  und  jeden  Zwang 
verwirft,  bedarf  der  Strafe  zur  Abschreckung  der- 
ienigen,  die  seine  Organisation  verraten  wollten. 

Bei  keinem  Strafmittel  wird  der  Charakter  des 
Uebels  so  entsetzlich  klar  als  bei  der  Todesstrafe, 
aber  auch  bei  keinem  dessen  abhaltende  Kraft. 
Keine  Strafe  wirkt  so  lebhaft  und  so  nachhaltig  auf 
die  Phantasie  als  die  des  Todes.  Freilich  ist  der 
Tod  das  einzige  Menschenschicksal,  dem  niemand 
entrinnen  kann;  hört  man  nicht  selten  die  Meinung, 
der  Tod  sei  an  sich  kein  Uebel,  sondern  oft  eine 
Erlösung  vom  Uebel,  und  suchen  nicht  wenige  — 
in  immer  steigender  Anzahl  — ihn  freiwillig  auf. 

Aber  wie  anders  ist  der  Tod  an  und  für  sich 
in  selbstgewähltem  Zeitpunkte,  als  freigewählter, 
einzig  möglich  scheinender  Ausweg  aus  einem  Leben 
des  Leidens,  der  Schande  und  der  Schuld,  und  der 
Tod  nach  dem  Willen  eines  anderen  in  der  schimpf- 
lichen Form  der  Hinrichtung  durch  den  Henker! 
Dem  Unbeteiligten  freilich  wird  lebenslanger  Kerker 
meist  als  größeres  Uebel  erscheinen.  Aber  der 
Verbrecher,  der  vor  der  Alternative  steht,  ob  morgen 
das  eine  oder  das  andere  Schicksal  ihn  treffen  solle, 
wird  fast  immer  vor  dem  Grauen  des  Galgens  oder 
Schafotts  zurückschaudern.  Denn  unwiderruf- 
lich ist  nur  der  Tod.  Auch  der  zu  lebenslangem 
Kerker  Verurteilte  kannauf  Abkürzung  derStrafe  durch 
dieFlucht  oder  durch  Begnadigung  hoffen.  Versteht  er 
zu  heucheln,  so  wird  dieGnade  ihmziemlich  sicher  sein. 

Je  regelmäßiger  es  wird,  daß  der  vom  bösen 
Geist  Verführte  sich  sagt: 

„Aus  dieser  Erde  quillen  meine  Freuden, 

Und  diese  Sonne  scheinet  meinen  Leiden, 

Kann  ich  mich  erst  von  ihnen  scheiden, 

Dann  mag  was  will  und  kann  geschehen,“ 

desto  mehr  schaudert  er  vor  der  Vernichtung  dieses 
Daseins  zurück.  Dieses  Dasein  will  er  so  lang 
als  möglich  erhalten. 
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ZUM  31.  DEUTSCHEN  JURISTENTAGE  IN  WIEN. 


Niemals  wohl  hat  es  noch  in  der  Weltgeschichte 
für  die  große  Masse  so  starke  Verlockungen  zur 
Gewalttat  gegeben  als  heute:  das  unmittelbare  Neben- 
einander üppigsten  Reichtums,  sinnlosester  Ver- 
schwendung und  drückendster  Armut  und  Not  in 
unsern  großen  Städten,  die  Aufstachelung  der 
sexuellen  Begierden  durch  die  Eindrücke  der  Straße, 
die  Uebersättigung  der  Phantasie  mit  Greueltaten 
durch  Zeitungsberichte  und  Kinovorstellungen  über 
Verbrechen  aus  allen  Ländern  und  eine  schon  die 
Jugend  vergiftende  Schauderliteratur,  endlich  die 
systematische  Aufreizung  zum  Klassenhaß  und 
Klassenkampf.  Dazu  kommt  die  Abschwächung  der 
bisher  wirksamen  religiösen  und  ethischen  Hem- 
mungen, die  Lehre  von  dem  Recht  eines  jeden,  sich 
auszuleben,  die  Apotheose  der  blonden  Bestie,  die 
aus  der  Sphäre,  für  die  sie  zunächst  berechnet  war, 
dem  Reiche  der  Aestheten,  die  alles  nur  nach  der 
Schönheit  der  Form  und  nicht  nach  der  Wahrheit 
des  Inhalts  beurteilen,  rasch  in  jene  Schichten  ein- 
gedrungen ist,  die  bereit  sind,  solche  „Philosophie“ 
in  brutale  Taten  umzusetzen. 

Darum  ist  die  Zahl  der  gewalttätigen  Verbrecher 
heute  um  so  viel  größer.  Die  Zunahme  der  mit 
Gewalt  verübten  Sittlichkeitsdelikte  wird  von  allen 
zugegeben.  Aber  hinsichtlich  der  Verbrechen  gegen 
das  Leben  ist  die  allgemeine  Anschauung  die, 
daß  sie  an  Zahl  abgenommen  haben.  Diese  Auf- 
fassung stützt  sich  auf  die  Kriminalstatistik,  die  in 
der  Tat  nachweist,  daß  die  Verurteilungen  wegen 
Mordes  sich  vermindert  haben.  Aber  ist  es  denn 
möglich  zu  verkennen,  daß  dies  ganz  andere  Ur- 
sachen hat  als  eine  Abnahme  der  Morde?  In 
wie  vielen  Fällen  wird  heute  bei  uns  der  Mörder 
nur  wegen  Totschlages1)  verurteilt,  oder  wird  er, 
bei  uns  und  anderwärts,  insbesondere  wegen  vor- 
gespiegelter Geisteskrankheit  oder  auch  nur  aus 
irregeleitetem  Mitleid  der  Geschworenen,  ganz  frei- 
gesprochen! ln  anderen  Fällen  wieder  gelingt  es 
ihm,  durch  die  Flucht  oder  durch  Selbstmord  sich  der 
Verurteilung  zu  entziehen. 

Vergleichen  wir  für  Oesterreich  die  Ziffern  der 
Kriminalstatistik  mit  jenen  der  Bewegung  der  Be- 
völkerung, so  finden  wir  dies  bestätigt.  In  den 
Jahren  1889 — 1909  betrug  die  Zahl  der  als  Täter 
(oder  Anstifter)  eines  Mordes2)  und  der  wegen  Tot- 
schlages Verurteilten: 

257,  287,  317,  303,  329,  294,  324,  279,  288, 
284,  335,  333,  298,  283,  269,  300,  339,  269, 
329,  330,  295. 

Die  Zahl  der  Todesfälle  infolge  von  Mord-  und 
Totschlag3)  betrug  in  denselben  Jahren: 

*)  Nach  österreichischem  Recht  unterscheidet  sich  der  Mord 
vom  Totschlag  durch  die  Absicht  zu  töten. 

2)  Es  ist  die  hier  berücksichtigte  Zahl  die  der  wegen  Mordes  zum 
TodeVerurteilten.  Aber  jederTäter  oder  Anstifter  des  Mordes  muß  nach 
österr.  Recht  zum  Tode  verurteilt  werden,  außer  er  wäre  zur  Zeit  der 
Tat  noch  nicht  20  Jahre  alt  gewesen  oder  es  wären  seit  der  Tat 
20  Jahre  verflossen. 

3)  Die  Statistik  der  Bewegung  der  Bevölkerung  kann  zwischen 
Mord  und  Totschlag  im  Sinne  des  österreichischen  Rechtes  nicht 
unterscheiden,  da  dieser  Unterschied  meist  erst  lange  nach  dem 
Tode  des  Angegriffenen  festgestellt  werden  kann. 


576,  612,  621,  680,  605,  641,  605,  539,  542, 
581,  576,  563,  549,  538,  519,  585,  557,  597, 
596,  545,  621, 

also  mehr  als  das  Doppelte.  Freilich  laufen  diese 
Ziffern  nicht  völlig  parallel  wegen  der  teilweise 
verschiedenen  Grundlagen.  Die  erste  Reihe  zählt, 
wenn  mehrere  Personen  an  demselben  Morde  als 
Mittäter,  Anstifter  oder  unmittelbar  mitwirkende  Ge- 
hilfen oder  an  demselben  Totschlag  irgendwie  als 
Mitschuldige  beteiligt  waren,  alle  diese  Personen, 
während  diesem  Falle  in  der  zweiten  Liste  nur  eine 
Zahl  entspricht,  und  umgekehrt  zählt  die  erste  Liste 
nur  eine  Nummer,  wenn  derselbe  Täter  mehrere 
Menschen  getötet  hat.  Ferner  ist  in  der  zweiten 
Liste  ein  Teil  der  Kindesmorde  mitenthalten,  wäh- 
rend diese  in  der  ersten  Liste  nicht  mitgezählt  sind. 
Aber  daß  der  Tod  eines  Kindes  die  Folge  eines 
Kindesmordes  gewesen  sei,  wird  sehr  oft  erst  später 
festgestellt,  so  daß  gewiß  eine  sehr  große  Zahl  der 
Kindesmorde  auch  in  der  zweiten  Liste  nicht  ent- 
halten ist  Würde  man  alle  Kindesmorde  sofort 
als  solche  erkennen,  so  würde  die  zweite  Liste  er- 
heblich anschwellen.  Deshalb  blieb  deren  Zahl  in 
der  ersten  Liste  um  so  mehr  unberücksichtigt,  als 
Verurteilungen  wegen  Kindesmordes  nicht  häufig 
sind.  Ihre  Zahl  betrug  z.  B.  1908:  42,  1909:  nur  26. 

Nicht  nur,  daß  viele  Fälle  des  Mordes  sich  dem 
Strafgericht  überhaupt  entziehen;  auch  unter  jenen 
Fällen,  die  zur  strafgerichtlichen  Beurteilung  ge- 
langen, ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  erhebliche 
Verschiebung  in  der  Richtung  eingetreten,  daß  viele 
unter  ihnen,  die  früher  Mord  konstituiert  hätten, 
heute  nur  als  Mordversuch  oder  im  Falle,  daß  der 
Beweis  der  Tötungsabsicht  nicht  gelingt,  nur  als 
schwere  Körperbeschädigung  sich  darstellen.  Solche 
Fälle  erscheinen  dann  natürlich  weder  in  der  ersten 
noch  in  der  zweiten  Liste.  Diese  Verschiebung  er- 
schwert aber  außerordentlich  jedenV ergleich  zwischen 
Vergangenheit  und  Gegenwart  und  läßt  die  Moralität 
der  Gegenwart  in  einem  weit  besseren  Lichte  er- 
scheinen, als  sie  es  verdient.  Es  ist  dies  auf  die 
großen,  segensreichen  Fortschritte  der  Chirurgie 
zurückzuführen.  Zahllose  Ueberfälle,  in  denen  noch 
vor  20  oder  30  Jahren  der  in  mörderischer  Absicht 
Angegriffene  dem  Verbrechen  erlegen  wäre,  deren 
Täter  also  damals  wegen  vollbrachten  Mordes  hätte 
verurteilt  werden  müssen,  sind  von  der  Art,  daß 
heute  — dank  der  Antisepsis  und  Asepsis  und  der 
Fortschritte  der  chirurgischen  Technik  — der  Ver- 
letzte geheilt  und  die  Tat  nur  als  Mordversuch 
gezählt  wird.  Jeder  modern  gebildete  Arzt,  der 
sich  auf  dem  Lande  niederläßt,  jedes  neue,  mit 
allen  Hilfsmitteln  ausgerüstete  Krankenhaus  ändert 
die  Ziffern  der  Kriminalstatistik,  macht  zum  Mord- 
versuch oder  vielleicht  nur  zur  schweren  körper- 
lichen Beschädigung,  was  früher  Mord  gewesen 
wäre.  Unzweifelhaft  ein  großer  Fortschritt! 

Folgt  aber  daraus,  daß  der  Staat  auf  das  stärkste 
Mittel  verzichten  soll,  das  ihm  zu  Gebote  steht,  um 
diejenigen  abzuhalten,  bei  denen  nicht  ihr  Wille, 
sondern  nur  der  Zufall,  das  Nichtgelingen  ihres 
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Anschlages  Ursache  gewesen,  daß  ein  Menschen- 
leben nicht  vernichtet  wurde?  Gewiß  hat  das 
Menschenleben  nie  energischeren  Schutzes  bedurft 
als  in  der  Zeit,  in  der  der  Harmloseste  durch 
Revolver  und  Bomben  der  Anarchisten  bedroht  ist. 

* — — Nicht  Skythen  und  Chazaren, 

Die  einst  den  Glanz  getilgt  der  alten  Welt, 

Bedrohen  unsere  Zeit,  nicht  fremde  Völker; 

Aus  eigenem  Schoß  ringt  los  sich  der  Barbar.“ 

(Grillparzer.) 

Diese  Gefahr  zu  überwinden,  können  wir  auf 
drastische  Mittel  nicht  verzichten.  „Le  beau  role“ 
fällt  freilich  den  Gegnern  der  Todesstrafe  zu.  Sie 
bekämpfen,  klingt  „humaner“,  als  sie  verteidigen. 

Es  kann  nicht  Aufgabe  dieser  Zeilen  sein,  alle 
Argumente  gegen  die  Todesstrafe,  die  die  schier 
unerschöpfliche  Literatur  gebracht  hat,  auf  ihren 
Wert  für  unsere  heutige  Gesellschaftsordnung  zu 
prüfen.  Nur  einige  unter  ihnen  können  nicht  völlig 
übergangen  werden. 

Einer  der  schärfsten  Denker  unter  den  öster- 
reichischen Juristen,  J.  N.  Berger,  hat  gegen  die 
Todesstrafe  eingewendet,  daß  sie  eine  unendliche 
Folge  an  eine  endliche  Tat  knüpfe,  daß  sie  ein 
Verbrechen,  das  der  Welt  der  Erscheinung  angehört, 
mit  einer  über  diese  Welt  hinausgreifenden  Strafe 
bedrohe  und  deshalb  inkommensurabel  mit  der  von 
ihr  bedrohten  Tat  sei.  Wenn  man  die  Todesstrafe 
auf  den  vollbrachten  Mord  oder  gar  nur  auf  einzelne 
besonders  schwere  Fälle  des  Mordes  einschränkt, 
trifft  dies  nicht  zu;  denn  dann  bedroht  sie  ja  auch 
nur  eine  Tat,  die  selbst  über  die  Welt  der  Erscheinung 
hinausgriff. 

Allerdings  aber  leidet  sie  an  einem  logischen 
Widerspruche.  Sie  scheint  geeignet,  die  absolute 
ausnahmslose  Achtung  vor  dem  Menschenleben  zu 
untergraben.  Es  liegt  Wahrheit  in  dem  Worte  Goethes: 
„Ein  Blutquell  rieselt  nie  allein, 

Es  laufen  andre  Bächlein  drein; 

Sie  wälzen  sich  von  Ort  zu  Ort, 

Es  reißt  der  Strom  die  Ströme  fort.“ 

Aber  über  dem  logischen  Widerspruch  steht 
die  psychologische  Forderung,  gegen  den 
stärksten  Reiz  das  stärkste  Gegengewicht  zu  stellen. 
Wünschenswert  wäre  es  freilich,  die  Todesstrafe 
aufheben  zu  können.  Aber  noch  wünschenswerter 
wäre  es,  den  Krieg  aus  der  künftigen  Entwicklung 
der  Weltgeschichte  auszuschalten.  Denn  was  zählt 
das  Leben  einiger  Mörder  gegen  das  der  Millionen 
aus  der  Blüte  der  Jugend,  der  Vollkraft  der  Männer, 
die  ein  moderner  Krieg  unter  Großmächten  aufs 
Spiel  setzt?  Vielleicht  kann  ein  „ewig  neutraler“ 
Staat  wie  die  Schweiz  auf  die  Todesstrafe  ver- 
zichten, obwohl  auch  dort  die  Erbitterung  des  Volkes 
über  ein  paar  grauenhafte  Morde  jene  absonderliche 
Verfassungsbestimmung  hinweggefegt  hat,  durch  die 
es  als  Grundrecht  des  Schweizers  erklärt  wurde, 
nicht  hingerichtet  zu  werden.  Als  Ironie  aber  mutet 
es  an,  wenn  ein  Staat  das  Leben  seiner  Mörder 
zärtlich  schont,  aber  hunderttausende  in  die  Schlacht 
sendet,  um  etwa  eine  Sandwüste  zu  erobern. 


Das  schwerste  Bedenken  gegen  die  Todesstrafe 
ist  die  schauderhafte  Möglichkeit  des  Justizmordes, 
das  schwerste  Unrecht  gegen  den  unschuldig  Ver- 
urteilten und  dessen  Familie,  die  schwerste  Bloß- 
stellung des  Ansehens  der  Rechtspflege.  Sorgfältigste 
Prüfung  des  Falles  vor  der  Entscheidung  über  den 
Vollzug  des  Urteils  oder  über  Begnadigung  des 
Täters  muß  auch  die  entfernte  Möglichkeit  solcher 
Irrung  ausschließen,  kann  sie  ausschließen  und  hat 
sie,  wenigstens  in  unseren  Rechtsgebieten,  bisher 
auch  wirklich  ausgeschlossen. 

Weiterhin  ist  noch  mehr  als  bei  anderen  Straf- 
arten gerade  hier  die  strengste  Oekonomie  des  Straf- 
vollzuges zu  fordern,  so  daß  nicht  über  das  Maß 
des  Notwendigen  hinausgegangen  werde.  Unser 
geltendes  österreichisches  Recht  ist  in  dieser  Be- 
ziehung wie  in  so  vielen  anderen  völlig  veraltet. 
Deshalb  wird  die  große  Mehrzahl  der  gefällten  Todes- 
urteile nicht  vollzogen,  was  einerseits  völlig  be- 
gründet ist,  anderseits  aber  die  abhaltende  Kraft  der 
Strafdrohung  erheblich  abschwächt.  Der  Entwurf 
schränkt  deshalb  das  Gebiet  der  Todesstrafe  auf  das 
allererheblichste  ein  und  droht  sie  außer  in  den 
Fällen  des  Hochverrats  gegen  die  Person  des  Kaisers 
und  des  bereits  zu  lebenslangem  Kerker  verurteilten 
Mörders  (§  109  Abs.  1 u.  § 287)  nur  wahlweise 
neben  lebenslangem  Kerker  und  nicht  auf  alle  Fälle 
des  Mordes,  sondern  nur  auf  besonders  qualifizierte 
Fälle  an  (§  286).* 1 2 3 4) 

Also  alle  Vorsicht  in  Anwendung  der  Todes- 
strafe, aber  kein  Verzicht  auf  sie.  Das  Rechts- 
bewußtsein des  Volkes  würde  tief  erschüttert,  wenn 
der  Satz  aufgestellt  würde,  auch  der  Lustmörder, 
auch  der  Raubmörder  hat  ein  unentziehbares  Recht 
auf  jenes  Gut,  das  er  einem  anderen  entrissen.  Die 
Empörung  über  solche  Taten  und  ihre  Täter  findet 
ihren  vollen  Ausdruck  nur  in  deren  Vernichtung. 

*)  Die  §§  285—289  lauten: 

Mord. 

§ 285. 

Wer  einen  anderen  tötet,  wird  mit  Kerker  von  fünf  bis  zu 
zwanzig  Jabren  oder  mit  lebenslangem  Kerker  bestraft. 

§ 286. 

1.  Wer  durch  die  Tat  das  Leben  vieler  Menschen  gefährdet, 
ist  mit  lebenslangem  Kerker  oder  mit  dem  Tode  zu  bestrafen. 

Auf  lebenslangen  Kerker  oder  auf  Todesstrafe  ist  ferner  zu 
erkennen, 

2.  wenn  die  Tat  mit  besonderer  Grausamkeit,  um  eines  Ver- 
mögensvorteiles willen  oder  bei  Ausführung  eines  Diebstahls,  Raubes 
oder  eines  Verbrechens  gegen  die  Sittlichkeit  begangen  wird; 

3.  wenn  dem  Täter  Mord  an  mehr  als  einem  Menschen  zur 
Last  fällt: 

4.  wenn  der  Täter  wegen  Mordes  schon  einmal  bestraft  ist. 

§ 287. 

Der  Sträfling,  der  während  des  Vollzuges  einer  lebenslangen 
Kerkerstrafe  einen  Mord  begeht,  ist  mit  dem  Tode  zu  bestrafen. 

Totschlag. 

§ 288. 

1.  Wer  in  einer  durch  die  Umstände  gerechtfertigten  heftigen 
Gemütsbewegung  einen  anderen  tötet,  wird  mit  Kerker  oder  Gefängnis 
von  einem  bis  zu  zehn  Jahren  bestraft. 

2.  War  die  heftige  Gemütsbewegung  durch  eine  unmittelbar 
vorausgegangene  schwere  und  unbegründete  Kränkung  hervorgerufen, 
die  dem  Täter  oder  einer  ihm  nahestehenden  Person  zugefügt  wurde, 
so  ist  auf  Gefängnis  von  sechs  Monaten  bis  zu  fünf  Jahren  zu  erkennen. 

Tötung  auf  Verlangen. 

§ 289. 

Wer  einen  anderen  auf  dessen  ernstliches  Verlangen  in  der 
dadurch  hervorgerufenen  heftigen  Gemütsbewegung  tötet,  wird  mit 
Gefängnis  von  drei  Monaten  bis  zu  fünf  Jahren  bestraft. 
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Verweigert  der  Staat  grundsätzlich  und  in  allen, 
auch  den  schwersten  Fällen  die  Befriedigung  dieses 
Bedürfnisses  der  Volksseele  nach  Vergeltung,  so 
wird  Rache  und  Selbsthilfe  und  damit  die  Auflösung 
der  Rechtsordnung  an  die  Stelle  der  Rechtspflege  treten. 


II. 

Von  Professor  Dr.  Hans  Groß,  Graz. 

Vor  genau  einem  halben  Jahrhundert  hat  sich 
der  3.  Juristentag  in  Wien  i.  J.  1862  mit  der  Frage  der 
Todesstrafe  auf  das  eingehendste  befaßt,  und  kein 
Geringerer  als  Julius  Glaser  war  der  Wortführer 
in  der  so  wichtigen  Sache.  Aber  zu  Ende  gebracht 
wurde  sie  nicht,  es  wurde  weiter  gestritten;  auch 
die  Erwägungen  zur  Zeit  der  Schaffung  des  DRStrGB. 
und  Späteres  brachten  keine  Einigung,  und  auch 
heute  kann  noch  behauptet  werden,  daß  wegen 
keines  Strafmittels  die  Meinungen  so  scharf  ausein- 
andergehen als  wegen  der  Todesstrafe;  das  Aut- 
Aut  bedingt  eben  ein  Sein  oder  Nichtsein,  und 
so  ist  nirgends  weniger  Aussicht  auf  Einigung 
vorhanden  als  gerade  hier.  Man  zählt  die  An- 
hänger und  Gegner  der  Todesstrafe,  jeder  rechnet 
ein  anderes  Prozentverhältnis  heraus,  man  bringt, 
trotz  des  hohen  Alters  des  Streites  noch  immer  neue 
Gründe  und  Gegengründe  vor,  und  der  Schluß  ist 
zumeist:  es  wird  weiter  gehängt.  Die  alten  und 
neuen  Motive  für  und  gegen  die  Todesstrafe  zu 
untersuchen,  ist  völlig  müßige  Arbeit ; wichtiger  wäre 
es,  nachzusehen,  warum  die  Einzelnen,  welche  aus 
irgendeiner  Ursache,  die  ja  nicht  immer  strafrecht- 
licher Natur  sein  muß,  auf  die  Gründe  für  ihre  An- 
sicht pochen  und  die  der  Gegenseite  kurzweg  nicht 
hören  wollen.  Dies  kommt  — nicht  bloß  hier, 
sondern  in  zahlreichen  ähnlichen  Fällen  — dann 
vor,  wenn  man  die  Haupttriebfeder  für  seine  An- 
sicht nicht  deutlich  hervortreten  lassen  will  und  des- 
halb lieber  eine  Anzahl  anderer  Begründungen,  mit 
denen  es  einem,  meistens  unbewußt,  gar  nicht  recht 
ernst  ist,  mit  oft  weither  geholtem  Gewichte  aus- 
stattet. Diese  Motivierungen  können  dann  von  den 
Gegnern  unschwer  widerlegt  werden,  und  der  eigent- 
liche Hauptgrund,  der  unter  Umständen  schlagend 
wirken  könnte,  kommt  nicht  zur  Geltung. 

Wenden  wir  dies  auf  unsere  Frage  an,  so  ge- 
langen wir  zu  der  Annahme,  daß  die  Gründe,  welche 
man  noch  zugunsten  der  Todesstrafe  anführt,  nicht 
die  eigentlichen  sind,  durch  welche  man  sich  be- 
wegen läßt;  das  wirkliche  Movens  wird  entweder 
gar  nicht  oder  nur  nebenbei  genannt:  es  ist  dies 
die  Vorstellung,  daß  es  Zeiten  geben  kann,  in  welchen 
man  ohne  Todesstrafe  sein  Auslangen  nicht  findet 
und  es  bitter  bereuen  würde,  wenn  man  früher  dieses 
Radikalmittel  aus  der  Hand  gegeben  hätte.  Dieser 
Grund  für  die  Beibehaltung  ist  zwar  der  einzige 
wirklich  vertretbare,  er  ist  aber  in  der  Tat  so  stich- 
haltig, daß  er  unmöglich  beiseite  geschoben  werden 
kann.  Die  genannten  Zeiten  und  Verhältnisse  können 
wirklich  eintreten,  wir  brauchen  gar  nicht  politische 
Momente:  Anarchisten  und  Revolutionen,  in  Betracht 


zu  ziehen,  wir  sind  uns  über  diesen  Teil  der  Frage 
klar,  wenn  wir  nur  an  die  bedenklichen  Apachen- 
rummel denken  und  Zusehen,  wie  sehr  die  öffent- 
liche Sicherheit  eigentlich  in  letzter  Zeit  gelitten  hat. 
Ein  bißchen  mehr,  und  die  Frage:  wie  wir  uns  dann 
ohne  Todesstrafe  behelfen  sollen,  ist  nicht  mehr  gut 
zu  beantworten.  Sagte  man:  „Todesstrafe  abschaffen, 
aber  das  Standrecht  für  alle  Fälle  behalten“,  so 
wären  die  Schwierigkeiten  nur  scheinbar  beseitigt, 
da  die  Proklamierung  des  Standrechts  aus  bekannten 
Gründen  doch  für  die  äußersten  Vorkommnisse  auf- 
gespart bleiben  soll,  und  da  die  Plötzlichkeit  und 
Unsicherheit  seiner  prozessualen  Formen  allzuviele 
Bedenken  wachruft. 

Einen  Mittelweg,  den  man  auch  hier  günstig 
einschlagen  könnte,  habe  ich  wiederholt  flüchtig  an- 
gedeutet; es  sei  gestattet,  den  Vorschlag  hier  auszufüh- 
ren; ichfände  keinerlei  Gefahren  bei  dessen  Benutzung. 

Sagen  wir  also:  in  einem  Strafgesetze  wäre  die 
Todesstrafe  unter  den  normalen  Strafmitteln  nicht  auf- 
geführt und  auf  alle  Verbrechen,  die  man  sonst  als 
„todeswürdige“  bezeichnen  will,  wäre  lebenslange 
Kerkerstrafe  angedroht.  Wollte  man  für  gewisse  Ver- 
brechen zwar  wohl  lebenslange  Freiheitsstrafe,  unter 
keinenUmständen  aberT odesstrafe normieren,  so  müßte 
für  diese  eine  besonders  lange,  aber  nicht  lebenslange 
Kerkerstrafe  (also  20  oder  mehr  J.)  aufgestellt  werden. 

Dann  käme  eine  Bestimmung,  in  welcher  es 
heißt,  daß  es  bei  besonders  gefährlichen  Zuständen 
der  höchsten  Gewalt,  sagen  wir  also  dem  Kaiser, 
zusteht,  über  Antrag  des  Gesamtministeriums  und 
gegen  nachträgliche  Zustimmung  der  gesetzgebenden 
Gewalt,  für  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit,  an- 
zuordnen: es  sei  auf  alle  Delikte,  auf  welche  im 
Strafgesetze  lebenslanger  Kerker  angedroht  ist,  und 
welche  vom  Tage  nach  Kundmachung  an  begangen 
werden,  die  Todesstrafe  zu  verhängen. 

Der  Vorteil  einer  solchen  gesetzlichen  Be- 
stimmung läge  also  darin,  daß  die  bluttriefende 
Gerechtigkeit  dem  Wesen  nach  beseitigt  wäre  und 
daß  doch  die  zweifellos  bedenkliche  Gefahr,  sie  im 
Notfälle  entbehren  zu  müssen,  nicht  vorläge;  das 
äußerste  Strafmittel  kann,  wenn  nötig,  sozusagen 
im  Augenblicke  wieder  zur  Hand  sein.  Wäre  die 
Todesstrafe  somit  nur  für  besonders  gefährliche 
Zeiten  und  die  bedenklichsten  Verhältnisse  aufge- 
spart, so  könnte  die  Möglichkeit  ihrer  Anwendung 
im  Gesetze  weniger  sparsam  ausgesprochen  sein. 
Die  Tendenz  moderner  Strafgesetze,  die  noch  die 
Todesstrafe  kennen,  geht  naturgemäß  dahin,  der 
Stimmung  gegen  sie  folgend,  wenigstens  nur  eine 
äußerst  geringe  Zahl  von  Verbrechen  als  todeswürdig 
zu  bezeichnen.  Hat  man  sich  aber  auf  ganz  wenige 
Fälle  beschränkt,  so  entsteht  immer  die  gerecht- 
fertigte Frage:  warum  denn  gerade  bei  diesen  Ver- 
brechen, bei  anderen  ebenso  gefährlichen  aber  nicht? 
Hat  man  aber  eine  Einrichtung  getroffen,  durch  welche 
die  Todesstrafe  als  Akt  der  äußersten  staatlichen  Not- 
wehr hingestellt  wird,  dann  kann  man  auch  alle  wirk- 
lich besonders  gefährlichen  Delikte  damit  bedrohen. 
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Die  Ausbildung  der  Juristen  zu  wirtschaft- 
lichem und  psychologischem  Verständnis. 

Von  Professor  Dr.  Heinsheimer,  Heidelberg. 

Daß,  wer  „nur“  ein  guter  Jurist  ist,  noch  nicht 
ein  guter  Richter  sei,  ist  eia  nicht  eben  neuer  Satz. 
Er  will  sagen,  daß  dem  Richter  nicht  nur  Rechts- 
kenntnis, sondern  auch  Verständnis  für  die  Tatsäch- 
lichkeiten des  Lebens  not  tut,  für  die  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen,  die  soziale  Schichtung,  das 
Seelenleben  des  einzelnen  und  so  vieles  andere. 
Das  hat  gewiß  noch  niemand  verkannt,  der  über 
Recht  und  Ricbtertum  nachdachte.  Aber  — bis  vor 
ganz  kurzer  Zeit  — hat  auch  niemand  daran  die 
Forderung  geknüpft,  daß  bei  der  Ausbildung  der 
Juristen  etwas  Besonderes  für  diese  Seite,  die  Tat- 
sachenseite des  juristischen  Berufs,  zu  geschehen 
habe.  Das  Tatsachenverständnis  galt  ausschließlich 
als  Sache  der  Erfahrung,  die  jeder  iür  sich  selbst 
in  und  außer  dem  Berufe  zu  erwerben  habe  und 
nur  so  erwerben  könne.  Die  Wünsche  nach  einer 
Reform  der  juristischen  Ausbildung  betrafen  nur  die 
eigentlich  juristische,  rechtswissenschaftliche,  rechts- 
technische Bildung. 

Verschiedenes  hat  zusammengewirkt,  daß  dem 
heute  nicht  mehr  so  ist.  Auf  der  einen  Seite  die 
mehr  spezialistischen  Interessen,  welche  die  junge 
Wissenschaft  der  forensischen  Psychologie  wachrief. 
Auf  der  anderen,  und  vor  allem,  die  Komplizierung 
des  Wirtschaftslebens,  die  Entwicklung  der  Technik, 
dies  ganze  moderne  Leben,  das  dem  Recht  und  der 
Rechtsanwendung  neue,  schwere  Aufgaben  stellt. 
Für  das  alles,  so  meinen  viele,  könne  der  Richter 
nicht  allein  auf  seine  persönliche  Erfahrung,  diese 
unsichere  und  ungleichmäßige,  bestenfalls  doch  erst 
nach  und  nach  fließende  Quelle  verwiesen  werden, 
vielmehr  müsse  die  Ausbildung  auch  dafür  etwas 
leisten  können,  etwas  leisten. 

Und  so  ist  nun  auch  der  Juristentag  gefragt  — 
nicht,  ob  bei  der  juristischen  Ausbildung  etwas  in 
jener  Richtung  zu  geschehen  habe,  sondern 

was  geschehen  solle,  um  bei  der  Ausbildung  (vor  oder 
nach  Abschluß  des  Universitätsstudiums)  das  Verständnis 
der  Juristen  für  psychologische,  wirtschaftliche  und  sozio- 
logische Fragen  in  erhöhtem  Maße  zu  fördern. 

Diese  Fragestellung  ist  durchaus  richtig:  wenn  es 
einen  brauchbaren  Weg  zu  diesem  Ziel  gibt,  so  muß 
er  beschritten  werden.  Auch  die  sachliche  Be- 
schränkung des  Themas  ist  nur  zu  billigen:  ein 
Versuch,  den  ganzen  Komplex  der  Ausbildungs- 
fragen — Rechtsstudium,  Referendariat,  Fortbildung 
— in  kurzer  Kongreßberatung  zu  erörtern,  könnte 
kaum  ein  Ergebnis  liefern.  Und  wenn  die  ge- 
sonderte Behandlung  der  wirtschaftlichen  und  psycho- 
logischen Ausbildung  die  Gefahr  nahelegt,  daß  dabei 
die  rechtswissenschaftliche  zu  kurz  kommen  könnte, 
so  ist  das  doch  nicht  von  einem  Juristentag  zu  be- 
fürchten, der  gewiß  nicht  übersehen  wird,  daß  jene 
Fragen  doch  immer  nur  sekundärer  Natur  sind,  daß  die 
spezifisch  juristische  Ausbildung  in  erster  Reihe  fest- 
gehalten werden  muß.  Eine  nach  praktischen  Zielen 


strebende  Vereinigung  wird  endlich  auch  das  nicht 
außer  acht  lassen,  daß  Forderungen  nicht  nur  auf- 
zustellen, sondern  vor  allem  auf  ihre  Praktikabilität 
zu  prüfen  sind. 

Beides  zeigt  sich  sofort  bei  der  Frage  nach  der 
Möglichkeit,  Nützlichkeit  und  Notwendigkeit  einer 
Einführung  in  die  Psychologie.  Wenn  Wissen- 
schaft und  Lehre  den  Juristen  zu  sicherer  Erkenntnis 
der  Psyche  eines  Zeugen,  Angeklagten,  Vertrag- 
schließenden, zu  objektivem  Urteil  über  Glaub- 
würdigkeit, Handlungsmotiv,  Irrtum,  Absicht  be- 
fähigen könnten,  — wer  würde  sie  nicht  der  ju- 
ristischen Ausbildung  einfügen  wollen!  Aber  gibt 
es  solche  Wissenschaft  und  Lehre?  Die  theoretische 
Psychologie  will  ihren  Schüler  nicht  zu  einer  Dia- 
gnose der  individuellen  Psyche  anleiten.  Ihr  Gegen- 
stand ist  die  Menschenseele  überhaupt,  der  elementare 
Ablauf  von  Wahrnehmungen,  Gefühlen,  Wollungen. 
Zum  Seelenleben  des  einzelnen  kann  sie  nicht  hin- 
abdringen, zu  den  Varietäten,  die  sich  aus  der  Zu- 
fälligkeit des  Persönlichen  ergeben.  Der  Richter 
aber  hat  es  gerade  und  nur  mit  dem  Individuum 
zu  tun.  Dazu  braucht  er  Menschenkenntnis,  die 
nicht  Gegenstand  der  Lehre,  sondern  nur  der  Er- 
fahrung sein  kann.  Die  „Psychologie“  aber  kann 
ihn  dabei  nicht  mehr  fördern,  als  ihn  Muskel- 
anatomie bei  der  Feststellung  des  körperlichen 
Tuns  des  Verbrechers  fördern  könnte.  Was  für  den 
Juristen  in  Betracht  kommen  kann,  sind  nur  die  Be- 
strebungen der  experimentellen  Psychologie  in  ihrer 
Richtung  auf  das  Forensische.  Hier  haben  nament- 
lich die  Untersuchungen  zur  Psychologie  der  Zeugen- 
aussage schon  viel  des  Interessanten  ergeben,  die 
nie  verkannte  Kompliziertheit  der  psychologischen 
Bedingungen  klarer  erkennen  lassen.  Gewiß  wird 
es  für  den  Juristen  förderlich  sein,  wenn  ihm  diese 
Ergebnisse  gezeigt  werden.  Aber  damit  rechtfertigt 
sich  noch  nicht  der  Vorschlag,  die  forensische 
Psychologie  in  den  Lehrplan  des  juristischen  Uni- 
versitätsstudiums aufzunehmen.  Wer  dessen  Nöte 
kennt,  wird  nicht  leicht  geneigt  sein,  den  heutigen 
Lehr-  und  Lernstoff  durch  neue  Vorlesungen  zu 
vermehren.  Aber  auch  sachlich  ist  zu  fragen,  ob 
es  wirklich  nützlich  ist,  den  Studierenden  in  einen 
Wissensstoff  einzuführen,  den  er  nicht,  wie  ju- 
ristisches Wissen,  durch  eigenes  Studium  weiter- 
bauen kann,  sondern  als  totes  Material  für  später 
aufspeichern  müßte.  Und  kann  es  nicht  für  den 
künftigen  Praktiker  geradezu  schädlich  sein,  wenn 
ihm  die  Theorie,  welche  ihn  eine  experimentelle 
Erkenntnis  des  Einzelzeugen  doch  nicht  lehren  kann, 
nur  Skepsis  einimpft,  ehe  er  im  Gerichtssaal  prak- 
tische Erfahrungen  sammeln  und  dabei  namentlich 
auch  lernen  konnte,  wie  die  einzelne  Zeugenaussage 
in  aller  Regel  doch  nur  als  Glied  einer  aus  Aus- 
sagen und  Indizien  zusammengesetzten  Beweiskette 
erscheint?  Der  richtige  Platz  zur  eindringlicheren 
Vorführung  der  möglichen  Fehlerquellen  an  der 
Hand  der  experimentell-psychologischen  Forschungs- 
ergebnisse dürfte  daher,  wenn  ihre  literarische  Ver- 
breitung nicht  ausreicht,  doch  wohl  nur  in  den  — 
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auch  sonst  gar  nicht  genug  zu  fördernden  — Fort- 
bildungskursen für  Assessoren  und  Richter  sein. 
Und  auch  dort  wird  nie  vergessen  werden  dürfen, 
daß  die  forensische  Psychologie  dem  praktischen 
Juristen  nur  ein  mit  größter  Vorsicht  zu  gebrauchen- 
des Hilfsmittel  geben  kann.  Denn  während  Wissen- 
schaft und  Lehre  ihrem  Wesen  nach  nur  auf  All- 
gemeingültiges abzielen  können,  bleibt  für  die  Psycho- 
logie des  Gerichtssaals  schlechthin  entscheidend  der 
Einzelfall  in  seiner  Individualität,  die  bei  Anlegung 
allgemeiner  Maßstäbe  leicht  in  Gefahr  gerät,  ver- 
kannt zu  werden. 

Das  ist  ganz  anders  bei  der  zweiten  Frage: 
wie  eine  Förderung  des  wirtschaftlichen  Ver- 
ständnisses der  Juristen  bei  der  Ausbildung  zu  er- 
zielen sei.  Denn  wenngleich  auch  in  wirtschaftlicher 
Beziehung  jeder  Fall  seine  individuelle  Seite  hat, 
so  tritt  doch  hier  in  den  großen  Gruppen  immer 
ein  Typisches  hervor,  um  so  mehr,  als  das  materielle 
Recht  selbst  für  die  Beurteilung  des  Einzelfalles  in 
weitem  Umfange  auf  das  wirtschaftlich  Normale,  die 
„Verkehrssitte“  u.  dgl.,  verweist.  Hier  ist  daher 
auch  die  gestellte  Ausbildungsfrage  weit  wichtiger 
und  viel  häufiger  erörtert.  Die  vorgeschlagenen 
Mittel  können  vielleicht  als  teils  externe,  teils 
interne  bezeichnet  werden.  Unter  jenen  verstehe 
ich  solche,  die  den  Juristen  aus  dem  eigentlich 
juristischen  Kreis  hinausführen,  um  ihn  auf  nicht- 
juristischen Wegen  wirtschaftliche  Belehrung  suchen 
zu  lassen.  Sie  sind  entweder  theoretisch:  Besuch 
nationalökonomischer  Vorlesungen  durch  die  Stu- 
dierenden der  Jurisprudenz  — und  hierzu  ist  nichts 
zu  sagen,  als  daß  diese  Forderung  da  und  dort  noch 
energischer  als  bisher  durchgeführt  und  dabei  das 
Privatwirtschaftliche  vielleicht  etwas  mehr  berück- 
sichtigt werden  sollte  — , oder  aber  praktisch: 
Tätigkeit  der  Juristen  in  wirtschaftlichen 
Betrieben,  wie  sie,  in  manchen  Bundesstaaten 
schon  seit  längerer  Zeit  empfohlen,  neuerdings  als 
Programmpunkt  aufgestellt  erscheint.  Der  Juristen- 
tag findet  hier  Material  namentlich  in  den  Enqueten 
des  deutschen  Anwaltvereins.  Die  Entscheidung 
wird  ihm  wohl  nicht  schwer  fallen.  Daß  eine  Be- 
tätigung in  gewerblichen  Betrieben  nützlich  sein 
kann,  wird  niemand  bezweifeln;  daß  sie  notwendig 
und  daher  für  obligatorisch  zu  erklären  sei,  niemand 
behaupten.  Ihre  Nützlichkeit  besteht  nicht  darin, 
daß  sie  Kenntnisse  wirtschaftlicher  Art  verschafft 
— die  könnten  doch  immer  nur  fragmentarisch  sein — , 
sondern  darin,  daß  der  Jurist,  der  sein  eigenes 
Privatleben  auf  der  Seite  der  konsumierenden,  nicht- 
gewerblichen Bevölkerung  lebt,  die  Dinge  auch  ein- 
mal von  der  anderen  Seite  sieht  und  so,  wie  die 
dem  Juristentag  vorgelegte  Frage  sagt,  im  Ver- 
ständnis wirtschaftlicher  Erscheinungen  gefördert 
wird.  Es  wird  also  nicht,  wie  manche  fürchten, 
Einseitigkeit  hervorgerufen,  sondern  umgekehrt  ver- 
hütet. Aber  freilich:  wirklich  fruchtbar  wird  ein 
Wirtschaftskursus  für  den  Juristen  nur  dann  sein, 
wenn  er  das  Gesehene  auch  juristisch  einordnen 
und  ausdeuten  kann.  Das  wird  er  als  Assessor 


besser  können  wie  als  Referendar.  Es  muß  ihm 
aber  auch  gerade  das  juristisch  wertvolle  Material 
zugänglich  gemacht  werden.  Die  bloße  Einführung 
in  die  Technik  eines  kaufmännischen,  gewerblichen 
oder  landwirtschaftlichen  Innenbetriebes  dürfte  den 
Juristen  nicht  wesentlich  fördern.  Hat  es  doch  der 
Richter  und  Anwalt  vor  allem  mit  Angelegenheiten 
zu  tun,  die  zwischen  zwei  Betrieben  spielen,  mit 
Geschäften,  deren  Zustandekommen,  Auslegung, 
Tragweite  streitig  wird,  und  die  übrigens  wohl  in 
einem  Fabrik-  oder  Warengeschäft  besser  gesehen 
werden  können,  als  in  einer  Bank.  Aber  wird  der 
nur  für  kurze  Zeit  aufgenommene  fremde  Jurist  sie 
sehen?  Er  wird  nicht  mit  dem  Reisenden  auf  die 
Tour  gehen,  nicht  bei  den  mündlichen  Verhand- 
lungen des  Chefs  zugegen  sein  können.  Genug, 
wenn  ihm  wenigstens  die  laufende  Hauptkorrespondenz 
gezeigt  und  erläutert  wird. 

Wirkungsvoller  und  durchaus  unentbehrlich 
zur  Förderung  des  wirtschaftlichen  Verständnisses 
der  jüngeren  Juristen  dürften  die  internen  Mittel 
sein,  die  die  eigentlich  juristische  Ausbildung  selbst 
zugleich  in  den  Dienst  des  Lebensverständnisses 
stellen.  Das  kann  und  das  muß  auch  aut  jeder 
Stufe  der  Ausbildung  geschehen,  der  theoretischen 
sowohl  wie  der  praktischen.  Unter  den  Mitteln, 
die  die  letztere  bietet,  ist  für  diese  Seite  der  Auf- 
gabe wohl  keines  geeigneter  als  eindringliche  Tätig- 
keit bei  einem  Anwalt.  Denn  auf  der  Anwalts- 
kanzlei findet  nicht  nur  ein  unmittelbarer,  sondern 
vor  allem  auch  ein  unbefangener  Verkehr  mit  den 
Parteien  statt,  deren  tatsächliche  Zwecke  und  wirt- 
schaftliche Auffassungen  noch  unverhüllt  von  der 
erst  zu  suchenden  Rechtsform  hervortreten.  Daher 
sollte  die  Anwaltsstation  des  Referendars  ausgebaut, 
außerdem  aber  dem  zum  Justizdienst  übernommenen 
Assessor  empfohlen  werden,  einen  Teil  seiner  leider 
so  langen  Wartezeit  durch  anwaltschaftliche  Tätig- 
keit besonders  fruchtbar  zu  machen,  wie  das  z.  B. 
in  Bayern  von  jeher  mit  gutem  Erfolg  geschieht. 
Aber  auch  das  theoretische  Studium  kann  und  muß 
zugleich  der  Weckung,  Förderung,  Belebung  wirt- 
schaftlichen Verständnisses  dienen,  die  rechts- 
wissenschaftliche  Vorlesung  der  Universitäts- 
zeit selbst  den  Studierenden  auch  auf  die  wirtschaft- 
lichen Zusammenhänge  der  rechtlich  zu  erörternden 
Gebilde  hin  weisen.  Weit  entfernt,  ihren  rechts- 
wissenschaftlichen Zweck  dadurch  zu  gefährden  oder 
zu  beeinträchtigen,  wird  sie  ihn  vielmehr  erst  da- 
durch ganz  erreichen,  wenn  es  wahr  bleiben  soll, 
daß  auch  die  theoretische  Jurisprudenz  dem  lebendigen 
Recht  zu  dienen,  der  theoretische  Unterricht  in  das 
lebendige  Recht  einzuführen  hat.  Vor  einiger  Zeit 
habe  ich  schon  anderwärts x)  darzulegen  versucht,  wie 
das  durch  kurze  Schilderung  der  wirtschaftlichen 
Erscheinungen,  durch  Hervorhebung  der  doch  immer 
nur  auf  dem  außeijuristischen  Lebensgebiete  liegenden 
letzten  Zwecke  des  Gesetzes,  durch  geeignete  Bei- 
spiele und  Uebungsfälle  im  einzelnen  geschehen 

*)  S.  meinen  Aufsatz  über  „Rechtsstudium  und  Lebenskunde“ 
in  „Recht  und  Wirtschaft“  1 S.  4 (Okt.  1911). 
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kann,  vielfach  geschieht  und  nur  immer  mehr  ge- 
schehen möge.  Wie  leicht  kann,  um  nur  weniges 
hinzuzufügen,  z.  B.  bei  der  Betrachtung  des  Mäkler- 
vertrages ohne  jeden  Abbruch  an  der  juristischen 
Deduktion  zugleich  das  wirtschaftliche  Verständnis 
gefördert  und  manches  gerade  hier  oft  zu  beob- 
achtende richterliche  Mißverständnis  verhütet  werden, 
wenn  zunächst  mit  wenigem  gezeigt  wird,  wie  etwa 
der  Immobilienmakler  die  wichtige  Aufgabe  der 
Schaffung  eines  Marktes  zu  erfüllen  hat,  und  wie 
sich  gerade  hieraus  seine  rechtliche  Stellung  ver- 
stehen läßt.  Oder  wie  wollte  der  Dozent  den 
Gegensatz  zwischen  der  modernen  Hypothek  und 
dem  Mobiliarfaustpfand  klarlegen,  wenn  er  nicht 
zunächst  zeigt,  wie  jene  auf  dauernde  Kapital- 
anlage, dieses  auf  vorübergehende  Schuldsicherung 
angelegt  ist!  Dieser  besonderen  Seite  seiner  Auf- 
gabe wird  der  akademische  Lehrer  um  so  besser 
gerecht  werden  können,  je  mehr  auch  die 
juristische  Literatur  sich  angelegen  sein  läßt, 
die  wirtschaftlichen  Zwecke  und  vor  allem  auch  die 
wirtschaftlichen  Wirkungen  der  Rechtssätze  zu  unter- 
suchen1) und  je  mehr  bei  Veröffentlichung  ge- 
richtlicher Urteile  — das  scheint  mir  ein  sehr 
wichtiger  Punkt  — auf  das  Tatsächliche  der  Fälle 
Rücksicht  genommen  wird.  Damit  wird  dann  ein 
weiterer  selbständiger  Weg  zur  Förderung  des  wirt- 
schaftlichen Verständnisses  der  Juristen  beschritten, 
der  nach  verschiedenen  Richtungen  hin,  vor 
allem  wiederum  in  Fortbildungskursen,  ausbau- 
fähig ist. 

Unter  Hinweis  auf  jenen  meinen  Aufsatz  hat 
Franz  Klein2)  ausgesprochen,  daß  der  Wiener 
Juristentag  bei  Behandlung  der  ihm  gestellten  Aus- 
bildungsfrage auch  die  Forderung  nach  wirtschaft- 
lich durchsetzter  Lehrweise  propagieren  möge,  und 
daran  die  Hoffnung  geknüpft,  daß  „ein  entschiedenes 
Votum  zugunsten  des  Verwebens  der  ökonomischen 
und  sozialen  Gesichtspunkte  in  dieRechtsvorlesungen 
nicht  ohne  Erfolg  sein“  werde.3)  Möchte  sich  das 
erfüllen,  und  so  der  Juristentag  das  Seinige  dazu 
beitragen,  daß  der  bedenkliche  Satz,  von  dem  die 
vorliegende  Betrachtung  ausging,  mit  der  Zeit  über- 
wunden werde:  wir  müssen  dahin  kommen,  daß, 
wer  ein  guter  Jurist  ist,  auch  ein  guter  Richter  wird, 
und  wir  werden  dahin  kommen,  wenn  sich  erst  die 
Ueberzeugung  Bahn  gebrochen  hat,  daß,  wem  das 
nötige  Lebens  Verständnis  abgeht,  auch  nicht  vollendete 
Rechtskenntnis  besitzen  kann. 


!)  Besonders  fruchtbar  dürfte  die  Nebeneinanderstellung  und 
gemeinschaftliche  Erörterung  solcher  rechtlich  differenter  Institu- 
tionen sein,  die  wirtschaftlich  verwandten  Zwecken  dienen,  wie  dies 
z.  B.  in  dem  Buche  von  Alex.  Leist:  »Privatrecht  und  Kapitalismus 
im  19.  Jahrhundert,  eine  rechtsgeschichtliche  Voruntersuchung*  (1911) 
für  die  der  Kapitalanlage  dienenden  Bildungen  des  Obligationen- 
und  Sachenrechts  geschieht. 

2)  F.  Klein,  Justizminister  a.  L>.,  Die  Mittel  zur  wirtschaft- 
lichen Ausbildung  der  Juristen,  Bank- Archiv  11,  50  (Nov.  1911). 

s)  Auch  das  dem  31.  Juristentag  erstattete  Gutachten  von  Eugen 
Ehrlich  (Bd.  2 S.  200  f.)  enthält  gerade  in  dieser  Richtung  wertvolle 
Anregungen.  Das  zweite  Gutachten  liegt  heute  (Juni  1912)  noch 
nicht  vor. 


Mündlichkeit  der  Verhandlung  und  Un- 
mittelbarkeit der  Beweisaufnahme  im 
deutschen  Zivilprozeß. 

Von  Professor  Dr.  Anton  Rintelen,  Graz. 

Die  Motive  zur  deutschen  ZPO.  weisen  in  der 
Stellungnahme  zu  den  Prinzipien  des  Prozeßrechtes 
eine  wesentliche  Verschiedenheit  auf  gegenüber  dem 
Standpunkte,  den  die  österreichische  ZPO.  ein- 
genommen hat.  Während  letztere  das  Zweck- 
mäßigkeitsmoment in  die  erste  Linie  rückt  und  sich 
die  einzelnen  Prozeßprinzipien  eine  entsprechende 
Beschränkung  gefallen  lassen  müssen,  wo  der  Zweck- 
mäßigkeitsgedanke es  erfordert,  hat  die  deutsche 
ZPO.  manche  Frage  nur  vom  Standpunkte  der  streng 
formellen  Durchführung  der  von  ihr  in  den  Vorder- 
grund gestellten  Prinzipien  des  Verfahrens  behan- 
delt und  das  Schwergewicht  auf  die  logische  Durch- 
führung dieser  Grundsätze  gelegt.  In  der  Praxis 
macht  sich  diese  Überspannung  des  Prinzipienwesens 
nachteilig  geltend;  die  einzelnen  Prinzipien,  in  deren 
Anwendung  kein  richtiges  Verhältnis  hergestellt  ist, 
stoßen  sich  im  Raume,  und  die  Praxis  ist  vielfach 
darauf  angewiesen,  um  den  einen  Grundsatz  zu 
retten,  den  anderen  zurückzustellen.  So  hat  die 
Ueberspannung  der  Grundsätze  der  Mündlichkeit  und 
des  Parteienbetriebes  dazu  geführt,  daß  ein  anderer, 
für  die  Findung  materieller  Wahrheit  wichtiger 
Grundsatz,  die  Unmittelbarkeit  der  Beweisaufnahme, 
in  der  Praxis  fast  aufgehoben  erscheint. 

Eine  Reform  der  Prozeßgesetzgebung  muß  sich 
daher  vor  allem  in  der  Richtung  bewegen,  daß  die  ein- 
zelnen Grundsätze  des  Verfahrens  in  ein  richtiges  Ver- 
hältnis gebracht  werden.  Hiebei  könnte  der  Gesetz- 
geberin erster  Linie  zu  einer  qualitativen  Scheidung  des 
Prozeßstoffes  schreiten.  Die  Tatsachen,  welche  sich 
nur  auf  das  Prozeßrechtsverhältnisbeziehen,  sind  in  der 
Regel  wesentlich  einfacherer  Natur  als  der  Tat- 
bestand des  materiellen  Rechtsverhältnisses,  das  den 
Gegenstand  des  Prozesses  bildet.  Auch  ist  die  Ent- 
scheidung über  die  Prozeßvoraussetzungen  im  all- 
gemeinen nicht  von  der  Tragweite,  welche  der  Ent- 
scheidung über  das  materielle  Recht  zukommt.  Die 
österreichische  ZPO.  hat  dem  mehrfach  Rechnung 
getragen.  Während  sie  eine  Entscheidung  über  das 
materielle  Rechtsverhältnis  nur  auf  Grund  münd- 
licher Verhandlung  zuläßt,  also  hier  in  der  Haupt- 
sache das  Mündlichkeitsprinzip  strenge  wahrt,  kann 
über  Prozeßvoraussetzungen  unter  gewissen  Um- 
ständen schon  auf  Grund  der  Klage  allein  ent- 
schieden werden.1)  Weiter  kommt  dieser  Unterschied 
zwischen  Prozeßvoraussetzungen  und  Tatbestand  des 
materiellen  Rechtsverhältnisses  dadurch  zur  Geltung, 
daß  die  Entscheidung  über  erstere  immer  in  Be- 
schlußform ergeht,  so  daß  das  Urteil  der  Ent- 
scheidung in  der  Hauptsache  Vorbehalten  bleibt.  Das 
bietet  den  Vorteil,  daß  Inhalt  und  Tragweite  der 
Entscheidung  (z.  B.  der  Abweisung  der  Klage  nur 
wegen  Unzuständigkeit)  schon  in  der  Entscheidungs- 
form zum  Ausdruck  kommt,  anderseits  aber  auch, 

i)  Siehe  auch  § 141  der  neuen  ungarischen  ZPO. 
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daß  das  Rechtsmittelverfahren  bezüglich  der  Prozeß- 
voraussetzungen sich  in  den  vereinfachten,  einer 
mündlichen  Verhandlung  entbehrenden  Formen  des 
Rekurs  Verfahrens  vollzieht.  Dieser  Grundsatz  ist 
konsequent  auch  tür  die  Fälle  durchgeführt,  in 
denen  das  Gericht  den  Beschluß,  der  den  be- 
zweifelten Bestand  der  Prozeß  Voraussetzung  bejaht, 
erst  gemeinsam  mit  dem  Urteil  in  diesem  ausfertigt. 
Hier  erfolgt  eventuell  die  Anfechtung  des  Be- 
schlusses gleichzeitig  mit  der  Anfechtung  des  Ur- 
teiles  durch  Berufung.  Diese  Berufung  wird  aber 
zuerst  in  eine  nicht  öffentliche  Sitzung  des  Berufungs- 
gerichtes gebracht,  in  welcher  über  die  Prozeßvor- 
aussetzung entschieden  wird.  Gibt  das  Gericht 
zweiter  Instanz  der  Berufung  in  diesem  Punkte 
Folge,  so  wird  schon  in  diesem  Vorverfahren  das 
Urteil  aufgehoben  und  entfällt  damit  das  mündliche 
Berufungsverfahren  in  der  Hauptsache.  Dieses 
Vorverfahren  vor  dem  Berufungsgerichte  hat  die 
weitere  Aufgabe,  vor  Anordnung  der  mündlichen 
Berufungsverhandlung  in  Zweifelsfällen  zu  prü- 
fen, ob  die  besonderen  prozessualen  Voraus- 
setzungen des  Berufungsverfahrens  gegeben  sind 
(§  471  ZPO.). 

Es  finden  sich  schon  in  der  Literatur  zur  Re- 
form der  deutschen  ZPO.  Anregungen  in  dieser 
Richtung,  und  die  günstigen  Erfahrungen,  die  man 
in  der  Praxis  der  österreichischen  ZPO.  gemacht  hat, 
würden  es  rechtfertigen,  daß  diesen  Vorschlägen 
Rechnung  getragen  würde. 

Ich  wende  mich  jetzt  der  wichtigsten  Frage  zu, 
der  Beurkundung  der  Prozeßergebnisse,  speziell  des 
Parteienvorbringens.  Daß  letzteres,  wie  jetzt,  im 
wesentlichen  mir  durch  den  Urteilstatbestand  fixiert 
wird,  und  zwar  einheitlich  für  die  ganze  Instanz,  auch 
wenn  die  Verhandlungen  noch  so  oft  vertagt  werden 
und  der  Prozeß  noch  so  lange  gedauert  hat,  erscheint 
miralseineVerletzungdesUnmittelbarkeitsgrundsatzes. 
Einseitige  Bleistiftnotizen,  die  der  Richter  sich  bei  oder 
im  Anschluß  an  den  Termin  macht,  können  nicht  als 
verläßliche  Träger  für  so  wichtiges  Material  an- 
gesehen werden.  Es  wird  zwar  darauf  hingewiesen, 
daß  das  Gericht  ja  bei  der  späteren  Verhandlung 
dort,  wo  es  sich  nicht  mehr  genau  erinnert,  ergänzend 
notieren  lassen  kann;  allein  der  Vorgang  bietet  keine 
Garantien  dagegen,  daß  das  Gericht  einzelne 
Punkte  überhaupt  vergessen  hat,  daher  auch  eine 
Ergänzung  aus  Eigenem  nicht  anordnet. 

Das  Berichtigungsrecht,  welches  das  Gesetz  den 
Parteien  bei  Fehlern  im  Urteilstatbestande  gewährt, 
mag  selten  angewendet  werden.  Vielleicht  liegt  der 
Grund  darin,  daß  man  dem  Urteilstatbestande  erster 
Instanz  wenig  Bedeutung  mehr  beimißt,  oder  daß  man 
sich  von  einer  Berichtigung  keinen  Erfolg  verspricht. 
Denn  die  Partei,  welche  die  Berichtigung  verlangt, 
trägt  die  Beweislast,  und  es  wird  mit  Recht  darauf 
hingewiesen,  daß  es  dann,  wenn  die  Richter  sich 
an  etwas,  was  angeblich  in  einer  vor  mehreren 
Monaten  abgehaltenen  Verhandlung  vorgekommen  ist, 
nicht  mehr  erinnern  können,  bei  der  angefochtenen 
Darstellung  im  Urteilstatbestande  bleiben  muß.  So 

— 77 


kommt  eines  der  wichtigsten  Parteirechte  bez.  der 
Gestaltung  des  Prozeßstoffes  zu  kurz.  Während  die 
ZPO.  sonst  für  die  Sammlung  des  Prozeßmaterials 
die  Verhandlungsmaxime  wahrt,  hebt  sie  dort,  wo 
es  sich  darum  handelt,  den  Prozeßstoff  in  greifbarer 
Weise  zu  fixieren,  ihm  also  erst  Realität  zu  ver- 
leihen, praktisch  den  Parteieneinfluß  gänzlich  auf. 
So  kommt  es,  daß  das  Verfahren  erster  Instanz  gegen- 
über dem  Rechtsmittelverfahren  unverhältnismäßig  in 
den  Hintergrund  tritt  und  das  Verfahren  zweiter  In- 
stanz eine  inhaltlich  übermäßige  Ausdehnung  erfährt. 

Sowohl  praktische  wie  theoretische  Erwägungen 
drängen  also  dazu,  daß  nach  dem  Vorbilde  des 
österreichischen  Rechts  das  Parteienvorbringen  der 
einzelnen  Termine  unter  dem  unmittelbaren  Ein- 
drücke der  Verhandlung  fixiert  werde  und  dabei 
den  Parteien  der  gebührende  Einfluß  gewahrt  bleibe. 

Den  erwähnten  Momenten  gegenüber  kann  der 
mit  der  Beurkundung  des  Parteienvorbringens  ver- 
bundene Zeitaufwand  wohl  kaum  ins  Gewicht  fallen, 
um  so  mehr,  wenn  die  Protokollierung  durch  Bezug- 
nahme auf  vorbereitende  Schriftsätze  entsprechend 
vereinfacht  wird.  Für  jene  Termine,  die  mit  dem 
Urteile  selbst  oder  mit  einem  Beweisbeschluß  enden, 
kann  ja  die  Aufnahme  des  Parteienvorbringens  in  den 
Tatbestand  bzw.  den  Beweisbeschluß  die  Beurkun- 
dung im  Protokolle  ersetzen,  wenn  den  Parteien 
nur  entsprechende  Rechtsmittel  gegen  Unrichtig- 
keiten in  der  Darstellung  gewährt  sind. 

Wenn  darauf  hingewiesen  wird,  daß  die  Ver- 
handlung des  österreichischen  Prozeßrechts  infolge 
der  Protokollierung  einen  besonderen  Zeitaufwand 
erfordere,  so  wird  dabei  übersehen,  daß  die  münd- 
liche Verhandlung  vor  dem  erkennenden  Gericht  in 
Oesterreich  infolge  der  strengen  Durchführung  der 
Unmittelbarkeit  der  Beweisaufnahme  naturgemäß 
einen  längeren  Zeitaufwand  erfordert  als  eine  Ver- 
handlung, die  sich  im  wesentlichen  nur  auf  die  Er- 
örterung der  Parteien  beschränkt  und  die  dafür  eine 
größere  Belastung  der  für  die  mittelbare  Beweisauf- 
nahme in  Betracht  kommenden  Organe  zur  Folge  hat. 
Nicht  die  Protokollierung  des  Partei  Vorbringens  ist  es, 
die  infolgedessen  einen  größeren  Zeitaufwand  erfordert 
— hier  bietet  die  Bezugnahme  auf  die  vorbereitenden 
Schriftsätze  eine  wesentliche  Erleichterung  — , 
sondern  die  naturgemäß  zu  protokollierende  Beweis- 
aufnahme und  die  durch  die  Konzentration  des 
ganzen  Verfahrens  vor  dem  erkennenden  Gericht 
gewonnene  Vertiefung  des  Prozesses.  Daß  aber  die 
Ergebnisse  der  Beweisaufnahme  urkundlich  fest- 
gestellt werden  müssen,  kann  wohl  nicht  bestritten 
werden.  Wach  hat  schon  anläßlich  seiner  Enquete 
unter  Betonung  der  Wichtigkeit  unmittelbarer  Beweis- 
aufnahme und  der  Beurkundung  ihrer  Ergebnisse 
auf  die  Verwendung  der  Stenographie  hingewiesen. 
Wenn  man  nun  die  Stenographie  für  das  Ver- 
handlungsprotokoll überhaupt  heranzieht,  sowohl 
die  Ergebnisse  der  Beweisaufnahme  als  auch  des 
sich  noch  nicht  aus  den  Schriftsätzen  ergebenden 
Parteivorbringens  auf  diese  Weise  in  der  Verhand- 
lung fixiert  und  das  Stenogramm  nach  der  Ver- 
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handlung  in  die  Schreibmaschine  übertragen  läßt,1) 
so  würde  das  eine  wesentliche  Vereinfachung  in 
der  Beurkundung  des  Verhandlungsinhalts  bedeuten 
und  käme  sowohl  der  Anwendung  weitgehendster 
Unmittelbarkeit  in  der  Beweisaufnahme,  wie  auch 
der  Durchführung  einer  Beurkundung  des  Prozeß- 
inhalts zugute.  Es  ließe  sich  das  um  so  leichter 
durchführen,  als,  wie  in  der  DJZ.  schon  wiederholt 
ausgeführt  wurde,  die  Schreibmaschine  schon  jetzt 
vielfach  für  den  Beweistermin  herangezogen  wird. 

Die  Einführung  des  Beurkundungszwanges  für 
das  Parteienvorbringen  der  einzelnen  Termine  steht 
in  innigem  Zusammenhang  mit  der  Frage,  welche 
Stellung  den  vorbereitenden  Schriftsätzen  eingeräumt 
werden  soll.  Während  ihnen  die  ZPO.  selbst  eine 
relativ  geringe  Bedeutung  zumißt,  hat  sich  die  Praxis 
nach  den  Ergebnissen  der  Enqueten  Bährs  und 
Wachs  verschieden  gestaltet:  Von  mangelhaftem 
Schriftenwechsel  bis  zur  Ueberladung  des  Prozesses 
mit  schriftlichem  Vorbringen.  Dieser  Gegensatz 
zeigt  sich  auch  in  den  Reformvorschlägen. 

Daß  es  für  den  Gerichtshofprozeß  bez.  der  vor- 
bereitenden Schriftsätze  strafferer  Normen  bedarf, 
wenn  Ordnung  in  das  Verfahren  kommen  soll,  be- 
darf keines  Beweises.  Um  das  durchzusetzen, 
müssen  vor  allem  Säumnisfolgen  für  die  Nichtein- 
bringung einer  entprechenden  Klagebeantwortung 
und  eine  richterliche  Prüfung  der  Formgerechtig- 
keit der  Schriftsätze  festgesetzt  werden.  Es  muß 
aber  auch  mit  dem  Grundsätze  gebrochen  werden, 
daß  formalistisch  nur  das  mündlich  Vorgetragene 
beachtet  werden  darf,  daß  z.  B.  nur  das  im  Termine 
abgelegte  Geständnis  als  gerichtliches  Geständnis 
erscheint.  Das  Schwergewicht  des  ganzen  Pro- 
zesses aber  in  den  Schriftenwechsel  zu  verlegen  und 
denselben  grundsätzlich  mit  präkludierender  Wirk- 
samkeit auszustatten,  scheint  mir  zu  weit  zu  gehen, 
denn  im  Schriftenwechsel  kann  die  richterliche 
Prozeßleitung  — auch  in  materieller  Beziehung  — 
doch  nie  voll  zur  Entfaltung  kommen,  und  wie  oft 
ergibt  sich  das  wahre  Bild  des  Prozesses  erst  in 
der  mündlichen  Verhandlung.  Man  ordne  also 

mündliche  Verhandlung  vor  dem  erkennenden  Ge- 
richte — falls  es  nicht  zu  einem  vorbereitenden 
Verfahren  kommt  — sogleich  nach  dem  Einlangen 
der  Klagebeantwortung  an,  aber  so,  daß  den  Par- 
teien erforderlichenfalls  noch  Zeit  zu  einem  Schriften- 
wechsel bleibt.  Für  schuldhafte  oder  absichtliche 
Verschleppung  kämen  noch  Kostenfolgen  und  die 
Norm  des  § 279  ZPO.  in  Betracht,  die  allerdings 
nach  dem  Vorschläge  Wachs  erweitert  werden 
müßte,  und  zwar  in  der  Richtung,  daß  sie  beide  Par- 
teien trifft  und  der  Ausschluß  des  verspätet  Vorge- 
brachten auch  von  Amts  wegen  auszusprechen  ist. 
Letzteres  gilt  auch  für  die  §§  374,  433  ZPO. 

Liegen  der  richterlichen  Prüfung  unterliegende 
Schriftsätze  vor  und  wird  das  Vertagungswesen  re- 
formiert, dann  ist  eine  zweckmäßige  Vorbereitung 


zur  Verhandlung  denkbar;  das  Gericht  kann  für  jede 
Rechtssache  einen  gewissen  Zeitraum  reservieren, 
Beweismaterial  zum  Termine  herbeischaffen,  und  der 
jetzt  mit  dem  fortwährenden  Vertagen,  den  dadurch 
hervorgerufenen  Wiederholungen  und  Weitläufig- 
keiten verbundeneZeitaufwand  kann  einer  inhaltlichen 
Vertiefung  des  Verfahrens,  vor  allem  der  Ermögli- 
chung unmittelbarer  Beweisaufnahme  zugute  kommen. 

Die  Reduktion  des  Mündlichkeitsprinzipes  auf 
das  richtige  Maß  und  vor  allem  eine  entsprechende 
Beurkundung  des  Parteienvorbringens  hätte  natur- 
gemäß die  größte  Bedeutung  für  den  systematischen 
Aufbau  des  ganzen  Prozesses.  Der  Einfluß  auf  die 
Regelung  des  Säumnisverfahrens  wurde  bereits  von 
Sperl  dargelegt.  Konsequenzen  für  das  Rechts- 
mittelverfahren würden  sich  in  mehrfacher  Richtung 
ergeben,  einmal  darin,  daß  die  entsprechende  Be- 
urkundung und  Vertiefung  des  Verfahrens  erster 
Instanz  naturgemäß  das  Rechtsmittelverfahren  ent- 
lastet. Aber  auch  für  das  Rechtsmittelverfahren 
selbst  würde  sich  eine  entsprechende  Reduktion  des 
Mündlichkeitsprinzipes  empfehlen.  So  vor  allem 
durch  die  Ausdehnung  des  Begründungszwanges 
auch  auf  das  Berufungsverfahren,  wobei  aber  im 
Gegensatz  zur  Revision  eine  Verdopplung  der 
Schriftsätze  in  der  Richtung  entfallen  könnte,  als 
die  Begründung  des  Rechtsmittels  schon  in  der 
Anmeldung  zu  bringen  wäre.  Die  österreichische 
ZPO.  hat  für  die  Berufungsschrift  weitgehend  das 
Eventualprinzip  zur  Anwendung  gebracht,  die  Be- 
rufungserklärung und  ihre  Begründung  sind  immer 
zu  verbinden,  und  trotzdem  beträgt  die  Berufungs- 
frist nur  vierzehn  Tage.  Die  Bevölkerung  hat  sich 
eben  an  diese  Befristung  gewöhnt.  Auch  erscheint 
mir  der  Vorschlag  begrüßenswert,  daß  neue  Tatsachen 
und  Beweise,  in  welchem  Umfange  immer  man  sie 
zulassen  will,  bei  sonstigem  Ausschlüsse  in  der  Beru- 
fungsschrift mitzuteilen  sind.  Im  Rechtsmittel  verfahren 
nach  einem  eingehenden  mündlichen  Verfahren  erster 
Instanz  wäre  gegen  diese  Anwendung  des  Eventual- 
prinzips kein  Bedenken  zu  erheben.  Der  Zwang 
zur  rechtzeitigen  Anführung  der  Berufungsgründe 
würde  es  dann  auch  ermöglichen,  den  schon  früher 
zur  Diskussion  gebrachten  Vorschlag  zu  realisieren, 
die  Berufung,  soweit  sie  sich  nur  auf  Prozeßvoraus- 
setzung bezieht,  ohne  mündliche  Verhandlung  zu  er- 
ledigen. Auch  die  in  der  österreichischen  ZPO.  vor- 
gesehene Abstandnahme  von  einer  meritorischen 
mündlichen  Berufungsverhandlung  über  Parteien- 
verzicht, die  auch  die  ungarische  ZPO.  in  modi- 
fizierter Form  zuläßt,1)  könnte  der  Sonderheit  mancher 
Fälle  Rechnung  tragen. 

Die  Vereinfachung  des  Verfahrens  erster  und 
zweiter  Instanz,  die  sich  aus  einer  stärkeren  Be- 
tonung des  Zweckmäßigkeitsmomentes  und  einer 
entsprechenden  Reduktion  der  Grundsätze  der  Münd- 
lichkeit und  des  Parteienbetriebes  ergeben  würde, 
könnte  dann  vor  allem  dem  Wiederaufleben  der  un- 
mittelbaren Beweisaufnahme  zugute  kommen.  Dabei 


>)  Berichtigungen  bezüglich  der  Uebertragung  hätten  die  Par- 
teien innerhalb  einer  gewissen  Frist  nach  Zustellung  der  Schreib-  *)  Es  kommt  hier  zum  „öffentlichen  Vortrag*.  Analoges  gilt 

maschinenkopien  vorzubringen.  für  die  Behandlung  von  Prozeßvoraussetzungen  (§  514). 

- 78  - 


ZUM  31.  DEUTSCHEN  JURISTENTAGE  IN  WIEN 


käme  dann  gegen  die  jetzige  Praxis  auch  in  Betracht, 
daß  in  der  Gesamtorganisation  der  an  der  Rechtspflege 
Beteiligten,  Richter  und  Anwälte,  die  Heranziehung 
von  ersuchten  Richtern,  das  Aktenstudium  der 
letzteren,  die  Reisen  der  Rechtsanwälte  zu  den  er- 
suchten Gerichten  usw.  auch  Zeit-  und  Kostenaufwand 
verursachen,  der  bei  der  Entscheidung  dieser  Frage 
vom  Standpunkt  der  Zweckmäßigkeit  mit  ins  Gewicht 
fiele.  Natürlich  bedürfte  es  bei  der  Reform  des 
Prozeßrechtes  auch  in  dieser  Richtung,  um  den  Rück- 
fall in  die  alte  Praxis  zu  verhindern,  einer  strengeren 
Fixierung  der  Voraussetzungen  für  die  Zulässigkeit 
der  Uebertragung  der  Beweisaufnahme  an  einen  er- 
suchten oder  beauftragten  Richter. 

Schon  die  bisherige  Reformliteratur  gibt  der 
Hoffnung  Raum,  daß  eine  neue  Gestaltung  des 
Prozeßrechtes  manchen  der  hier  erörterten  Momente 
Rechnung  tragen  wird.  Ich  würde  diese  Lösung 
anderen,  vielfach  weitergehenden  Reformvorschlägen 
vorziehen,  die  sich  wohl  aus  den  unhaltbaren  Zu- 
ständen der  gegenwärtigen  Praxis  heraus  und  aus 
den  Schwierigkeiten  erklären,  mit  denen  die  bis- 
herigen Reformvorschläge  zu  kämpfen  hatten.  Zu 
den  Vorschlägen,  denen  ich  mich  nicht  anschließen 
könnte,  gehört  auch  der,  den  Anwaltszwang  aufzu- 
heben. Die  Realisierung  dieses  Vorschlages  würde 
zu  einer  großen  Belastung  des  Gerichts  führen  und 
dadurch  manche  andere  wertvolle  Reform  gefährden. 
Sie  würde  der  Verhandlung  das  sie  so  fördernde 
eigentliche  kontradiktorische  Moment  nehmen.  Die 
Unmittelbarkeit,  die  der  Vorschlag  auf  Beseitigung 
des  Anwaltszwanges  in  der  einen  Richtung  zu  fördern 
glaubt,  wird  in  der  anderen  Richtung  wieder  ge- 
fährdet; es  würde  die  wertvolle  Anregung  verloren 
gehen,  die  sich  für  das  Gericht  aus  der  Mitwirkung 
juristisch  und  überhaupt  geistig  gleichstehender 
Kräfte  bietet.  In  der  österreichischen  ZPO.,  in  der 
allerdings  die  anderen,  hier  angedeuteten  Grundsätze 
durchgeführt  sind,  haben  sich  aus  dem  Anwalts- 
zwange heraus  Klagen  nicht  ergeben. 


Die  Freizügigkeit  der  Notariatsurkunde  in 
Oesterreich  und  Deutschland. 

Von  Justizrat  Dr.  Oberneck,  Berlin. 

In  dem  reichhaltigen  Programm,  das  auf  dem 
diesjährigen  Juristentag  zu  erledigen  ist,  findet  sich 
auch  die  Frage: 

„Unter  welchen  Voraussetzungen  kann  die  rechtliche 
Gleichstellung  der  in  Oesterreich  oder  im  Deutschen 
Reiche  errichteten  Notariatsurkunden  in  beiden  Reichen 
erzielt  werden?“ 

Diese  Frage  ist  keine  rein  juristische,  sondern 
eine  wesentlich  wirtschaftliche,  denn  es  handelt  sich 
darum,  die  Notariatsurkunde  aus  dem  engen  Kreise 
ihres  inländischen  Geltungsgebietes  herauszuheben 
und  zu  einem  für  den  internationalen  Geschäftsver- 
kehr geeigneten  Verkehrsmittel  zu  machen.  Es  ist 
das  Verdienst  des  Kongresses  der  Notare  Deutsch- 
lands und  Oesterreichs,  der  am  7.  Sept.  1907  in 


Wien  tagte,  dieses  bis  dahin  unberührt  gebliebene 
Wirtschaftsproblem  zum  Gegenstand  seiner  Verhand- 
lungen gemacht  und  die  hier  einschlägigen  Fragen 
eingehend  erörtert  zu  haben.1) 

Das  Ergebnis  dieser  Verhandlungen  sollte  dem 
Kongreßbeschlusse  gemäß  zum  Zwecke  der  tatsäch- 
lichen Verwirklichung  ihrer  Ziele  in  entsprechender 
Bearbeitung  den  Regierungen  der  Staaten  Oester- 
reich und  Deutschland  sowie  dem  ständigen  inter- 
nationalen Ausschuß  der  Friedenskonferenz  im  Haag 
und  auch  denjenigen  bei  dieser  Friedenskonferenz 
vertretenen  Ländern,  welche  zuständig  sind,  an  der 
Verwirklichung  dieses  Zieles  mitzuarbeiten,  bekannt 
gegeben  und  mit  diesen  Organen  in  entsprechende 
Verhandlungen  eingetreten  werden.  Dieser  Beschluß 
ist  in  geeigneter  Weise  zur  Ausführung  gelangt. 
Darüber  war  man  einig,  daß  der  für  den  zwischen- 
staatlichen Rechtsverkehr  ideale  Zustand  der  völligen 
Gleichstellung  der  ausländischen  und  inländischen 
Notariatsurkunden  zur  Zeit  nicht  erreichbar  sei,  daß 
vielmehr  nur  der  Weg  des  Rechtshilfevertrages 
zwischen  den  einzelnen  Staaten  zum  Ziele  führen 
könne.  Es  wurde  insbesondere  hervorgehoben,  daß 
zunächst  diejenigen  einzelnen  Staaten,  deren  Gesetz- 
gebungen vermöge  ihrer  Stammesverwandtschaft 
oder  politischen  Gemeinschaft  sich  aneinander  an- 
schließen und  zum  Teil  dieselben  Rechtsquellen 
haben,  einen  solchen  Rechtshilfevertrag  schließen 
sollten.  Diese  Voraussetzungen  treffen,  wie  weiter 
ausgeführt  wurde,  insbesondere  auf  Oesterreich  und 
Deutschland  zu  (DNolV.  1907,  S.  607). 

Dieser  Gesichtspunkt  hat  offenbar  die  dem  dies- 
jährigen Juristentag  vorzulegende  Frage  veranlaßt. 
Es  ist  in  der  Tat  ein  Mißstand,  daß  die  notarielle 
Urkunde  hinsichtlich  ihrer  Bedeutung  als  Verkehrs- 
mittel in  mehrfacher  wichtiger  Beziehung  an  die 
enge  Grenze  des  Heimatstaates  gebunden  ist.  Diese 
Beschränkung  zeigt  sich  namentlich  in  bezug  auf 
ihre  Echtheit  und  Vollstreckbarkeit.  Die  Beweis- 
kraft einer  Notariatsurkunde  dagegen  hat,  wenn  ihre 
Echtheit  festgestellt  ist,  internationalen  Charakter. 
Während  für  die  inländische  Notariatsurkunde  die 
Echtheitsvermutung  spricht,  fehlt  diese  für  die  aus- 
ländische. Sie  muß  ihren  öffentlichen  Charakter 
zum  Gebrauch  im  Inlande  durch  einen  besonders 
beglaubigten  Nachweis,  die  sogenannte  Legalisation, 
die  unter  Umständen  einen  sehr  komplizierten 
Apparat  erfordert,  führen.  Zwischen  Oesterreich  und 
Deutschland  ist  durch  die  Verträge  v.  25.  Mai  1880 
(RGBl.  1881,  4)  und  v.  13.  Juli  1881  (RGBl.  1881,  252) 
dieser  Apparat  schon  erheblich  eingeschränkt  worden, 
indem  die  von  den  Notaren  dieser  Vertrags  Staaten 
ausgefertigten  Urkunden  keiner  diplomatischen  Be- 
glaubigung bedürfen;  es  wird  vielmehr  nur  eine  ge- 
richtliche Beglaubigung  gefordert.  Diese  ist  als 
erfolgt  anzusehen,  wenn  sie  die  Unterschriften  und 
das  Amtssiegel  eines  Gerichts  des  Staates  trägt,  in 
welchem  der  Aussteller  seinen  amtlichen  Wohnsitz 
hat.  Diese  Legalisation  bezweckt  lediglich,  die 
Möglichkeit  der  Fälschung  der  Unterschrift  des 

>)  Vgl.  DNotV.  1907,  537-654. 
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Notars  und  seines  den  Amtscharakter  enthaltenden 
Siegels  zu  erschweren.  Ein  Mißbrauch  des  Amts- 
siegels, das  von  dem  Notar  unter  eigenem  Verschluß 
zu  halten  ist,  erscheint  aber  fast  ausgeschlossen,  und 
Fälle  eines  solchen  Mißbrauchs  zum  Schaden  der 
an  der  Urkunde  Beteiligten  sind  erfahrungsgemäß 
außerordentlich  selten.  Im  übrigen  ist  auch  der 
Gerichtspräsident,  soweit  er  die  Unterschrift  des 
Notars  zu  beglaubigen  hat,  vor  einer  Fälschung  nicht 
geschützt,  da  die  Urkunden  durch  die  Post  zwecks 
Fegalisierung  übersandt  werden.  Das  Reichsgesetz 
v.  1.  Mai  1871  hat  für  die  deutschen  Bundesstaaten 
von  diesem  Fegalisationszwang  abgesehen,  obwohl 
die  Notariatsverfassungen  der  25  Bundesstaaten  unter- 
einander und  selbst  die  Vorbildung  der  Notare  in 
einzelnen  Bundesstaaten  abweichen.  Der  Stand  der 
Notare  in  Oesterreich  und  Deutschland  steht  auf 
gleich  hoher  Stufe  der  Ehrenhaftigkeit  und  juristischen 
Bildung,  ihre  Notariatseinrichtungen  sind  in  ihren 
Grundzügen  wesentlich  die  gleichen  und  stammen 
aus  derselben  Quelle  der  Reichs-Notariatsordnung. 
Der  Wegfall  des  Legalisationszwanges  für  diese  Staaten 
ist  dem  inneren  Grunde  nach  ebenso  geboten  wie  hin- 
sichtlich der  Urkunden  der  Notare  der  einzelnen 
Bundesstaaten.  Bei  Wechselprotesten  ist  die  Schranke 
dieses  Zwanges  zwischen  Oesterreich  und  Deutsch- 
land schon  seit  einem  Menschenalter  gefallen,  und 
es  liegt  kein  Bedürfnis  vor,  sie  für  andere  Notariats- 
akte aufrecht  zu  erhalten.  Zur  gegenseitigen  Kenntnis 
der  Zuständigkeit  der  deutschen  und  österreichischen 
Notare  untereinander  und  der  Echtheit  des  Siegels 
kann  in  ähnlicher  Weise,  wie  es  hinsichtlich  der 
konsularischen  Notariate  geschehen  ist,  alljährlich 
ein  Verzeichnis  der  Namen  der  Notare  beider  Länder 
und  deren  Amtsbezirke  in  alphabetischer  Ordnung 
sowie  das  Amtssiegel  der  einzelnen  Staaten  im  JMB1. 
oder  einem  anderen  Amtsblatt  veröffentlicht  werden 
unter  Abdruck  der  in  beiden  Staaten  geltenden  Be- 
stimmungen über  die  Form  der  Notariatsakte.  Den 
in  fremder  Sprache  aufgenommenen  Urkunden  muß 
freilich  eine  von  einem  vereideten  Dolmetscher  ge- 
fertigte Uebersetzung  beigefügt  werden. 

Demgemäß  wäre  es  zweckdienlich,  bei  den 
oben  angeführten  Staatsverträgen  einen  Zusatz  zu 
machen,  daß  die  von  den  Notaren  eines  der  Ver- 
tragsstaaten  errichteten  Urkunden  zum  Gebrauch 
im  Inlande  einer  weiteren  Beglaubigung  nicht  be- 
dürfen. 

Wichtiger  als  die  Beseitigung  des  Legalisations- 
zwanges ist  die  Beseitigung  des  Verbots  der  Zwangs- 
vollstreckung vollstreckbarer  Urkunden  deutscher 
und  österreichischer  Notare.  Die  Vollstreckbarkeit 
gerichtlicher  Urteile  in  Zivilsachen  ist  in  Oesterreich 
wie  in  Deutschland  anerkannt.  Wie  ich  in  meinem 
Vortrage  auf  dem  Wiener  Kongresse  hervorgehoben 
habe,  ist  mit  Rücksicht  auf  die  außerordentliche 
Steigerung  des  Handelsverkehrs  zwischen  beiden 
Staaten,  insbesondere  auch  auf  die  stets  wachsende 
Erweiterung  der  Verkehrsmittel,  die  dem  Schuldner 
gestatten,  in  kurzer  Zeit  sein  Vermögen  und  seine 
Person  durch  Uebersiedelung  von  einem  Lande  nach 


dem  anderen  dem  Zugriffe  der  Gläubiger  zu  ent- 
ziehen, die  Frage  nach  der  Vollstreckbarkeit  öster- 
reichischer und  deutscher  Urkunden  in  beiden 
Ländern  eine  äußerst  brennende  geworden.  Auch 
der  Mitteleuropäische  Wirtschaftsverein  und  die 
Wiener  Handels-  und  Gewerbekammer  haben  sich 
mit  der  Frage  der  Vollstreckungsrechtshilfe  zwischen 
Oesterreich  und  Deutschland  eingehend  beschäftigt 
und  deren  Erweiterung  auch  hinsichtlich  der  Notariats- 
urkunde angestrebt.1)  Oesterreich  sowohl  wie 
Deutschland  kennt  die  Notariatsurkunde  mit  der 
Unterwerfung  des  Schuldners  unter  die  sofortige 
Zwangsvollstreckung  wegen  einer  bestimmten  Geld- 
leistung (auch  wegen  Hypothekenforderungen)  oder 
wegen  Leistungen  von  vertretbaren  Sachen.2)  Unter 
der  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  ist 
die  internationale  Vollstreckbarkeit  von  Notariats- 
urkunden in  vielen  Gesetzgebungen  anerkannt.  Auch 
Oesterreich  erkennt  unter  jener  Voraussetzung3) 
gemäß  § 79  österr.  EO.  diese  Vollstreckbarkeit  an. 
Da  aber  in  Deutschland  nur  die  von  einem  deutschen 
Notar  aufgenommenen  Urkunden  unter  gewissen 
Voraussetzungen  vollstreckbar  sind,  so  fehlt  es  an 
der  Voraussetzung  verbürgter  Gegenseitigkeit,  und 
deshalb  können  deutsche  vollstreckbare  Notariats- 
urkunden in  Oesterreich  nicht  zur  Vollstreckung 
gelangen.  Bei  den  vielen  gemeinsamen  Berührungs- 
punkten Oesterreichs  und  Deutschlands  auf  dem 
Gebiete  des  materiellen,  prozessualen  und  notariellen 
Rechts4 *)  und  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Be- 
dingungen der  Vollstreckbarkeit  der  Notariatsurkunden 
nach  österreichischem  und  deutschem  Recht  im 
wesentlichen  übereinstimmen6),  kann  ich  nur  auf 
meinen  früheren  Vorschlag  zurückgreifen,  wonach 
durch  einen  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich  und 
Deutschland  bestimmt  wird,  daß  die  beiderseitigen 
vollstreckbaren  Notariatsurkunden  in  beiden  Ländern 
zur  unmittelbaren  Vollstreckung  zugelassen  werden 
und  daß  evtl,  die  vollstreckbare  Notariatsurkunde  in 
beiden  Ländern  dem  ausländischen  Gerichtsurteil 
gleichgestellt  werde.6)  Einwendungen,  welche  die 
Zulässigkeit  der  Vollstreckungsklausel  oder  den 
Anspruch  selbst  betreffen7),  sind  m.  E.  der  Ent- 
scheidung des  Vollstreckungsrichters  zu  überlassen. 
Es  ist  freilich  zweifelhaft,  ob  diese  Zuständigkeit 
nicht  dem  kompetenten  Richter  des  ausländischen 
Staates  überlassen  werden  soll,  weil  es  sich  um 
Anwendung  des  fremden  Rechtes  handelt.  Dieses 
Bedenken  erscheint  nicht  ausschlaggebend,  weil  bei 
den  heutigen  Verkehrsverhältnissen  der  inländische 
Richter  sich  mit  ausländischem  Recht  sehr  häufig 

*)  Vgl.  Sperl,  Vollstreckungsrechtshilfe  zwischen  Oesterreich 
und  Deutschland  1909  und  in  Niemeyers  Ztschrft.  f.  intern.  Recht 
Bd.  20,  S.  57  fl. 

2)  § 1 Ziffer  17  österr.  EO.,  § 3 österr.  Ges.  v.  25.  Juli  1871, 
österr.  RGBl.  Nr.  75,  § 794  Nr.  5,  § 800  deutsche  ZPO. 

3)  Nur  diese  Behauptung  habe  ichDNotV.  1907,  611  aufgestellt. 
Ebenso  Sperl  a.  a.  O.  S.  5 Anm.  4.  Der  mir  von  Josef  (diesjährige 

Gutachten  Bd.  I S.  24)  vorgeworfene  Irrtum  ist  daher  unzutreffend. 

i)  Vgl.  DNotV.  1907,  607. 

6)  §§  3,  54,  68  österr.  NotGes.  v.  25.  Juli  1881,  §§  794  Nr.  6, 
800  deutsche  ZPO. 

6)  Vgl.  DNotV.  1907,  S.  614,  615;  zustimmend  Sperl,  Voll- 
streckungsrechtshilfe S.  37. 

7)  §§  797,  767  deutsche  ZPO.,  § 36  Ziffer  1,  2,  § 35  österr.  EO. 
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beschäftigen  muß  und  evtl,  der  inländische  Richter 
von  der  Justizverwaltung  des  Auslandes  im  Zweifels- 
falle sich  über  die  einschlägige  Frage  ein  Gutachten 
einholen  kann.1)  Bei  der  Notariatsurkunde,  die  ja 
das  Schuldanerkenntnis  enthält  und  einem  Aner- 
kenntnisurteile gleichzuslellen  ist,  sind  nach  meinen 
Erfahrungen  derartige  Einwendungen  außerordentlich 
selten.  Die  Gleichstellung  der  Notariatsurkunden 
in  Oesterreich  und  Deutschland  dürfte,  wenn  die 
besprochenen  beiden  Punkte  zu  einer  Verständigung 
zwischen  beiden  Staaten  führen,  anderweitigen 
Hindernissen  nicht  begegnen.2)  Das  Bedenken  einer 
doppelten  Verstempelung  der  Urkunden  oder  Be- 
lastung mit  andern  Abgaben  kann  durch  entsprechende 
Bestimmungen  in  dem  abzuschließenden  Staatsvertrag 
beseitigt  werden. 


Ausbeutung  der  Gläubigerstellung  durch 
allzu  billige  Ansteigerung  des  belasteten 
Grundstücks. 

Vom  Geh.  Justizrat,  Oberlandesgerichtsrat  K.  Schneider , 
Stettin. 

Für  die  Beantwortung  der  Frage: 

Empfehlen  sich  gesetzgeberische  Maßnahmen,  durch 
welche  die  Haftung  des  persönlichen  Schuldners  für  den 
Hypothekenausfall  beschränkt  wird,  wenn  der  Gläubiger 
seine  Hypothek  nicht  ausgeboten  und  das  Grundstück 
weit  unter  dem  Werte  erstanden  hat  ?3) 
wäre  es  zunächst  wichtig,  genau  zu  wissen  — darin 
stimme  ich  mit  mehreren  Aeußerungen  auf  dem 
Danziger  JTag  überein  — , in  wieviel  Fällen  durch- 
schnittlich im  Jahre  eine  Ausbeutung  der  Gläubiger- 
stellung vorkommt,  wie  sie  nach  allzu  billiger  Ansteige- 
rung eines  hypothekbelasteten  Grundstücks  durch  den 
Hypothekar  in  der  Geltendmachung  seines  aus  dem 
Steigerlöse  nicht  zur  Zahlung  gelangten  Hypothek- 
schuldtitels enthalten  sein  kann.  Noch  wichtiger 
freilich  wäre  es,  zu  ermitteln,  wie  viele  solcher 
Fälle  eintreten,  obwohl  der  Schuldner-Subhastat 
es  sich  hatte  angelegen  sein  lassen,  durch  Heran- 
ziehung von  Mitbietern,  insbesondere  von  Kredit- 
genossenschaften, das  Steiggebot  bis  zum  Werte  des 
versteigerten  Grundstücks  hinaufzudrücken,  um  diesen 
wenigstens  voll  zur  Deckung  der  Schuld  auszu- 
nutzen. Ich  bin  aber  ohne  weiteres  überzeugt,  daß 
schon  die  erste  Zahl  jener,  vom  Billigkeitsstandpunkte 
allerdings  meist  recht  bedauerlichen  Fälle  sich  als 

*)  Die  von  Josef  a.  a.  O.  S.  23  erhobenen  Bedenken  sind  des- 
halb nicht  durchschlagend.  Wenn  er  S.  24  meint,  das  deutsche  Voll- 
streckungsurteil würde  die  österr.  vollstreckbare  Urkunde  fast  wertlos 
machen,  so  ist  mir  das  nicht  verständlich,  da  die  ausländische  voll- 
streckbare Urkunde  an  Stelle  des  ausländischen  Urteils  tritt.  Der 
Umstand,  daß,  wie  ich  in  meinem  Vortrage  S.  614  hervorgehoben 
habe,  die  Vorschriften  der  §§  722  fl.  ZPO.  hinsichtlich  einer  öster- 
reichischen Notariatsurkunde  nicht  passen,  könnte  höchstens  dahin 
führen,  von  dem  Nachverfahren  und  der  Erlassung  eines  Vollstreckungs- 
urteils Abstand  zu  nehmen. 

*)  Näheres  hierüber  Not.Z.  a.  a.  O. 

8)  Diese  Frage  ist  zwar  nachträglich  von  der  Tagesordnung  des 
31.  Juristentags  abgesetzt  worden.  Eine  Erörterung  über  diese 
praktisch  wichtige  Frage,  die  bereits  einen  der  Verhandlungsgegen- 
stände des  letzten  JT.  bildete  und  mit  der  sich  auch  der  deutsche 
Landwirtschaftsrat  beschäftigen  wird,  erscheint  aber  schon  heute  emp- 
fehlenswert. Der  Herausgeber. 


recht  unerheblich  herausstellte,  und  daß  sie  noch 
sehr  zusammenschmölze,  wenn  der  Schuldner  gegen 
solche  Bedrängnis  sich  wirtschaftliche  Hilfe  recht- 
zeitig gesichert  hätte. 

Handelt  es  sich  in  der  Tat  um  einige  seltene 
Ausnahmefälle,  so  würde  ein  besonderes  Eintreten 
der  Gesetzgebung  gegen  sie  schon  in  Würdigung 
der  zutreffenden  Lehren  in  fr.  3 — 6,  10  de  legibus  I,  3 
abzulehnen  sein.  Denn  „ad  ea  potius  debet  aptari 
jus,  quae  et  frequenter  et  facile  quam  quae  peraro 
eveniunt“.  Und  das  müßte  um  so  mehr  Beifall 
finden,  als  wir  — in  Deutschland  wenigstens  — - 
schon  voll  übersättigt  sind  mit  Gesetzen,  und  eine 
Ruhezeit  zum  Ausreifen  unseres  Rechts  für  Rechts- 
lehre und  Rechtshandhabung  wünschenswert  ist. 

Handelte  es  sich  dagegen  um  Rechtsvorgänge, 
die  zwar  vielfach  eine  Verletzung  des  allgemeinen 
Billigkeitsempfindens  mit  sich  brächten,  denen  aber 
durch  wirtschaftliche  Maßnahmen  zumeist  be- 
gegnet werden  könnte,  so  wäre  ein  Eingreifen  des 
Gesetzes  mindestens  überflüssig  und  wegen  un- 
beabsichtigter Nebenfolgen  vielleicht  sogar  gefährlich. 

Es  darf  nicht  unbeachtet  bleiben,  daß  es  in 
letzter  Zeit  an  mancherlei  gesetzgeberischen  Ver- 
suchen nicht  gefehlt  hat,  z.  B.  bei  dem  § 15  im 
Versicherungsvertragsgesetze  (Unpfändbarkeit  der 
Entschädigung  unpfändbarer  Sachen),  die  als  echt 
sozial  angepriesen  wurden  und  wirklich  gut  gemeint 
waren,  aber  entweder  nutzlos  blieben  oder  dem 
Rechtsverkehr  durch  Anreiz  zu  verwickelten  Streitig- 
keiten eine  böse  Last  aufluden.  Ich  erinnere  auch 
an  das  vielberufene  „Heimstättenrecht“,  das  nach 
gründlicher  Abweisung  in  landwirtschaftlichen 
Kreisen  jetzt  plötzlich  als  Heilmittel  einmal  wieder 
auftaucht  auf  der  internationalen  Tagung  der  Haus- 
besitzervereine ! Es  besteht  in  unserer  sozialpolitisch 
stark  angeregten  Zeit,  die,  an  sich  in  erfreulicher 
Weise,  ein  ödes  Manchestertum  mehr  und  mehr  ab- 
löste, tatsächlich  die  Gefahr,  daß  von  juristischer 
und  nichtjuristischer  Seite  der  Wunsch  durchgesetzt 
wird,  Gedanken  gesetzgeberisch  zu  verwirklichen, 
die  zunächst  sehr  beifällig  anmuten,  sich  dann  aber 
doch  als  unbrauchbar  oder  gar  gefährlich  erweisen. 
Denn  sie  verstoßen  meist  schon  gegen  die  von  Cicero 
in  die  Worte  gekleidete  Kunstregel:  „tollunt  astutias 
leges,  quatenus  manu  tenere  possunt“;  gegen  das 
Erfordernis  der  Greifbarkeit  oder  „Praktikabilität“, 
wie  R.  v.  Jhering  es  nannte.  Und  sie  geraten  weiter 
in  Widerspruch  mit  dem  allgemeineren  Gesichtspunkte 
der  Gesetzgebungskunst,  dem  Verkehre  eine  ruhige, 
nicht  durch  Rücksicht  auf  gelegentliche  unvermeid- 
liche Härte  gestörte  Abwicklung  zu  sichern.  Wegen 
der  bloßen  Möglichkeit  eines  Mißbrauchs  dürfen  eben 
weder  unentbehrliche  Rechtsgebilde  eingerissen  und 
beseitigt,  noch  gegen  jede  ihrer  mitunter  unlieb- 
samen Folgen  Schutzbauten  errichtet  werden. 

Es  besteht  dabei  auch  die  Gefahr,  mag  es  sich 
um  Flick-  und  Ausbesserungsarbeit  an  schon  be- 
stehenden Gesetzen  handeln  oder  nicht,  daß  aus 
einem  zu  engen  Gesichtskreise  heraus  ein  wahres 
jus  singulare  geschaffen  wird,  während  ein  durch- 
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aus  ähnlich  liegender  Fall  dem  unbilligen  Rechte 
überlassen  bleibt.  Oder  müßte  man  bei  Bejahung 
der  aufgeworfenen  Frage  nicht  auch  sagen,  daß  ein 
infolge  Zwangsversteigerung  vorzeitig  beendetes 
Pachtrecht  auf  seinen  Schadensersatz  es  sich  an- 
rechnen lassen  müsse,  was  der  Pächter  durch  An- 
steigerung desselben  Gutes  gewann,  — eine  Frage, 
die  vom  Reichsgerichte  mit  Recht  in  einem  Urteile 
vom  8.  Juni  1906  verneint  ist!?  Ist  es  nicht  z.  B. 
ein  in  seiner  Einseitigkeit  wiederum  ungerechter 
Rechtssatz,  daß  der  Besitz  einer  Lebensversicherung 
Vorteile  bei  der  Einkommensteuerberechnung  bringt; 
aber  für  den  Kranken,  der  nicht  versicherungsfähig, 
jedoch  dieser  Begünstigung  um  so  mehr  bedürftig 
wäre,  nicht  gilt,  wenn  er,  ganz  entsprechend,  auf 
ein  gesperrtes  Sparguthaben  bestimmte  Jahreseinlagen 
zu  machen  sich  verpflichtet  hätte? 

Auch  darüber  wird  man  sich  ferner  klar  werden 
müssen,  ob  denn  wirklich  die  Ausnutzung  der 
Möglichkeit,  das  belastete  Grundstück  selbst  weit 
unter  Wert  zu  erstehen,  wenn  es  dem  Gläubiger- 
Erwerber  dann  auch  später  gelingt,  durch  ein  „lu- 
crum  ex  negotiatione  perceptum“  seinen  Schaden 
mehr  als  einzubringen,  immer  ein  so  verwerflicher 
Gewinn  sei.  Erhält  doch  der  Gläubiger  zunächst 
statt  seines  guten  Geldes,  auf  das  er  Anspruch 
hat,  einen  ihm  vielleicht  sehr  lästigen  und  oft  sogar 
schwer  verwertbaren  Ersatzwert!  Was  will  ein 
städtischer  Vormund  mit  dem  für  seinen  Mündel 
derart  übernommenen  ländlichen  Besitze?  Und  will 
man  warten,  bis  eine  hohe  Verwertung  später  ge- 
lang, so  kommen  die  Zweifel,  inwieweit  glücklicher 
Zufall,  geschicktes  Aufsuchen  der  Gelegenheit, 
zwischenzeitliche  Verbesserungen  mit  im  Spiele  sind, 
und  wieviel  an  verlorenem  Zwischenzinse  abzu- 
rechnen ist.  Es  ist  ja  bei  dieser  „Ausbeutung“ 
jeder  Gedanke  an  einen  dem  § 138  Abs.  2 BGB. 
ähnlichen  Fall  zunächst  abzuweisen.  Auch  bleibt 
es  fraglich,  wie  v.  Pechmann  in  Danzig  treffend 
hervorhob,  ob  in  der  Tat  das  Schwergewicht  der 
herauszubietenden  Hypothek  und  nicht  vielmehr  all- 
gemeine Kaufunlust  das  geringe  Steigergebnis  ver- 
anlaßten.  Im  allgemeinen  gilt  doch  noch  der  Satz 
(Seufferts  Arch.  XVI.  S.  404),  daß  im  Vergleich 
mit  dem  unzuverlässigen  und  häufig  mehr  oder 
minder  auf  Willkür  beruhenden  Urteile  Sach- 
verständiger und  trotz  der  freilich  auch  bei  Ver- 
steigerungen nicht  ganz  zu  vermeidenden  Zufällig- 
keiten dies  öffentliche  Ausbieten  ein  Ergebnis  liefert, 
bei  dem  jeder  unlautere  Einfluß  fernbleibt,  — eine 
Frucht  der  Marktpreisbildung,  die  mit  Recht  von 
E.  A.  Schäffle  („Kern-  und  Zeitfragen“,  S.  421) 
als  wertvoll  und  bedeutsam  anerkannt  wird.  Diese 
Erwägung  wiegt  um  so  schwerer,  als,  besonders  bei 
ländlichem  Grundbesitze,  wie  man  aus  Enteignungs- 
streitigkeiten sattsam  weiß,  die  Feststellung  des 
wirklich  vorhandenen  Grundstückswertes  so  außer- 
ordentlich schwierig  und  unsicher  ist. 

Schließlich  sind  bei  etwaigen  Verbesserungs-  und 
Ausgleichsvorschlägen  zugunsten  des  geschädigten 
Hypothekschuldners  noch  zwei  Punkte  zu  beachten. 


Im  besonderen,  ob  ihm  die  gesetzlich  verliehene 
Waffe  nicht  allzu  leicht  aus  der  Hand  geschlagen 
werden  kann,  — etwa  dadurch,  daß  der  Hypothekar 
seine  Forderung  vor  dem  Erwerbe  des  Grundstücks 
in  andere  Hand  gelangen  läßt,  oder  umgekehrt, 
einen  Fremden  zunächst  bieten  läßt,  wo  doch  die 
Aufdeckung  des  Zusammenhanges  dieser  Maßnahmen 
dem  Schuldner-Subhastaten  recht  schwer  werden  kann. 

Im  allgemeinen,  ob  nicht  statt  der  Flickarbeit 
an  unserem  Hypothekenrechte  sein  völliger  Umbau 
abzuwarten  und  vorzuziehen  sei,  indem  man  die 
private  Hypothek  durch  die  öffentlichen  Gläubiger 
als  „Schuldner“- oder  „Gläubigerbanken“,  also  durch 
„Landschaften“,  Sparkassen,  Hypothekenbanken  usw. 
ersetzte,  — ein  Ziel,  das  gewiß  sehr  die  Beachtung 
verdient  und  nach  dem  Zeugnisse  v.  Pechmanns 
ja  gerade  auch  dem  beklagten  Uebelstande  gründlich 
ein  Ende  bereiten  würde. 

Bei  alledem  würde  ich  mich  für  einen  gesetz- 
lichen Eingriff  kaum  aussprechen,  selbst  wenn  ein 
Bedürfnis  dafür  besser  nacbgewiesen  wäre.  Ich 
möchte  ein  solches  aber  auch,  wie  schon  angedeutet, 
geradezu  leugnen;  die  wirtschaftliche  Abwehr 
hat  bereits  eingesetzt,  und  sie  wird  genügen.  Ich 
denke  dabei  vorzüglich  an  die  ersprießliche  Tätigkeit 
der  zahllosen  und  leistungsfähigen  Kreditgenossen- 
schaften in  Deutschland,  zumal  auf  dem  Lande,  die 
es  längst  als  ihre  Aufgabe  erkannt  haben,  im  Falle 
der  Zwangsversteigerung  einem  Schuldner,  der  die 
Hilfe  verdient,  zur  Seite  zu  treten,  indem  sie  das 
zu  versteigernde  Grundstück  nötigenfalls  einstweilen 
selbst  ersteigern.  Hierüber  berichtet  einer  der  besten 
Kenner  dieser  Verhältnisse,  Pfarrer  Richard  Seil.1) 
Freilich  greifen  die  Genossenschaften  die  Sache  nicht 
so  juristisch  an,  wie  es  hier  gedacht  ist.  Aber  wo 
ihr  Eigenerwerb  nicht  angezeigt  wäre,  bedeutet  für 
diese,  von  orts-  und  sachkundigen  Männern  geleiteten 
Genossenschaften  das  bloße  Heraufbieten  bis  zu 
einem  angemessenen  Preise  natürlich  das  Mindere 
und  wäre  für  sie  völlig  gefahrlos;  und  doch  würde 
auch  dann  die  Schuld  wenigstens  bis  zu  dem  vollen 
Werte  des  Grundstücks  gedeckt.  Der  begreiflichen 
Gleichgültigkeit  Kauflustiger  angesichts  der  über- 
schweren Hypothek  und  etwaigen  Machenschaften 
unter  ihnen  wäre  dadurch  der  Einfluß  genommen. 
Ein  ehrlicher  und  sittlich  angesehener  Schuldner 
sollte  freilich  in  der  Regel  auch  sonst  noch  Freundes- 
hilfe finden,  — nötigenfalls  in  einem  zweiten  Termine 
mit  Benutzung  des  § 85  im  Zwangsversteigerungs- 
gesetze! Unter  städtischen  Verhältnissen,  wo  doch 
obendrein  ein  eigentlicher  Grundstücksmarkt  die 
Durchschnittspreise  an  die  Hand  gibt,  sollte  das 
noch  leichter  zu  erreichen  sein;  und  Andeutungen 
darüber  sind  bereits  von  Justizrat  Fuchs  (Jurist. 
Wochenschrift  1911  S.  83)  gemacht. 

Eine  verständige  Kreditorganisation  würde  also 
auch  hier  das  Heilmittel  sein  oder  darreichen;  und 
den  Schuldner,  der  sich  über  die  „Ausbeutung“  des 
Hypothekars  beschwert,  dürfte  man  auf  jenen  Weg 


i)  Güterhandel  und  Güterschlächterei  (Berlin  1910),  S.  25,  87  ff. 
und  104. 
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verweisen,  wenn  er  nicht  von  vornherein  den  un- 
persönlichen Kredit  der  Grundschuld  wählen  konnte 
und  wollte. 

Für  den  Vorschlag  eines  gesetzgeberischen  Ein- 
griffs hat  sich  übrigens  inzwischen  das  Bild  ge- 
ändert, wenigstens  in  Preußen.  Nach  Tarifnummer  32 
Abs.  2 Nr.  2 des  Stempelgesetzes  von  1909  wird 
nämlich  der  Stempel  von  dem  Werte  des  Grund- 
stücks berechnet,  falls  das  Meistgebot  diesen  nicht 
erreicht;  und  „wenn  der  Ersteher  zur  Zeit  der  Ein- 
leitung der  Zwangsversteigerung  Hypotheken-  oder 
Grundschuldgläubiger  ist,  so  tritt  an  die  Stelle  des 
Meistgebots,  falls  dieses  hinter  dem  Gesamtbeträge 
der  Hypotheken-  oder  Grundschuldforderungen  des 
Erstehers  und  der  diesen  vorgehenden  Forderungen 
zurückbleibt,  dieser  Gesamtbetrag,  sofern  er  nicht 
den  Wert  des  Gegenstandes  übersteigt“.  Hiernach 
wird  dieser  „Wert“  in  allen  zweifelhaften  Fällen 
schon  im  Verfahren  ermittelt  werden  müssen; 
und  das  geschieht  nach  § 7 Abs.  3 a.  a.  O.  auf 
Kosten  des  Steuerpflichtigen,  wenn  der  von 
ihm  geschätzte  Wert  um  10%  unter  dem  ermittelten 
bleibt.  Entsprechende  Vorschriften  enthalten  die 
§§  127  Abs.  2,  und  24  Abs.  2 des  preußischen  Ge- 
richtskostengeselzes von  1910. 

Erfolgt  also  in  derartigen  Fällen  doch  eine  Ab- 
schätzung, so  mag  man  sich  dieses  Mittels,  das  den 
Freunden  der  Verbesserungsvorschläge  wie  eine  reife 
Frucht  in  den  Schoß  fällt,  dann  auch  für  die  Aus- 
gleichung zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  (und 
weiteren  Beteiligten,  wie  Bürgen,  Hypothekenver- 
sicherer usw.)  bedienen  und  den  überschießenden 
Betrag  des  Grundstückswerts  dem  Gläubiger  auf 
seine  Forderung  alsbald  und  endgültig  abschreiben 
— mit  Vermerk  auf  dem  Hypothekenbriefe  nach 
§127  ZwVG.  Damit  ist  wenigstens  Klarheit  und 
ein  Abschluß  gewonnen;  und  auf  ein  wenig  mehr 
oder  weniger,  das  als  Grundstückswert  bei  dieser 
Gelegenheit  ermittelt  wird,  kommt  es  dann  ja  auch 
kaum  an,  wo  man  nur  eine  erhebliche  Schä- 
digung des  Schuldners  vermieden  sehen  will  und 
statt  scharfer  Auseinanderrechnung  der  Einfachheit 
wegen  und  unter  Ausschluß  jeder  sonstigen 
Rechtsverfolgung  dies  praktische  Hilfsmittel  er- 
griff. So  wäre  auch  der  Möglichkeit  vorgebeugt,  daß 
der  Schuldner  eine  Feststellungsklage  darauf  erhebe, 
inwieweit  seine  Schuld  als  gedeckt  zu  gelten  habe, 
und  daß  etwa  nach  langen  Jahren  noch  abgerechnet 
wird,  wenn  dann  erst  der  Gläubiger  weiterverkaufte. 

Auch  die  österreichische  Exekutionsordnung  von 
1896  begnügt  sich  in  ihrem  § 151  mit  einer 
Schätzung,  die  nur  einer  ganz  gröblichen  Ver- 
schleuderung des  Grundstücks  wertes  vorbeugt;  nicht 
unter  der  Hälfte  bei  Häusern,  nicht  unter  2/3  bei 
Landgütern  und  Grundstücken.  So  hätte  man  auch 
hier  ein  leidliches,  die  Rechte  beider  Beteiligten 
nicht  allzusehr  verletzendes  Auskunftsmittel,  das 
außerdem  wenigstens  in  Preußen  an  bereits  Ge- 
gebenes anknüpfen  kann.  Es  würde  neben  der 
wichtigeren  wirtschaftlichen  Hilfe  für  den  Schuldner 
immerhin,  so  viel  ich  sehe,  von  Wert  sein. 


Hinter  der  hier  behandelten  Frage  steigt  nun 
aber  die  weitere  auf,  ob  nicht  noch  darüber  hinaus, 
bei  Ausfall  einer  eine  Forderung  sichernden  Hypo- 
thek, ein  Mittel  zu  finden  sei,  den  Schuldner,  wie 
beim  Zwangsvergleiche,  auch  von  seiner  per- 
sönlichen Schuld  zu  befreien,  da  es  nach  Verlust 
des  Grundstücks  ihm  ja  regelmäßig  an  „Masse“ 
fehlt,  um  eine  entsprechende  wohltätige  Wirkung 
für  sich  herbeizuführen,  und  die  verbriefte,  vielleicht 
vollstreckbare  Forderung,  die  sich  deshalb  auch  nicht, 
wie  andere  Schulden,  allmählich  verkrümelt,  wenn 
der  Ausdruck  erlaubt  ist,  ihm  sein  Leben  lang  an- 
hängt und  wie  eine  Kugel  am  Beine  nachschleppt. 
Die  Abhilfe  entspräche  hier  einem  alten  Wunsche 
der  deutschen  Landwirtschaft  (vgl.  Arch.  des  deut- 
schen Landwirtschaftsrats  1898);  trotz  aller  Billig- 
keit wird  sich  hier  aber  wohl  kaum  ein  gangbarer 
Weg  finden  lassen! 


Juristische  Rundschau. 

Der  Deutsche  Juristentag  versammelt 
sich  in  diesen  Tagen  in  Wien.  Seit  1904  zum 
ersten  Male  wieder  auf  österreichischem  Boden.  Der 
Zweibund  zwischen  den  Männern  des  Rechts  in 
Deutschland  und  Oesterreich  hat  die  mannigfachen 
politischen  Wandlungen  überdauert.  Er  trägt  seine 
Berechtigung  in  sich.  Sie  liegt  in  der  fortdauernden 
gegenseitigen  Befruchtung  bei  der  Fortbildung  des 
Rechts.  Die  Rechtsgedanken  fliegen  unausgesetzt 
über  die  Grenzpfähle.  Stärker  als  je  ist  heute  wieder 
der  Wunsch,  als  Ausfluß  gemeinsamer  Kultur  gemein- 
sames Recht  zu  erhalten.  Dafür  ist  die  Tages- 
ordnung des  Juristentages  ein  unverkennbares 
Zeichen.  Sie  bringt  Themen  aus  allen  Gebieten. 
Stets  aber  leuchtet  die  Idee  der  Verwertung  der 
Errungenschaft  des  einen  Reichs  für  das  andere 
durch.  Ueberall  erscheint  das  Ziel,  auf  gemeinsamer 
Basis  gleiche  Folgen  zu  gewinnen.  Deutschland  hat 
die  Rechts  form  der  G.  m.  b.  H.  gefunden.  Oester- 
reich war  bis  jetzt  der  einzige  der  europäischen 
Staaten,  der  sie  aufnahm.  Die  Fortbildungen  kommen 
wieder  beiden  zugute.  Die  Möglichkeit  eines  einheit- 
lichen Rechts  scheint  gegeben.  Im  Aktienrecht 
haben  sich  die  Wege  getrennt.  Das  gemeinsame 
HGB.  wurde  von  beiden  Staaten  verschieden  ge- 
ändert. Die  Ergebnisse  der  deutschen  Reform 
sollen  für  Oesterreich  fruchtbar  gemacht  werden. 
In  beiden  Ländern  steht  die  wirtschaftliche  Für- 
sorge im  Vordergründe.  Ein  Stück  aus  den  modernen 
Erscheinungen  des  Kredits  ist  die  Sicherungs- 
übereignung.  Die  Frage  kann  für  beide  Rechts- 
gebiete gleichheitlich  gelöst  werden.  Die  Schutz- 
maßregeln für  Privatangestellte  sollen  erörtert 
werden.  Das  Bedürfnis  hat  sich  gleichheitlich  ent- 
wickelt. Im  Strafrecht  stehen  in  beiden  Gebieten 
Reformen  bevor.  Die  Freiheitsstrafen  und 
Sicherungsmaßregeln  werden  für  beide  von 
einheitlichem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet.  Und 
so  läßt  sich  überall  dasselbe  wahrnehmen,  so  viel 
Gegenstände  das  Programm  der  Verhandlungen 
bietet. 

Was  sich  hier  im  Brennspiegel  des  Juristentags 
konzentriert  zeigt,  vollzieht  sich  fortgesetzt  in  dem 
breiten  Leben  der  Völker.  Die  Ereignisse,  die  für 
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österreichisches  Recht  bedeutsam  sind,  werden 
mittelbar  oder  unmittelbar  für  Deutschland  von 
Interesse. 

Auf  dem  Gebiete  des  Verfassungsrechts 
sind  die  Augen  der  gebildeten  Welt  seit  langem  auf 
Oesterreich  gerichtet.  Die  Aufgabe,  die  hier  zu 
lösen  ist,  erscheint  schwerer  als  die  der  anderen 
Länder.  Es  gilt,  den  Gegensatz  der  Nationalitäten 
auszugleichen.  Daß  es  rechtlich  möglich  ist,  das 
Mittel  hierzu  zu  finden,  haben  die  verschiedenen  Ver- 
suche gezeigt.  Staatsrechtliche  Probleme  haben  noch 
nie  die  Wege  versperrt.  Sie  führen  höchstens  zu 
neuen  Gebilden.  Daß  es  tatsächlich  gelinge,  die 
Grundlage  zu  schaffen,  kann  nur  jedermanns  auf- 
richtiger Wunsch  sein.  Für  Deutschland  und  seine 
Verfassungsfragen  wird  es  die  Bestätigung  sein, 
daß,  wo  der  Wille  ist,  auch  der  Weg  gefunden 
werden  kann. 

Zum  böhmischen  Landtag  hat  ein  Wahl- 
kreis eine  Frau  entsandt.  Das  Gesetz  verlangt 
nicht  ausdrücklich  das  männliche  Geschlecht.  Der 
Statthalter  von  Böhmen  hat  zunächst  das  Zertifikat 
versagt.  Der  Landtag  wird  endgültig  selbst  zu  ent- 
scheiden haben.  Die  gleiche  Frage  kann  täglich  in 
Deutschland  entstehen.  Sie  wird  verneinend  zu  ent- 
scheiden sein.  Es  kann  nicht  die  Nichterwäh- 
nung eines  als  selbstverständlich  vorausgesetzten 
Moments  dazu  benützt  werden,  diese  Bedingung  zu 
beseitigen. 

Die  Reform  des  österreichischen  Preß- 
gesetzes  steht  bevor.  Die  Regierung  ist  nach  den 
Ausführungen  des  Justizministers  für  eine  rasche 
Erledigung  eingetreten.  Stark  umstritten  wird  die 
Frage  nach  der  Zuständigkeit  der  Schwurgerichte 
für  Preßvergehen.  Oesterreich  besitzt  sie.  In  Deutsch- 
land besteht  sie  nur  in  einzelnen  Staaten.  Dem 
größten  Bundesstaat  ist  sie  fremd.  Soll  die  Presse 
die  öffentliche  Meinung  bilden,  so  ist  es  folgerichtig, 
daß  sie  wieder  durch  die  Geschworenen  als  Aus- 
druck der  Volksüberzeugung  abgeurteilt  wird.  Man 
mag  über  Schwurgerichte  verschiedener  Meinung 
sein.  Solange  sie  bestehen  und  wo  sie  bestehen, 
sollten  ihnen  die  Preßdelikte  zugewiesen  bleiben 
und  werden. 

Die  neue  Advokatenordnung  wird  für 
Oesterreich  bald  Gesetz  werden.  Sie  bringt 
manches,  was  in  Deutschland  geltendes  Recht  ist. 
Einzelnes  fehlt  noch,  was  Deutschland  besitzt.  So 
der  gleiche  Aufbau  der  Voraussetzung  zum  Richter- 
amt und  zur  Advokatur.  Oesterreich  verzeichnet  es 
als  Fortschritt,  daß  der  jederzeitige  Uebergang  des 
Richters  zur  Anwaltschaft  beseitigt  wird.  Das  ist 
es  auch,  solange  ein  solches  Recht  nur  der  einen 
Seite  besteht.  Das  Ideal  wäre  aber  die  Gleich- 
stellung beider  und  die  Ueberwanderung  erprobter 
Rechtsanwälte  in  den  Richterdienst.  Auch  Deutsch- 
land steht  vor  der  Neugestaltung  der  Rechtsanwalts- 
ordnung. Wieder  wird  hier  von  Oesterreich,  trotz 
der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse,  viel  zu 
lernen  sein. 

Das  österreichische  BGB.  hat  im  vorigen 
Jahre  seine  Jahrhundertfeier  begangen.  Es  blickt 
nicht  auf  eine  so  zahlreiche  Nachkommenschaft  wie 
der  code  civil.  Aber  im  eigenen  Heim  kennt  man 
den  Wert.  Schon  vorher  war  das  Bedürfnis  der  Re- 
vision anerkannt  worden.  Zu  dem  dem  Herren- 
hause am  21.  Dezember  1907  vorgelegten  Entwurf 
eines  Gesetzes  „betr.  die  Aenderung  und  Ergänzung 


einiger  Bestimmungen  des  österreichischen  BGB.“ 
liegt  jetzt  der  Kommissionsbericht  vor.  Er  schreitet 
auf  dem  von  der  Regierung  eingeschlagenen  Wege 
weiter.  Es  soll  keine  fundamentale  Umgestaltung 
erfolgen.  Nur  reformbedürftige  und  reformreife 
Punkte  werden  behandelt.  Nicht  ohne  Interesse  ist 
es,  daß  die  Kommission  den  auch  in  Deutschland 
so  lebhaft  umstrittenen  Eigentumsvorbehalt 
an  Maschinen  regelte.  Die  Eintragung  in  ein 
öffentliches  Buch  schließt  die  Zubehöreigenschaft  aus. 
Unverkennbar  ist  bei  der  ganzen  Revision  der  Einfluß 
des  deutschen  BGB.  Er  zieht  sich  vom  Namens- 
recht bis  zum  Pflichtteil.  Stellenweise  sind  seine 
Bestimmungen  unmittelbar  übernommen.  Man  wird 
in  Deutschland  wieder  reichen  Nutzen  von  der 
österreichischen  Arbeit  haben.  Dauert  die  Kritik 
am  deutschen  BGB.  doch  noch  immer  weiter.  Die 
Würdigung  eines  anderen  naheverbundenen  Staates 
bei  seiner  eigenen  Rechtsgestaltung  wird  von  un- 
schätzbarer Bedeutung  werden. 

Im  Handelsrecht  schafft  sichOesterreich  ein  neues 
Recht  der  Handelsagenten.  Es  fehlte  in  dem 
früheren,  beiden  Reichen  gemeinsam  gebliebenen 
HGB.  Deutschland  behandelte  die  Materie  bei  seiner 
Neugestaltung  des  Zivil-  und  Handelsrechts.  Ihm 
folgt  jetzt  Oesterreich.  Ueberall  ist  derselbe  Vor- 
gang erkenntlich.  Das  deutsche  Recht  wirkt  mächtig 
ein.  Aber  das  österreichische  Gesetz  bringt  Neue- 
rungen, die  wieder  als  Fortschritte  gegenüber  den 
deutschen  Einrichtungen  erscheinen.  Es  sei  hier 
nur  auf  das  Konkursvorrecht  des  Agenten  gleich 
dem  des  Handlungsgehilfen  hingewiesen. 

Der  österreichische  Zivilprozeß  ist  eines 
der  in  Deutschland  vielbesprochenen  Gesetze.  Be- 
wundert viel  und  viel  gescholten,  aber  stets  im 
Mittelpunkt  der  Diskussion.  Eine  Annäherung  steht 
bevor,  sobald  nur  einmal  Deutschland  zur  Reform 
seines  Prozeßrechts  kommt.  Der  Wunsch  nach 
einer  verstärkten  Vollstreckbarkeit  der  beider- 
seitigen Urteile  wird  dadurch  der  Erfüllung  näher 
gebracht.  Vor  zwei  Jahren  hat  in  Wien  eine  durch 
den  mitteleuropäischen  Wirtschaftsverein  hervor- 
gerufene Konferenz  über  die  Vollstreckbarkeit  der  Er- 
kenntnisse für  Deutschland,  Oesterreich  und  Ungarn 
beraten.  Nun  ruft  die  am  1.  Januar  1914  in  Kraft 
tretende  neue  ungarische  ZPO.  die  Frage  von 
neuem  wach.  Eine  Regelung  zwischen  Oesterreich  und 
Ungarn  erscheint  geboten.  Sie  wird  auch  Deutsch- 
land wieder  heranziehen.  Je  mehr  sich  die  Prozeß- 
rechte einander  gleichen,  desto  mehr  ist  die  Aner- 
kennung der  Prozeßergebnisse  verständlich. 

Ueber  die  Diskontierung  von  Buchforde- 
rungen wird  in  Oesterreich  wie  in  Deutschland 
viel  gestritten.  Sie  wird  verteidigt  und  wird  ver- 
worfen, gefördert  und  zurückgedrängt.  Der  öster- 
reichische Oberste  Gerichtshof  hat  denEinwand 
des  Schuldners  aus  einer  seinem  Verkäufer  gegenüber 
nach  der  Abtretung  erfolgten  Mängelrüge  auch  der 
diskontierenden  Bank  gegenüber  zugelassen.  Die  Ab- 
tretung kann  das  Recht  des  Käufers  nicht  berühren. 
Das  Urteil  erscheint  rechtlich  einwandfrei.  Wirt- 
schaftlichwird es  derbegrüßen,  der  in  der  Verwendung 
der  Buchforderungen  zur  Beschaffung  von  Kredit 
ein  Uebel  sieht.  Die  deutsche  Rechtsprechung  wird 
an  dieser  Erkenntnis  nicht  vorübergehen. 

Rechtsanwalt  Dr.  Hachenburg,  Mannheim. 
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Justizstatistik. 

Berichterstatter:  Geh.  Oberjustizrat  Lindenberg, 

Landgerichtspräsident,  Berlin. 

Die  Dauer  der  Prozesse  in  Oesterreich  und 
ln  Deutschland.  Während  im  Deutschen  Reiche  keine 
statistische  Erhebung  über  die  Dauer  der  sämtlichen  Zivil- 
prozesse, vielmehr  nur  eine  solche  über  die  Dauer  der 
durch  kontradiktorisches  Endurteil  entschiedenen  statt- 
findet, wird  in  den  im  österreichischen  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern  eine  sehr  sorgfältige 
Statistik  über  die  Dauer  der  gesamten  einzelnen  Prozeß- 
arten erhoben,  wobei  alle  diejenigen  Sachen  zur  Zählung 
kommen,  die  durch  Urteil,  gleichviel  ob  Versäumnis- 
urteil, Anerkenntnisurteil  oder  kontradiktorisches  Urteil, 
oder  durch  Vergleich  erledigt  sind.  Hinsichtlich  der  Dauer 
wird  bei  den  Bezirksgerichten  unterschieden,  ob  ein  Prozeß 
innerhalb  eines  Zeitraums  von  einem  Monat,  eines  solchen 
von  über  einem  bis  drei  Monaten,  über  drei  bis  sechs 
Monaten  und  in  mehr  als  sechs  Monaten  entschieden  ist. 
Bei  den  Kollegialgerichten  werden  noch  weiter  unterschieden 
die  erstinstanzlichen  Prozesse  von  6 Monaten  bis  einem 
Jahre  und  die  von  mehr  als  einem  Jahre.  Im  Deutschen 
Reiche  sind  an  Stelle  dieser  vier  und  fünf  Abschnitte  nur 
drei  bestimmt,  nämlich  die  Dauer  von  weniger  als  drei 
Monaten,  von  drei  Monaten  bis  ausschließlich  einem  Jahre 
und  von  mehr  als  einem  Jahre.  Nebenbei  wird  in  Deutsch- 
land auch  noch  eine  Erhebung  veranstaltet  über  den  Zeit- 
raum, der  zwischen  der  Einreichung  der  Klageschrift  zur 
Terminsbestimmung  und  dem  ersten  Termin  zur  münd- 
lichen Verhandlung  vergeht.  Es  geschieht  dies  hauptsäch- 
lich, um  eine  Grundlage  für  die  Beobachtung  zu  gewinnen, 
in  welcher  Zeit  die  betreibende  Partei  zu  einem  Versäumnis- 
urteil gelangen  kann.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  bei  dieser 
großen  Verschiedenheit,  die  zwischen  den  österreichischen 
und  den  deutschen  Erhebungen  herrscht,  von  einer  eigent- 
lichen Vergleichbarkeit  bei  den  Zahlen  über  die  Prozeß- 
dauer nicht  die  Rede  sein  kann.  Immerhin  lassen  sich 
doch  einzelne  Gesichtspunkte  herausfinden,  die  einen  An- 
halt dafür  geben,  wie  die  Verschiedenartigkeit  der  Prozeß- 
vorschriften, die  zwischen  beiden  Ländern  herrscht,  auf 
die  Dauer  der  Prozesse  einwirkt.  Was  uns  Deutsche  bei 
der  österreichischen  Prozeßführung  am  meisten  überrascht, 
ja  imponiert,  ist  die  Schnelligkeit  in  der  Durchführung  der 
Rechtsstreitigkeiten,  die  aber  auch  durch  die  Vorschriften 
der  seit  mehr  als  zehn  Jahren  bestehenden  österr.  Zivil- 
prozeßordnung auf  das  äußerste  begünstigt  wird.  Aller- 
dings hat  man  in  den  österreichischen  Landen  ja  öfter 
über  die  Nachteile  dieser  „Blitzjustiz“  geklagt,  die  einer 
gründlichen  Erörterung  der  Streitsache  Schwierigkeiten  be- 
reite. Und  von  diesem  Standpunkte  aus  ist  es  mit  einiger 
Befriedigung  zu  begrüßen,  daß  sich  in  letzter  Zeit  eine 
Neigung  zu  langsamer  Zunahme  der  Prozeßdauer  zeigt. 
Aber  im  Interesse  der  Rechtspflege  und  des  rechtsuchen- 
den Publikums  liegt  im  allgemeinen  eine  derartige  prompte 
Justiz  doch,  wie  wir  sie  in  Oesterreich  finden.  Mögen 
einige  Zahlen  für  sich  sprechen. 

Von  den  vor  die  Bezirksgerichte  gekommenen  Ba- 
gatellklagen im  Streitwerte  von  höchstens  100  Kronen 
(85  M.)  dauerten  im  Jahre  1909  93,7%  (i.  J.  1908  94,2, 
i.  J.  1907  95,1%)  höchstens  einen  Monat,  5,5%  (5,1  und 
4,3%)  über  1 bis  3 Monate,  0,7%  (0,6  und  0,5  /0)  über 
3 bis  6 Monate,  und  nur  0,1%  wurden  in  jedem  der 
3 Jahre  in  einem  mehr  als  6 Monate  dauernden  Zeitraum 
erledigt.  Von  den  sonstigen  bezirksgerichtlichen 
Klagen  im  Betrage  oder  Geldwerte  von  über  100  bis 
1000  Kronen  wurden  erledigt  82,2 % (i.  J.  1908  82,7, 
i.  J.  1907  84,0%)  in  höchstens  1 Monat,  14,1%  (13,8  und 


12,9%)  in  über  1 bis  3 Monaten,  2,8%  (2,7  und  2,4%) 
in  über  3 bis  6 Monaten  und  0,9%  (0,8  und  0,7%)  in  mehr 
als  6 Monaten.  Man  ersieht  aus  allen  diesen  Zahlen  die 
sinkende  Tendenz  bei  der  kürzeren  Erledigungsdauer. 
Trotzdem  ist  die  aus  diesen  Angaben  hervorgehende  Prozeß- 
dauer für  unsere  deutschen  Verhältnisse  ungemein  gering. 
Bei  uns  wurde  der  erste  Termin  vor  den  Amtsgerichten 
im  Jahre  1909  nur  bei  3,4%  aller  Sachen  in  weniger  als 
einer  Woche,  bei  84,4%  in  einer  Woche  bis  einschl.  einem 
Monat  und  bei  12,2 % in  einem  Monat  und  darüber  an- 
beraumt. In  Oesterreich  dauerte  also  im  Bagatellverfahren 
nur  bei  6,3%  aller  Prozesse,  im  ordentlichen  bezirksgericht- 
lichen Verfahren  bei  17,8%  aller  Prozesse  die  gesamte  Er- 
ledigung länger  als  1 Monat,  während  bei  uns  die  Partei  in 
12,2 % aller  Sachen  erst  in  einem  Monat  und  darüber  zum 
ersten  Verhandlungstermin  gelangte.  Die  Dauer  der 
kontradiktorisch  gewordenen  amtsgerichtlichen  Prozesse 
betrug  in  Deutschland  nur  in  53,4%  weniger  als  3 Monate, 
in  41,4%  drei  Monate  bis  ausschl.  1 Jahr  und  in  5,2 % 
1 Jahr  und  mehr.  Beachtenswert  sind  in  Oesterreich  die 
erheblichen  Verschiedenheiten  zwischen  den  einzelnen 
Landesteilen,  die  sich  von  Jahr  zu  Jahr  ziemlich  regel- 
mäßig wiederholen.  In  Dalmatien  wurden  nur  67,7%,  in 
Salzburg  dagegen  91,4 % aller  ordentlichen  bezirksgericht- 
lichen Prozesse  innerhalb  eines  Monats  erledigt,  und  in 
ersterem  dauerten  7,9,  im  letzterem  nur  1,5%  länger  als 
3 Monate.  In  der  Stadt  Wien  betrugen  die  entsprechenden 
Zahlen  86,0  und  2,3%.  Bei  den  Gerichtshöfen  wurden 
von  allen  im  Staatsgebiete  durch  Urteil  oder  Vergleich 
abgetanen  kollegialgerichtlichen  Streitsachen  erledigt  i.  J. 
1909  42,9 % (i.  J.  1908  42,6,  i.  J.  1907  44,3,  i.  J.  1906 
47,1,  i.  J.  1901/05  48,1%)  innerhalb  eines  Monats,  33,9% 
(i.  J.  1908  35,0,  i.  J.  1907  36,0%)  in  über  1 bis  3 Mo- 
naten, 15,2 % (15,6  und  14,4%  in  über  3 bis  6 Monaten, 
6,6%  (5,8  und  4,7%)  in  über  6 Monaten  und  1,4%  (1,0 
und  0,6%)  in  mehr  als  1 Jahr.  Man  sieht  also  auch  hier, 
daß  eine  allmähliche  Verlängerung  der  Dauer  der  Prozesse 
eingetreten  ist.  Jedenfalls  ist  beachtenswert,  daß  mehr  als 
drei  Viertel  aller  Prozesse  erster  Instanz  bei  den  Kollegial- 
gerichten in  höchstens  3 Monaten  entschieden  werden.  In 
Deutschland  dauerten  von  den  durch  kontradiktorisches  End- 
urteil entschiedenen  erstinstanzlichen  Prozessen  47,9% 
weniger  als  6 Monate,  31,2%  6 Monate  bis  ausschließlich 
1 Jahr  und  20,9%  1 Jahr  und  mehr.  Auffallend  ist  die 
stets  steigende  Langsamkeit  des  Verlaufs  der  Wechsel- 
sachen in  Oesterreich.  Es  wurden  i.  J.  1909  nur  49,3% 
(i.  J.  1900  72,6%)  innerhalb  eines  Monats,  39,5%  (24,0%) 
in  mehr  als  1 bis  3 Monaten,  8,8%  (2,8%)  in  mehr  als 
3 bis  6 Monaten,  2,2 % (0,5%)  in  mehr  als  6 Monaten  bis 
1 Jahr  und  0,2%  (0,1%)  in  mehr  als  1 Jahr  erledigt.  Im 
B erufungsverfahren  gegen  bezirksgerichtliche 
Urteile  dauerten  70,7%  (i.  J.  1908  75,1,  i.  J.  1901/05 
83,5%)  bis  zu  1 Monat,  26,5%  (23,1  und  15,5%)  über 
1 bis  3 Monate,  2,4%  (1,5  und  0,8%)  über  3 bis  6 Mo- 
nate und  0,4%  (0,3  und  0,2%)  mehr  als  6 Monate.  In 
Deutschland  wurden  von  den  durch  kontradiktorisches  End- 
urteil beendeten  landgerichtlichen  Sachen  zweiter  Instanz 
68,8%  in  weniger  als  6 Monaten,  23,9%  in  6 Monaten 
bis  ausschl.  1 Jahr  und  7,3%  (7,2%)  in  1 Jahr  und  mehr 
beendet.  Die  sehr  zum  Nachteil  der  Schnelligkeit  in 
Deutschland  sprechenden  Zahlen  sind  hier  mit  den  öster- 
reichischen einigermaßen  vergleichbar,  weil  Versäumnis- 
urteile und  Vergleiche,  die  in  Oesterreich  mitzählen,  in 
zweiter  Instanz  verhältnismäßig  nicht  häufig  sind.  Bei  den 
Oberlandesgerichten  sind  in  Oesterreich  70,3%  (1908 
71,3,  1900  73,4%)  der  Sachen  in  1 Monat,  27,2%  (26,0 
und  23,4%)  in  mehr  als  1 bis  3 Monaten  und  nur  0,8% 
(1,0  und  0,4%)  in  mehr  als  6 Monaten  erledigt.  In  Deutsch- 
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land  dauerten  42,0 % von  durch  kontradiktorisches  Urteil 
erledigten  Sachen  weniger  als  6 Monate,  dagegen  23,6% 
mehr  als  1 Jahr.  Der  Unterschied  ist  also  ganz  enorm. 
Beim  Obersten  Gerichtshof  in  Wien  hatte  sich  das 
Verfahren  im  Jahre  1908  sehr  beschleunigt,  im  Jahre  1909 
ist  aber  ein  starker  Rückschlag  erfolgt.  Trotzdem  wurden 
noch  32,4%  (i.J.  1908  47,0,  i.J.  1901/05  37,6%)  der  Sachen 
in  1 Monat  und  43,4%  (41,4  und  34,8%)  in  mehr  als 
1 bis  3 Monaten  erledigt;  dagegen  dauerten  22,5%  (11,0%) 
3 bis  6 Monate  und  1,7 % (0,6  und  4,1%)  mehr  als 
6 Monate.  Beim  Reichsgericht  in  Leipzig  wurden  nur 
1,5%  der  kontradiktorischen  Endurteile  in  weniger  als 
3 Monaten,  5,9%  in  3 bis  ausschl.  6 Monaten,  dagegen 
80,0%  (80,8%)  in  6 Monaten  bis  ausschl.  1 Jahr  und 
12,6 % (4,5%)  in  mehr  als  1 Jahr  gefällt.  In  der  neuesten 
Zeit  wird  wohl  die  Dauer  infolge  der  Aenderung  der 
Gesetzgebung  etwas  kürzer  geworden  sein.  Immerhin 
zeigen  diese  Zahlen  wie  fast  alle  anderen,  die  einen  Ver- 
gleich einigermaßen  zulassen,  wie  erheblich  das  öster- 
reichische Verfahren  hinsichtlich  der  Schnelligkeit  in  der 
Erledigung  der  Rechtsstreitigkeiten  dem  deutschen  über- 
legen ist. 


Vermischtes.  — Sprechsaal. 

Brief  aus  Oesterreich.  Ein  politisch  bedeut- 
samer Abschnitt  der  Legislaturperiode  ging  mit  der  Sommer- 
tagung des  Reichsrates  zu  Ende.  Das  neue  Wehrgesetz 
wurde  in  beiden  Teilen  der  Monarchie,  in  Ungarn  nach 
schweren  Kämpfen,  verabschiedet.  Weiter  wurden  auch 
in  beiden  Staaten  die  besonderen  Gesetze  über  die  Land- 
wehr angenommen.  Die  Wehrmacht  wird  durch  die  Er- 
höhung der  Stände  gestärkt,  die  Sicherheit  der  Monarchie 
und  deren  internationales  Gewicht  erhöht.  Der  Bevölkerung 
kommt  die  Abkürzung  der  Präsenzdienstzeit  auf  zwei  Jahre 
unmittelbar  zugute.  Für  längere  Zeit  ist  politisch  gefähr- 
licher Zündstoff  aus  der  inneren  Politik  beseitigt. 

Ein  denkwürdiges,  rechtsgeschichtliches  Ereignis  be- 
gleitet die  Wehrreform:  Die  aus  den  Zeiten  der  Kaiserin 
Maria  Theresia  stammende  Militärstrafprozeßordnung 
wird  durch  eine  neue,  auf  modernen  Grundlagen  (Anklage- 
prinzip, Oeffentlichkeit,  Mündlichkeit,  freie  Beweiswürdigung, 
Verteidigung)  aufgebaute  Militärstrafprozeßordnung  ersetzt.1) 
Für  die  Verteidigung  wird  eine  besondere  Verteidigerliste 
aufgestellt.  Der  militärische  Kommandant  verfügt  über 
die  Anklage  ungefähr  so,  wie  der  Chef  der  Staatsanwalt- 
schaft. Das  Zusammenwirken  des  militärischen  Vorsitzen- 
den des  Gerichtshofes  und  des  verhandlungleitenden  Offiziers 
ist  im  wesentlichen  nach  deutschem  Muster  geregelt.  Gegen 
Urteile  der  Brigadegerichte  wird  volle  Berufung  gewährt. 
Dagegen  findet  gegen  die  Urteile  der  Divisionsgerichte 
nur  die  Nichtigkeitsbeschwerde,  eine  Berufung  aber  nur 
im  Punkte  der  Strafe  statt.  Die  neue  Strafprozeßordnung 
folgt  im  großen  und  ganzen  der  Type  der  österreichischen 
StrPO. 

Zur  allgemeinen  Freude  ist  das  Gesetz  über  das 
Baurecht  zustande  gekommen  und  bereits  in  Wirksam- 
keit getreten.2)  Die  Durchführungsverordnungen3)  ebnen 
der  neuen,  originell  ausgestatteten  Einrichtung  die  Wege. 

*)  Vgl.  Hoegel,  S.  31  oben. 

2)  Ges.  v.  26.  April  1912,  RGBl.  Nr.  86. 

8)  RGBl.  Nr.  112  und  114  and  ein  ausführlicher  Erlaß  des  Justiz- 
ministers v.  11.  Juni  1912,  JMVB1.  Nr.  28. 


Nach  vieljährigen  Bemühungen  sind  endlich  auch  durch 
Gesetz  v.  17.  Mai  1912,  RGBl.  Nr.  104,  die  exekutions- 
freien Beträge  der  Bezüge  der  öffentlichen  und  privaten 
Bediensteten  von  1600  auf  2000  K.  und  der  Ruhegenüsse 
von  1000  auf  1200  K.  erhöht  worden. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Angliederung  von  Bosnien  und 
Herzegowina  an  die  österreichisch-ungarische  Monarchie 
wurden  die  Anhänger  des  Islam  als  Religionsgesell- 
schaft gesetzlich  anerkannt.  Selbstverständlich  bleibt  die 
Vielweiberei  verboten  und  strafbar.  Die  Form  der  Ehe- 
schließung ist  die  der  obligatorischen  Zivilehe.  Die  Ehe 
kann  aus  den  für  nichtkatholische  Christen  geltenden 
Gründen  dem  Bande  nach  getrennt  werden.  Die  Lehren, 
Einrichtungen  und  Gebräuche  des  Islams  genießen  den 
Schutz  der  Gesetze,  insoweit  sie  nicht  selbst,  wie  die  Viel- 
weiberei, den  Gesetzen  widersprechen. 

Die  Dienstpragmatik  der  öffentlichen  Beamten  und 
Diener,  mit  Ausnahme  der  Richter  und  der  Lehrpersonen, 
wurde  im  Abgeordnetenhause  nach  eingehenden  Verhand- 
lungen angenommen,  doch  wird  allgemein  erwartet,  daß 
das  Herrenhaus  den  Einwendungen  der  Regierung  gegen 
einige  finanziell  belangreiche  Bestimmungen  und  gegen  die 
Beschlüsse  über  das  sogenannte  Koalitionsrecht  der  Be- 
amten Rechnung  tragen  wird  und  die  Vorlage  wieder  an 
das  Abgeordnetenhaus  zurückgehen  läßt.  Darüber  bestand 
schließlich  bei  der  Mehrheit  des  Abgeordnetenhauses  Ein- 
verständnis, daß  der  Beamte  bei  seinem  Verhalten  in  und 
außer  Dienst  die  Disziplin  und  das  Standesansehen  zu 
wahren  hat  sowie  darauf  Bedacht  nehmen  muß,  daß  ihm 
die  Bevölkerung  das  Vertrauen  entgegenbringen  kann,  das 
sein  Amt  erfordert.  Dagegen  hat  das  Abgeordnetenhaus 
die  Bestimmung  abgelehnt,  daß  dem  Beamten  die  Teil- 
nahme an  einem  Vereine  untersagt  ist,  wenn  sie  wegen 
der  Bestrebungen  des  Vereines  oder  wegen  der  Art  der 
Vereinsbetätigung  den  Pflichten  eines  Beamten  widerstreitet. 
Eine  solche  Vorschrift  könnte  nur  gegen  die  Auswüchse  des 
Syndikalismus,  die  die  öffentlichen  Interessen  gefährden,  mit 
Erfolg  angewendet  werden.  Deren  Bedeutung  wird  daher, 
wenn  man  darin  eine  Gefahr  für  den  Bestand  der  Beamten- 
organisationen überhaupt  erblickt,  offenbar  überschätzt. 

Die  Beratungen  der  Kommission  des  Herrenhauses 
über  die  Novelle  zum  Allg.  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch sind  abgeschlossen,  und  der  Berichterstatter  Hofrat, 
Prof.  Dr.  v.  Schey  hat  seinen  eingehenden  Bericht,1)  eine 
wissenschaftlich  und  gesetzestechnisch  gleich  hervorragende 
Arbeit,  vorgelegt. 

Die  vom  Justizminister  eingeleitete  Reform  des 
Kanzleibetriebes  der  Gerichte  (Vereinfachung  der 
Formulare,  Einführung  von  Schreibmaschinen  und  von 
Prämien  nach  der  Arbeitsleistung,  von  Diktatabteilungen 
für  Richter  und  Ausbildung  von  ständig  bestellten  Kanzlei- 
organen für  das  sog.  kleine  Konzept  zur  Hilfe  für  die 
Richter)  schreitet  rüstig  vorwärts,  hat  im  Parlament  Be- 
achtung und  Anerkennung  gefunden  und  dürfte  bald  auch 
in  andere  Verwaltungszweige  Eingang  finden.  Man  ver- 
sucht jetzt  die  Schreibmaschine  auch  zur  Herstellung  des 
Protokolls  beim  Untersuchungsrichter  und  in  der  münd- 
lichen Verhandlung  zu  verwenden.2) 

>)  Nr.  78  der  Beilagen  des  Herrenhauses  1912. 

2)  Zweite  Ausgabe  der  vorläufigen  Geschäftsordnung  für 

Maschinenschreibabteilungen,  JMVB1.  Nr.  31. 
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Knapp  vor  Schluß  der  Tagung  hat  der  Justiz- 
minister im  Herrenhause  den  Entwurf  des  neuen  Straf- 
gesetzes und  der  dazugehörigen  Vorlagen  eingebracht. 

Von  den  zahlreichen  wichtigen  Justizgesetzen 
ist  in  den  Ausschüssen,  abgesehen  von  dem  Entwürfe  des 
Gesetzes  über  die  Entmündigung  und  über  den  Versiche- 
rungsvertrag — letzterer  dürfte  noch  in  der  Sommertagung 
im  Hause  angenommen  werden  — , wenig  fertiggebracht, 
das  meiste  nicht  einmal  in  Angriff  genommen  worden. 
Die  großen  politischen  und  finanziellen  Fragen  hatten  den 
Vortritt.  Eine  der  größten  und  wichtigsten  politischen 
Unternehmungen,  der  Versuch,  den  nationalen  Kampf  in 
Böhmen  durch  einen  Ausgleich  friedlich  beizulegen, 
ist  dem  Abschlüsse  nahe.  Alles  hofft,  daß  er  diesmal 
gelingt.  Es  wäre  dies  ein  Ereignis  von  größter  Trag- 
weite. Vielleicht  fügt  es  ein  gütiges  Geschick,  daß  die 
Tagung  des  nächsten  deutschen  Juristentages  mit  dem 
Beginn  eines  neuen  Abschnittes  der  inneren  Geschichte 
Oesterreichs  zusammenfällt. 


Ein  Verband  für  internationale  Verständigung 

wurde  am  11.  Juni  1911  in  Frankfurt  a.  M.  begründet. 

In  den  Augen  besonnener  und  patriotischer  Männer  kann 
das  praktische  Ziel  eines  derartigen  Unternehmens,  das  in 
letzter  Reihe  in  der  Stärkung  des  Bewußtseins  der  Rechts- 
und Kulturgemeinschaft  der  zivilisierten  Nationen  besteht, 
nur  rückhaltlose  Billigung  finden.  Es  kann  in  unserer 
Zeit  intensivsten  Zusammenwirkens  der  Staaten  und  Völker 
auf  allen  Gebieten  materieller,  geistiger  und  sittlicher  Kultur 
kaum  mehr  einem  Zweifel  unterliegen,  daß  man  sich  auch 
der  Bedingung  bewußt  wird,  von  der  die  Integrität  un- 
gemessener Kulturwerte,  ja  unseres  ganzen  Kulturzustandes 
abhängt.  Da  alle  Kulturarbeit  Friedensarbeit  ist,  so  kann 
jene  Bedingung  nur  in  der  Erhaltung  des  Friedens  durch 
gewissenhafte  Benutzung  der  uns  schon  heute  zur  Ver- 
fügung stehenden  Mittel  rechtlicher  Erledigung  von  inter- 
nationalen Streitfällen  bestehen. 

Dabei  muß  man  sich  aber  vergegenwärtigen,  daß  heute, 
nicht  wie  in  der  Zeit  reiner  Kabinettspolitik,  die  Leiter 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  in  Einklang  mit  den 
Forderungen  der  öffentlichen  Meinung  bleiben  wollen. 
Darin  liegt  ein  zweifelloser  Fortschritt,  aber  zugleich  auch 
eine  Quelle  von  Schwierigkeiten  und,  so  paradox  dies 
klingen  mag,  eine  Gefahr  für  die  Erhaltung  des  Friedens, 
denn  der  leitende  Staatsmann  und  maßgebende  Parteien 
im  Staate  sind  nicht  selten  von  Meinungen  und  Stimmungen 
im  Volke  abhängig,  die  sie  vielleicht  sogar  mißbilligen. 
Alle  öffentliche  Meinung,  auch  die  inegeführte  öffentliche 
Meinung,  übt  eine  unkontrollierbare  Macht  aus,  der  die 
meisten  nicht  widerstehen  können.  Die  suggestive  Kraft 
von  Kundgebungen  unverantwortlicher  Personen,  politischer 
Verbände,  Vereine,  Versammlungen  usw.  ist  bekanntlich 
oft  die  Quelle  von  Verstimmungen,  welche  aus  Anlaß  von 
Streitfällen  hervortretende  Gegensätze  unter  den  Völkern 
ins  Ungemessene  steigern  und  der  friedlichen  Verständigung 
der  Streitteile  entgegenwirken.  Da  können  wir  mit  Recht 
fragen:  Was  nützen  uns  die  anerkennenswerten  Bestrebungen 
der  Staaten  in  den  Haager  Friedenskonferenzen  in  der 
Richtung  des  Ausbaues  des  rechtlichen  Verfahrens,  wenn 
daneben  nach  wie  vor  die  öffentliche  Meinung  des  Volkes 
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friedenstörenden  Strömungen  unterworfen  bleibt,  wenn 
nm  es  kurz  zu  sagen  — Chauvinismus  und  ähnliche  völker- 
psychologische Erscheinungen  die  auf  rechtliche  Erledigung 
eines  Streitfalles  gerichtete  Stimmimg  offizieller  und  nicht- 
offizieller Kreise,  ja  der  Mehrheit  des  Volkes  fortwährend 
schädlich  beeinflussen  können? 

Den  störenden  Einfluß  solcher  Faktoren  des  Volks- 
lebens durch  psychologisch  bedeutsame  Mittel  unschädlich 
zu  machen,  ist  eine  Notwendigkeit,  um  dem  Geiste  der 
heutigen  Entwicklung  des  Völkerrechts  Geltung  und 
Herrschaft  zu  sichern.  Der  Geist  der  Verständigung, 
der  sich  in  neuester  Zeit  in  den  Haager  Konferenzen  so 
glänzend  betätigt  hat,  muß  auch  in  dem  Bewußtsein 
der  Masse  des  Volkes  zur  Herrschaft  gelangen.  Die 
Grundlagen  einer  solchen  Verständigung  können  aber 
offenbar  nur  durch  Einwirkung  auf  die  Erkenntnis  weiter 
Kreise,  durch  Vulgarisierung  der  Ideen,  aus  denen  ge- 
schichtlich eine  rechtliche  Ordnung  des  Zusammenlebens 
der  Völker  sich  überhaupt  entwickeln  konnte,  also  in 
letzter  Reihe  durch  Vertiefung  der  völkerrechtlichen  Idee, 
ihrer  Voraussetzungen  und  Grundlagen  geschaffen  werden. 
Wieviel  in  dieser  Richtung  noch  getan  werden  muß, 
wissen  ja  alle,  denen  es  klar  geworden  ist,  daß  die 
Individualinteressen  und  gewisse  Gesamtinteressen  der  ein- 
zelnen Völker  sich  innerhalb  des  modernen  Verkehrs  zu 
solidarischen  Interessen  der  zivilisierten  Welt 
ausgestaltet  haben,  daß  sie  Werte  repräsentieren,  die 
schon  die  leiseste  Störung  des  Friedens  den  größten  Ge- 
fahren auszusetzen  vermag.  Das  Bewußtsein  dieses 
Zusammenhanges  unserer  heutigen  Kulturinteressen 
mit  der  Erhaltung  des  Friedens  muß  gesteigert  werden, 
um  ihm  die  nötige  motivierende  Kraft  für  das  praktische 
Verhalten  der  Völker  und  ihrer  Lenker  zu  sichern.  Jenen 
oben  erwähnten  Suggestionen  kann  bis  zu  einem  gewissen 
Maße  durch  Aufklärung  und  den  Appell  an  eine  ruhige 
und  besonnene  Auffassung  der  Sachlage  entgegengewirkt 
werden.  Nicht  jene  Suggestionen  sollen  das  Feld  be- 
haupten, sondern  das  ruhige,  von  den  Anforderungen  des 
Rechts  und  der  Gerechtigkeit  beherrschte  Urteil.  Diese 
psychologisch  bedeutsamen  Momente  scheinen  in  der  Tat 
in  der  Aufgabe  des  Verbandes  für  internationale  Ver- 
ständigung die  maßgebendste  Rolle  zu  spielen.  Der  Ver- 
band verfolgt  nur  praktisch  erreichbare  Ziele;  er  bleibt 
sich  daher  der  realen  Bedingungen  der  praktischen  Geltung 
und  Herrschaft  des  Völkerrechts  als  Friedensordnung  be- 
wußt. In  ihrer  Existenz  und  praktischen  Wirksamkeit  ist 
diese  Ordnung  getragen  von  dem  Bewußtsein  der  Soli- 
darität der  das  Individualleben  und  nationale  Leben 
erfüllenden  Interessen  und  der  Anerkennung  der  recht- 
lichen Gleichheit  der  Individuen  und  Nationen;  ge- 
schaffen und  erhalten  wird  diese  Friedensordnung  durch 
Selbstbeschränkung  der  an  dem  internationalen  Leben 
Beteiligten. 

Der  mit  dieser  Selbstbeschränkung  gegebene  Gedanke 
der  Verständigung,  d.  i.  die  Ablehnung  einseitiger  und 
egoistischer  Betonung  der  eigenen  Interessen,  fungiert  in 
der  Entstehung  des  Völkerrechts  als  durchgreifender  psycho- 
logischer und  ethischer  Faktor,  der  die  Epoche  der  An- 
erkennung und  Geltung  des  Völkerrechts  gegenüber  der 
völkerrechtslosen  Zeit  charakterisiert.  Damit  ist  aber  die 
entwicklungsgeschichtliche  Funktion  der  Idee  der  Ver- 
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ständigung  nicht  erschöpft;  die  Grundlagen  einer  völker- 
rechtlichen Ordnung  wären  alsbald  der  Zerstörung  preis- 
gegeben und  der  Rückfall  in  den  völkerrechtslosen  Zustand 
unvermeidlich,  wenn  die  altruistische  Idee  und  damit  der 
Gedanke  der  Verständigung  im  Leben  der  zivilisierten 
Menschheit  für  die  leider  unvermeidlichen  Streitfälle  der 
Mitglieder  der  internationalen  Gemeinschaft  seine  Bedeutung 
verlieren  würde.  Das  politische  Leben  und  praktische 
Verhalten  der  Nationen  und  ihrer  Lenker  steht  inner- 
halb der  völkerrechtlichen  Ordnung  unter  der  kon- 
stanten Herrschaft  jener  psychologischen  und  ethischen 
Faktoren,  ohne  deren  gewissenhafte  Anerkennung  jene 
rechtliche  Ordnung  überhaupt  nicht  denkbar  ist.  Um  des- 
willen ist  die  spontane  Pflege  des  Gedankens  der  Ver- 
ständigung, die  sich  unser  Verband  zum  Ziele  setzt,  als 
eine  die  praktische  Geltung  des  Völkerrechts  fördernde 
Aktion  auf  das  lebhafteste  zu  begrüßen.  Die  Aufnahme, 
welche  diese  Aktion  in  weiten  Kreisen  gefunden  hat,  be- 
kundet die  Erkenntnis  des  praktischen  Wertes  internatio- 
naler Verständigung;  die  allgemeine  Verbreitung  und  Ver- 
tiefung dieser  Erkenntnis  führt  aber  notwendig  zur  Ver- 
tiefung der  universellen  Idee  des  Völkerrechts  als  Friedens- 
ordnung, die  unserer  Kultur  den  wirksamsten  Schutz  gegen 
die  leider  immer  von  neuem  hervortretenden  Gefahren  für 
die  Erhaltung  des  Friedens  gewährleisten  kann. 

Geheimer  Rat,  Professor  Dr.  von  Ullmann, 
München. 


Großkanzler  v.  Beyme  über  die  praktische 
Ausbildung  der  Juristen.  In  der  vor  zwei  Jahren  von 
Dr.  Otto  Liebmann  der  Berliner  Juristenfakultät  zum 
hundertjährigen  Jubelfeste  gewidmeten  Festgabe  hat  Prof. 
Dr.  Heymann  in  einem  schönen  Aufsatze  ein  Bild  der 
juristischen  Lehrkräfte  in  der  Zeit  vor  1848  entworfen. 
Man  erkennt  daraus,  wie  um  1825  Geisteshelden,  wie 
Savigny  und  Bethmann-Hollweg,  hier  einen  reichen 
Hörerkreis  um  sich  sammelten,  zugleich  aber,  daß  es  um 
die  Pflege  des  heimischen  Preußischen  Allg.  Landrechts  recht 
mangelhaft  bestellt  war,  weiter  aber,  daß  — im  Gegensätze 
zu  den  drei  anderen  Fakultäten  — nichts  den  Hörern  geboten 
wurde,  um  sie  anzuleiten,  den  Schatz  des  theoretischen  Wissens 
praktisch  anzuwenden.  Letzterer  Zustand  war  aber  kein  zu- 
fälliger, denn  schon  Svarez,  der  Vater  des  preußischen 
Rechts,  hatte  betont,  daß  das  Universitätsstudium  nur  zur  An- 
eignung theoretischen  Wissens  zu  verwenden  sei,  während 
sich  die  jungen  Juristen  im  Vorbereitungsdienste  in  die 
Praxis  einzuarbeiten  hätten.  Dieser  Gedanke  wurde  da- 
mals und  noch  sehr  lange  hernach  von  allen  maßgebenden 
Persönlichkeiten  geteilt.  Es  war  dabei  nur  bedenklich, 
daß  sich  die  Richter  im  allgemeinen  nicht  viel  um  die 
Ausbildung  des  jungen  Nachwuchses  kümmerten,  es  ihm 
vielmehr  überließen,  sich  durch  Nachfrage  bei  älteren 
Kollegen  oder  sonst  allmählich  in  die  Praxis  hineinzufinden. 
Auch  dieser  Zustand  hat,  wie  wir  aus  den  Lebenserinne- 
rungen verschiedener  preußischer  Juristen  wissen,  sehr 
lange  angedauert. 

Da  ist  es  bemerkenswert,  daß  bereits  im  Jahre  1825 
der  Kammergerichtsrat  Wilhelm  Gedike  den  Plan  faßte 
imd  zu  verwirklichen  strebte,  die  jungen  Juristen  systema- 
tisch in  die  Praxis  einzuführen.  Er  wandte  sich  zu  diesem 


Zwecke  an  den  damals  kaum  in  den  Ruhestand  getretenen 
früheren  Großkanzler  v.  Beyme.  Dieser  Mann,  geb.  1765, 
war  ursprünglich  ebenfalls  Rat  am  Kammergericht  gewesen, 
dann  Kabinettsrat  bei  Friedrich  Wilhelm  III.  geworden, 
dessen  Vertrauen  er  sich  lebenslänglich  zu  erhalten  ge- 
wußt hat.  In  dieser  Stellung  hatte  sich  der  feingebildete 
und  taktvolle  Mann  die  erheblichsten,  bei  der  Jubelfeier 
der  Berliner  Hochschule  dankbar  gewürdigten  Verdienste 
um  die  Gründung  derselben  erworben.  In  den  Jahren 
1808 — 1810  war  er  preußischer  Großkanzler,  d.  h.  Justiz- 
minister gewesen,  hatte  aber  auf  Andrängen  des  Frhrn. 
v.  Stein,  mit  dem  er  als  Kabinettsrat  früher  in  Mißhellig- 
keiten geraten  war,  diese  Stellung  aufgeben  müssen.  Der 
König  berief  ihn  indes  sieben  Jahre  später  wieder  in  den 
aktiven  Dienst  als  Justizminister  für  die  Gesetzrevision. 
Auch  nach  seiner  im  Jahre  1825  erfolgten  Pensionierung 
ward  der  bis  zu  seinem  im  Dez.  1838  erfolgten  Tode 
tätige  und  geistesfrische  Mann  oft  genug  um  Rat  und  Hilfe 
angegangen;  denn  er  war  gefällig,  und  seine  Gunst  beim 
Könige  gab  ihm  ein  Gewicht,  wie  es  Pensionäre  in  der 
Regel  nicht  haben.  Kein  Wunder,  daß  sich  Gedike  in 
einer  Angelegenheit  an  diesen  Mann  wandte,  die  diesen 
ebenso  als  ehern.  Chef  der  preußischen  Justiz  wie  als  Mit- 
begründer der  Berliner  Hochschule  interessieren  mußte. 
Er  hatte  sich  darin  auch  nicht  getäuscht,  denn  Beyme 
wandte  sich  in  dem  nachfolgend  abgedruckten  Schreiben 
an  den  Justizminister  Grafen  Dankeimann,  damit  dieser 
allein  oder  in  Verbindung  mit  dem  damaligen  Kultus- 
minister v.  Altenstein,  dem  Chef  der  Aufsichtsbehörde 
der  Berliner  Universität,  die  Pläne  Gedikes  in  Erwägung 
ziehe  und  fördere. 

Der  Brief  lautet: 

„Ew.  Hochgräflichen  Excellenz 

wollte  ich,  als  ich  vor  einigen  Tagen  den  Versuch 
machte,  mich  Ihnen  bey  meinem  Umzuge  auf  das  Land 
persönlich  zu  empfehlen,  zugleich  einen  angelegent- 
lichen Wunsch  des  Herrn  Kammergerichts  Rath 
Gedicke  vortragen  und  bitte  jetzt  um  gütige  Er- 
laubniß  es  schriftlich  thun  zu  dürfen,  indem  ich 
mich  durch  die  Menschenfreundlichkeit,  womit  Sie 
im  verwich  enen  Jahre  meine  Verwendung  für  Ihn 
aufzunehmen  beliebten  dazu  verpflichtet  fühle.  Herr 
Gedicke  ist,  durch  seinen  gegen  meinen  Rath  ge- 
machten unglücklichen  Versuch  bey  der  hiesigen 
Universitaet,  von  seiner  Idee  einer  Einrichtung 
für  angehende  Juristen,  um  sie  für  ihre  Bestimmung 
practisch  auszubilden,  so  wenig  zurückgekommen,  daß 
er  vielmehr  davon  jetzt  noch  mehr  als  jemals  erfüllt  ist 
und  seine  ganze  Persönlichkeit  darin  setzt,  sie  in  das 
Leben  zu  bringen.  Zu  dem  Ende  wünscht  und  hofft 
er  von  Ew.  Excellenz,  daß  Sie  ihm  entweder  einen 
Privat-Anfang  der  Ausführung  gestatten,  wobey  er  nach 
Ablauf  dieses  Semestern  abwarten  dürfe,  daß  Sie  oder 
der  Herr  Minister  v,  Altenstein,  oder  beyde  sein  Werk 
an  sich  ziehen,  oder  daß  Sie  ihm  commissarisch  eine 
amtliche  Stellung  geben,  an  welcher  sich  seine  Pläne 
ungezwungen  anschließen  können.  Ich  habe  mich  ver- 
gebens bemühet,  ihm  beydes  für  diesen  Augenblick  aus- 
zureden, vielmehr  mich  überzeugt,  daß  die  Kraft  der 
Idee  die  ihn  belebt  ihn  unumschränkt  beherrscht.  Unter 
solchen  Umständen  ist  schon  oft  von  geringem  Geistern, 
über  alle  Erwartung  etwas  Größeres  geleistet  worden. 
In  dieser  Erwägung  habe  ich  es  auf  mich  allein  nicht 
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nehmen  zu  dürfen  geglaubt  meine  Verwendung  bei  Ew. 
Excellenz,  von  der  er  sich  glücklichen  Erfolg  verspricht, 
ihm  zu  versagen;  wie  sehr  ich  mich  auch  bescheide, 
daß  meine  herzliche  Teilnahme  an  diesem  außerordent- 
lichen Manne  mich  auf  keine  Weise  berechtige,  über  die 
Zulässigkeit  seiner  Wünsche  aus  dem  höheren  Stand- 
punkte, auf  dem  Sie  stehen,  mir  ein  eigentliches  Urtheil 
zu  erlauben.  Ich  erkenne  vielmehr  die  alleinige  Com- 
petenz  des  Ihrigen  unbedingt  an,  wenn  ich  noch  an- 
führe, daß  die  zweyte  Alternative  seines  Wunsches 
dahin  gehet,  daß  Ew.  Excellenz  ihm  die  durch  den  Tod 
des  Justizraths  Kunitz  erledigte  Direction  der  Civil- 
Deputation  des  hiesigen  Stadtgerichts  per  modum  com- 
missionis  übertragen  und  ihm  erlauben  mögen,  mit  den 
dabey  arbeitenden  Auscultatoren  einen  Versuch  zu 
Ausführung  seiner  Idee  ihrer  practischen  Ausbildung  zu 
machen. 

Nur  die  Bemerkung  erlauben  Ew.  Excellenz  mir 
noch,  daß  wenn  Sie  sich  des  unglücklich  verstimmten 
Mannes  auch  nicht  auf  eine  seinen  Wünschen  ent- 
sprechende Weise  sollten  annehmen  können,  es  meiner 
Einsicht  nach  irgend  einer  anderen  angemessenen  Dienst- 
aufheiterung sehr  bald  für  ihn  bedarf,  wenn  er  nicht 
für  den  Dienst,  für  den  er  noch  vor  Kurzem  so  viel 
zu  leisten  versprach,  ganz  verlohren  gehen  soll. 

Schließlich  ist  mir  aber  nichts  so  klar,  als  daß  ich 
selbst  für  die  Freyheit,  die  ich  mir  genommen  habe, 
nur  in  dem  freundschaftlichen  Wohlwollen  eine  Ent- 
schuldigung finden  kann,  wovon  Sie  mir  so  unschätzbare 
Beweise  gegeben  haben.  Dieses  nehme  ich  daher  auch 
allein  in  Anspruch  mit  der  ganz  ergebensten  Bitte,  die 
erneuerte  Versicherung  meiner  aufrichtigen  Verehrung 
und  Ergebenheit  zu  genehmigen,  worin  ich  die  Ehre 
habe  zu  seyn 

Berlin  Ew.  hochgräflichen  Excellenz 

den  27  t.  April  ganz  gehorsamster  Diener 

1826.  v.  Beyme.“ 

Man  liest  zwischen  den  Zeilen,  daß  Beyme  selbst 
nicht  viel  von  den  Plänen  Gedikes  erwartete ; es  ihm  viel- 
mehr in  erster  Linie  darauf  ankam,  ein  diesem  gegebenes 
Versprechen  zu  erfüllen. 

Wie  anders  denkt  man  heute  über  die  praktische  Aus- 
bildung der  jungen  Juristen.  Heute  wird  schon  nicht 
mehr  dieFrage  erwogen,  ob  etwas,  sondern  was  geschehen 
müsse,  die  Ausbildung  der  Juristen  zu  fördern.  So  wird 
auch  der  Wiener  Juristentag  zu  dieser  Frage  Stellung 
nehmen.  Und  überall,  auf  Universitäten,  Landgerichten 
und  Oberlandesgerichten  wird  in  planvoller  Weise  durch 
erprobte  Kräfte  dafür  gesorgt,  daß  der  Nachwuchs  die  gar 
nicht  so  leichte  Kunst  erwirbt; 

„die  Goldbarren  der  Wissenschaft  in  die  für  den 
Verkehr  tauglichen  Münzen  umzuwechseln.“ 

Geh.  Justiz-  u.  Kammergerichtsrat  Dr.  Friedrich  Holtze, 
Berlin. 


Die  Jurisprudenz  in  iooi  Nacht.  Das  Werk 
„1001  Nacht“  ist  im  allgemeinen  nur  in  Bearbeitungen 
bekannt,  also  in  Ausgaben,  bei  denen  das  Beste  weg- 
gelassen und  die  Originalität  des  Stils  verwischt  ist.  Es 
dürfte  daher  kaum  viel  bekannt  sein,  daß  auch  die  Juris- 
prudenz in  dem  bunten  Kaleidoskop  der  orientalischen 
Erzählungssammlung  ihren  Platz  erhalten  hat.  Für  uns 
ist  das  bei  einem  Volksbuch  verwunderlich.  Aber  der 
Orientale  hat  offenbar  mehr  Freude  an  juristischen  Spitz- 
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findigkeiten.  Es  scheint  überhaupt  die  Rechtswissenschaft 
im  Lande  der  1001  Nächte  in  hohem  Ansehen  gestanden 
zu  haben.  Die  Rechtsgelehrten  spielen  eine  wichtige  Rolle 
am  Hofe,  und  der  Kalif  al  Maamun  hatte  in  jeder  Woche 
zwei  Herrenabende,  an  denen  „Rechtskundige  und  Gottes- 
gelehrte“ in  seiner  Gegenwart  disputierten. 

Sogar  Frauen  gab  es,  die  rechtsgelehrt  waren.  Abu 
al-Husn  hatte  eine  Nebenfrau,  die  in  der  Rechtswissen- 
schaft so  bewandert  war,  daß  sie  sich  den  größten  Rechts- 
gelehrten in  der  Beantwortung  schwieriger  Fragen  über- 
legen zeigte.  Dies  Frage-  und  Antwortspiel  mutet  fast 
an  wie  ein  modernes  Referendarexamen.  „Welches  sind 
die  Vorschriften  für  den  Kauf  und  den  Verkauf?“  wird 
sie  gefragt.  Sie  antwortet:  „Die  koranischen  sind:  An- 
gebot und  Annahme.  Wenn  aber  das  Verkaufte  ein  weißer 
Sklave  ist,  durch  den  man  Nutzen  erzielt,  so  soll  man 
alles  versuchen,  ihn  zum  Islam  zu  bekehren;  und  drittens 
soll  man  sich  des  Wuchers  enthalten.  Die  traditionellen 
sind:  das  Recht  der  Aufhebung  und  des  Vorbehalts  vor, 
nicht  nach  der  Trennung.  Bei  einem  Verkauf  sollen  beide 
Teile  das  Recht  der  Aufhebung  und  der  Aenderung  haben, 
solange  sie  noch  nicht  auseinander  gegangen  sind.“  „Welche 
Waren  darf  man  nicht  gegeneinander  verkaufen?“  Ant- 
wort: „Nafi  sagt,  daß  Mohammed  verboten  habe,  ge- 
trocknete Datteln  gegen  frische  zu  verhandeln,  oder  frische 
Feigen  gegen  getrocknete,  und  ebenso  gedörrtes  Fleisch 
gegen  frisches,  oder  Rahm  gegen  Butter;  kurz,  es  ist 
nicht  erlaubt,  irgendwelche  Eßwaren  gegen  andere  der- 
selben Art  einzuhandeln.“ 

„Welches  sind  die  Bedingungen  für  den  Lieferungs- 
kauf?“ Antwort:  „Daß  der  Preis  festgesetzt  ist,  daß  die 
Ware  bestimmt  ist,  und  daß  die  Zeit  der  Lieferung  fest- 
gesetzt und  bekannt  ist.“ 

Ein  andermal  hält  eine  Dame  einem  König  einen 
köstlichen  Vortrag  über  die  Pflichten  der  Richter:  „Wisse, 
o König,“  sagt  sie,  „kein  Urteil  dient  der  Sache  der  Ge- 
rechtigkeit, wenn  es  nicht  nach  sicherem  Beweis  gegeben 
wird,  und  die  Richter  müssen  alle  Leute  gleich  behandeln, 
so  daß  die  Großen  nicht  hungrig  werden  nach  Unter- 
drückung, noch  auch  die  Kleinen  am  Recht  verzweifeln. 
Und  ferner  sollte  der  Richter  vom  Kläger  Beweis  ver- 
langen und  dem  Verklagten  den  Eid  auferlegen;  und  der 
Vergleich  ist  zulässig  zwischen  Moslems,  wenn  er  nicht 
das  Ungesetzliche  erlaubt  oder  das  Gesetzliche  hindert. 
Wenn  du  an  einem  Tage  etwas  getan  hast,  was  deiner 
Vernunft  als  zweifelhaft  erscheint,  obgleich  du  deiner  guten 
Absicht  sicher  bist,  so  solltest  du  (o  Kasi)  auf  das  Rechte 
zurückgreifen,  denn  recht  zu  tim,  ist  eine  Pflicht  der 
Religion,  und  es  ist  besser,  zum  Rechten  zurückzukehren, 
als  im  Umecht  zu  verharren.  Und  ferner  (o  Richter) 
solltest  du  die  ähnlichen  Fälle  der  Vergangenheit  und  die 
Rechtsbestimmungen  studieren  und  gerecht  entscheiden 
zwischen  den  Parteien;  stets  aber  hefte  den  Blick  auf  die 
Wahrheit  und  vertraue  dich  Allah  an  (er  sei  erhöht  und 
erhoben!).  Und  verlange  Beweis  vom  Kläger,  und  wenn 
er  ihn  beibringt,  so  laß  ihn  gebührenden  Vorteil  dar- 
aus ziehen;  und  wenn  nicht,  so  treibe  den  Beklagten 
zum  Eide;  denn  so  hat  Allah  es  verordnet.  Nimm  das 
Zeugnis  entgegen  von  zuverlässigen  Moslems,  eines  gegen 
das  andere : denn  Allah,  der  Allmächtige,  hat  den  Richtern 
befohlen,  nach  äußeren  Dingen  zu  richten,  dieweil  er 
selber  achtet  auf  die  inneren  und  geheimen  Dinge.  Und 
es  geziemt  auch  dem  Richter,  daß  er  kein  Urteil  fälle, 
wenn  er  leidet  unter  Hunger  oder  Schmerzen.  Um  dreier 
Dinge  willen  sollte  ein  Kasi,  so  man  sie  bei  ihm  findet, 
des  Amtes  enthoben  werden:  wenn  er  die  Gemeinen  ehrt, 
wenn  er  das  Lob  liebt,  und  wenn  er  die  Absetzung 
fürchtet.“ 
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FESTGABE  DER  DEUTSCHEN  J U R I STEN  = Z E I T U N G. 


Ein  berühmter  Kasi,  der  allen  diesen  Pflichten  nach- 
kam, war  Abu  Jusuf.  Er  leistete  einmal  dem  Kalifen 
Harun  al-Raschid  in  einem  unlösbar  erscheinenden  Falle 
durch  seinen  juristischen  Scharfsinn  einen  großen  Dienst. 
Der  Kalif  wollte  gern  ein  Mädchen  heiraten,  aber  sofort, 
was  ihm  nach  dem  Gesetze  verboten  war.  „Hier  kann 
uns  niemand  helfen,“  sprach  er,  „als  Abu  Jusuf,“  und 
schickte  mitten  in  der  Nacht  zu  ihm.  Dann  redete  er  ihn 
an:  „Ich  möchte  dies  Mädchen  gern  gleich  besitzen,  denn 
ich  kann  es  nicht  ertragen,  mich  ihrer  während  der  vor- 
geschriebenen Zeit  zu  enthalten.  Was  also  ist  zu  tun?“ 
Versetzte  Abu  Jusuf:  „Bringe  mir  einen  deiner  eigenen 
männlichen  Sklaven,  der  nie  freigelassen  worden  ist.“  Sie 
brachten  einen,  und  Abu  Jusuf  sprach:  „Gebt  mir  die  Er- 
laubnis, sie  ihm  zu  vermählen;  dann  soll  er  sich  vor  der 
Vollziehung  von  ihr  scheiden,  so  wird  es  dir  erlaubt  sein, 
ihr  ohne  Einhaltung  der  Frist  beizuwohnen.“  Dieser  Aus- 
weg gefiel  dem  Kalifen,  und  die  Vermählung  des  Mädchens 
mit  dem  Sklaven  wurde  vorgenommen.  Dann  sprach  der 
Kalif  zum  Sklaven:  „Scheide  dich  von  ihr,  so  sollst  du 
100  Dinare  haben.“  Der  aber  erwiderte:  „Ich  will  nicht,“ 
und  Abu  Jusuf  mußte  zugestehen,  daß  eine  Scheidung  nach 
dem  Gesetz  nur  mit  seiner  freien  Einwilligung  möglich 
sei.  Der  blamierte  und  verliebte  Kalif  war  in  äußerster 
Verzweiflung.  Er  sprach  wieder:  „Was  ist  zu  tun,  o Abu 
Jusuf?“  Dieser  erwiderte:  „Mach  dir  keine  Sorge,  o Be- 
herrscher der  Gläubigen,  es  ist  leicht.  Mache  diesen 
Sklaven  zum  Knecht  des  Mädchens.“  Sprach  Harun  al- 
Raschid:  „Ich  schenke  ihn  dir.“  Und  der  Kasi  sprach  zu 
dem  Mädchen:  „Sprich:  Ich  nehme  an.“  Sprach  sie:  „Ich 
nehme  an.“  Und  Abu  Jusuf:  „Ich  spreche  die  Trennung 
von  Bett  und  Tisch  aus  und  scheide  sie,  denn  er  ist  ihr 
Besitz  geworden,  und  also  ist  die  Ehe  nichtig.“  Da  sprang 
al-Raschid  auf  die  Füße  und  rief:  „Deinesgleichen  nur  soll 
Kasi  sein  zu  meiner  Zeit.“ 

Zum  Schluß  möge  hier  noch  ein  — übrigens  reizend 
eingekleidetes  — juristisches  Problem  kurz  wiedergegeben 
werden,  das  ausgezeichnet  in  Jherings  „Zivilrechtsfällen“ 
hätte  verwertet  werden  können. 

Vier  Kaufleuten  gehörten  gemeinsam  1000  Dinare. 
Sie  legten  die  Summe  gemeinsam  in  einen  Geldbeutel  und 
zogen  aus,  um  Waren  damit  zu  kaufen.  Dabei  kamen  sie 
an  einem  Park  mit  Badegelegenheit  vorbei  und  beschlossen, 
hineinzugehen.  Vorher  gaben  sie  den  Beutel  mit  dem 
Geld  der  Türhüterin  in  Verwahrung,  indem  sie  dabei 
sagten:  „Merke  dir,  daß  du  den  Beutel  nur  dann  zurück- 
geben darfst,  wenn  wir  alle  vier  in  eigener  Person  ihn 
von  dir  verlangen.“  Trotzdem  gelang  es  einem  der  Kauf- 
leute, auf  raffinierte  Weise  der  Türhüterin  den  Beutel  ab- 
zuschwindeln und  damit  das  Weite  zu  suchen.  Als  die 
andern  drei  Kaufleute  zurückkamen  und  den  Beutel  nicht 
erhielten,  schleppten  sie  die  Frau  vor  den  Kasi,  und  dieser 
verurteilte  sie,  den  Schaden  zu  ersetzen,  und  pfändete 
mehrere  Forderungen,  die  sie  an  Dritte  hatte.  Weinend 
irrte  die  Türhüterin  danach  auf  der  Straße  herum.  Da 
fragte  sie  ein  fünfjähriger  Knabe,  was  ihr  fehle,  und  erfuhr 
nach  langem  Drängen  den  ganzen  Sachverhalt.  Er  sprach : 
„Gib  mir  einen  Dirhem  für  Bonbons,  so  will  ich  dir  ein 
Mittel  sagen,  dir  zu  helfen.“  Als  er  das  Geldstück  er- 
halten hatte,  fuhr  er  fort:  „Lege  Berufung  ein  und  sage: 
Es  war  zwischen  mir  und  den  Kaufleuten  vereinbart,  daß 
ich  ihnen  den  Geldbeutel  nicht  geben  sollte,  wenn  nicht 
alle  vier  zugegen  wären.  Laß  sie  alle  vier  kommen,  so 
will  ich  ihnen,  wie  verabredet,  den  Geldbeutel  geben.“ 
Damit  hatte  sie  Erfolg. 

Amtsrichter  Dr.  Heddaeus,  Hamburg. 


Neue  Gesetze,  Verordnungen  u.  dgl 

Die  in  []- Klammem  in  Kursivschrift  beigefügten  Daten  bezeichnen 
den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  der  Gesetze  usw. 

Braunschweig:  M -Bk.  v.  12.  6.  1912  z.  Aus- 

führung d.  Hausarbeitsgesetzes  (G.- u.  Vo.-S.  S.  323). 

Meiningen:  M.-Bk.  v.  2.  5.  1912,  bt.  d.  Staats- 

vertrag zw.  S. -Meiningen  u.  d.  Ghzt.  Sachsen  ü.  d.  Ge- 
bietsaustausch [1.  1.  1913 ] (Sml.  d.  Vo.  S.  357). 

Koburg-Gotha:  Ges.  v.  14.  5.  1912,  bt.  d.  Besol- 

dungsordnung Gothaischer  Staatsbeamten,  d.  Geistl.  u. 
Volksschullehrer  [1.  4.  1912]  (Ges.-S.  f.  Gotha  S.  57).  - 
Vo.  v.  1.  6.  1912  bt.  Ausf.-Vorschr.  z.  Viehseuchen- 
gesetze v.  26.  6.  1909  fl.  5.  1912]  (S.  67). 

Schwarzburg-Sondershausen:  M -Bk.  v.  1.  6.  1912, 

bt.  d.  Staatsvertrag  ü.  Errichtung  eines  gemeinsamen 
Erbschafts-  u.  Zuwachssteueramtes  m.  d.  Fst. 
Schwarzb.-Rudolst.  [1.  7. 1912]  (Ges.-S.  S.  411).  — Volks- 
schulgesetz v.  31.  5. 1912  [wird  noch  bestimmt]  (S  417). 

— Gemeindeordnung  v.  1.  6.  1912  [wird  noch  be- 
stimmt] (S.  447). 

Reuß  j.  L.:  Ausführ.-Ges.  v.  8.  6.  1912  z.  Reichs- 

viehseuchengesetz v.  26.  6.  1909  [19.  6. 1912]  (Ges.-S. 
S.  49).  — Ges.  v.  14.6.  1912,  d.  Feststellung  u.  Ver- 
legung d.  Grenzen  b.  Neumessungen  bt.  [26.  6.  1912] 
(S.  61).  — Ges.  v.  17.  6.  1912  ü.  d.  Verwaltungs-  u. 
Verwaltungsgerichtsverfahren  [§§  1 — 19  1.  7. 1912, 
im  übrigen  1.  10.  1912]  (S.  67).  — ■ Ges.  v.  18.  6.  1912 
z.  Abänd.  d.  Ges.  v.  10.  8.  1899,  d.  Ausführ.  d.  BGB. 
v.  18.  8.  1896  u.  d.  EG.  dazu  bt.  [1.  7.  1912]  (S.  81). 

Schaumburg-Lippe:  M.-Erl.  v.  13.  6.  1912,  bt.  d. 

zw.  Preußen  u.  Schaumb.-L.  am  28.  3.  1912  vereinbart. 
Staatsvertrag  z.  Abänd.  d.  am  20.  10.  1872,  27.  4.  1874 

u.  23-/25.  5.  1907  unterzeichn.  Verträge  weg.  Ueber- 
tragung  d.  Leitung  d.  Grundstückszusammen- 
legungen usw.  auf  d.  kgl.  preuß.  Auseinander- 
setzungsbehörden [10.  7.  1912]  (L.-Vo.  S.  299).  — 
M.-Vo.  v.  18.  6.  1912,  bt.  d.  Verfahren  b.  Viehseuchen- 
Entschädigung  (S.  307). 

Hamburg:  Ges.  v.  31.  5.  1912,  bt.  Abänd.  d.  Ges. 
ü.  d.  Versorgungskasse  f.  staatl.  Angestellte  u. 
Arbeiter  v.  15.  2.  1907  [4  6 1912]  (Amtsbl.  S.  597). 

Oesterreich:  Vo.  d.  J.-M.  v.  11.  1.  1912  ü.  d. 

Durchführung  der  durch  öffentl.  Weg-  u.  Wasserbau- 
anlagen herbeigeführten  Besitzveränderungen  im 
Grundbuche  (Vo.-Bl.  d.  JM.  S.  9).  — Konsularver- 
trag v.  30.3.1911  zw.  Oesterr.-Ungarn  u.  d.Kgr.  Serbien 
[1.  2 . 1912]  (R.-G.-Bl.  S.  63).  — Rechtshilfevertrag 

v.  30.  3.  1911  zw.  Oesterr.-Ungam  u.  d.  Kgr.  Serbien 
[1.  2.  1912]  (S.  71).  - Staatsvertrag  v.  30.  3.  1911 
zw.  Oesterr.-Ungarn  u.  d.  Kgr.  Serbien  ü.  d.  Ver- 
lassenschaften,  d.  Vormundschaft  u.  Pflegschaft 
sowie  ü.  d.  Beglaubigung  v.  Urkunden  u.  ü.  Zivil - 
Standesakte  (Verlassenschaftsvertrag)  [1.  2,  1912] 
(S.  86).  — Auslieferungsvertrag  v.  30.  3.  1911  zw. 
Oesterr.-Ungarn  u.  d.  Kgr.  Serbien  [1.  2.  1912]  (S.  99). 

— Vo.  d.  J.-M.  v.  8.  2.  1912  z.  Durchführung  d. 
Rechtshilf e Vertrags  zw.  Oesterr.-Ungam  u.  d.  Kgr. 
Serbien  v.  30.  3. 1912  (Vo.-Bl.  d JM.  S.  93).  - Handels - 
u.  Schiffahrts ver trag  v.  6.  2.  1911  zw.  Oesterr.-Ungarn 

u.  Montenegro  [13.  3.  1912]  (R.-G.-Bl.  S.  185).  — Vo. 
d.  J.-M.  v.  13.  4.  1912  ü.  d.  Urheberrechtsschutz  im 
Verhältn.  zu  Spanien  [16.  4 1912]  (S.  268).  — ■ Gesetz 

v.  26.  4.  1912,  bt.  d.  Baurecht  [15  6.  1912]  (S.  276).  - 
Ges.  v.  29.  4.  1912,  bt.  d.  Unfallversicherung  bei 
baugewerblichen  Betrieben  [16.  5.  1912]  (S.  333). 

— Ges.  v.  17.  5.  1912  ü.  d.  Erhöhung  d.  exekutions- 
freien Betrages  v.  Dienst-  u.  Lohnbezügen,  Ruhe- 
genüssen u.  a.  [1.  8 1912]  (S.  355).  — Gesetz  v.  17.  5. 
1912,  bt.  d.  Abänd.  d.  allg.  Berggesetzes  v.  23.  5. 
1854  hinsichtl.  d.  Regelung  d.  Lohnzahlung  beim  Berg- 
bau [5.  10.  1912]  (S.  361).  - Erl.  d.  J -M.  v.  11.  6.  1912 
ü.  d.  Durchführung  d.  Ges.  v.  26.  4.  1912,  bt.  d.  Bau- 
recht (Vo.-Bl.  d.  J.-M.  S.  213). 
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5pruch-Beilage. 

(Nachdruck  der  Entscheidungen  wird  nur  mit  genauer  und  unverkürzter  Quellenangabe  gestattet.) 


Reichsgericht. 

1.  Zivilsachen. 

Mitgeteilt  v.  Rechtsanwalt  b.  Reichsgericht  Kurl  bäum,  Leipzig. 

Verlust  des  Schutzrechts  für  eine  Ausstattung.  § 15 
WZGes.  Bekl.,  eine  bekannte  Likörfabrik,  ist  in  beiden 
Vorinstanzen  verurteilt  worden,  anzuerkennen,  daß  die 
Klägerin  bei  dem  Vertrieb  ihrer  eigenen  Liköre  sich  einer 
bestimmt  geformten  und  ausgestatteten  Flasche,  besonders 
einer  solchen  bedienen  darf,  auf  deren  Brustetikett  sich 
die  Bezeichnungen  „Danziger  Goldwasser“  und  „Kurfürst- 
licher Magenbitter“  befinden.  Mit  einer  entsprechenden 
Widerklage  ist  sie  abgewiesen.  Es  ist  dabei  festgestellt, 
daß  der  Bekl.  ursprünglich  ein  Sonderrecht  an  der  streitigen, 
von  ihr  allein  gebrauchten  Ausstattung  zugestanden  habe. 
Seit  mehreren  Jahrzehnten  aber  habe  sich  eine  große  Reihe 
von  Firmen  im  östlichen  Deutschland  derselben  Ausstattung 
bedient,  ohne  daß  die  Bekl.  diesem  Mißbrauch  entgegen- 
getreten wäre,  obwohl  ihr  seit  1894  der  Schutz  des  Waren- 
zeichenges.  zur  Seite  gestanden  und  sie  von  der  Mit- 
benutzung ihrer  Ausstattung  durch  die  Konkurrenten  ge- 
wußt habe.  Dadurch  sei  der  Ausstattung  die  Kraft  ge- 
nommen, die  Ware  der  Bekl.  von  der  anderer  Fabrikanten 
zu  unterscheiden;  sie  gelte  jetzt  wohl  noch  als  allgemein 
übliche,  aber  nicht  mehr  als  Kennzeichen  der  Bekl.  — 
Die  Revision  macht  geltend,  die  besondere  Ausstattung 
könne  zu  einer  gemeinfreien  nur  unter  denselben  Voraus- 
setzungen sich  entwickeln,  die  das  Reichsgericht  für  die 
Entwicklung  eines  Sonderzeichens  in  ein  Freizeichen  auf- 
gestellt habe.  Die  Revision  ist  zurückgewiesen.  Zwischen 
Warenzeichen-  und  Ausstattungsschutz  bestehen  wesentliche 
Unterschiede.  Das  Warenzeichenrecht  sei  formell,  beruhe 
auf  Eintragung  und  begründe,  unabhängig  davon,  ob  es 
bekannt  sei,  Schutz  gegen  jeden  Verletzer,  auch  wenn  das 
Zeichen  vom  Berechtigten  nicht  gebraucht  werde.  Der  Aus- 
stattungsschutz hänge  von  der  Geltung  in  beteiligten  Ver- 
kehrskreisen ab,  werde  erst  nach  längerer  Benutzung  erlangt 
und  könne  in  territorialer  Beziehung  wie  in  bezug  auf  die 
Verschiedenheit  der  beteiligten  Verkehrskreise  ausgedehnter 
oder  beschränkter  sein.  Wie  seine  Entstehung  sei  auch 
seine  Fortdauer  von  der  tatsächlichen  Geltung  als  beson- 
deres Kennzeichen  der  Ware  abhängig,  die  Ausstattung 
müsse  also  fortgesetzt  verwendet  werden.  In  subjektiver 
Hinsicht  setze  der  Ausstattungsschutz  eine  Täuschungs- 
absicht des  Täters  voraus.  Wenn  auch  Warenzeichen  wie 
Ausstattung  durch  allgemeinen  Gebrauch  die  Eigenschaft 
als  Unterscheidungsmerkmale  verlören,  so  sei  doch  die 
Gefahr  des  Verlustes  beim  Ausstattungsschutz  größer  und 
nur  durch  wachsame  Abwehr  jedes  Mißbrauchs  abzuwenden. 
(Urt.  II.  2/12  v.  26.  April  1912.) 

Selbständigkeit  der  Vermögen  des  Gesellschafters 
einer  offenen  Handelsgesellschaft  und  der  Gesellschaft 
selbst.  § 719  Abs.  2 BGB.  Die  Firma  Moritz  Schl,  war, 
wie  sich  in  der  Berufungsinstanz  herausstellte,  nicht  die 
Firma  eines  Einzelkaufmanns,  sondern  einer  aus  drei 
Brüdern  L.,  M.  und  J.  Schl,  bestehenden  offenen  Handels- 
gesellschaft. Die  mit  der  Klage  verfolgte  Forderung  aber 
stand  nur  dem  Mitinhaber  J.  Schl.  zu.  Das  Berufungs- 
gericht hatte  deshalb  die  Klage  der  Firma  abgewiesen.  Die 
Revision  stützte  sich  darauf,  daß  die  Gesellschaft  mit  den 
Personen  ihrer  Mitglieder  Zusammenfalle,  diese  seien 
Partei;  habe  der  Anspruch  einem  von  ihnen  zugestanden, 
so  könnten  nur  die  beiden  anderen  mit  der  Klage  ab- 
gewiesen werden.  Die  Revision  ist  zurückgewiesen.  Die 
offene  Handelsgesellschaft  sei  gar  keine  juristische  Person 
sondern  nur  eine  Abart  der  Gesellschaft  des  bürgerlichen 
Rechts.  Von  ihr  gelte  aber  der  Grundsatz  der  Gemein- 
schaft zur  gesamten  Hand,  wonach  über  das  Gesellschafts- 
vermögen nur  die  mit  einem  Willen  ausgestattete  Einheit 
sämtlicher  Gesellschafter  verfügen  könne.  Deshalb  könne 
ein  Gesellschafter  nicht  für  sich  einen  Teil  der  zum  Ge- 
sellschaftsvermögen  gehörenden  Forderungen  geltend 
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machen,  gegen  solche  Forderungen  ein  Schuldner  nicht 
mit  Forderungen  gegen  einen  Gesellschafter  aufrechnen. 
Die  Vermögen  von  Gesellschaft  und  Gesellschafter  stehen 
sich  völlig  gesondert  gegenüber.  Wie  nun  Gesellschafts- 
vermögen für  den  einzelnen  Gesellschafter  als  fremdes 
Vermögen  zu  behandeln  sei,  ebenso  umgekehrt  auch  das 
Vermögen  des  Gesellschafters  für  die  Gesellschaft.  Auch 
wenn  jener  seine  Forderung  als  eine  der  Gesellschaft  zu- 
stehende dergestalt  geltend  machen  wollte,  daß  er  sich 
allen  daraus  sich  ergebenden  Folgerungen  zugunsten  der 
Gesellschaft  unterwerfen  wollte,  so  würde  dadurch  doch 
die  Lage  des  Schuldners  unstatthaft  beeinflußt,  denn  der 
Beklagte  würde  dann  der  Forderung  der  Gesellschaft  ge- 
genüber nicht  mit  einer  Forderung  gegen  den  Gesell- 
schafter, dessen  Schuldner  er  sonst  wäre,  aufrechnen 
können.  § 719  Abs.  2 BGB.  Es  liege  deshalb  nicht  etwa 
nur  eine  falsche  Bezeichnung  des  wirklichen  Gläubigers 
vor,  die  berichtigt  werden  könnte,  sondern  es  mangle  die 
Sachlegitimation,  die  zum  Klagegrunde  gehöre  und  in  der 
Berufungsinstanz  nicht  ohne  Einwilligung  des  Gegners  ge- 
ändert werden  könne.  (Urt.  III.  294/11  v.  26.  April  1912.) 
pä  Konversion  unwirksamer,  nicht  nichtiger  Geschäfte. 
BGB.  § 140.  Der  Zedent  des  Klägers  G.  hatte  dem  Bekl. 
zur  Sicherheit  für  dessen  Forderung  vier  Lebensversiche- 
rungspolicen verpfändet,  hatte  es  aber  unterlassen,  der  Ver- 
sicherungsgesellschaft von  der  Verpfändung  Anzeige  zu 
machen.  Nachdem  er  in  Konkurs  verfallen,  kaufte  die 
Gesellschaft  unter  Zustimmung  aller  Beteiligten  die  Policen 
zurück,  dem  Beklagten  wurde  dabei  sein  angebliches  Pfand- 
recht am  Erlöse  Vorbehalten.  Der  Auszahlung  an  ihn 
widersprach  der  Kläger,  dem  die  Ansprüche  auf  den  Kauf- 
preis abgetreten  waren.  Seine  Klage  wurde  in  2.  Instanz 
abgewiesen,  das  Reichsgericht  hat  aufgehoben  und  das  den 
Beklagten  verurteilende  Erkenntnis  des  Landgerichts  wieder 
hergestellt.  Die  Verpfändung  des  Versicherungsanspruchs 
sei  mangels  der  nach  § 1280  BGB.  erforderlichen  Anzeige 
des  Gläubigers  an  den  Schuldner  unwirksam.  Man  könne 
auch  nicht  sagen,  daß  der  Parteiwille  bei  Kenntnis  der 
„Nichtigkeit“  der  Verpfändung  auf  ein  anderes  Geschäft 
gerichtet  gewesen  sein  würde,  § 140  BGB.,  darauf  nämlich, 
daß  der  Bekl.  die  Forderung  gegen  die  Gesellschaft  als 
Zessionär  des  G.  hätte  erwerben  oder  daß  er  wenigstens 
zur  Einziehung  hätte  berechtigt  sein  sollen.  Die  Konversion 
des  § 140  BGB.  beziehe  sich  nur  auf  nichtige  Geschäfte. 
Zu  diesen  aber  gehören  nach  dem  Sprachgebrauch  des 
BGB.  nicht  die  unwirksamen  Geschäfte,  die  wie  das  vor- 
liegende zwar  zunächst  die  beabsichtigte  Rechtswirksamkeit 
nicht  haben,  aber  beim  Hinzutreten  eines  gewissen  Tat- 
bestandes nachträglich  wirksam  werden  können,  so  be- 
sonders solche  Fälle,  in  denen  zu  den  rechtsgeschäftlichen 
V oraussetzungen  für  die  Entstehung  eines  dinglichen  Rechts 
noch  eine  dem  Geschäftsschluß  folgende  Handlung  hinzu- 
treten müsse.  Die  endgültige  Unwirksamkeit  des  Geschäfts 
werde  hier  erst  durch  die  freie  Entschließung  der  einen 
Partei  herbeigeführt.  Da  entstehe  zunächst  die  Vorfrage, 
welches  der  Zeitpunkt  sei,  in  dem  die  Partei  ein  anderes 
wirksames  Geschäft  gewollt  haben  würde,  wenn  sie  die 
endgültige  Unwirksamkeit  des  beabsichtigten  gekannt  hätte. 
Da  früher,  als  die  endgültige  Unwirksamkeit  eintrat, 
Kenntnis  davon  nicht  vorhanden  gewesen  sein  könne,  so 
spreche  viel  für  diesen  Zeitpunkt,  in  dem  dann  aber  die  Partei 
gleichzeitig  die  endgültige  Unwirksamkeit  durch  die  Ab- 
tretung der  Forderung  an  eine  andere  Partei  herbeigefühlt 
und  doch  ein  anderes  wirksames  Geschäft  zugunsten  des  Bekl. 
gewollt  haben  müßte.  Das  sei  natürlich  unmöglich.  Käme  es 
jedoch  auf  den  Zeitpunkt  des  Vertragsschlusses  an,  so  müßte 
man,  wenn  die  Umdeutung  bei  unwirksamen  Geschäften  zu- 
zulassen sei,  sie  grundsätzlich  auch  bei  den  nach  § 119  fg.  an- 
fechtbaren Geschäften  zulassen,  was  mit  dem  Anfechtungsrecht 
nicht  vereinbar  sei.  (Urt.  VII.  484/11  v.  30.  April  1912.) 

Differenzeinwand  bei  inoffiziellen  Börsentermin- 
geschäften, wenn  Sicherheit  bestellt  war.  § 58  Börsenges. 
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Der  nicht  ins  Börsenregister  eingetragene  Kläger, 
der  mit  der  beklagten  Bank  seit  Jahren  Börsengeschäfte 
gemacht  hatte,  war  ihr  aus  dem  Verkauf  von  250  Stück 
der  an  deutschen  Börsen  nicht  zugelassenen  Aktien  des 
Stahltrusts  10  674  M.  schuldig  geworden.  Das  nach  Lon- 
doner Börsenusance  geschlossene  Geschäft  war  unstreitig 
ein  Börsentermingeschäft.  Für  alle  Forderungen  der  Be- 
klagten aus  solchen  Geschäften,  bestehenden  und  noch  zu 
schließenden,  hatte  der  Kläger  der  Beklagten  eine  Sicher- 
heit bestellt.  Diese  verlangt  er  jetzt  mit  der  Erhebung 
des  Spieleinwandes  zurück.  Die  Beklagte  verteidigt  sich 
mit  der  Vorschrift  des  § 58  Satz  2 des  Börsenges.,  die 
sie  dahin  ausgelegt  wissen  will,  daß  bei  allen,  auch  bei 
inoffiziellen  Börsentermingeschäften  der  dazu  an  sich  Un- 
fähige soweit  gebunden  sefi,  als  er  gemäß  § 54  BG.  eine 
Sicherheit  bestellt  habe.  Der  leitende  Gedanke  des  § 58 
sei:  Wer  durch  Leistung  einer  Sicherheit  wirtschaftlich 
das  aus  dem  Termingeschäft  Geschuldete  hingegeben  habe, 
solle  an  der  nicht  ehrenvollen  Erhebung  des  Spieleinwandes 
gehindert  sein.  Dieser  Absicht  des  Gesetzes  widerspreche 
die  Beschränkung  der  Vorschrift  des  § 58  auf  offizielle 
Börsentermingeschäfte.  Unklarheit  sei  nur  durch  die 
dunkle  Fassung  des  § 58  geschaffen,  sie  müsse  durch  die 
Rechtsprechung  im  Sinne  der  Gesetzesabsicht  beseitigt 
werden.  Auch  § 61  BG.  stehe  entgegen.  — Die  Revision 
der  Bekl.  gegen  das  verurteilende  Berufungsurteil  ist  zu- 
rückgewiesen. § 61  verfüge  nur  die  Anwendung  der 
§§  52 — 60  auch  für  den  Fall,  daß  das  Geschäft  im  Aus- 
land geschlossen  sei.  § 58  lasse  nach  Wortlaut  und  Sinn 
keinen  Zweifel  auf  kommen.  In  Satz  1,  der  einer  „börsen- 
termingeschäftsfähigen“ Person  den  Spieleinwand  ent- 
ziehe, wenn  sie  sich  eine  Sicherheit  habe  bestellen  lassen, 
sei  ausdrücklich  auf  den  § 50  hingewiesen,  der  den 
offiziellen  Börsenterminshandel  regle.  Satz  2,  der  die  An- 
wendung der  Vorschriften  der  §§  54  und  56  über  die  Be- 
friedigung aus  einer  bestellten  Sicherheit  und  die  Zu- 
lässigkeit der  Aufrechnung  anordne,  also  insoweit  den 
Spieleinwand  des  anderen  Teils  beschränke:  Satz  2 ver- 
weise wieder  durch  die  nicht  wegzudenkenden  Worte:  „gegen 
diese  Ansprüche“  auf  den  Satz  1.  Der  Gesetzgeber  habe 
nur  den  Börsenterminhandel  vor  dem  Spieleinwand 
schützen  wollen,  der  alle  im  § 50  umschriebenen  Garantien 
biete.  Die  Fassung  von  Satz  2 sei  von  der  Reichstags- 
kommission gerade  deshalb  gewählt,  um  jede  Anwendung 
zugunsten  inoffizieller  Börsengeschäfte  unmöglich  zu  machen. 
(Urt.  II.  75/12  v.  4.  Juni  1912.) 

2.  Strafsachen. 

Milgeteiit  von  Reichsgerichtsrat  Zaeschmar,  Leipzig. 

Alternative  Feststellung  im  Falle  des  § 240  Nr.  3 KO. 
Die  Strafk.  ist  zu  der  Schlußfeststellung  gelangt,  daß  der 
Angekl.  Handelsbücher,  deren  Führung  ihm  gesetzlich  ob- 
lag, zu  führen  unterlassen  bzw.  so  unordentlich  geführt 
hat,  daß  sie  keine  Uebersicht  des  Vermögenszustandes  ge- 
währen. Die  Revision  rügt  mit  Bezug  hierauf  nicht  ohne 
Grund,  daß  eine  derartige  Feststellung,  bei  der  es  im  Un- 
gewissen gelassen  wird,  welchen  Tatbestand  das  Gericht 
als  erwiesen  ansieht,  im  vorliegenden  Falle  der  Annahme 
Raum  gibt,  daß  ihr  ein  Rechtsirrtum  zugrunde  liege. 
Denn  wenn  man  das  in  der  vorstehend  wörtlich  wieder- 
gegebenen Schlußfeststellung  enthaltene  Wort  „bzw.“  im 
Sinne  von  „und“  auffaßt,  so  ist  sie  in  sich  selbst  wider- 
sprechend. Das  Merkmal  des  Unterlassens  der  Führung 
von  Handelsbüchern  ist  nämlich  nur  gegeben,  wenn  der 
Täter  überhaupt  keine  Handelsbücher  geführt  hat.  Das 
Fehlen  einzelner  Bestandteile  einer  ordnungsmäßigen  kauf- 
männischen Buchführung  kann  nur  für  den  Begriff  einer 
unordentlichen  Buchführung  in  Betracht  kommen  (Entsch. 
in  Strafs.  Bd.  30  S.  170).  Infolgedessen  ist  es  begrifflich 
ausgeschlossen,  daß  ein  Schuldner  mit  Bezug  auf  dasselbe 
kaufmännische  Geschäft  und  dieselbe  Zahlungseinstellung 
(Konkurseröffnung)  sich  i.  S.  des  § 240  Nr.  3 KO.  so- 
wohl des  Unterlassens  einer  Buchführung  als  auch  der 
unordentlichen  Buchführung  schuldig  machen  könne.  Denn 
hatte  er  überhaupt  keine  Bücher  geführt,  so  kann  er  seine 
Bücher  nicht  gleichzeitig  mangelhaft  geführt  haben.  Nimmt 
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man  aber  das  Wort  „bzw.“  i.  S.  von  „oder“,  so  gilt  im 
wesentlichen  dasselbe.  Denn  wenn  auch  im  Rahmen  des 
§ 240  Nr.  3 KO.  eine  alternative  Feststellung  im  all- 
gemeinen zulässig  ist  (Entsch.  in  Strafs.  Bd.  36  S.  193), 
so  kann  doch  davon  nur  insoweit  die  Rede  sein,  als  Tat- 
bestandsmerkmale in  Frage  kommen,  von  denen  keiner 
den  anderen  ausschließt.  Das  Wesen  der  alternativen  Fest- 
stellung besteht  darin,  daß  das  Gericht  es  unentschieden 
zu  lassen  genötigt  ist,  welches  von  mehreren  gleich- 
wertigen Tatbestandsmerkmalen  vorliegt.  Infolgedessen 
muß  die  Möglichkeit  ins  Auge  gefaßt  werden,  daß  jeder 
von  ihnen  gegeben  ist.  Die  Feststellung,  daß  der  Angekl. 
seine  Bücher  so  unordentlich  geführt  hat,  daß  sie  keine 
Uebersicht  über  seinen  Vermögenszustand  gewähren,  ist 
nur  denkbar,  wenn  gewisse  Bücher  einer  Prüfung  unter- 
zogen worden  sind  und  deshalb  in  irgend  einem  Zeit- 
punkte vorhanden  waren.  Damit  ist  aber  die  gleichzeitig 
als  möglich  bezeichnete  Annahme,  daß  überhaupt  keine 
Bücher  geführt  worden  seien,  logisch  nur  denkbar,  wenn 
lediglich  das  ungewiß  bleibt,  ob  die  geprüften  Handels- 
bücher zu  demjenigen  kaufmännischen  Gewerbebetriebe 
gehören,  auf  den  sich  die  Zahlungseinstellung  (Konkurs- 
eröffnung) bezieht.  Steht  aber  im  übrigen  fest,  daß  der 
Angekl.  derartige  Bücher  geführt  hat,  so  ist  auch  die  hier 
getroffene  alternative  Feststellung  unzulässig.  (Urt.  III. 
27/12  v.  19.  Febr.  1912.) 

Festnahme  eines  Zeugen  durch  das  Gericht  in  der 
Hauptverhandlung.  Die  Revision  des  wegen  Meineides 
verurteilten  Angekl.  wurde  verworfen.  In  der  Hauptver- 
handlung war  A als  Entlastungszeuge  nach  Leistung  des 
Zeugeneides  vernommen  worden.  Das  Gericht  stellte  den 
Wortlaut  der  Aussage  des  A durch  Aufnahme  in  das 
Sitzungsprotokoll  fest  und  beschloß  nach  Schluß  der  Be- 
weisaufnahme, den  Zeugen  vorläufig  festzunehmen,  da  er 
dringend  verdächtig  sei,  den  vor  seiner  Vernehmung  ge- 
leisteten Eid  wissentlich  durch  ein  falsches  Zeugnis  ver- 
letzt zu  haben.  In  diesem  Verfahren  liegt  nicht  die  von 
der  Revision  behauptete  unzulässige  Beschränkung  der 
Verteidigung,  da  es  dem  § 185  GVG.  entspricht.  Wenn 
es  sich  auch  empfiehlt,  die  durch  § 185  GVG.  gebotene 
Festnahme  eines  Zeugen,  um  jede  Beeinflussung  der  Ge- 
schworenen zu  vermeiden,  bis  nach  der  Verkündung  des 
Geschworenenspruches  auszusetzen,  so  muß  doch  von  der 
Aussetzung  abgesehen  werden,  falls  durch  sie  der  Zweck 
der  Maßregel  gefährdet  würde.  Daß  die  vorläufige  Fest- 
nahme vor  der  Verkündung  des  Geschworenenspruches 
nicht  erfolgen  dürfe,  und  daß  der  Angekl.  nach  der 
Festnahme  befragt  werden  müsse,  ob  er  etwas  zu  erklären 
habe,  ist  nirgends  vorgeschrieben.  (Urt.  V.  1179/11  v. 
23.  Febr.  1912.) 

Kaiserliches  Patentamt. 

Mitgel.  v.  Geh.  Reg.-Rat  Fel  dt,  Direktor  im  Patentamt,  Berlin. 

Ein  Erfinder,  der  die  Patentanmeldung  für  eine 
nicht  zur  Entstehung  gelangte  G.  m.  b.  H.  bewirkt  hat, 
ist  als  Patentinhaber  in  die  Rolle  einzutragen.  Das 

Patent  X war  der  Fabrik  Veta  G.  m.  b.  H.  erteilt;  die 
Anmeldung  hatte  deren  Geschäftsführer  G.  bewirkt,  der 
jetzt  Eintragung  in  die  Rolle  als  Patentinhaber  begehrt; 
er  habe  die  Erfindung  persönlich  gemacht,  zu  ihrer  Ver- 
wertung die  Gründung  einer  G.  m.  b.  H.  mit  zwei  Inter- 
essenten geplant  und  aus  diesem  Grunde  die  Anmeldung 
nicht  auf  seinen  Namen,  sondern  sogleich  auf  den  der  ge- 
planten G.  m.  b.  H.  vorgenommen.  Das  beabsichtigte 
Unternehmen  sei  indessen  gescheitert;  nunmehr  biete  sich 
für  G.  endlich  Gelegenheit  zur  Verwertung  des  Patents. 
Entgegen  der  Vorinstanz  hat  die  Beschwerdeabteilung  den 
Antrag  des  G.  für  begründet  erachtet.  Die  Annahme,  daß 
ein  Patent  bestehe,  an  dem  zur  Zeit  niemand  berechtigt 
sei,  eine  res  nullius  vorliege,  sei  ein  Widerspruch  in  sich, 
da  ein  bestehendes  Patent  auch  die  Existenz  eines  Rechts- 
trägers voraussetze.  Die  Rechtsfolge  der  Vorinstanz  könnte 
nur  die  unverzügliche  Löschung  des  Patents  sein.  Die 
Sache  liege  aber  so,  daß  G.  seine  Erfinderrechte  uno  actu 
auf  ein  nicht  existierendes  Rechtssubjekt  habe  übertragen 
wollen.  Die  Uebertragung  sei  mangels  des  Rechtssubjekts 
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nichtig.  Daraus  ergebe  sich  aber  nicht  etwa  auch  die 
Nichtigkeit  der  Patentanmeldung  als  solcher.  Nach  § 11 
Abs.  2 des  Ges.  betr.  die  Gesellsch.  m.  b.  H.  haften  die- 
jenigen, die  vor  der  Register  ein  tragung  im  Namen  der 
Gesellschaft  handeln,  persönlich.  Das  Korrelat  hierzu 
bilde  aber,  daß  etwaige  Rechte  der  künftigen  G.  m.  b.  H. 
den  handelnden  Personen  zustehen.  Das  Patent  sei  nicht 
einmal  an  eine  falsche  Person  erteilt,  sondern  nur  auf 
einen  falschen  Namen.  Die  Richtigstellung  der  Patent- 
rolle fordern  auch  die  Interessen  der  Allgemeinheit,  denen 
der  Rechtszustand,  daß  scheinbar  kein  Träger  des  Patents 
vorhanden  sei,  widerspreche.  (Beschwerde-Abt.  II  vom 
16.  März  1912.) 

Bundesamt  für  das  Heimatwesen. 

Mitgeteilt  vom  Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  Gallenkamp,  Berlin. 

Erstattungsfähigkeit  der  Krankentransportkosten. 
Daß  Krankentransportkosten  im  allgemeinen  erstattungs- 
fähig sind,  hat  das  Bundesamt  wiederholt  angenommen. 
Sie  würden  nicht  erstattungsfähig  sein,  wenn  sie  zu  den 
allgemeinen  Yerwaltungskosten  des  Krankenhauses  selbst 
gehörten.  Der  Transport,  die  Zuführung  der  Kranken, 
hat  aber  ebensowenig  etwas  mit  der  Verwaltung  des 
Krankenhauses  zu  tun,  wie  etwa  der  Rücktransport  der 
Kranken  oder  die  Aufbahrung  und  Beerdigung  der  im 
Krankenhause  verstorbenen  Kranken,  falls  sie  von  dem 
Krankenhause  veranlaßt  wird.  Es  handelt  sich  dabei  um 
ein  von  dem  Krankenhausbetrieb  als  solchen  unabhängiges 
Unternehmen,  das  nur  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  räum- 
lich mit  dem  Krankenhause  verbunden  ist.  (Urt.  H.  436 
v.  3.  Febr.  1912.) 

Kammergerichf. 

1.  Zivilsachen. 

Mitgeteilt  vom  Senatspräsidenten  Ring,  Berlin. 

Zulässigkeit  der  Bezeichnung  „Kommissionsbank“ 
in  der  Firma  einer  Aktiengesellschaft  mit  geringem 
Grundkapitale.  In  das  Handelsregister  ist  „die  Allgemeine 
Deutsche  Kommissionsbank  Aktiengesellschaft“  eingetragen, 
die  ein  Grundkapital  von  250  000  M.  hat  und  laut  Gesell- 
schaftsvertrag Kommissionsgeschäfte  jeder  Art  betreibt. 
Die  Handelskammer  beanstandete  den  Firmenbestandteil 
„Bank“  als  zur  Täuschung  geeignet.  Die  Einleitung  des 
Löschungsverfahrens  wurde  vom  AG.  und  vom  LG.  ab- 
gelehnt. KG.  billigt  dies : Zwar  fehlt  die  großkapitalistische 
Grundlage;  das  Grundkapital  ermöglicht  aber  in  Verbin- 
dung mit  dem  Kredit  eine  erhebliche  Ausdehnung  des 
Betriebs.  Der  Zusatz  „Kommission“  stellt  auch  klar,  daß 
hauptsächlich  Vermittlungsgeschäfte  gepflegt  werden,  die 
geringere  Mittel  erfordern.  Die  Beziehung  zu  den  eigent- 
lichen Bankgeschäften  besteht,  da  Vorschüsse  auf  noch 
unbezahlte  Hypotheken  und  zu  Grundstückskäufen  sowie 
Darlehen  auf  Effekten  und  Lebensversicherungspolicen  ge- 
währt werden.  (Beschl.  la.  X.  60/12  v.  9.  Febr.  1912.) 

2.  Strafsachen. 

Mitg.vom  Geh.  Oberjastizrat  Dr.  Koffka,  Senatspräsidenten,  Berlin. 

Ist  die  Polizei  berechtigt,  für  die  Einrichtung  von 
Verkaufsläden  bestimmte  Vorschriften  zu  erlassen?  Die 
PolV.  für  Breslau  v.  25.  Jan.  1911  schreibt  vor,  daß  die 
dem  Vertrieb  von  Nahrungs-  und  Genußmitteln  dienenden 
Läden  und  Verkaufsstände  an  den  Wänden  und  Decken, 
soweit  diese  nicht  durch  Rückwände  von  Gestellen  oder 
Schränken  verdeckt  sind,  eine  saubere,  nicht  schadhafte 
Kachelbekleidung  oder  einen  giftfreien,  nötigenfalls  zu  er- 
neuernden Oelanstrich  haben  müssen.  Diese  PolV.  ist  für 
gültig  erklärt.  Sie  findet  ihre  gesetzliche  Grundlage  in 
§ 10  II  17  ALR.  u.  § 6c  u.  f des  Ges.  v.  11.  März  1850, 
indem  die  Polizeibehörde  damit  bezweckt,  daß  in  den 
Läden,  in  denen  Nahrungs-  und  Genußmittel  vertrieben 
werden,  möglichste  Sauberkeit  herrsche,  weil  durch  man- 
gelnde Sauberkeit  in  derartigen  Läden  leicht  das  Leben 
und  die  Gesundheit  der  Menschen  gefährdet  werden  kann. 
Die  Zweckmäßigkeit  oder  Notwendigkeit  polizeilicher  Vor- 
schriften aber  haben  die  Gerichte  nach  § 17  des  Ges.  v. 


11.  März  1850  nicht  zu  prüfen.  Die  Vorschrift  steht  auch 
nicht  in  Widerspruch  mit  dem  Nahrungsmittelges.  v.  14.  Mai 
1879.  Dieses  hat  nicht  beabsichtigt,  den  Verkehr  mit 
Nahrungsmitteln,  Genußmitteln  und  Gebrauchsgegenständen 
erschöpfend  zu  regeln.  Es  hat  vielmehr  die  hierfür  geltende 
Landesgesetzgebung  und  das  polizeiliche  Verordnungsrecht 
der  Einzelstaaten  in  jeder  Beziehung  aufrecht  erhalten 
wollen,  mit  der  einzigen  Einschränkung,  daß  sie  dem  Reichs- 
gesetz und  den  auf  Grund  der  §§  5 imd  6 erlassenen 
Kaiserlichen  Verordnungen  nicht  zuwiderlaufen  dürfe.  (KGJ. 
Bd.  20  S.  C 106  ff.)  (Urt.  des  I.  Strafsen.  1.  S.  134/12  v. 

4.  März  1912.) 

Ueber  das  Aushängen  und  Ausstellen  von  Waren 
in  oder  vor  den  Ladentüren.  Die  Reg.PolV.  Wiesbaden 
v.  23.  Sept.  1896  gestattet  das  Aushängen  und  Ausstellen 
von  Waren  in  oder  vor  den  Ladentüren  nur  während  der 
zulässigen  Verkaufszeit.  Ein  Kaufmann  hatte  an  drei  Sonn- 
tagen während  des  Gottesdienstes  und  außerhalb  der  zu- 
lässigen Verkaufszeit  an  der  Außenseite  seines  Hauses 
Ansichtskarten  in  der  Weise  ausgestellt,  daß  Bretter,  auf 
denen  die  Ansichtskarten  mit  Zeichenpinnen  befestigt  waren, 
teils  an  die  Wand  des  Hauses  angelehnt,  teils  an  ihr  auf- 
gehängt waren.  Die  Karten  waren  sämtlich  durch  das  An- 
heften mit  den  Zeichenpinnen  beschädigt  und  zum  großen 
Teil  infolge  von  Witterungseinflüssen  verblaßt.  Daß  der 
Kaufmann  nicht  beabsichtigt  habe,  diese  Karten  zu  ver- 
kaufen, ist  ihm  geglaubt  worden.  Gleichwohl  hat  ihn  das 
LG.  wegen  Uebertretung  der  Reg.PolV.  verurteilt.  Auf 
seine  Revision  ist  das  Urteil  aufgehoben.  Die  Vorschrift 
gründet  sich  auf  das  Ges.  betr.  die  äußere  Heilighaltung 
der  Sonn-  und  Feiertage  v.  9.  Mai  1892  und  ist  unbedenk- 
lich rechtsgültig.  Wie  das  KG.  bereits  früher  (KGJ.  20 

5.  B 89  u.  23  S.  C 48)  ausgeführt  hat,  sind  unter  Waren 
i.  S.  einer  PolV.  vorliegenden  Inhalts  nur  solche  Gegen- 
stände zu  verstehen,  welche  sich  im  Handelsverkehr  be- 
finden. An  dieser  Ansicht  ist  festzuhalten.  Die  Aus- 
führungen des  angegriffen  Urteils  vermögen  eine  andere 
Auffassung  nicht  zu  begründen.  Sie  verweisen  auf  unhalt- 
bare Ergebnisse,  da  jeder  die  PolV.  leicht  umgehen  könne, 
wenn  er  fehlerhafte  oder  von  vornherein  wenigstens  für 
die  Zeit  ihrer  Ausstellung  vom  Verkauf  ausgeschlossene 
Waren  oder  Modelle  auslege.  Allein  diese  Ergebnisse 
können  dem  Gesetzgeber  unter  Umständen  Veranlassung 
geben,  die  Vorschrift  entsprechend  zu  ändern,  wie  das 
bezüglich  einer  ähnlichen  Bestimmung  vom  Oberpräsidenten 
der  Provinz  Brandenburg  bereits  geschehen  ist;  sie  be- 
rechtigen aber  nicht,  das  Strafgesetz  ausdehnend  auszulegen. 
(Urt.  des  I.  Strafsen.  1 S.  142/12  v.  7.  März  1912.) 

Preußisches  Oberverwaltungsgericht. 

A.  I.— IV.,  VII.— IX.  Senat. 

Mitget.  v.  Wirkt.  Geh.  Oberregierungsrat,  Senatspräsidenten  des  OVG 
Dr.  Schultzenstein,  Berlin. 

Observanz  bei  Unterhaltung  des  Bürgersteigs.  An- 
lieger. Um  festzustellen,  wer  i.  S.  einer  Observanz,  die 
die  Anliegereigenschaft  allein  als  maßgebend  und  bestim- 
mend für  die  Unterhaltungspflicht  der  Bürgersteige  er- 
achtet, als  an  den  Bürgersteig  angrenzender  Grundstücks- 
eigentümer zu  gelten  hat,  kommt  es  nicht  darauf  an,  als 
was  sich  das  Grundstück  bei  anderen  besonderen  recht- 
lichen Verhältnissen  darstellt,  namentlich  nicht,  ob  dafür 
etwa  es  als  sog.  Vorgarten  anzusehen  und  deshalb  das 
freie  Verfügungsrecht  des  Eigentümers  beschränkt  wäre. 
Allein  das  tatsächliche  Angrenzen  an  den  Bürgersteig  ist 
vielmehr  für  dessen  Unterhaltung  entscheidend.  (Urt.  IV. 
B.  9/11  v.  14.  Dez.  1911.) 

Anschluß  von  Grundstücken  an  einen  Eigenjagd- 
bezirk. Verwaltungsstreitverfahren.  In  Fällen,  wie  dem 
zur  Entscheidung  stehenden,  ist  das  Verwaltungsstreitver- 
fahren nach  wie  vor  gegeben.  Das  streitige  Anschluß- 
begehren beruht  auf  der  Vorschrift  des  § 8 Abs.  2 der 
JagdO.  Bereits  in  seinem  Urt.  v.  21.  Nov.  1910  (Entsch. 
Bd.  58  S.  371)  hat  das  OVG.  dargelegt,  daß  zur  Durch- 
führung des  nach  § 7 Abs.  5 und  ebenso  des  nach  § 8 
Abs.  2 der  JagdO.  bestehenden  Anschlußrechts  den  Be- 
teiligten das  Verwaltungsstreitverfahren  zu  Gebote  steht. 
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An  diesem  Grundsätze  wird  festgehalten.  Allerdings  ist 
auch  dabei  zu  verbleiben,  daß  Entscheidungen  der  Be- 
schlußbehörden, welche  sich  auf  die  dem  Beschlußver- 
fahren zugewiesenen  Angelegenheiten  beschränken,  für  die 
Verwaltungsgerichte  bindend  sind  (vgl.  das  Urt.  v.  17.  Nov. 
1910  a.  a.  O.  S.  365).  Die  in  § 26  der  JagdO.  festge- 
setzte Endgültigkeit  der  Beschlüsse  bezieht  sich  indessen 
wesentlich  auf  solche  Regelungen,  welche  durch  das  Er- 
messen der  Beschlußbehörden  bestimmt  werden  (a.  a.  O. 
S.  371).  Der  Entscheidung  der  Verwaltungsgerichte  über 
das  streitige  Anschlußrecht  stehen  also  die  zuvor  gefaßten 
Beschlüsse  des  Kreis-  und  des  Bezirksausschusses  nicht 
entgegen.  (Urt.  III.  C.  129/11  v.  14.  Dez.  1911.) 

Ablehnung  eines  Sachverständigen.  Die  Revision 
rügt,  daß  das  Urt.  des  Bezirksausschusses  auf  einem  Ver- 
fahrensmangel insofern  beruhe,  als  der  Bezirksausschuß 
die  Ablehnung  des  Sachverständigen  S.  nicht  berücksichtigt 
habe.  Dies  ist  unzutreffend.  Die  Klägerin  hatte  erklärt, 
daß  sie  den  Sachverständigen  S.,  der  sein  Gutachten  be- 
reits erstattet  hatte,  als  befangen  ablehne,  und  dieses  Ab- 
lehnungsgesuch näher  begründet.  Da  die  Vorschriften  der 
ZPO.  über  das  bei  Ablehnung  von  Sachverständigen  ein- 
zuschlagende Verfahren  (vgl.  § 406  das.)  im  Verwaltungs- 
streitverfahren nicht  Platz  greifen,  so  konnte  ein  Eingehen 
auf  dieses  Ablehnungsgesuch  der  Klägerin  nur  in  der  in 
der  Sache  selbst  ergehenden  Entscheidung  erfolgen.  In 
dieser  ist  der  Vorderrichter  aber  in  eine  Prüfung  der 
Frage  der  Befangenheit  des  Sachverständigen  eingetieten 
und  hat  dargelegt,  aus  welchen  Gründen  er  eine  solche 
nicht  anerkennen  könne.  Da  somit  dem  Vorderrichter  der 
Vorwurf  einer  Verletzung  von  Verfahrensvorschriften  durch 
das  von  ihm  auf  das  Ablehnungsgesuch  der  Klägerin  hin 
beobachtete  Verfahren  nicht  gemacht  werden  kann,  so  ist 
für  einen  Revisionsangriff  kein  Raum.  (Uit.  VII.  C.  216/11 
v.  14.  Dez.  1911.) 

B.  V.  u.  VI.  Senat  (Staatssteuersachen). 

Mitgeteilt  von  Oberverwaltungsgerichtsrat  Mrozek,  Berlin. 

Einkommensteuersachen. 

Gewinnbringende  Beschäftigung.  Die  Mitgliedschaft 
der  Prüfungskommission  für  die  juristische  Prüfung  ist 
eine  besondere  Einkommensquelle.  Die  Mitglieder  werden 
alljährlich  für  ein  Geschäftsjahr  ernannt,  das  mit  dem 
1.  April  beginnt.  Sie  bleiben  jedoch  über  das  Jahr  hin- 
aus so  lange  im  Amte,  bis  die  Ernennungen  für  das  nächste 
Jahr  erfolgen.  Deshalb  besteht  jene  Einkommensquelle 
regelmäßig  beim  Beginn  des  Steuerjahres.  (Urt.  VI.  Sen. 
XIa  77/11.  Rep.  55/11  v.  24.  Jan.  1912.) 

Offizier-Witwenkasse.  Sollen  nachdem  Versicherungs- 
verträge von  den  zuerst  fälligen  Pensionsraten  noch  Ver- 
bindlichkeiten des  Versicherungsnehmers  aus  dem  Ver- 
sicherungsverträge gedeckt  werden,  so  entsteht  für  die  Witwe 
das  Recht  nur  auf  die  um  jene  Beträge  gekürzte  Pension. 
(Urt.  VI.  Sen.  Xlla  27/11.  Rep.  19/11  v.  28.  Febr.  1912.) 

Bayerisches  Oberstes  Landesgericht 
ln  München. 

Mitgeteilt  von  Staatsrat  i.  ord.  Dienste  Dr.  v.  Henle,  München. 

1.  Zivilsachen. 

Beschwerderecht  des  Mündels  (§  59  GFG.).  Dem 

wegen  Geisteskr  ankheit  Entmündigten  steht  gegen  die  Ab- 
lehnung seines  Antrags  auf  Entlassung  des  Vormundes, 
die  er  deshalb  begehrt,  weil  er  mit  dessen  Vermögensver- 
waltung nicht  einverstanden  ist,  kein  selbständiges  Be- 
schwerderecht zu.  (Beschl.  I.  ZS.  Reg.  III  81/11  v. 
24.  Nov.  1911.) 

Auslegung  einer  Auflassungserklärung  (§§  133,  925 
BGB.).  Die  Vorschrift  des  § 133  BGB.  ist  auch  für  die 
Auflassung  und  für  das  GBAmt  maßgebend.  Wenn  dem 
notariell  beurkundeten  Vertrag  über  den  Verkauf  von 
Grundstücken,  der  die  Vereinbarung  enthält,  daß  der  Ver- 
trag mit  dem  Eintritt  einer  bestimmten  Vertragsbedingung 
als  wieder  aufgelöst  und  nicht  geschlossen  gelten  solle, 
die  Auflassung  angefügt  ist,  so  ist  anzunehmen,  daß  auch 
sie  von  der  den  ganzen  Vertrag  beherrschenden  Bedingung 


abhängig  gemacht  und  daher  unwirksam  ist.  (Beschl.  I.  ZS. 
Reg.  III  78/11  v.  1.  Dez.  1911.) 

Gesetzwidrige  Eintragung  (§  71  Abs.  2 GBO.).  Für 
die  Frage,  ob  eine  Eintragung  i.  S.  des  § 71  Abs.  2 GBO. 
unter  Verletzung  gesetzlicher  Vorschriften  bewirkt  worden 
ist,  kann  nur  die  Rechtslage  maßgebend  sein,  die  z.  Zt. 
der  Eintragung  bestanden  hat.  (Beschl.  I.  ZS.  Reg.  III 
82/11  v.  1.  Dez.  1911.) 

2.  Strafsachen. 

Erfordernis  der  Unterzeichnung  der  Revisionsrecht- 
fertigungsschrift durch  einen  Rechtsanwalt  (§  385  der 
StrPO.).  Einer  Revisionsbegründung  ist  nicht  deshalb 
allein,  weil  der  Rechtsanwalt  bei  der  Unterzeichnung  auf 
den  § 385  der  StrPO.  bezuggenommen  hat  („unterzeichnet 
gemäß  § 385  Abs.  2 der  StrPO.  M„  den  2.  Febr.  1912. 
N.,  Rechtsanwalt.“),  die  Rechtsgültigkeit  abzusprechen, 
sondern  nur  dann,  wenn  nach  den  Umständen  anzunehmen 
ist,  daß  der  Beisatz  zum  Ausdruck  bringen  sollte,  der 
Rechtsanwalt  habe  seine  Unterschrift  lediglich  unfreiwillig 
und  formell  und  unter  wenigstens  teilweiser  Ablehnung 
derV erantwortung  für  den  Inhalt  des  Schriftstücks  seine  Unter- 
schrift gewährt.  (Urt.,  StS.,  RevReg.  34/12  v.  2.  März  1912.) 

Verjährung  von  Beleidigungen  durch  die  Presse 
(§§  20,  22  des  PreßGes.,  § 67  Abs.  4 des  StrGB.).  Die 
Verjährung  der  Strafverfolgung  einer  durch  eine  periodische 
Druckschrift  begangenen  strafbaren  Handlung,  insbesondere 
einer  Beleidigung,  beginnt  mit  dem  Beginne  (nicht  mit 
dem  Abschlüsse)  der  Verbreitung.  (Urt.,  StS.,  RevReg. 
70/12  v.  2.  März  1912.) 

Oberlandesgericht  Stuttgart. 

Mitgeteilt  von  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  v.  Hai  dien,  Stuttgart. 

Bei  rechtskräftiger  Verurteilung  zur  Herstellung 
von  Vorkehrungen  zwecks  Hintanhaltung  von  Eigen- 
tumsstörungen ist  nicht  § 283  BGB.,  sondern  nur  ZPO. 
§§  887,  888  bzw.  § 26  GewO,  anwendbar.  Bei  den 
Maßnahmen,  welche  der  Beklagten  zwecks  Schutzes  der 
Klägerin  gegen  die  Zuführung  übermäßiger  Geräusche 
durch  das  rechtskräftige  Urteil  aufgegeben  sind,  handelt 
es  sich  nicht  um  „Leistungen“  im  Sinne  des  § 241  BGB. 
Auch  eine  entsprechende  Anwendung  der  Regeln  des 
Rechts  der  Schuldverhältnisse  ist  in  einem  Falle  wie  dem 
vorliegenden  ausgeschlossen.  Hat  die  Beklagte  Einrich- 
tungen hergestellt,  welche  zur  Hintanhaltung  der  Belästi- 
gung der  Klägerin  ausreichen,  so  ist  damit  der  dem  ding- 
lichen Anspruch  der  Klägerin  entsprechende  Zustand  ge- 
geben. Von  einer  „Annahme“  oder  „Nichtannahme“ 
dieser  Einrichtungen  seitens  der  Klägerin  kann  keine  Rede 
sein.  Hätte  die  Beklagte  alle  zur  Beseitigung  der  Be- 
lästigung überhaupt  denkbaren  Einrichtungen  getroffen, 
ohne  daß  die  Beseitigung  gelungen  wäre,  so  könnte  die 
Klägerin  nicht  „Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung“  aus 
§ 283  BGB.  verlangen,  da  die  Beklagte  zu  Unmöglichem 
nicht  verpflichtet  ist;  es  würde  daher  in  solchem  Falle  der 
§ 283  völlig  versagen.  (Urt.  III.  ZS.  v.  21.  Mai  1912.) 

Oberlandesgericht  Karlsruhe. 

Mitgeteilt  v.  Rechtsanwalt  am  Oberlandesgericht  Fuchs,  Karlsruhe. 

Zur  Auslegung  des  § 30  Abs.  1 G.m.b.H.-Ges. 
Eine  Anzahl  Ziegeleibesitzer  haben  zum  Zweck  der  Absatz- 
regelung ein  Syndikat  in  Form  einer  G.  m.  b.  H.  gegründet. 
Die  G.  m.  b.  H.  hatte  nach  dem  Statut  die  Steine  von  den 
einzelnen  Gesellschaftern  nach  bestimmten  Kontingenten 
zu  beziehen.  Dem  Begehren  des  klagenden  Gesellschafters 
gegen  die  bekl.  G.  m.  b.  H.,  daß  diese  ihm  für  die  zu 
wenig  zugewiesenen  Lieferungen  Schadenersatz  leiste,  steht 
die  Vorschrift  des  § 30  Abs.  1 G.m.b.H.-Ges.  nicht  ent- 
gegen. Wenn  diese  Bestimmung  verbietet,  das  zur  Errich- 
tung des  Stammkapitals  erforderliche  Vermögen  an  die 
Gesellschafter  auszuzahlen,  so  sind  hierunter  nur  Zahlungen 
an  die  Gesellschafter  als  solche  zu  verstehen,  nicht  aber 
auch  Zahlungen  an  Gesellschafter  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Gläubiger  der  Gesellschaft.  (Urt.  II.  ZS.  Nr.  12218  v. 
10.  Okt.  1911.)  
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Zivilrecht  und  -Prozefs. 

Festschrift  zur  Jahrhundertfeier  des  Oesterreichl- 
schen  Allgemeinen  Bürgerlichen  Gesetzbuches. 

1.  Juni  1911.  2 Teile.  1911.  Wien,  Manz.  30,70  M. 

Die  deutschen  Gäste  des  Juristentages  bringen  in  die 
Hauptstadt  Oesterreichs  sicherlich  ein  lebhaftes  Interesse 
für  den  gegenwärtigen  Zustand  des  österreichischen  Rechts- 
wesens mit.  Fragt  dann  jemand,  welches  literarische 
Hilfsmittel  den  schnellsten  Einblick  in  die  treibenden 
Kräfte,  die  Anschauungen  und  Zielpunkte  der  heutigen 
österreichischen  Zivilistik  eröffnet,  so  wird  er  auf  die  Fest- 
schrift aus  dem  Jahre  1911  zu  verweisen  sein.  Sie  führt 
uns  mitten  in  den  Geist  des  hundertjährigen  Gesetzbuches 
und  in  die  Seele  des  von  ihm  erzeugten  Rechts.  Sie 
bietet  eine  Heerschau  über  nahezu  alle,  die  in  Schaffens- 
kraft für  die  historische  Erforschung  und  die  zeitgemäße 
Fortbildung  des  Gesetzes  streiten,  und  bekundet  mächtig 
das  reiche  und  feine  geistige  Leben,  das  trotz  unendlich 
vieler  Hemmnisse  im  südöstlichen  Grenzlande  blüht.  Die 
57  Beiträge  sind  durchaus  bedeutsam,  inhaltlich  vielfach 
auch  diesseits  der  Grenzen  wichtig,1)  am  interessantesten 
vielleicht  aber  als  der  Niederschlag  von  Traditionen  und 
Strömungen,  die  der  österr.  rechtswissenschaftlichen  Kultur 
ein  eigenartiges  Gepräge  geben  und  ihr  zum  Teil,  wenn 
ich  recht  sehe,  inmitten  der  Gesamtheit  unserer  Jurispru- 
denz besondere  Funktionen  zuweisen. 

Einige  der  hervorragendsten  Namen  in  der  Festschrift 
dürften  dies  verdeutlichen.  An  den  ehrwürdigen  Namen 
Ungers  knüpfen  sich  in  den  verschiedenen  Epochen  alle 
Schicksale  des  österr.  Privatrechts,  seit  es  wissenschaftlich 
bearbeitet  ist.  Er  war  es  schließlich  auch,  der  die 
Reform  des  überjährigen  Gesetzbuchs  anregte  und  zugleich 
von  vornherein  die  Bewegung  auf  die  „Revision“,  nicht 
Abschaffung  des  ABGB  , richtete.  Sein  Aufsatz  übrigens 
über  das  Ehehindemis  der  höheren  Weihen  und  des  Ehe- 
losigkeitsgelübdes sowie  die  Ausführungen  des  jetzigen 
Unterrichtsministers  v.  Hussarek  über  das  Ehetrennungs- 
recht des  ABGB.  führen  den  Leser  geradenwegs  in  das 
konfessionell  umstrittene  Gebiet,  das  ebenso  ein  gutes  Teil 
der  österr.  Staats-  und  Rechtsgeschichte  in  sich  schließt,  wie 
es  der  Revisionstätigkeit  die  heikelsten  aller  Aufgaben  stellt. 

An  der  Spitze  des  1.  Bandes  steht  Franz  Kleins 
feinsinnige  „biologische“  Studie  über  „die  Lebenskraft  des 
ABGB.“  In  der  Person  dieses  glänzenden  Vertreters  zeigt 
sich,  wie  in  Oesterreich  der  Sinn  der  Privatrechtler  auf 
eine  möglichst  enge  Anknüpfung  an  soziologische  und 
nationalökonomische  Gedankengänge  gerichtet  ist.  Dazu 
hat  die  Studieneinrichtung  der  „rechts-  und  staats  wissen- 
schaftlichen“ Fakultäten,  wohl  auch  die  starke  logische 
Orientierung  der  sog.  österreichischen  Schule  der  Volks- 
wirte beigetragen,  am  meisten  innere  Neigung.  In  Kleins 
Werken  sind  freilich  nur  die  schönsten  Früchte  der  Ehe 
zwischen  Jurisprudenz  und  Staatsphilosophie  erkennbar, 
während  gar  manchmal  wirkliche  und  pseudo-sozialpolitische 
Betrachtungsweise  übermächtig  und  ungesund  der  Rechts- 
anwendung persönliche  Kräfte  raubt  und  die  sachlichen 
Existenzbedingungen  verkümmert.  Aber  unleugbar  ist  in 
Oesterreich,  wovon  auch  die  Festschrift  mehrfaches  Zeugnis 
ablegt,  ein  starker  Keim  zu  einer  juristisch  gewendeten 
Gesellschaftswissenschaft  vorhanden,  die  mir  im  Verein 
mit  der  beginnenden  neuen  Rechtsphilosophie  bestimmt 
erscheint,  in  unserer  Wissenschaft  das  Zeitalter  der  System- 
bildung abzulösen. 

Kleins  Abhandlung  führt  aber  sofort  in  noch  eine 
andere  Studien  weise  ein,  von  der  die  Festschrift  und  die 
von  ihr  repräsentierte  Literatur  notwendig  erfüllt  sein  muß. 
Das  Gesetzbuch  ist  100  Jahre  alt,  seine  Vorbereitungen 
gehen  in  das  Jahr  1753,  seine  Grundlagen  sehr  viel  weiter 
zurück.  Dazu  hat  die  Praxis  infolge  verschiedener  Um- 

J)  Da  ein  Bericht  über  den  Inhalt  in  dem  gemessenen  Raum  un- 
möglich ist,  sei  um  so  mehr  auf  die  gediegene  Uebersicht  verwiesen, 
die,  speziell  mit  Rücksicht  auf  deutsche  Leser,  Prof.  Rud.  Pollak- 
Wien  im  Jur.  Lit.Blatt  1911,  147  ff,  geliefert  hat. 


stände  nicht  gleich  der  französischen  die  Rechtsentwicklung 
in  gesicherten  Bahnen  ständig  vom  Gesetz  weg  weiter  zu 
entwickeln  vermocht.  So  gehört  der  bedeutendste  Teil 
der  juristischen  Fachliteratur  seit  Pfaff  und  Hofmann 
der  längst  verflossenen  Vergangenheit.  Zu  welcher  Höhe 
die  rechtsgeschichtlichen  Forschungen  gediehen  sind  und 
wie  tief  sie  z.  B.  die  jemals  dem  Preuß.  ALR.  gewidmeten 
Arbeiten  hinter  sich  zurücklassen,  beweist  die  Festschrift 
mit  ihren  von  wahrhafter  Hingebung  an  die  Kodifikations- 
zeit erfüllten  Mitarbeitern  aufs  neue.  Die  Gründe  dieser 
Liebe  zu  dem  Gesetz  und  seinen  Verfassern  hat  v.  Schey 
in  der  Festrede  am  glanzvoll  gefeierten  Jubiläumstag, 
1.  Juni  1911,  meisterhaft  geschildert  („Das  ABGB.“,  Wien 
1911).  In  seinem  Beitrag  zur  Festschrift  (die  wir  übrigens 
seiner  Redaktion  verdanken)  zeigt  er  uns  den  Gesetzgeber 
Zeiller  auf  der  Höhe  seiner  und  auch  unserer  Zeit,  indem 
er  „denkende  und  zu  denken  fähige  Richter“,  nicht  „recht- 
sprechende Maschinen“  wünscht  und  diesem  Ziel  die 
Technik  des  Gesetzbuches  anzupassen  sucht.  Was  v.  Schey, 
Wellspacher,  Dniestrzanski  über  die  durchaus  nicht 
freirechtlichen  „natürlichen  Grundsätze“  des  berühmten  § 7 
ABGB.  vorzüglich  ausführen,  und  was  dazu  Wenger  aus 
großer  rechtshistorischer  Perspektive  beisteuert,  verdient 
hohe  Beachtung  in  dem  Streit  über  die  wichtigste  juristische 
Tagesfrage. 

Auch  sonst  haben  zahlreiche  Verfasser  aus  den  alten 
Dokumenten  der  Naturrechtler  überraschend  viel  an  frischer 
Weisheit  hervorgeholt  und  damit  wirksamer,  als  man  dachte, 
das  Bestreben  unterstützt,  aus  den  Errungenschaften  jener 
Periode  in  dem  dringenden  Reformwerk  zu  erhalten,  was 
nur  angeht.  v.  Schey  selbst,  der  Bannerträger  für  die 
Erhaltung  der  Tradition  in  Stoff  und  Form  des  alten  Ge- 
setzbuchs, ist  es,  auf  dem  die  Hoffnung  der  Gesetzesrevision 
derzeit  ruht.  Möge  es  ihm  und  seinem  Stab  glücken, 
dem  deutschen  BGB.  ein  ebenbürtiges  Gesetzbuch  anderer 
Art  gegenüberzustellen!  Jedenfalls  liegt  in  der  österr. 
Dogmengeschichte  mehr  an  germanistischen  und  natur- 
rechtlichen Rechtsgedanken  zutage  als  irgendwo  sonst,  und 
ihre  blühende  Pflege  muß  endlich  mit  nachhaltigeren  An- 
regungen ins  Reich  herüberwirken  als  bisher. 

In  der  Hinneigung  zur  Vergangenheit  besteht  die 
Stärke  und  Schwäche  Oesterreichs.  Noch  ein  Name  unter 
den  Autoren  der  Festschrift  aber  erinnert  uns,  wie  frucht- 
bar sich  das  eigentümliche  österr.  Gemisch  von  Pandek- 
tistik  und  Gesetzeshandhabung  erweisen  konnte.  Dort  er- 
wuchs Strohal,  der  nun  einer  der  vornehmsten  Träger 
der  neuen  deutschen  Dogmatik  geworden  ist,  und  es  ist  in 
mehr  als  einer  Hinsicht  bezeichnend,  wie  er  aus  einer 
Bestimmung  des  österr.  BGB.  eine  neue  fruchtbare  Theorie 
der  relativen  Unwirksamkeit  abzuleiten  weiß. 

Bildnisse  und  Faksimilien  schmücken  das  schöne 
Werk.  Mögen  es  viele  zur  Hand  nehmen  und  daraus 
lernen,  daß  die  österreichische  Rechtswissenschaft  größere 
Ueberlieferungen,  reichere  Quellen  und  Kräfte  der  Er- 
neuerung besitzt,  als  viele  in  Deutschland  und  zum  eigenen 
Schaden  allzuviel  Kleinmütige  und  Zaghafte  in  Oesterreich 
selbst  denken. 

Professor  Dr.  Rabel,  Göttingen. 


Oesterreichisches  Familienrecht.  Von  Dr.  Horaz 
Krasnopolski.  Aus  dessen  Nachlaß,  herausgegeben 
und  bearbeitet  von  Privatdozent  Dr.  Bruno  Kafka. 
1911.  Leipzig,  Duncker  & Humblot.  10  M. 

Die  Veröffentlichung  des  auf  fünf  Bände  angelegten 
Lehrbuchs  des  österreichischen  Privatrechts  hat  mit  dem 
in  der  Literaturbeilage  1911  S.  345  d.  DJZ.  angezeigten 
dritten  Bande  (Obligationenrecht)  begonnen.  Nunmehr 
liegt  als  vierter  Band  das  Familienrecht  vor.  Auch  hier 
zeigt  sich  die  bekannte  Meisterschaft  Krasnopolskis  in  der 
Herausarbeitung  des  Gesetzesinhalts  auf  geschichtlicher 
Grundlage.  Diese  Arbeit  ist  unverloren,  auch  wenn  man 
schließlich  aus  praktischen  Gründen  einzelne  Ergebnisse  ab- 
lehnt. Denn  gebührt  schon  der  historisch-philologischen  Aus- 
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legungskunst  nicht  immer  das  letzte  Wort,  so  gebührt  ihr 
doch  sicher  das  erste.  Der  Anteil  des  Herausgebers  an 
dem  vorliegenden  Bande  ist  größer  als  an  dem  zuerst  er- 
schienenen, denn  nach  seiner  Mitteilung  in  der  Vorrede 
erschien  „das  familienrechtliche  Vorlesungsheft,  so  voll- 
kommen es  auch  als  Vorlage  für  Vorlesungen  ist,  für  die 
Bearbeitung  zum  Lehrbuche  in  einem  weit  weniger  fertigen 
Zustande  als  das  obligationenrechtliche  Kollegienheft.* 
Auch  hat  der  Herausgeber  nicht  nur,  wie  früher,  die  Recht- 
sprechung so  vollständig  als  möglich  berücksichtigt,  son- 
dern auch,  dem  einmütigen  Wunsche  der  Kritik  nachgebend, 
den  literarischen  Apparat  reicher  ausgestaltet.  Das  Werk 
hat  dadurch  an  Brauchbarkeit  wesentlich  gewonnen.  Es 
bleibt  nur  noch  der  Wunsch  übrig,  daß  es  dem  unermüd- 
lichen Herausgeber  gelingen  möge,  auch  die  noch  aus- 
stehenden Bände  in  gleich  vortrefflicher  Gestalt  der  Oeffent- 
lichkeit  zu  übergeben. 

Professor  Dr.  Ehrenzweig,  Wien. 


Die  österreichische  Exekutionsordnung  in  ihrer 
praktischen  Anwendung.  Dargestellt  an  Beispielen  von 
Protokollen  und  Beschlüssen.  Von  Landesgerichtsräten 
Dr.  M.  Heller  und  Dr.  F.  Trenkwalder.  2.,  um- 
gearb.  u.  verm.  Aufl.  1912.  Wien,  Manz.  24,60  M. 

Das  Werk  liegt  nun  in  zweiter  Auflage  vollendet  vor. 
Schon  eine  flüchtige  Durchsicht  des  umfangreichen  Buches 
zeigt,  daß  die  Verf.  mit  Erfolg  bemüht  waren,  seine 
Brauchbarkeit  zu  erhöhen.  Zunächst  wurden  die  Bei- 
spiele beträchtlich  vermehrt.  Unter  den  neuen  Beispielen 
seien  als  praktisch  besonders  wichtig  hervorgehoben: 
Nr.  24:  Exzindierungsklage ; Nr.  67:  Aufsichtsbeschwerde 
nach  § 68  EO.  und  deren  Erledigung;  Nr.  171:  Bewilligung 
der  kridamäßigen  Versteigerung;  Nr.  189:  Einwendungen 
gegen  den  Betrag  des  Schätzwertes  und  Verfahren  über 
dieselben;  Nr.  190:  Streit  über  die  Zubehöreigenschaft; 
Nr.  423:  Bewilligung  der  Exekution  auf  Safe-Depots; 

Nr.  432 : Exekution  auf  ein  konzessioniertes  Gewerbe  durch 
Zwangsverpachtung.  Bei  letzterem  Beispiele  wäre  ein 
Muster  für  Pachtbedingungen  wohl  zweckmäßiger  gewesen 
als  die  bloße  Aufstellung  der  Grundsätze  für  solche  Bedin- 
gungen. Aber  auch  die  alten  Beispiele  wurden  einer  sorg- 
fältigen Revision  unterzogen  und  dabei  die  Ergebnisse  der 
Literatur,  die  administrativen  Verordnungen  und  Erlässe, 
insbesondere  auch  die  reiche  Praxis  des  Wiener  Exekutions- 
gerichtes ausgiebig  verwertet.  Dies  gilt  namentlich  von 
den  Beispielen  Nr.  286  bis  298  über  die  Meistbotsverteilung. 
Bei  einem  Buche,  das,  weit  über  den  Rahmen  eines  Formular- 
buches hinausgehend,  einen  förmlichen  Kommentar  der 
Exekutionsordnung  darstellt,  ist  es  nur  erklärlich,  daß  hin 
und  wieder  Ansichten  vertreten  werden,  denen  man  nicht 
ohne  weiteres  beipflichten  kann.  So  ist  z.  B.  in  Nr.  5 
die  Bewilligung  der  Exekution  an  die  Bedingung  der 
gleichzeitig  zu  bewirkenden  Gegenleistung  geknüpft.  In 
den  beiden  Beispielen  Nr.  76  ist  von  der  Aberkennung 
bereits  zuerkannter  Exekutionskosten  nicht  die  Rede.  In 
Nr.  169  und  170  ist  die  Bewilligung  der  Zwangsversteigerung 
als  Beitritt  wohl  kaum  haltbar.  Das  Abgehen  von  dem 
gesetzlichen  Zinsfüße  in  Nr.  196  ist  m.  E.  unzulässig  u.  a. 
Dadurch  wird  aber  der  Wert  des  Buches  keineswegs  be- 
einträchtigt. Seine  Vorzüge  lassen  vielmehr  erwarten,  daß 
es  zu  den  alten  Freunden  in  seiner  neuen  Ausgabe  noch 
recht  viele  neue  gewinnen  wird. 

Gerichtsinspektor  Dr.  Fischböck,  Wien. 


Strafrecht. 

Die  Hysterie  und  die  strafrechtliche  Verantwort- 
lichkeit der  Hysterischen.  Von  Regierungs-  und 
Medizinalrat  Dr.  G.  Burgl.  1912.  Stuttgart,  Enke.  7 M. 
V on  allen  Geisteskrankheiten  bieten  dem  Kriminalisten, 
der  die  Verpflichtung  fühlt,  sich  diesfalls  zu  unterrichten, 
die  sogen,  unausgesprochenen,  und  darunter  wieder  die 
psychopathischenKonstitutionen,  Epilepsie  und  ihre  Aequiva- 
lente  und  namentlich  die  Hysterie  die  größten  Schwierig- 
keiten. Ihr  Vorliegen  soll  vom  Kriminalisten  erkannt 


werden,  damit  er  den  Arzt  fragen  kann;  es  treten  aber 
viele  dieser  Krankheitsformen  so  leise  in  den  Kreis  der 
Beobachtung,  daß  zu  ihrer  Wahrnehmung  ein  nicht  un- 
beträchtliches Maß  von  Kenntnissen  nötig  ist.  Für  die  so 
heikle  Frage  der  Hysterie  liegen  manche  ausgezeichnete 
Bücher  vor:  Binswanger,  Janet,  Raimann,  Gilles  de  la 
Tourette,  Steyerthal,  Wollenberg,  Löwenfeld  u.  a.,  und 
diesen  schließt  sich  die  ausgezeichnete  Arbeit  von  Burgl 
vortrefflich  an.  Ihr  Hauptwert  für  den  Juristen  liegt 
namentlich  in  der  mühelosen  Verständlichkeit  und  den  gut 
unterrichtenden  angeführten  praktischen  Fällen;  ich  emp- 
fehle diesesBuch  jedem  Kriminalisten  dringend  zum  Studium. 
Ob  es  ein  Arzt  oder  ein  Jurist  war,  der  das  Wort  von 
der  „hysterischen  Kanaille“  geprägt  hat,  weiß  ich  nicht: 
— es  ist  grausam  und  unrichtig,  aber  begreiflich;  jede 
Hysterische,  gleichviel  ob  als  Zeugin  oder  Beschuldigte, 
kann  dem  Kriminalisten  unabsehbare  Schwierigkeiten  und 
grenzenlosen  Aerger  bereiten,  ihn  auch  auf  gefährliche 
Irrwege  leiten:  diesfalls  nach  Möglichkeit  orientiert  zu 
sein,  ist  Notwendigkeit  und  Pflicht. 

Professor  Dr.  Hans  Groß,  Graz. 


Staats-  und  Verwaltungsrecht 

Kommentar  zur  Gewerbeordnung  und  ihren  Neben- 
gesetzen. Vom  Hof-  und  Gerichtsadvokaten  Dr.  Emil 
Heller.  1911/12.  2 Bände.  Wien,  Manz.  37,40  M. 

Wenige  österreichische  Gesetze  des  öffentlichen  Rechtes 
haben  soviel  Anlaß  zur  Kommentierung  gegeben  wie  die 
GewO.,  wenige  aber  sind  auch  — namentlich  seit  der 
Novellierung  v.  J.  1907,  die,  vorwiegend  politisch  beein- 
flußt, wenig  systematisch  in  die  auf  wesentlich  anderen 
Grundsätzen  fußende  GewO.  v.  J.  1859  eine  Fülle  von  Wider- 
sprüchen brachte  — der  Interpretation  so  sehr  bedürftig. 
Aus  all  diesen  Inkongruenzen  ein  für  die  Praxis  brauch- 
bares Ergebnis  zu  gewinnen,  ist  eine  schwierige  Aufgabe, 
welche  jedoch  der  Hellersche  Kommentar  — der  nun- 
mehr mit  dem  Erscheinen  der  letzten  Lieferungen  abge- 
schlossen vorliegt  — in  vorzüglicher  Art  löst.  Der  Autor 
versteht  es,  trotz  der  üblichen  Kommentarform,  durch  ge- 
schicktes Heranziehen  der  der  Einzelmaterie  an  anderem 
Orte  zuteil  gewordenen  gesetzlichen  Ordnung  in  muster- 
gültiger Weise  die  Spezialthemata  erschöpfend  abzuhandeln, 
so  daß  wohl  jede  bei  Anwendung  einer  bestimmten  Norm 
auftauchende  Frage  an  der  durch  den  Paragraphen  des  Ge- 
setzes angewiesenen  Stelle  gründlich  beantwortet  wird. 
Der  Wortlaut  der  „Nebengesetze“  ist  den  einschlägigen 
Paragraphen  der  GewO,  angegliedert  und  im  steten  Zu- 
sammenhänge mit  dem  Haupt  kommentar  erörtert.  Der  auf 
dem  Gebiete  des  Gewerberechtes  sehr  reichhaltigen  Recht- 
sprechung des  Verwaltungsgerichtshofes  läßt  das  Werk  in 
der  Art  Berücksichtigung  angedeihen,  daß  es  — statt  der 
sonst  üblichen  einfachen  Wiedergabe  der  offiziell  publi- 
zierten Rechtssätze  — durch  systematische  Zusammen- 
fassung der  eine  bestimmte  oder  mehrere  verwandte  Rechts- 
fragen behandelnden  Judikate  und  ihrer  Gründe  ge- 
schlossene, das  Thema  übersichtlich  darstellende  Aufsätze 
gestaltet,  die  ein  deutliches  Bild  der  durch  die  Judikatur 
vertretenen  Auffassung  geben.  Mag  das  Werk  in  mancher 
Richtung  auch  über  den  Rahmen  eines  Kommentars  hinaus- 
gehen (z.  B.  Stempeltarife!)  — es  wird  dem  Praktiker  wie 
dem  Theoretiker  rascheste  und  gründlichste  Orientierung 
auf  einem  der  problematischsten  Gebiete  des  österreichi- 
schen Rechtes  gewähren. 

Hofrat  am  Verwaltungsgerichtshof  Dr.  HansvonSchneller, 
Wien. 


Allgemeines. 

Recht  und  Phantasie.  Vom  Geh.  Justizrat,  RegRat, 
Hof-  u.  Gerichtsadvokaten  Dr.  Adolf  Bachrach.  1912. 
Wien,  Heller  & Cie.  1,25  M. 

Die  Ansicht  derer,  die  die  Rechtswissenschaft  als  eine 
trockene  verleumden  und  behaupten,  die  juristische  Praxis 
führe  zum  Buchstabendienst,  zur  Verknöcherung,  zum 
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Bureaukratismus  oder  zum  Banausentum,  habe  ich  nie 
verstehen  können.  Freilich  muß  der  Jurist,  namentlich  der 
Praktiker,  um  gegenüber  „dem  ermüdenden  Gleichmaß  der 
Tage“  den  freien  Blick  und  das  Bewußtsein  seiner  idealen 
Berufsaufgabe  sich  zu  erhalten,  das  Nötige  mitbringen. 
Dann  aber  bietet  gerade  die  Praxis  eine  Fülle  von  Ein- 
drücken und  Anregungen,  die  keineswegs  rein  juristischer 
Natur  sind.  Die  geistvolle  Schrift  von  Bachrach  ist 
ein  sprechender  Beleg  für  diese  Auffassung.  Verf.  zeigt, 
wie  Recht  und  Phantasie  beisammen  wohnen,  wie 
sie  einer  und  derselben  Wiege  entstammen;  aber  frei- 
lich: „wehe,  wenn  das  Recht  zur  Phantasie  würde!“ 

Keine  psychologische  Abhandlung,  keine  streng  wissen- 
schaftliche Beweisführung!  Aber  eine  überaus  anregende 
Aussprache  über  die  Fragen,  die  das  gegenwärtige 
juristische  Zeitalter  bewegen.  Dabei  möchte  ich 
besonders  auf  die  sehr  verständige  Beurteilung  der  Frei- 
rechtsbewegung  (S.  23  f.)  hinweisen.  Die  Lektüre  des 
gedankenreichen  Schriftchens  wird  vielen  eine  genußvolle 
Stunde  bereiten! 

Reichsgerichtsrat  Dr.  Düringer,  Leipzig. 


Oesterreichische  Gesetzeskunde.  Kommentare  zum 
Gebrauche  für  Juristen  und  Nichtjuristen.  Unter  Mit- 
wirkung von  Fachmännern  herausgeg.  von  k.  k.  Be- 
zirksrichter Dr.  M.  L.  Ehrenreich.  I.  Bd.:  Allg. 
bürgerl.  Gesetzbuch.  II.  Bd. : Strafgesetz  und  Straf- 
prozeßordnung. III.  Bd. : Immaterialgüterrecht,  Wechsel- 
ordnung, Handelsgesetzbuch  usw.  IV.  Bd. : Zivil- 

gerichtliches Verfahren  in  und  außer  Streitsachen. 
1911/12.  Wien,  Verlag  der  Patriotischen  Volksbuch- 
handlung. Geb.  40  M. 

Die  vier  gut  ausgestatteten  Bände  umfassen  alle  Ge- 
setze des  bürgerlichen  Rechtsverkehrs.  Der  Zweck  der 
Herausgeber  ist,  die  Kenntnis  der  bestehenden  Gesetze  in 
einer  Form  zu  vermitteln,  die  deren  Selbststudium  ermög- 
licht. Sie  bringen  den  vollständigen  Text  aller  Gesetze 
verbunden  mit  einem  Kommentar,  der  möglichst  einfach 
den  Sinn  der  Vorschrift  erläutert  und  durch  gut  gewählte 
Beispiele  das  Verständnis  noch  weiter  erleichtert.  An  der 
Spitze  eines  jeden  Bandes  findet  sich  das  Geleitwort  eines 
hervorragenden  Fachmannes:  Prof.  Dr.  Leop.  Pfaff, 

Prof.  Dr.  Heinrich  Lammasch,  Prof.  Dr.  Karl  Grün- 
hut, Sektionschef  Dr.  Hugo  Schauer,  mit  warmer  Be- 
grüßung des  Unternehmens.  In  der  Tat,  wenn  das  Publi- 
kum die  Gelegenheit  benutzt,  aus  dem  ihm  so  nahe 
gebrachten  Gesetzestexte  Belehrung  zu  suchen,  wäre  dies 
ein  Erfolg,  aufs  äußerste  zu  wünschen.  Wir  wollen  in- 
dessen nur  die  Bedeutung  des  Werkes  für  die  juristischen 
Kreise  ins  klare  stellen.  Sie  liegt  in  der  bequemen 
Sammlung  der  vollständigen  Texte  aller  Gesetze,  die  nicht 
verfassungs-  oder  verwaltungsrechtlichen  Inhalts  sind,  in  dem 
Sachregister  eines  jeden  Bandes.  Die  Erläuterungen  werden 
dem  Juristen  in  seinem  eigenen  engeren  Arbeitsgebiete 
kaum  neue  Belehrung  bieten,  sie  werden  aber  in  von  dem 
gewohnten  abseits  gelegenen  Gebieten  als  erste  Wegweiser 
willkommen  sein.  Das  Werk  wird  daher  insbesondere 
nicht  österreichischen  Juristen  gute  Dienste  leisten  können. 

Prof.,  Hofrat  Dr.  R.  v.  Neumann-Ettenreich,  Wien. 


Die  Advokatur  unserer  Zeit.  Von  Hof-  und  Gerichts- 
advokat Dr.  Edmund  Benedikt.  4.,  veränderte  u. 
vermehrte  Aufl.  1912.  Berlin,  Liebmann.  3 M. 
Zwölf  Gerichtsreden  aus  den  Jahren  1880  bis  1911. 
Von  Dr.  E.  Benedikt.  1912.  Wien,  Tempsky.  3 M. 

Benedikts  „Advokatur“  gehört  zu  den  nicht  allzu 
häufig  wiederkehrenden  wissenschaftlichen  Büchern,  die 
man  „in  einem  Atem“  liest.  Dann  entsteht  das  Verlangen, 
einzelne  Kapitel  genauer  zu  studieren.  Zum  Schlüsse  ist 
man  überrascht,  daß  man  kaum  eines  von  der  nochmaligen 
Lektüre  ausgeschlossen  hat.  Diese  Wirkung  und  seinen 
Erfolg  verdankt  das  „dem  Neugestalter  unseres  Gerichts- 
verfahrens“, Franz  Klein,  gewidmete  Werk  dem  reichen 
positiven  Wissen,  der  hohen  ethischen  Auffassung,  dem 


genialen  Gedankenfluge  seines  Verfassers  und  der  vor- 
nehmen vollendeten  Form  seiner  Darstellung.  Genau  die 
Hälfte  des  Buches  füllen  „allgemeine  Betrachtungen“  aus, 
die  kaum  eine  Beziehung  der  Advokatur,  selbst  die  Physio- 
gnomik des  Standes  nicht  ausgenommen,  unerörtert  lassen. 
Den  Betrachtungen  über  die  Advokatur  in  Oesterreich  mit 
Blicken  auf  das  Deutsche  Reich  und  fremde  Länder  und 
großem  statistischen  Material  folgen  Reformvorschläge,  die 
unter  Verwerfung  des  numerus  clausus  (S.  169  ff.)  „keine 
radikalen  Heilmittel  enthalten.  Sie  wenden  sich  an  die 
Einsicht,  deren  Früchte  langsam  reifen“  (S.  X).  In  Oester- 
reich viel  gelesen  und  allseits  anerkannt,  wird  das  nun- 
mehr im  reichsdeutschen  neuen  Verlage  und  Gewände  er- 
schienene ausgezeichnete  Werk  sicher  auch  die  reichs- 
deutsche  Juristenwelt  bald  erobert  haben. 

Die  „Gerichtsreden“  berücksichtigen  gleichmäßig 
Straf-,  Zivil-  und  Verwaltungsrecht.  Mag  es  sich  um  eine 
Verteidigungsrede  gegen  die  Anklage  wegen  Mordversuches 
oder  um  das  Kartellproblem,  um  das  Namensrecht  oder 
um  den  Streit  wegen  des  Betrages  von  einer  Krone 
handeln,  — immer  versteht  es  der  Verf.,  neben  dem  stoff- 
lichen Interesse  den  Zusammenhang  mit  den  wichtigen 
Problemen  des  Rechtes  zu  bieten.  Das  Beste  an  Benedikts 
Werke  aber,  vielleicht  das  Beste,  was  über  das  Wesen 
der  Redekunst  seit  langem  geschrieben  wurde,  ist  die  mit 
hinreißendem  Enthusiasmus  vorgetragene  Vorrede.  Sie 
berücksichtigt  Altertum  wie  Neuzeit,  die  römische  wie  die 
romanische,  die  englische  wie  die  deutsche  Beredsamkeit. 
„Reden  heißt  im  Prozeß  zum  Zwecke  reden“,  lehrt  Verf., 
und  meint  mit  Recht  von  der  Redekunst:  „Sie  wird  so 
lange  dauern  als  Poesie  und  bildende  Künste  und  erst 
dann  erlöschen,  wenn  der  Mensch  jemals  ein  bloßes  Ver- 
standestier werden  sollte.“ 

Geh.  Justizrat  Regierungsrat  Dr.  Adolf  Bachrach,  Wien. 
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